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Editorial: Autoritärer Populismus 
Strategie und politische Ökonomie rechter Politik 


Das vorliegende Heft verfolgt die Frage- 
stellung von Heft 185 zum Thema „Aus- 
nahmezustand“ weiter. In den vergangenen 
Jahren gab es eine Vielzahl von beschleu- 
nigten Entwicklungen und politischen 
Krisen, die zu autoritären Regierungsprak- 
tiken geführt und zu einer Veränderung 
der politischen Kräfte beigetragen haben. 
Es spricht vieles dafür, dass in diesem Kon- 
text die Erfolge von als rechtspopulistisch 
bezeichneten Parteien mehr ist, als nur eine 
Erweiterung des Parteienspektrums und 
des parlamentarischen Raums, sondern ein 
neues politisches Regime bedeutet. 

Der Aufstieg von Parteien und Po- 
litikern, die im herrschenden Diskurs 
als „rechtspopulistisch“ charakterisiert 
werden, ist ein bestimmendes Thema der 
letzten Jahre gewesen. Dabei verweist der 
Begriff des Rechtspopulismus auf den des 
Linkspopulismus. Beide Begriffe wer- 
den im herrschenden Diskurs pejorativ 
gebraucht. Rechts- und Linkspopulis- 
mus gelten als zwei Varianten derselben 
Sache. Dem liegt ein Schema zugrunde, 
das den politischen Raum in eine positiv 
konnotierte Mitte und zwei negativ kon- 
notierte Extreme einteilt: Rechts- und 
Linkspopulismus gelten gewissermaßen 
als abgemilderte Formen von Rechts- und 
Linksextremismus. Anders gesagt: Rechts- 
und Linkspopulismus bewegen sich nach 
dem herrschenden Verständnis genau an 
der Grenze zwischen der Mitte (dem, was 
als normal gilt) und den Extremen. Sie 


werden nach dem Muster der Totalita- 
rismustheorie behandelt. Dabei steht das 
Urteil über den Populismus schon fest, 
bevor seine Funktionsweise überhaupt 
analysiert wurde (vgl. D’Eramo 2013; Link 
2017). Aus kritischer, emanzipatorischer 
Sicht ist die Gleichsetzungvon rechten und 
linken Kräften zurückzuweisen. Darüber 
hinaus stellt sich die Frage, ob Parteien, 
in denen rassistische, sexistische oder fa- 
schistische Positionen vertreten werden, 
nicht verharmlost werden, indem sie als 
rechtspopulistisch gekennzeichnet werden. 
Es wird auch davon abgelenkt, dass z.B. in 
der CDU oder in der BILD-Zeitungeben- 
falls auf ideologische Elemente zurückge- 
griffen wurde und wird, die heute dem 
Rechtspopulismus zugeordnet werden; 
das „bürgerliche Lager“ bzw. die „Mitte“ 
werden dadurch exkulpiert. 

Allerdings sollte der Begriff des Popu- 
lismus auch nicht vorschnell aufgegeben 
werden, solange unklar ist, mit welchen Be- 
griffen Parteien wie die AfD in Deutsch- 
land, der Front National in Frankreich, die 
FPÖ in Österreich, die Partei von Geert 
Wilders in den Niederlanden, die Politik 
von Donald Trump in den USA, von Vik- 
tor Orbän in Ungarn, der PiS in Polen oder 
von Recep Tayyip Erdogan in der Türkei 
analysiert werden können. Die Aufzählung 
reaktionärer Parteien und Politiker ließe 
sich noch verlängern. Wir haben es offen- 
kundigmit einer Offensive rechter Parteien 
und Politiker in vielen Ländern zutun. Um 
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zu prüfen, ob der Begriff des Populismus 
zur Analyse der genannten Kräfte hilfreich 
ist, istes notwendig, seinen Inhalt zu präzi- 
sieren. Dazu ist es wiederum unerlässlich, 
sich der historischen und theoretischen 
Kontexte zu vergewissern, in denen der 
Begriff verwendet wurde. Dies leistet 70- 
bias Boos in seinem Beitragzu diesem Heft. 
Der Blick nach Lateinamerika zeigt, dass 
durchaus auch progressive Politiken mit 
populistischen Mitteln verfolgt wurden, 
bzw. dass es sinnvoll ist, zwischen autori- 
tärem und demokratischem Populismus zu 
differenzieren. 

An die Diskussion über den Populis- 
musbegriff schließt die Debatte an, wie 
der Aufstieg des autoritären Populismus 
erklärt werden kann. Dabei sollte es die 
Aufgabe der kritischen Sozialwissen- 
schaft zu sein, die Frage nach den sozialen 
Ursachen des autoritären Populismus ins 
Zentrum ihrer Forschung zu stellen und 
sich zugleich von allgemeinen Erklärungs- 
ansätzen abzugrenzen, welche die sozialen 
Bedingungen für den Aufstiegautoritären 
Populismus ausblenden. Die sozialwissen- 
schaftliche Literatur bietet zur Erklärung 
dieser politischen Phänomene zwei vor- 
herrschende Ansätze an. Zum einen die 
Konzeption der Repräsentationslücke, 
die davon ausgeht, dass Parteien, welche 
in Regierungsverantwortung stehen, dazu 
tendieren, wirtschafts- und sozialpolitisch 
wie auch kulturell in die Mitte zu rücken 
und dadurch die politischen Ränder der 
Gesellschaft zu vernachlässigen (Jun 
2011). Die dadurch entstandenen Re- 
präsentationslücken würden daher von 
neuen Parteien oder neuartigen politi- 
schen Formationen gefüllt. Der zweite 
gängige Erklärungsansatz, die sogenannte 
Konfliktlinien-Theorie (cleavage-Theorie) 
erklärt den Aufstieg des Rechtspopu- 
lismus mit der Herausbildung neuer 


gesellschaftlicher Konfliktlinien, welche 
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sich in den 1970er Jahren herausgebildet 
hätten (Zürn/de Wilde 2016). Der Wi- 
derspruch zwischen Kapital und Arbeit 
sei in den Hintergrund gedrängt worden, 
wodurch die „alten Parteien“ zunehmend 
an Zuspruch verloren hätten. Die neuen 
rechtspopulistischen Parteien und Forma- 
tionen seien Repräsentanten einer neuen, 
dominanten gesellschaftlichen Konfliktli- 
nie zwischen liberalem Kosmopolitismus 
und chauvinistischem Kommunitarismus. 
Dieser Konflikt manifestiere sich vor al- 
lem an den Themen der Migration oder 
der Ausweitung supranationaler Steue- 
rungskompetenzen. Während der liberale 
Kosmopolitismus für offene Grenzen und 
eine Souveränitätsverlagerung, etwa von 
der nationalen auf die europäische Ebene, 
eintrete, würden Kommunitaristen am Na- 
tionalstaat als Entscheidungsraum festhal- 
ten und die nationalstaatlichen Grenzen 
verteidigen (Merkel 2017: 16). Die alten 
Volksparteien würden durch die neu ent- 
standenen Konfliktlinien zerrissen, da sie 
selbst von dieser durchzogen wären. 

Die beiden vorherrschenden Ansätze 
haben nur eine geringe Erklärungskraft in 
Bezug auf das überdeterminierte Phäno- 
men des autoritären Populismus. So über- 
schen sie die komplexen gesellschaftlichen 
Ursachen, welche den politischen Erdbe- 
ben zugrunde liegen und den Aufstieg des 
autoritären Populismus erst ermöglichten. 
Während die Diagnose einer Repräsenta- 
tionslücke einem starren Demokratiever- 
ständnis verhaftet bleibt und Politik letzt- 
endlich als ein Nullsummenspiel versteht, 
bleibt die Erklärung des cleavage-Ansatzes 
eindimensional und überhöht diskursive 
Verschiebungen zu nachhaltigen struk- 
turellen Veränderungen. Vor allem im 
zweiten Ansatz werden Veränderungen im 
Wahlverhalten von einer zu erklärenden 
Variable zur erklärenden Variable. Letzt- 
endlich muss jedoch die Verschiebung 
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von Konfliktlinien selbst als Resultat und 
Ergebnis gesellschaftlicher Auseinander- 
setzungen verstanden werden. 

Konträr zu den beiden dominanten so- 
zialwissenschaftlichen Ansätzen wird in 
diesem Schwerpunktheft zum autoritären 
Populismus ein Fokus auf die gesellschaft- 
lichen Ursachen für dessen Aufstieg gelegt. 
So greift Alex Demirovil in seinem Beitrag 
auf den von Stuart Hall (2014) geprägten 
Begriff des autoritären Populismus zurück 
und begreift diesen als eine bestimmte 
Form der neoliberalen Krisenbearbeitung. 
Ähnlich wie der Thatcherismus, den Hall 
vor Augen hatte, sei der autoritäre Popu- 
lismus in der gegenwärtigen Periode eine 
Politik, die von Teilen des Machtblocks 
verfolgt werde. Sie stehe nicht im Gegen- 
satz zum Neoliberalismus, sondern setze 
diesen mit anderen Mitteln fort. Dabei 
gehe es wie schon in den vorangegangenen 
Phasen neoliberaler Politik nicht mehr um 
Hegemonie, sondern um eine Form von 
Herrschaft, die Zugeständnisse an die 
beherrschten Klassen zu vermeiden suche. 

Auch wenn das große Schreckenssze- 
nario in Europa bisher ausgeblieben ist, 
so haben die Wahlen des vergangenen 
Jahres doch gezeigt, dass der autoritäre 
Populismus kein kurzfristiges Phänomen 
ist. Vielmehr hat er sich in den meisten 
europäischen Staaten fest im politischen 
System etabliert und ist zu einer wichtigen 
politischen Kraft geworden. Während die 
Sozialdemokratie fast überall in einer 
schweren Krise ist und um ihr Überleben 
kämpft, sind autoritär-populistische Par- 
teien in Westeuropa nicht selten zur zweit- 
bzw. drittstärksten Kraft aufgestiegen. 

In Osteuropa sind autoritär-populisti- 
sche Regierungen bereits allgegenwärtig. 
Vor allem in Ungarn hatte Victor Orbän 
in den letzten Jahren mit seiner Verfas- 
sungsreform, der politischen Kontrolle der 
Zentralbank und der Medien sowie seiner 
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repressiven Politik gegenüber ethnischen 
Minderheiten europäische Aufmerksam- 
keit erregt. Ähnliche Prozesse spielen sich 
derzeit auch in Rumänien ab, wo die Re- 
gierung zum wiederholten Male versucht, 
mithilfe einer Justizreform die Kompeten- 
zen der Judikative massiv zu beschneiden. 
Diesen Pfad scheint nun auch die polnische 
Regierung eingeschlagen zu haben. Klaus 
Müller analysiert den Fall Polen und 
macht deutlich, dass der Aufstieg der PiS- 
Regierung nur vor dem Hintergrund der 
sozialen Divergenzen zu verstehen ist, die 
sich hinter dem Wachstum der polnischen 
Wirtschaft verbergen und die auf die Art 
verweisen, wie die Transformation Polens 
vom „real existierenden Sozialismus“ zum 
neoliberalen Kapitalismus vonstattenging. 

Viel zugespitzter entwickelt sich der 
autoritäre Populismus in der Türkei. Dort 
geht die regierende AKP immer autoritä- 
rer gegen die Opposition und ethnische 
Minderheiten vor. Presse- und Meinungs- 
freiheit sind faktisch abgeschafft worden, 
nachdem im Sommer 2016 Teile des Mi- 
litärs erfolglos versucht hatten, gegen die 
Erdogan-Administration zu putschen. 
Während der Abfassung dieses Editorials 
griff die türkische Regierung die autonome 
kurdische Region Afrin im Nordsyrien aus 
der Luft und mit Bodentruppen an. Axel 
Gehring argumentiert in seinem Beitrag, 
dass die gegenwärtige Politik der AKP 
vielmehr ein Ausdruck ihrer Schwäche als 
ihrer Stärke sei. Die AKP habe zwar eine 
autoritär-populistische Politik betrieben 
und sich als gegen das Establishment 
gerichtete Kraft präsentiert, doch funk- 
tioniere dies immer weniger, je länger sie 
regiere. Das autoritär-populistische Projekt 
der AKP sei in einer Existenzkrise und die 
Partei versuche nun mit allen Mitteln, ihre 
Macht zu konsolidieren. Die EU, die west- 
lichen Eliten und selbst Teile der Linken 
hätten dagegen lange Zeit die Augen vor 
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den autoritären Zügen der AKP und ihrer 
Vorgängerorganisationen verschlossen. 

Wie der Wahlsieg von Donald Trump 
im November 2016 zeigt, ist der autoritäre 
Populismus nicht nur ein europäisches 
Problem. Kaum ein Tag vergeht ohne 
Nachrichten des neuen US-Präsidenten, 
der wie wohl kein anderer zuvor die US- 
amerikanische Gesellschaft polarisiertund 
spaltet. Trevor Evans analysiert die wirt- 
schaftliche Entwicklung der USA und die 
Regierungspraktiken der neuen Adminis- 
tration. Während Trump zwar von Teilen 
der weißen Arbeiterklasse gewählt wurde, 
zeigt die Analyse seiner Politik, dass diese 
gegen die Arbeiterklasse gerichtet ist. 

Die Frage, wie der Erfolg des autoritä- 
ren Populismus erklärt werden kann und 
welche Gegenstrategien angemessen sind, 
wird innerhalb der gesellschaftlichen Lin- 
ken kontrovers diskutiert. In Deutschland 
haben sich zwei Lager herausgebildet, die 
sich unversöhnlich gegenüberzustehen 
scheinen. Entweder wird der Aufstieg 
der AfD durch die Vernachlässigung der 
sozialen Fragen und der Arbeiterklasse 
durch die gesellschaftliche Linke erklärt, 
oder aber als Ausdruck von Rassismus und 
Wohlstandschauvinismus in der gesell- 
schaftlichen „Mitte“ bzw. in der gesamten 
Bevölkerungverstanden. In seinem Beitrag 
in PROKLA 186 hatte Stephan Lessenich 
die letztgenannte Position vertreten, und 
Dennis Eversberg argumentiert in seinem 
Beitrag in diesem Heft in eine ähnliche 
Richtung, während Thomas Sablowski 
und Günter Thien diese Sicht einer Kritik 
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unterziehen. Aus den verschiedenen Dia- 
gnosen ergeben sich ganz unterschiedliche 
Strategien und Möglichkeiten der Reorien- 
tierung für die Linke. 

Mit dem Beitrag von Heiko Haumann 
setzen wir unsere kleine Serie zu „100 Jahre 
Russische Revolution“ fort. 


Alex Demirovic, Thomas Sablowski, 
Etienne Schneider und Felix Syrovatka 
(für die Redaktion) 
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PROKLA 191: Zur (neuen) Wohnungsfrage 


Nachdem die Große Koalition im November 2013 mit viel rhetorischem Tam- 
tam die Mietpreisbremse verkündete, befürchtete der Verband der Haus- und 
Grundbesitzer das Schlimmste. Doch während die Investitionen in Wohn- 
bauprojekte keineswegs zurückgingen und der Bau von (hochpreisigen) Eigen- 
tumswohnungen neue Höhenflüge erlebte, stiegen die Immobilienpreise und 
Mieten weiter - unter anderem deshalb, weil Neubauten ohne Regulierung 
nicht zu leistbaren Mieten führen. Dieser erfolglose Versuch einer punktuellen 
und halbherzigen Reform zeigt beispielhaft zum einen, dass die bereits von 
Friedrich Engels gegen Ende des 19. Jahrhunderts diskutierte „Wohnungs- 
frage“ wieder ein Thema der Politik geworden ist; zum anderen, dass diese 
grundlegende Probleme berührt, die nicht durch eine partielle Preisregulie- 
rung zu lösen sind. Mittlerweile treten die Widersprüche eines neoliberalen 
Regimes der Wohnraumversorgung deutlich hervor und dank zunehmender 
sozialer Proteste ist ein partielles Umdenken zu diagnostizieren. Vor diesem 
Hintergrund diskutiert die PROKLA anhand empirischer Beiträge sowie 
theoretischer Reflexion die politökonomische Gründe für die Wiederkehr 
der Wohnungsfrage im Kontext von Finanzialisierung, Neoliberalisierung 
und einer globalen Überakkumulation von Kapital befassen. 


PROKLA 192: Die EU zwischen Krise und Aufbruch. 10 Jahre nach 
dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise in Europa 


Die jüngste Krise hat tiefe Spuren in der Europäischen Union hinterlassen. 
Heute, zehn Jahre nach ihrem Ausbruch hat sich das Gesicht der EU im All- 
gemeinen und der Eurozone im Besonderen mitsamt ihrer spezifischen Archi- 
tektur deutlich verändert. Trotz des zwanghaften Optimismus seiner Eliten, 
die nicht müde werden zu betonen, dass die EU die Wirtschaftskrise hinter 
sich gelassen und aufeinen neuen Wachstumspfad eingeschwenkt ist, bleibt die 
EU in einer schweren Existenzkrise. Noch gravierender als die wirtschaftlichen 
Krisenerscheinungen sind die politischen Erosionsprozesse. Das Vertrauen in 
die EU verbleibt aufdem niedrigsten Stand ihrer Geschichte. In der Krise gab 
es zahlreiche Proteste und Demonstrationen. Was ist aber davon übriggeblie- 
ben? Wo stehen die linken Parteien in Europa heute, angesichts von schweren 
politischen Erschütterungen infolge der Krise und dem Aufstieg der Rechten 
in vielen europäischen Mitgliedsstaaten? Das alles wirft die Frage auf, welche 
Alternativen wir eigentlich zu jener Europäischen Union haben, die bisher vor 
allem eine Wirtschaftsintegration unter neoliberalen Vorzeichen war. Braucht 
es eine Republik Europa, eine Neugründung durch eine verfassungsgebende 
Versammlung oder gar ihre Auflösung und Rückkehr zum Nationalstaat? 
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Wie sich unsere Politik trumpetisiert 
und was wir dagegen tun können 


Was ist mit unseren westlichen 
Demokratien momentan eigentlich 
los? Ist der US-Präsident Donald 
Trump ein Vorbote für Europa? Wa- 
rum schlägt die Stunde der Verein- 
facher im Zuge von Flüchtlingskri- 
se, Terrorismus und Brexit derzeit 
so laut und schrill? 
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Tobias Boos 


Ein Hut, zu viele Köpfe! 
Zu Geschichte und Theorie des Populismusbegriffs 


Man wird auch hier schen können, wie konventionell die Terminologie ist, aber ihre Be- 
deutung beim Verursachen von Irrtümern und Abweichungen hat, sobald man vergißt, 
dass man immer zu den kulturellen Quellen zurückgehen muss, um die genaue Bedeutung 
der Begriffe festzustellen, weil unter demselben Hut verschiedene Köpfe sein können. 


(Gramsci, GHI1 $16: 1407) 


Der rasante Aufstieg des Populismusbegriffs ist erstaunlich. Der Duden führt 
ihn erst seit 1980, D’Eramo (2013) wiederum zeigt, wie der Terminus nach dem 
Zweiten Weltkrieg in der Wissenschaft erst schr zögerlich Einzugerhält und seine 
Nutzung vor allem ab den 1990er Jahren exponentiell zunimmt. Für D’Eramo 
ist dieser Aufstieg verknüpft mit dem politischen Projekt eines liberalen Revisi- 
onismus in den USA und mit dem Kalten Krieg, der die frühen populistischen 
Bewegungen zur Jahrhundertwende als protofaschistisch zu charakterisieren 
beginnt und das neue Paradigma der Totalitarismus-, später dann Extremismus- 
Theorie etabliert. Aus seiner Sicht ist die Unschärfe des Begriffs also nicht eine zu 
klärende wissenschaftliche Frage, sondern letztlich politischer Sinn und Zweck 
seiner Existenz: die eigentlichen Gegensätze Faschismus und Kommunismus, 
später dann Rechts- und Linkspopulismus werden mit seiner Hilfe als Kontinuum 
konstruiert und so ihre programmatischen Unterschiede verwischt (D’Eramo 
2013: 14,21). 

Diese Analyse ist stichhaltig, gleichwohl muss sie aus zweierlei Gründen un- 
befriedigend bleiben. Einerseits tut man den zahlreichen wissenschaftlichen Er- 
klärungsansätzen zum Populismus unrecht, sie ausschließlich aufihre politische 
Stoßrichtung zu beschränken. Der Konjunktur des Begriffs nachzuspüren hilft 
zwar, um seine politische Dimension präsent zu halten, gleichwohl erschöpft er 
sich nicht in ihr. Andererseits macht D’Eramos Analyse selber deutlich, dass 
Populismus sowohl als politischer wie auch als analytischer Begriff heute gesell- 


1 Vielen Dank an Stefan Pimmer, Tobias Zortea und die PROKLA-Redaktion für ihre An- 
merkungen und Kommentare. Der vorliegenden Artikel wurde verfasst im Rahmen eines 
Forschungsaufenthalts an der Facultad Latinoamericana de Ciencias Sociales (FLACSO), 


Quito. 
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schaftlich wirkmächtig ist. Schon frühere Vorschläge, ihn als wissenschaftlichen 
Begriff zu entsorgen (Roxborough 1984), haben dem keinen Abbruch getan. 
Statt also fortwährend seine Unschärfe zu beklagen, sollte die Hochkonjunk- 
tur des Begriffs selbst als gesellschaftliches Phänomen gelesen werden. Seine infla- 
tionäre Verwendung verweist auf die deutlicher zutage tretenden Widersprüche 
kapitalistischer Vergesellschaftung (Demirovic u.a. 2011), in der gesellschaftliche 
Konstellationen aufbrechen, neue Akteure in Erscheinung treten und deren 
Neukonfiguration zur Disposition steht. So verstanden erscheint es plausibel, die 
aktuelle Omnipräsenz des Populismusbegriffs zunächst als Sprachlosigkeit der 
Wissenschaft und der Linken gegenüber der aktuellen gesellschaftlichen Kon- 
junktur zu deuten. Dies zeigtsich auch in Debatten, in denen sich die Verwendung 
als Kampfbegriff und analytisches Werkzeug permanent vermengen. Ist hiervon 
Populismus die Rede, gibt es zumeist große Schnittmengen mit dem Begriff der 
Demagogie. Gemeint ist zumeist ein redegewandter (Ver-)Führer, welcher die 
Massen über die Emotionalisierung von Politik und falsche Versprechungen auf 
seine Seite zieht -— oder auch dessen weibliches Pendant. Diese Politik wird hier 
als irrational und „betrügerisch“ gebrandmarkt, ohne aufihren konkreten Inhalt 
weiter einzugehen. Diese unübersichtliche Gemengelage wirft die Frage auf: 
Welchen politischen und analytischen Beitrag kann der Begriff des Populismus 
eigentlich leisten, und welchen Mehrwert hat er aus einer linken Perspektive? 
Ziel dieses Artikels ist deshalb explizit nicht, eine weitere Definition des Popu- 
lismus vorzulegen. Stattdessen wird dem eingangs zitierten Anspruch Gramscis an 
die Begriffsarbeit gefolgt und versucht, den Quellen der unterschiedlichen Defi- 
nitionen nachzuspüren. Die Verwendungsweisen zu verschiedenen Zeitpunkten 
und an unterschiedlichen Orten werden auf ihren politischen und analytischen 
Gehalt hin untersucht. Drei wichtige historische Linien lassen sich ausmachen: 
Die russischen Narodniki und die US-amerikanische People’ Party im späten 19. 
Jahrhundert werden als die ersten populistischen Bewegungen herangezogen. 
Gemeinsam mit den populistischen Regierungen Mitte des 20. Jahrhunderts 
von Läzaro Cärdenas (Mexiko), Getülio Vargas (Brasilien) und Juan Domingo 
Perön (Argentinien) in Lateinamerika bilden sie zumeist auch die Grundlagen 
für eine Theorie des Populismusbegriffs. Während die Analyse ersterer vor allem 
Eingang in die liberale Perspektive gefunden hat, existiert in Lateinamerika eine 
lange Tradition marxistischer Debatte um den Populismus bzw. präziser das 
National-Populare, die hierzulande jedoch kaum rezipiert wird. 
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1. Historische Linien des Populismus - Nur ein 
Übersetzungszufall? Narodniki und People’s Party 


In der Darstellung der russischen und US-amerikanischen Bewegungen stößt 
man bereits zu Beginn auf ein Problem: Schon 1971 stellte Allcock (1971: 
372) in seiner „Biographie“ des Populismus fest, dass der Begriff zunächst von 
HistorikerInnen verwendet wurde, die vollkommen unbedacht das russische 
Narodnichestvo als Populismus übersetzten, ohne jedoch einen gemeinsamen 
inhaltlichen Kern zwischen der US-Bewegung und den russischen Narodniki 
behaupten zu wollen. Franco Venturi, der die ausführlichste Studie zu jenen 
Jahren vorgelegt hat, hebt hervor, dass der Begriff Narodnichestvo selber erst in 
den 1870er Jahren auftaucht, stattdessen wurde die Bewegung der russischen 
PopulistInnen zuvor wahlweise als „sozialistisch, kommunistisch, radikal, [oder] 
nihilistisch“? (Venturi 1960: xxxiii) beschrieben. Und ebenso kommt auch Maga- 
rate Canovan zu dem Schluss, „dass der russische und amerikanische Populismus 
sich stark voneinander unterschieden.“ (Canovan 1981: 96). Verdanken wir eine 
mittlerweile seit Jahrzehnten fortwährende Debatte einem Übersetzungszufall? 

Als russischen Populismus bezeichnet wird klassischerweise die „going to 
the people“-Bewegung im Sommer 1874. Canovan skizziert sie als Populismus 
von jungen russischen Intellektuellen, die der westlichen Moderne und Indivi- 
dualisierung die Ideale der russischen bäuerlichen Kommune entgegenstellen 
wollten (Canovan 1981: 64ff.). Im Sommer 1874 trieb es sie massenhaft hinaus 
aufs Land, um dort ihre revolutionären Ideen eines agrarischen Sozialismus unter 
den „einfachen Leuten“ zu verbreiten. Sie sahen in der bäuerlichen Kommune den 
Ausgangspunkt für eine neue Gesellschaftsordnung (Canovan 1981: 72ff.; 95f.). 
Zahlreiche Narodniki wurden verhaftet, die Bewegung selber scheiterte, bildet 
aber einen wichtigen Einschnitt in der Geschichte des russischen Radikalismus: 
Teile der Bewegung wurden später Mitbegründer der Kommunistischen Partei, 
andere, enttäuscht von den Bauern, sahen die Notwendigkeit einer avantgar- 
distischen Strategie, die 1881 in das erfolgreiche Attentat auf Zar Alexander II. 
mündete (Field 1987: 415). Waren die Verhaftungen zweifellos ein Kulminati- 
onspunkt der Bewegung, so ist sie zugleich einzubetten in eine längere Periode 
der Aufstände und Bewegungen von 1848-1881 (Venturi 1960: 470). 

Der Begriff Narodnichestvo wurde bis in die 1870er Jahr schr allgemein ver- 
wendet. Die „going to the people“-Bewegung bezeichnete sich zunächst nicht so, 
sondern als sozialistische oder sozial-revolutionäre. Bis der Begriff einige Jahre 
später gebräuchlich wurde, lassen sich klare ideologische Trennlinien nur schwer 
aufrechterhalten: „Zwischen 1848 und 1881 war der russische Sozialismus populis- 


2 Englisch- und spanischsprachige Zitate wurden vom Autor ins Deutsche übersetzt. 
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tisch. Später sollte er sozialistisch-revolutionär, sozial-demokratisch, Menschewiki, 
Bolschewiki, anarchistisch werden.“ (Venturi 1960: xxxii) Die Bandbreite an 
ideologischen Zuschreibungen ist insofern bedeutend, als mit dem Verweis auf 
die Narodniki der Populismus bis heute oft als „dünne Ideologie“ (Stanley 2008) 
mit eben jenen anderen ideologischen Strömungen kontrastiert wird. Dies scheint 
insofern eine historisch fragwürdige Rückprojektion, als dieses diffuse Amalgam 
an ideologischen Versatzstücken eher ein Kennzeichen der damaligen Verhältnisse 
als ein Alleinstellungsmerkmal des russischen Populismus gewesen zu sein scheint. 
Ab den 1890er Jahre erlangt der Begriff dann jene politische Bedeutung, die er 
viele Jahre innerhalb der marxistischen Diskussion beibehalten wird. Der Begriff 
wird für die Sozialdemokratie zu einem „erstklassigen Polemisierungsinstrument, 
welches eingesetzt wurde, um die Sozialdemokratie als neue und triumphale Be- 
wegung zu etablieren, die alle anderen sozialistischen Bewegungen in Russland 
ersetzt.“ (Pipes 1964: 456) Auch Lenin selber machte sich diese abwertende Ver- 
wendungsweise wenig später zu eigen und beschrieb die Ideologie der Narodniki 
als Ideologie des Kleinbürgertums (Lenin 1894). Es gab aber auch inhaltliche 
Auseinandersetzung: Bereits 1881 kam es zu dem mittlerweile berühmten Brief- 
wechsel zwischen Karl Marx und Vera Zasuli£. Dieser entspinnt sich entlang 
der Frage, inwieweit die bäuerliche Kommune in Russland der Ausgangspunkt 
für eine sozialistische Gesellschaftsordnung sein könne oder der Entwicklung 
des Westens folgen müsse. Dass diese Frage die Narodniki umtrieb, zeigt sich 
auch an dem Umstand, dass sie das Vorwort für die zweite russische Ausgabe des 
Kommunistischen Manifests von 1882 umgehend in der Zeitschrift Narodnya 
Volya veröffentlichten. In diesem widersprachen Marx und Engels der Annahme 
eines linearen Entwicklungspfades für alle Länder (Anderson 2010: 229fF.). 

Was brachte den Revolutionären jener Jahre also die Zuschreibung des Po- 
pulismus ein? Von Beginn an wurde mit dem Begriff eine politische Agenda 
verfolgt und war oft eine Fremdzuschreibung. Er stand aber auch für inhaltliche 
Differenzen. Tatsächlich zweifelte man an der damals vorherrschenden determi- 
nistischen Vorstellung, Russland müsste zunächst durch die Entwicklungsphase 
des Kapitalismus gehen. Vielmehr äußerte man die Vermutung, dass Russland 
vom Westen lernen, jene Entwicklungsstufe aussparen und stattdessen ausgehend 
von der existierenden Organisierungsform der bäuerlichen Kommune direkt zu 
einem Agrarsozialismus voranschreiten könne (Canovan 1981: 70). 

Ein zweiter historischer Bezugspunkt der Populismusdebatte ist die Farmer- 
bewegung in den USA. Sie kann als die größte demokratische Massenbewegung 
in der US-amerikanischen Geschichte beschrieben werden (Goodwyn 1976: ix). 
Sie fand ungefähr zeitgleich zur Bewegung in Russland statt. 1891 gegründet, 
hat die People's Party ihre Vorläufer in der Farmer’s Alliance, welche sich Ende 
der 1870er formierte, zunächst im Süden des Landes, dann aber auch in anderen 
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Regionen. Die kapitalistische Durchdringung der ländlichen Regionen sorgte 
für Unmut bei den lokalen Farmern. Die Farmer sahen sich zunehmend dem 
Gutdünken und der Preisgestaltung durch die Eisenbahnunternehmen, lokalen 
Händler und Banken ausgesetzt. Der Versuch, über Zusammenschlüsse alter- 
native Versorgungs- und Verteilungswege zu organisieren, scheiterte jedoch an 
fehlenden ökonomischen Mitteln und der Gegenseite, die diese Versuche aktiv 
hintertrieb. Nachdem sie im Kongress kein Gehör gefunden hatten, gründe- 
ten die Farmer 1891 die People’s Party (Canovan 1981: 17ff.) und bereits 1892 
trat sie mit einem eigenen Kandidaten zur Präsidentschaftswahl an und riefzur 
Einheit zwischen schwarzen und weißen Farmern auf (Zinn 1980: 283ff.). Das 
löste Besorgnis bei den Demokraten aus, die angesichts einer dritten Partei ihre 
Stellung gefährdet sah. Deshalb optierten sie 1896 mit William Jennings Bryan 
für einen Kandidaten, der rhetorisch „populistisch“ auftrat und der People's Party 
nahestand (Canovan 1981: 44ff.). 

Selbst diese historische Skizze macht deutlich, dass sich der amerikanische 
Populismus grundlegend von den Narodniki in Russland unterschied. Die People's 
Party sah sich zwar ebenfalls als Vertretung des Volks, wurde aber von den Far- 
mern selber angestoßen, war das Ergebnis einer Organisierung von unten. Auch 
waren Handlungshorizont und -ebene radikal andere. So adressierte man die 
Ebene der institutionalisierten Politik und akzeptierte diese als Handlungs- 
rahmen. Die Kritik an der Regierung war zentral und setzte ihr die Idee eines 
‚people’s government entgegen (Canovan 1981: S1ff.). Die Party trat radikal für 
Verstaatlichungen und eine Zentralregierung ein, was manche HistorikerInnen 
dazu gebracht hat, ihre Anhängerschaft als SozialistInnen zu bezeichnen (Pol- 
lack zit. n. Zinn 1980: 287). Dieser Vergleich hinkt stark, weil das Recht auf 
Privateigentum nie in Zweifel gezogen wurde (Canovan 1981: 57). Der Begriff 
des Populismus war bei der Bewegung in den USA zudem wie in keinem anderen 
Fall von Beginn an eine Selbstzuschreibung. 


Populismus in Lateinamerika und das National-Populare 


Die dritte historische Linie bilden die populistischen Regierungen von Läzaro 
Cärdenas (Mexiko), Getülio Vargas (Brasilien) und Juan Domingo Perön (Argen- 
tinien) während der 1930er bis 1950er Jahre in Lateinamerika. Unter ihnen ver- 
besserte sich die Lage der zuvor marginalisierten Bevölkerungsteile, angetrieben 
durch sozialpolitische Maßnahmen, oft erheblich, und die Regierungen konnten 
häufig eine breite Massenbewegung als UnterstützerInnenbasis mobilisieren. 
Die Zuschreibung des Populismus findet sich jedoch bereits früher. Auch hier 
wurde der Vorwurf des Populismus von MarxistInnen an diejenigen gerichtet, 
die gegen die damalige marxistische Orthodoxie verstießen. Zentrale Figur in 
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dieser ersten Auseinandersetzung war der peruanische Kommunist Jose Carlos 
Mariätegui. V.M. Miroshevsky, der Berater des Lateinamerika Büros der Kommu- 
nistischen Internationalen (Komintern), bezichtigte in einem Artikel von 1941 
Mariäteguis Ideen des „nationalistischen Romantizismus, der Idealisierung der 
sozialen Ordnung der Inka, der ‘populistischen’ Fetischisierung der bäuerlichen 
Gemeinschaft.“ (Miroshevsky 1941: 67).? Mariätegui hatte die damals propa- 
gierte Stufenabfolge der Revolution unter der Hegemonie einer revolutionären 
ArbeiterInnenklasse kritisiert und hegte Zweifel an der Strategie einer antiim- 
perialistischen Allianz mit der nationalen Bourgeoisie. Der Intellektuelle war in 
seiner Analyse der peruanischen Verhältnisse zu dem Schluss gekommen, dass 
der Widerspruch zwischen den bäuerlich indigenen Gemeinschaften und den 
GroßgrundbesitzerInnen die zentrale Triebkraft der peruanischen Geschichte sei 
und.der hier vorzufindende Widerstand, die gemeinschaftlichen Organisierungs- 
formen und die Landfrage der Ausgangspunkt eines eigenen peruanischen Wegs 
zum Sozialismus sein müssten (ebd.: 58ff.). Das brachte ihm den Vorwurf des 
Populisten und „utopistisch kleinbürgerlichen Sozialisten“ (ebd.: 69) ein - eine 
Bezeichnung, die sich an die AnschuldigungLenins anlehnte. So entlarvend diese 
Denunziationen rückblickend auch seien mögen, beinhalten sie paradoxerweise 
einen wahren Kern: Mariätegui waren die Ideen von Personen wie Vera Zasuli& 
nicht vertraut, seinen Überlegungen lagen allerdings vergleichbar Fragestellungen 
zugrunde (Flores Galindo 1980: 52), aus denen er entsprechende Schlussfolge- 
rungen zog. Die Fremdzuschreibung, populistisch zu sein, beinhaltet somit auch 
einen ähnlichen Vorwurf wie jener, dem sich die Narodniki ausgesetzt sahen. 
Mariätegui trat für einen peruanischen Entwicklungspfad hin zum Sozialismus 
ein, dessen Keimformen er nicht in der ArbeiterInnenklasse, sondern in der 
indigen-bäuerlichen Kommune - dem ayl/u - sah. Mariätegui gilt heutzutage 
als einer der originellsten marxistischen DenkerInnen Lateinamerikas, was ihm 
den Titel „Gramsci Lateinamerikas“ einbrachte. 


Gramsci als Schlüssel zur nationalen Realität 


Bevor sich jedoch die MarxistInnen dem Populismus erneut zuwandten, wurden 
im Kontext der Modernisierungstheorien nach dem Zweiten Weltkrieg die ersten 
systematischen Studien zu populistischen Regierungen verfasst. An Talcott Parsons 
orientiert, erklärten Gino Germani (1965; 1978) oder Torcuato di Tella (1965) den 
Zusammenhangzwischen Modernisierungund Populismus aus strukturfunktiona- 
listischer Perspektive, aus der die genannten populistischen Regierungen Ausdruck 


3 Zum revolutionären Romantizismus Mariäteguis und dem falschen Vorwurfder Roman- 
tisierung des Inka-Imperiums vgl. Löwy/Duggan 1998. 
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derökonomischen Umwälzungsprozesse seit Beginn des 20. Jahrhunderts waren. 
Die aufkommenden Forderungen nach politischer Partizipation der neuen Arbei- 
terInnenklasse würden institutionell nicht aufgefangen, sodass der populistische 
Führer die mobilisierten Massen nicht institutionell, sondern über eine emotionale 
Bindung integriere. Populismus erscheint hier als eine unterentwickelte Form der 
politischen Partizipation und sei darin dem Faschismus ähnlich. 

Diese Einschätzung dominierte auch lange die marxistische Debatte in Latein- 
amerika. Die Unruhen seit Beginn des 20. Jahrhunderts wurden von der Linken 
nicht genutzt, sondern mündeten zwischen 1934 und 1955 in populistische Re- 
gierungen. Diese wurden als bonapartistische Regime oder gar als faschistisch 
abgetan und als Ausdruck eines falschen Bewusstseins der proletarischen Massen 
gedeutet - eine Analyse, die hauptsächlich auf die kommunistischen Parteien 
zurückzuführen war. Erst Mitte der 1960er Jahre setzte eine Revision dieser 
Einschätzung ein. Den Schlüssel lieferte Gramsci, zentral war hierbei die Gruppe 
um die Zeitschrift Pasado y Presente (1963-1965; 1973). Die heute als „argen- 
tinische Gramscianer“ (Burgos 2004) bekannten jungen Marxisten hatten sich 
in den Jahren zuvor immer weiter von der stalinistischen Orthodoxie der KP 
Argentiniens entfernt. Die Veröffentlichung der ersten Ausgabe 1963 besiegelte 
schließlich ihren Ausschluss. Befreit von den schablonenhaften Interpretationen 
war „die Begegnungmit Gramsci beinahe eine Notwendigkeit, eine obligatorische 
Transition, um ausgehend von dieser Tradition, wenngleich sie hinterfragend, eine 
nationale Realität neu denken zu können, die der Fall des Peronismus in einem 
neuen, geheimnisvollen und vielversprechenden Antlitz erscheinen ließ.“ (Aric6 
1988: 54). Das passende Werkzeug, um diese nationale Realität zu erschließen, 
fand die Gruppe im Begriff des National-Popularen (ebd.: 74ff.). Gramsci verwen- 
det den Begriffim Zusammenhang seiner Frage nach „den Bedingungen für einen 
Prozess der sozialen Transformation im Kontext eines rückständigen Kapitalis- 
mus, unter denen die nationale Vereinigung verspätet und unvollständiggeschah 
und die Konstitution des liberalen Rechtsstaates Produkt einer Revolution von 
oben gewesen ist, d.h. sich nicht durch einen revolutionären oder reformistischen 
Willen von unten vollzogen hat, sondern durch einen Prozess des Transformis- 
mus.“ (Portantiero 1991) Die Herausforderung für ein emanzipatorisches Projekt 
sei es, moderne, wissenschaftliche Erkenntnisse und die fortschrittlichen Teile 
des Alltagsverstandes (buon senso) zu einem national-popularen Kollektivwillen 
zu artikulieren - darin bestünden die Rolle der Intellektuellen und der Prozess 
der Hegemoniegewinnung (ebd.).* 


4 Juan Carlos Portantiero, eine der zentralen Figuren jener Gruppe, sicht im Begriff 
des National-Popularen deshalb einen Kreuzungspunkt der gramscianischen Kate- 
gorien (Portantiero 1991). Mit diesem Argument vor Augen offenbart sich auch das 
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Ausgehend von Gramscis Analyse für Italien argumentierten die lateinameri- 
kanischen Gramscianer, dass das National-Populare nicht durch den Sozialismus, 
sondern durch populistische Regierungen artikuliert worden sei. Diese hätten 
zwar eine Politik der Massen verfolgt, allerdings sei diese von oben implementiert 
gewesen, basierend aufeinem organizistischen Diskurs, der Zentralität des Staates 
und alten lokalen politischen Traditionen wie derjenigen eines paternalistischen 
Caudillos. Ihre zentrale Kritik bezog sich auf die Zentralität des Staates, der 
alle zivilgesellschaftlichen Kräfte absorbiert, der als einziger gesellschaftlicher 
Kohäsionsfaktor fungiere. In dieser Transformation von oben sahen sie auch 
das autoritäre Element des Populismus. Diese erstaunlich „ungramscianische“ 
Lesart des Staates, der die Zivilgesellschaft in affirmierender Weise interpretiert, 
erklärt auch, warum jene Intellektuellen nach der Rückkehr zur Demokratie die 
Notwendigkeit einer intellektuellen und moralischen Reform sowie den Aufbau 
liberaldemokratischer Institutionen als essentiellste Aufgaben ansahen. Einige 
von ihnen wurden RegierungsberaterInnen (Burgos 2004: 303ff.). Nach den 
Militärdiktaturen und dem Scheitern der Guerilla-Bewegungen seien die liberale 
Demokratie sowie der Rechtsstaat und seine Institutionen ein Wert an sich, den 
es aus sozialistischer Perspektive zu verteidigen gelte (de Ipola 2009). 

In eben jenen politischen Schlussfolgerungen unterscheidet sich diese gram- 
scianische Denklinie von jener, die mit dem Namen Ernesto Laclau verknüpft 
ist: Während erstere den Errungenschaften der liberalen Demokratie eine neue 
Wertschätzung zumaßen, aflırmierte Laclau den Populismus zunehmend als 
Gegenkonzept zur liberalen Politik. Hierzulande wird seine Theorie nicht selten 
als lateinamerikanische Perspektive beschrieben, was u.a. aufseine Herkunft und 
seinen Enthusiasmus für die linken Regierungen in Lateinamerika während der 
letzten zwei Jahrzehnte zurückzuführen ist (Brand 2016). Zwar äußert Benjamin 
Arditi (2010) die Vermutung, Laclau habe immer den lateinamerikanischen 
Populismus vor Augen gehabt, allerdings sind die zentralen Referenzen in seinem 
On Populist Reason (OPR) der französische Poststrukturalismus und die Lacan- 
sche Psychoanalyse. Während er sich in seiner frühen Arbeit noch ausgiebig an 
Germani und di Tellaabarbeitet (Laclau 1977: 146ff.), wird Germani in OPR nur 
noch ein Malerwähnt und das lediglich als exemplarische Referenz für die Unzu- 


Forschungsprogramm jener Gramscianer, und weshalb der Begriff des National-Popularen 
zu diesem Zeitpunkt ihr zentraler Ausgangpunkt war (für unterschiedliche „Momente“ 
der Gramscirezeption vgl. Burgos 2015). 

5 Ausgehend von einer Kritik an der Strategie des bewaffneten Kampfes unterzogen eben jene 
Exil-Intellektuellen die bis dahin vorherrschende Sichtweise auf das Verhältnis zwischen 
Sozialismus und Demokratie einer grundlegenden Revision. Zentraler Ort der Auseinan- 
dersetzung war die Zeitschrift Controversia (1979-1981). Eine systematische Aufarbeitung 
der Debatten hat erst vor kurzem eingesetzt. Für eine erste Übersicht vgl. Gago 2012. 
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länglichkeiten bisheriger Definitionsversuche (Laclau 2005: 4). Auch biografisch 
zeigt sich die Aufspaltung der Rezeptionslinien. Ein Großteil der Intellektuellen 
kehrte in den 1980ern aus dem Exil zurück und diskutierte in Zirkeln wie dem 
Club de Cultura Socialista die Ereignisse der letzten Jahrzehnte. Laclau ließ sich 
bereits in den 1960er in England nieder - und blieb dort. Trotz freundschaftlicher 
Verbindungen entfernten sich seine theoretischen und politischen Prämissen 
zunehmend von jenen der RückkehrerInnen (de Ipola 2009: 197£.). Eine der ersten 
und kohärenten Kritiken an Laclaus (1977) frühem Populismus-Konzept stammt 
noch aus deren Feder. Portantiero und de Ipola (1982) bestritten, dass es - anders 
als Laclau behauptet - Kontinuitätslinien zwischen Populismus und Sozialismus 
geben könne, weil der Peronismus das National-Populare und dessen Pluralität 
dem Staat unterwirft und deshalb nie über einen progressiven Transformismus 
im Sinne Gramscis hinausgehen könne.* 


2. Autoritärer Populismus? 


Lässt sich vor dem Hintergrund der beschrieben historischen Linien von einem 
autoritären Kern des Populismus sprechen? Ansätze, die dies bejahen, schen diesen 
bei den russischen Narodniki, in deren Überhöhung des einfachen Volkes, die 
mit einem populistischen heartland einhergehe, welches eine verloren gegangene 
Idealwelt in der Vergangenheit imaginiert (Taggart 2000). Auch die später verüb- 
ten Anschläge werden als Anzeichen für deren autoritären Kern gewertet. Einer 
rückwärtsgewandten Utopie wird auch die US-Farmerbewegung beschuldigt. 
Ebenso hätte sie zu Verschwörungstheorien und Antisemitismus tendiert (Hof- 
stadter 1955: 41; 45ff.). Obwohl diese Vorwürfe angesichts späterer Forschung 
nur schwer aufrechtzuerhalten (vgl. Goodwyn 1976; Pollack 1960) und vor allem 
aufdas politische Klima der McCarthy Ära zurückzuführen sind, werden sie bis 
heute als Kennzeichen des Populismus diskutiert.” Dennoch ist populist in den 
USA bis heute positiv besetzt. Hier ist populistisch kein autoritäres Attribut, 
sondern steht für „Interessensvertretung des Volkes“, „demokratisierend“ und 
„Aufbegehren von unten“. 


6 Inder lateinamerikanischen Debatte spielt der Beitrag bis heute eine wichtige Rolle. 
Obwohl ins Deutsche übersetzt, ist er hierzulande leider in Vergessenheit geraten. Dieser 
und weitere Beiträge des Kolloquiums finden sich in Haug 1982. 

7 Für Überblick und Verortung unterschiedlicher Studien vgl. Canovan 1981: 46ff.; 
Goodwyn 1976: 333. 

8 Diese Bedeutung wurde zuletzt in einer Rede Barack Obamas von 2016 deutlich, in der 
er sich selber als Populisten bezeichnet, während er Donald Trump diese Bezeichnung ab- 
spricht. Er sei nicht bereit, diesen Begriff Donald Trump zu überlassen. Seine Einlassungen 
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Im Falle der gramscianischen Debatte in Lateinamerika werden die Zentra- 
lität des Staates und der top-down Charakter als autoritärer Kern angeschen. 
Gleichwohl erkannten die lateinamerikanischen Gramscianer an, dass die zuvor 
ausgeschlossenen Massen unter den populistischen Regierungen Mitte des 20. 
Jahrhunderts erstmalig eine politische und soziale Integration erfahren hatten. 

In Europa schien der autoritäre Charakter des Populismus lange selbstre- 
dend, war der Begriff doch historisch rechts konnotiert. Auch deshalb hat die 
europäische Wissenschaft zu diesem Thema ihre Wurzeln in der Parteien- und 
Rechtsextremismusforschung, die Mudde (2016) in drei Wellen periodisiert. (1) 
Eine Phase historischer Kontinuitätsstudien (1945-1980). (2) Eine Periode, in der 
vor allem die sogenannte Nachfrageseite unter einem modernisierungstheoreti- 
schen Axiom im Kontext der Globalisierungsprozesse und der Transformationen 
in Osteuropa analysiert wurde (1980-2000). (3) Eine Phase, die sich stärker 
mit der „Angebotsseite“, d.h. internen Parteidynamiken und den Effekten von 
rechtspopulistischen Parteien auseinandersetzt (seit 2000). Während die ersten 
beiden Phasen vorwiegend von qualitativen Arbeiten geprägt waren, dominieren 
mittlerweile quantitative Studien der Parteienforschung, Vor diesem Hintergrund 
ist auch ersichtlich, warum in diesen Studien der Begriff Populismus häufig fast 
synonym mit Extremismus verwendet wird (Mudde 2007). 

Herrschte lange das Paradigma vor, dass der Populismus ideologielos sei, hat 
sich im letzten Jahrzehnt ein „ideational approach“ herausgebildet (etwa Mudde/ 
Kaltwasser 2017; 2012). VertreterInnen des mittlerweile weit verbreiteten An- 
satzes versuchen, spezifische inhaltliche Vorstellungen und Ideen als Kern des 
Populismus herauszuschälen. Sie teilen ein Verständnis des Populismus, wonach 
dieser, definiert als „eine dünne (thin-centered) Ideologie, die Gesellschaft schlus- 
sendlich betrachtet als getrennt in zwei homogene und antagonistische Lager, 
“das reine Volk’ gegen ‘die korrupte Elite‘, und der argumentiert, dass Politik der 
Ausdruck der volonte generale des Volkes sein sollte.“ (Mudde/Kaltwasser 2017: 
6). Mit thin-centered meinen sie, dass es, etwa entgegen der laclauschen Auffas- 
sung, schr wohl einen ideologischen Kern des Populismus gibt - strukturiert 
um die Kernkonzepte people, elite, general will (ebd.: If.) -, dieser aber immer 
mit anderen ideologischen Fragmenten verknüpft ist. Die Dichotomie zwischen 
Volk und Elite hat schon Canovan (1999; 1981) als zentralen Angelpunkt des 
Populismus ausgemacht. Sie ist sicherlich ein zentrales Merkmal, gleichwohl stellt 
sich die Frage, ob nicht diejenigen Elemente, mit denen sie gemeinsam in Erschei- 


sind auch insofern interessant, als der Ex-Präsident explizit das Outsider-Dasein, das 
Polemisieren oder das Einteilen in ein „Wir“ und ein „Sie“ - also das hierzulande klassi- 
scherweise mit dem Populismus assoziierte Ensemble - als Charakterisierungsmerkmale 


ablehnt (vgl. hteps://youtube.com/watchtv=QSOWECIGZRE, 15.12.2017). 
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nungtritt, viel ausschlaggebender für die konkrete Ausformung des Populismus 
sind, und somit auch, ob er rechts oder links, autoritär oder demokratisierend ist. 

Genau das bestreiten liberale Ansätze, die in dieser Dichotomie den stets 
vorhandenen autoritären Kern des Populismus ausmachen. Die Essenz des Po- 
pulismus sei Antipluralismus und deshalb seien Populismus und Demokratie 
unvereinbar. Wie unschwer zu erkennen ist, liegen den jeweiligen Positionen 
unterschiedliche Demokratiebegriffe zugrunde. „Die Ideologie des Populismus 
ersetzt Gleichheit durch Einheit und lehnt folglich sozialen und politischen 
Pluralismus ab“ schrieb Nadia Urbinati (1998: 110) bereits vor zwanzig Jahren 
- eine These, die Müller (2016) jüngst sprachgewandt, aber mit wenig neuen 
Erkenntnissen wieder aufgelegt hat. 

Die politische Borniertheit und Inkohärenzen dieser Position hat D’Eramo 
(2017) trefllich herausgearbeitet. Liberalismus und liberal-demokratische Insti- 
tutionen waren etwa im Falle Lateinamerikas in den seltensten Fällen institu- 
tionelle Kanäle für die breite Bevölkerung, sondern dienten häufigdem direkten 
Durchgriff der Herrschenden auf den Staat. Zudem erscheint es paradox, etwa 
der Regierung Evo Morales in Bolivien vor diesem Hintergrund und dem Jahr- 
hunderte fortdauernden Ausschluss breiter Bevölkerungsteile „Antipluralismus“ 
vorzuwerfen. So trägt die unter der Regierung 2009 verabschiedete Verfassung 
den Pluralismus nicht nur buchstäblich im Namen (Constituciön del Estado Plu- 
rinacional de Bolivia) (D’Eramo 2017: 132), sondern erkennt erstmaligin der fast 
200jährigen Geschichte des Staates die existierende Heterogenität von Nationen 
und Gesellschaftsordnungen rechtlich und symbolisch an. 

Differenziertere Versuche sind deshalb darum bemüht, das ambivalente 
Verhältnis zwischen Populismus und liberalen Demokratievorstellungen he- 
rauszuarbeiten. Für Panizza (2005) ist der Begriff Populismus ein Spiegel der 
Demokratie, Benjamin Arditi (2005: 77) wiederum schlägt vor, den Populismus 
als die „innere Peripherie liberal-demokratischer Politik“ zu analysiert. Auch 
kritisieren sie die häufig karikaturesken Vorstellungen einer homogenen Masse 
(etwa de la Torre 2007). 

Tatsächlich ist nicht zu bestreiten, dass unterschiedliche Populismen an der 
Macht autoritäre Tendenzen aufgewiesen haben. Es lassen sich aber ebenso viele 
Gegenbeispiele lassen. Zudem liegt der liberalen Perspektive nicht selten (im- 
plizit) eine stark eingeschränkte Vorstellung davon zugrunde, was als legitime 
Politik(formen) angesehen wird und wer Trägern dieser Politik ist. Historisch 
war stets ein männliches, vernunftbegabtes, europäisches und weißes Individuum 
gemeint - und diese Vorstellung dominiert mit Abstrichen bis heute. 
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Gegen die skizzierte liberale Populismusauffassung wendet sich Ernesto Laclau, 
dessen Theorie zentraler Bezugspunkt für aktuelle linke Debatten zum Thema 
ist. Laclau verneint, dass der Populismus per se autoritär sei. Ganz im Gegenteil: 
er könne eine repolitisierende und demokratisierende Kraft sein. In seiner 2005 
veröffentlichten Schrift On Populist Reason (OPR) vertritt er die These, dass der 
Populismus weder eine Ideologie noch eine Bewegung oder Regierungsform sei, 
sondern eine antagonistische Konstruktionsform des Politischen (Laclau 2005: 
xi). Populismus sei eine spezifische politische Logik, aber inhaltlich unbestimmt 
(ebd.: 34). Unerfüllte Forderungen werden in Äquivalenzketten miteinander 
verbunden, die sich über einen Antagonismus zu einem Gegenüber konstituieren. 
Diese Ketten erfahren eine positive Repräsentation, indem ein Kettenglied eine 
übergeordnete Funktion übernimmt und zum „leeren Signifikanten“ (Laclau 
2005: 95) wird, in den sich die Heterogenität der Forderungen einschreibt. Als 
leer wird der Signifikant bezeichnet, weil er zunehmend die eigene inhaltliche 
Bestimmung verliert, da sich alle anderen Forderungen in ihn einschreiben. 
Die theoretische Intervention Laclaus lässt sich als hegemonialer Kampf um 
den Begriff des Volkes verstehen und insofern als eine Entgegnung auf den von 
D’Eramo (2013) analysierten Siegeszug des Liberalismus. Dass Laclaus Theorie 
derzeit schr beliebt ist, hat sicherlich auch damit zu tun, dass sie sich aufgrund 
ihrer inhaltlichen Unbestimmtheit auf nahezu alle und alles anwenden lässt und 
ihr das Versprechen eines „theoretischen Universalschlüssels“ (Opratko 2012) 
innewohnt.’ Zudem schen sich liberale Positionen in ihrer Einschätzung, dass 
Populismus und Demokratie inkompatibel sind, bestätigt, nachdem die inhalt- 
liche Unbestimmtheit, der leere Signifikant in Form von Führungsfiguren und 
die Zentralität des Antagonismus von Laclau als Kernelemente des Populismus 
konzeptualisiert werden. Gleichwohl treibt der Begriff hier wieder ein doppeltes 
Spiel: Die inhaltliche Unbestimmtheit erscheint aufden ersten Blick als Gemein- 
samkeit zwischen der liberalen Perspektive und derjenigen von Laclau. Hinsicht- 
lich der Frage des autoritären Wesensmerkmals und folglich auch der politischen 
Einschätzung erscheint der Populismus aber unter exakt umgekehrten Vorzeichen. 
Vertritt die liberale Seite die Position, dass der Populismus eine Gefahr für die 
Demokratie sei, ist dieser für Laclau eine demokratisierende Kraft, die zuvor Aus- 
geschlossenes artikuliert und verfestigte Strukturen repolitisiert. Auch wenn der 


9 Opratkos Beschreibung bezicht sich auf Laclaus Hegemonicetheorie. Ich würde jedoch 
argumentieren, dass diese sich auch auf seinen Populismusbegriffübertragen lässt, nach- 
dem sie Teil der gleichen theoretischen Unternehmung sind. Zudem hat Laclau zu seinen 
Lebzeiten eine Differenzierung zwischen den beiden Begriffen nicht plausibel machen 
können. 
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Populismus von rechts eine autoritäre Form annehmen kann, kann dieser sich 
ebenso gegen den autoritären Istzustand wenden, der als naturgegeben, alter- 
nativlos oder technokratisch-administrative Objektivität erscheint. Dies ist der 
Hintergrund, vor dem derzeit als Antwort zu aktuellen autoritären Tendenzen ein 
linker Populismus vorgeschlagen wird (etwa Mouffe 2015). Der Populismus wird 
hier nicht als grundsätzlich autoritär angeschen, sondern als Ausdruck fehlender 
institutioneller Responsivität und autoritärer Ausschlüsse gedeutet. 


3. Conclusio 


Gramsci reflektiert die eingangs zitierte Textpassage: „Zu berücksichtigen ist 
jedoch, dass keine neue geschichtliche Situation, auch wenn sie aufdie radikalsten 
Veränderungen zurückzuführen ist, die Sprache vollständig verändert, zumindest 
in ihrem äußerlichen, formalen Aspekt. Aber der Inhalt der Sprache müsste sich 
geändert haben, auch wenn es schwierig ist, unmittelbar ein genaues Bewusstsein 
von dieser Veränderung zu haben.“ (GHI1 $16: 1404) Wie im Lauf der Darstel- 
lungdeutlich gemacht werden sollte, ist dies beim Begriff des Populismus mehr als 
einmal der Fall. Analytisch wurde der Begriff allein in den drei hier ausgeführten 
Beispielen verwendet, um Bewegungen zu beschreiben, deren Transformations- 
horizont ein Agrarsozialismus war; Parteiprojekte und Bewegungen von unten, 
die auf die Ebene institutioneller Politiken abzielten; oder aber eine Regierung, 
die von oben soziale Transformationsprojekte und die Integration der Massen 
einleitete. Die politische Dimension war von Beginn an mit dem Begriff verwoben 
und wurde von unterschiedlichsten politischen Lagern, sowohl als Fremd-alsauch 
Selbstzuschreibung verwendet. Aus diesem Konglomerat an analytischen und 
politischen Perspektiven erscheint der Versuch, einen gemeinsamen inhaltlichen 
Kern des Populismus herauszuarbeiten, zum Scheitern verurteilt. Innerhalb ihrer 
je eigenen Problemstellung lässt sich jedoch konstatieren: Berücksichtigt man die 
Aufwertungund Zentralität des Staates während der progressiven Regierungen, 
die starken Transformationsdynamiken von oben sowie die Wiederentdeckung 
des Nationalen und der nationalen Souveränität, erscheint es sinnvoll, im Falle 
Lateinamerikas und der linken Regierungen während der letzten zwei Jahrzehn- 
te davon zu sprechen, dass das National-Populare aktualisiert wurde (Aibar/ 
Rabotnikof 2012: 55£.). Die Debatte rund um Stuart Halls Charakterisierung 
des Thatcherismus als „autoritärer Populismus“ in den 1980er Jahren hat aber 
gezeigt, dass die Übertragung dieser Linien auf den europäischen Kontext nicht 
ohne weiteres möglich ist (vgl. Hall 1982; vgl. Jessop u.a. 1984). 

Hinsichtlich der jüngsten Forschung im Bereich des Rechtspopulismus in 
Europa ist hingegen Skepsis geboten. Wie selbst Mudde argumentiert, stag- 
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nieren die theoretischen Innovationen seit den 1990ern, was einerseits an den 
wenig einfallsreichen /arge-n Studien, andererseits aber auch an dem weiterhin 
vorherrschenden „paradigm of the outsider-challenger party“ (Mudde 2016: 2) 
liege, welches heutzutage schwerlich aufrecht zu erhalten scheint. Des Weiteren 
lässt sich folgender Effekt beobachten: Die Analyse von politischen Kräften als 
populistisch im Sinne einer „dünnen Ideologie“ entlastet häufigvon der Aufgabe, 
ihre Politiken inhaltlich zu bestimmen, was auch politisch zu einem Problem 
wird. Ein Beispiel ist die neue österreichische Regierungskoalition. Die Regierung 
beinhaltet mit der FPÖ eine Partei, die in politischen Positionen und Personal 
offen rechtsextrem ist. Die Bezeichnung als rechtspopulistisch fungiert hier als 
analytischer und medialer „Weichspüler“. Weder die Outsider-Ihese trifft in 
diesem Falle zu, noch handelt es sich bei der FPÖ um einen politischen Newco- 
mer. Bezeichnenderweise titelte der Guardian!" kurz vor der Wahl „Neo-Nazis 
expect to be kingmakers as Austrian politics takes turn to the right“, um wenig 
später die Bezeichnung in „Austrian populist“ umzuschwenken. Die Bezeich- 
nung populistisch läuft hier Gefahr, die inhaltlichen Positionen dieser Akteure 
zu verwischen und ihren diskursiven Strategien aufzusitzen, in denen das Bild 
eines unideologischen Wahrheitsverkünders zelebriert wird, der mit dem Mei- 
nungsdiktat der linken Ideologie aufräumen würde. Will man hingegen ihre 
thetorische Strategie genauer analysieren, ist die Klassifizierungals „populistisch“ 
sehr oberflächlich. Einerseits steht hier die inhaltliche Bestimmung des Volkes 
und jener eingezogenen Dichotomie aus; andererseits wird deren konkrete Funk- 
tionsweise kaum analysiert. 

Bei Laclaus Ansatz lässt sich Ähnliches beobachten: Zwar können er und 
seine AnhängerInnen die Kohärenz ihres Vorschlags aufrecht erhalten, indem 
sie sich auf die Ebene der Ontologie zurückziehen. Das führt aber zwangsläufig 
dazu, dass sich wenig bis gar nichts über die konkrete inhaltliche Ausgestaltung 
des jeweiligen Populismus sagen lässt. Autoritär oder nicht lässt sich auf dieser 
Ebene nicht entscheiden. Will man eine genauere politische Verortung vorneh- 
men, wird man doch auf althergebrachte Konzepte wie Ökonomie, Klasse oder 
Staat rekurrieren müssen, um zu analysieren, wie sich der jeweilige Populismus 
zu diesen verhält (Boos/Schneider 2016). Entzicht man sich dieser empirischen 
Aufgabe, läuft man Gefahr, einer liberalen Position das Wort zu reden, die aus- 
nahmslos einen autoritären Kern im Populismus zu erkennen meint. Diesen 
kann sie allerdings nur unter Abstraktion von historischen, geografischen und 
inhaltlichen Unterschieden behaupten. So wird dabei etwa der fundamentale 
Unterschied zwischen einem autoritären Populismus, der die Präexistenz eines 
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homogenen Volkesannimmt, und einem demokratisierenden Populismus, der das 
Volk im Konflikt konstituiert und die Abwesenden mit einschließt, übergangen 
(Möller 2017). 

Bezweifelt man also, dass Populismus per se autoritär ausgestaltet sein muss, 
stellt sich die Frage, ob es so etwas wie einen demokratisierenden Populismus 
geben kann. Diese wird derzeit unter Linken hitzig debattiert. Drei vorläufige 
Erkenntnisse aus linker Perspektive sollen kurz hervorgehoben werden: Erstens 
kommt Laclau und Mouffe der Verdienst zu, die „negativ-kontestatorische 
Funktion“ (Möller 2017: 247) des Populismus sichtbar gemacht zu haben. Die 
liberale Perspektive hält keinerlei Antwort aufdie Frage bereit, wie die autoritäre 
Schließung politischer Systeme und diejenige von Eliten aufzubrechen wäre, 
sondern muss immer davon ausgehen, „dass die schon konstituierten Verfahren 
ausreichende Spielräume für Einspruch und Kritik erlauben.“ (ebd.: 254). Diese 
Annahme scheint sowohl historisch geschen, als auch vor dem Hintergrund der 
aktuellen politischen Konjunktur cher der eigenen ideologischen Wunschvor- 
stellung geschuldet zu sein, als der Realität zu entsprechen. Gleichwohl wirft 
auch der Vorschlag, den Konflikt zentral zu setzen, aus linker Perspektive viele 
Fragen auf. Während Laclau sich wenig für Institutionen oder Aushandlungspro- 
zesse interessiert (für eine sehr frühe Kritik diesbezüglich vgl. Mouzelis 1978), 
lässt Mouffes (2013) Unterscheidung zwischen Antagonismus-Agonismus und 
Feind-Gegner offen, wie die Delimitationen des Feldes aussehen soll, auf dem 
der politische Kampf ausgetragen werden soll, wer legitimeR TeilnehmerIn ist 
oder welche Fragen Gegenstand der Auseinandersetzung sind und welche aus- 
genommen. Genau dies sind aber die Kernfragen jeglicher Auseinandersetzung 
über unterschiedliche Demokratievorstellungen. Es drängt sich der Verdacht 
auf, dass hier eine gewisse Nostalgie nach einer „wahren“ liberalen Demokratie 
mitschwingt und eigentlich nichts anderes gemeint ist, als das - zugespitzt for- 
muliert - SPD und CDU/CSU doch endlich wieder richtig streiten sollen, wie 
es noch vor Jahrzehnten der Fall war. 

Dies führt zweitens zu der Erkenntnis, dass der Vorschlag, einen linken Popu- 
lismus zu verfolgen, keine Antwort aufentscheidende Fragen von Organisierungs- 
und Aushandlungsprozessen gibt, von denen seine demokratische oder autoritäre 
Ausformung zentral abhängen würde. Mit linkem Populismus kann nicht bloß 
eine andere Kommunikationspolitik gemeint sein, die die Sprache der „einfachen 
Leute“ spricht. Diese paternalistische Haltungbirgt tatsächlich einen autoritären 
Kern. Auch wenn kommunikative Zuspitzungen notwendigsind, „Abkürzungen 
wird es dabei nicht geben. Wir werden eine populare Bewegung nicht aufbauen, 
indem wir lediglich versuchen, in der politischen Auseinandersetzung zuzuspitzen 
und volksnäher zu reden.“ (Goes/Bock 2017: 16) Vielmehr müsste ein linker 
Populismus organisierend wirken, er „ist ohne soziale Bewegungen, ohne Wut 
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und Empörungvon unten, ohne Organisierung und politische Selbstständigkeit 
der Volksklassen nicht zu haben.“ (ebd.: 67) 

Abschließend liegt drittens der Gewinn der laclauschen Populismustheorie 
vielleicht gar nicht so schr in ihrem rigiden Begriffsuniversum, sondern in ih- 
rer Kritik an einer rationalistischen Politikkonzeption (Boos/Opratko 2016). 
Hier weisen linke Herangehensweisen und Strategien nicht selten erstaunliche 
Schnittmengen mit liberalen Vorstellungen auf - denn auch da stolpert man 
häufigüber einen rationalistisch-strategischen Überhang: Organisierungwirdin 
der Frage nach der besseren und rationaleren Erklärung aufgelöst und Strategie 
als „Ersinnen“ von leeren Signifikanten verballhornt, von denen man meint, 
mit ihnen die „soziale Frage“ (gemeint ist zumeist ganz orthodox: materielle 
Bedürfnisse) repolitisieren zu können. 

Sich nicht bloß instrumentalistisch auf die Sensibilitäten und Leidenschaften 
der Völker zu beziehen, sondern diese für eine emanzipatorische Politik von 
unten zu organisieren, darin besteht aktuell wohl die größte Herausforderung 
für einen demokratisierenden, einen linken Populismus, der sich den aktuellen 
autoritären Entwicklungen entgegenstellen will. 
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1 Das cäsaristische Moment 


In vielen Staaten werden ein Aufschwungvon Nationalismus, Autoritarismusund 
Rassismus und eine Gefährdungdes Rechtsstaats und der Demokratie beobachtet. 
Maßgeblich werden diese teilweise weitreichenden Vorgänge von einem rechten 
und autoritären Populismus und seinen Vertretern betrieben und repräsentiert. 
Der autoritäre Populismus bestimmt vielfach die politische Agenda und propa- 
giert national-konservative, ethnozentrisch-rassistische und autoritär-etatistische 
politische Ziele. Von manchen Kommentatoren wird dieser Populismus als eine 
„Flut“ betrachtet, die die Integration der pluralistischen Gesellschaften und die 
Stabilität der Demokratie in aller Welt, auch in Europa gefährde und die einge- 
dämmt werden müsse (vgl. Meyer 2017: 1). Das suggestive Bild legt nahe, dass 
die Demokratie plötzlich und von außen bedroht werde. Eine solche Analyse ist 
jedoch irreführend und zu harmlos. Denn der Populismus ist kein Phänomen, das 
sich nur an den Rändern der Demokratie beobachten lässt oder von dort kommt, 
um ins Zentrum zu drängen. Eserwächst offensichtlich aus der Gesellschaft selbst 
in ihrer Gesamtheit (vgl. Decker u.a. 2016: 12). 

Die politische Dynamik hängt nicht oder nicht vorrangigvon den Einstellun- 
gen in der Bevölkerungab, die von rechten und populistischen Parteien gebündelt 
und mobilisiert werden. Diese Einstellungen und ideologischen Muster gibt es 
seit Langem, auch wenn sie ihre Form und ihre Verknüpfungändern können und 
verschiedene Konjunkturen durchlaufen. Auch die Parteien, die sich auf diese 
Einstellungen stützen, sie fördern und verstärken, mobilisieren oder organisieren, 
sind vielfach nicht neu. Allerdings lassen sich deutliche Veränderungen bei den 
politischen Parteien und ihrem Verhältnis zueinander beobachten. In einigen 
Fällen kommt es zu Verschiebungen und eine vorhandene Partei orientiert sich 
nach rechts (Republikanische Partei in den USA) oder wird vorsichtiger und 
taktischer (Front National, Alleanza Nazionale, FPÖ). In anderen Fällen ändern 
sich die Namen und in einem gewissen Umfang die Ziele (die Entwicklung der 
Lega Lombarda zur Lega Nord und neuerdings Lega). In dritten Fällen werden 
neue Parteiorganisationen gegründet, um eine Neuzusammensetzung zu ermög- 
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lichen und taktisch oder strategisch erfolgreicher zu sein (Berlusconis verschie- 
dene Parteien). Viertens schließlich werden neue Parteien geschaffen (Grillos 
Fünf-Sterne-Bewegung). In Deutschland besteht eine gewisse Kontinuität dieser 
gesellschaftlichen Tendenz oder Partei im weiten Sinn, auch wenn sie die Gestalt 
verschiedener Organisationen annimmt und ihre Zusammensetzung immer 
wieder ändert: Teile der CDU und insbesondere CSU sowie NPD, DVU, Re- 
publikaner, Schill-Partei oder Bürgerbewegung Pro Köln und seit 2013 die AfD. 
Offensichtlich gelang es diesen Parteien aber nicht, jenen Teil der Bevölkerung 
dauerhaft zu binden und auszudehnen, der als autoritär charakterisiert werden 
kann. Sie gelangten - von der CDU/CSU abgeschen - bislang immer nur für 
kurze Zeit in die Parlamente auf Länderebene oder ins Europaparlament, keine 
hat es vor der AfD in den Bundestag geschafft. 

Eine Krise der Repräsentation wird seit Längerem beobachtet. Neu ist, dass 
sich offensichtlich ein neues Repräsentationsverhältnis aufbaut. Den herrschenden 
Parteien, die die großen politischen Lager - und häufig nach einem vagen Links- 
rechts-Schema - organisieren, gelingt es deutlich weniger, die Wählerschaften zu 
organisieren und zu binden. Es kommt zu Offenheit, Kurzfristigkeit und Volatilität 
im Wahlverhalten oder in den Zustimmungswerten für das politische Führungs- 
personal (vgl. Kahrs 2017). Autoritär-populistischen Parteien gelingt es vermehrt, 
die kritische Stimmung gegen den Machtblock als ressentimenthafte Stimmung 
gegen die da oben) die ‘machen, was sie wollen’ zu mobilisieren und zu organisie- 
ren. Mit Rassismus und Nationalismus beeinflussen sie die politische Agenda oder 
nehmen erfolgreich an Wahlen von der kommunalen bis zur europäischen Ebene 
teil, sie erheben politische Führungsansprüche, betreiben eine neue Anordnung 
der politischen Kräfte und verändern die Herrschaftsbeziehungen zwischen den 
sozialen Klassen. Sie profitieren von und verstärken eine Tendenz der Polarisie- 
rung im Machtblock und in der Bevölkerung und tragen zu unentschiedenen 
oder Pattsituationen in Wahlen von Staatspräsidenten und Parlamenten oder in 
Volksentscheiden bei. In diesen Konstellationen stehen sich jeweils große Lager 
gegenüber und winzige, häufig wie zufällig wirkende Mcehrheiten für diese oder 
jene Seite können dann den Ausschlag geben. Dies war in Österreich, Frankreich, 
Spanien, den USA, Tschechien, in Großbritannien bei der Brexit-Entscheidung, in 
Schottland und in Katalonien bei den Unabhängigkeitsreferenden zu beobachten. 
Regierungsbildungen erweisen sich unter Umständen als schwierig (Spanien, 
Belgien, Deutschland, Tschechien). In Griechenland, Frankreich, Spanien, Ita- 
lien, Deutschland, Österreich haben sozialdemokratische Parteien, in Ländern 
wie Ungarn, Tschechien, Polen haben liberale Parteien herbe Niederlagen erfah- 
ren - in manchen Fällen sind sie als Parteiorganisationen erheblich geschwächt 
und verschwinden von der politischen Bühne. Auch die Parteien selbst sind von 
solchen Pattsituationen durchzogen. Dies legt sozialen Kräften nahe, sich am 
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Rand der etablierten Parteiorganisation zu formieren und diese vielleicht sogar 
zu übernehmen (Sanders, Irump, Corbyn, Kurz) oder zu versuchen, eingespielte 
Konfliktlinien hinter sich zu lassen und quasi-überparteilich eine neue Partei zu 
formieren (Podemos, Cinque Stelle, LAREM, La France Insoumise). 

In dieser Konstellation, die mit Blockade, Lähmung, Stillstand, Politikver- 
weigerung beschrieben wird, erweisen sich die Kräfte auf die Dauer als nicht 
fähig, das Kräfteverhältnis in die eine oder andere Richtung zu verändern. Es 
kommt deswegen zu einer Krise der Repräsentation. Gramsci begreift eine solche 
Situationen als Hegemonickrise (vgl. zu einer entsprechenden Analyse des Front 
National Syrovatka 2015). 

Der autoritäre Populismus kann als ein Versuch von der Seite des Bürgertums 
verstanden werden, das Gleichgewicht der Kräfte in einer Phase zu verändern, in 
der eszu einer Krise der Repräsentation kommt, in der also - anders als Gramsci 
dies erwartete - die bisherigen politischen Kräfte nicht in der Lage sind, eine 
Entscheidung in die eine oder in die andere Richtung durchzusetzen. Teile des 
Bürgertums sind mit der Regierungspolitik unzufrieden. Es kommt zu einer 
Selbstabspaltung aus dem bürgerlichen Lager. Um erfolgreich zu sein, kritisieren 
sie nicht nur dominante Politik innerhalb des Machtblocks, sondern stützen sich 
auf die Unzufriedenheit der Subalternen gegen ‘die da oben’ und mobilisieren 
gegen die politische Klasse - obwohl sie selbst zur bürgerlichen Klasse gehören 
und an der Führung der politischen Geschäfte teilnehmen (Reiche wie Blocher, 
Berlusconi, Trump, Le Pen, Farage, Babi$ oder politisches Personal wie Orbän, 
Grillo, Konrad Adam, Köppel, Gauland, Haider, Strache). Stuart Hall entwi- 
ckelte den Begriff des autoritären Populismus, um die historische Konjunktur 
der späten 1970er Jahre zu kennzeichnen, in der die Krise die Linke als auch die 
Rechte über einen passiven Punkt hinausgeführt habe. In einer solchen instabilen 
Gleichgewichtskonstellation, in der es auch zu einer Hegemoniekrise kommt, 
gruppierten sich die Kräfte neu: auf einer Seite diejenigen, die für eine Vertiefung 
des demokratischen Lebens und die Ausweitung des popular-demokratischen 
Kampfes seien; auf der anderen Seite sche sich die herrschende Klasse vor die 
politische Aufgabe gestellt, die Integrität des Staates zu erhalten. Eine solche 
transformistische Strategie verlange von der Rechten, sich zu erneuern, die Kräfte 
umzugruppieren und ein neues Gleichgewicht herzustellen. Die Rechte wisse, so 
Hall (2014a: 104), dass in einem Prozess der Restauration/Revolution das strate- 
gische Feld der Auseinandersetzung die Demokratie sei und verfolge eine Politik 
der populistischen Demokratie, die durch Elemente des schleichenden Autorita- 
rismus und des passiven popularen Konsenses gekennzeichnet sei. Wesentliche 
Merkmale dieser populistischen Mobilisierungseien moralische Paniken, die mit 
einer Reihe von Themen geschürt würden. Dazu gehören Themen wie Sicherheit 
und Ordnung, Einwanderung, sexuelle Liberalisierung. Demgegenüber solle die 
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Linke eine popular-demokratische Strategie verfolgen, die breiter angelegt sei als 
der Gegensatz Klasse-gegen-Klasse und die Kräfte vielmehr entlang der Gegen- 
sätze Machtblock/ Volk, Reich/Arm, Unterdrücker/ Unterdrückte, Ausbeutende/ 
Ausgebeutete, Altes/Neues spalte und mobilisiere. 

Halls Analyse (2014b: 126) folgt der Gramscianischen Unterscheidung von 
Hegemonie und Zwang. Der autoritäre Populismus von Thatcher stehe demnach 
für eine Krise der Hegemonie. Er sei nicht hegemonial, sondern dominant; weiler 
nicht führen und die Probleme des Landes bewältigen könne, müsse er Zwang aus- 
üben. Dennoch seier in der Lage, das Gleichgewicht der Kräfte auch längerfristig 
nach rechts zu verschieben. Viele der Überlegungen von Hall erscheinen mir für 
eine Analyse der neueren Entwicklungen weiterhin ein wichtiger Bezugspunkt. 
Doch das theoretische Schema von Hegemonie bzw. Hegemonickrise und Zwang 
erscheint mir zu eng. Ich vertrete demgegenüber die Ansicht, dass die neoliberale 
Reorganisation der kapitalistischen Reproduktion nicht auf Hegemonie zielt 
und sich deswegen die Hegemonie auch nicht in der Krise befindet. Hegemonie 
muss sich, so Gramsci, auf Zugeständnisse der herrschenden Klasse stützen. 
Die neoliberale Politik wird, nach einer von Nancy Fraser euphemistisch als 
„progressiven Neoliberalismus“ bezeichneten Phase auf erweiterter Stufenleiter 
autoritär-populistisch verfolgt. Diese zeichnet sich gerade dadurch aus, dass die 
Ausbeutung der Lohnabhängigen weiter verschärft und die subalternen Klassen 
ökonomisch, politisch und ideologisch weiter gespalten werden. In der Krise 
ermöglicht es der autoritäre Populismus der bürgerlichen Klasse, offen auch 
kriminelle und faschistische Gruppierungen einzubeziehen und sich direkt auf 
Fragmente der subalternen Klassen zu stützen, um die Lösungder großen gesell- 
schaftlichen Probleme zu blockieren und gleichzeitig die Verhältnisse zu ihren 
Gunsten zu verändern, ohne Kompromisse eingehen zu müssen. 


2 Drei Phasen der neoliberalen Reorganisationsstrategie 


Obwohl manchmal vertreten wird, dass mit dieser rechten, autoritär-populis- 
tischen Politik die Phase des Neoliberalismus vorbei sei (vgl. Koppetsch 2017), 
will ich die Ansicht vertreten, dass es sich um cher um eine Fortsetzung der 
neoliberalen Praktiken bürgerlicher Herrschaft handelt. Der autoritäre Populis- 
mus stellt die dritte Phase des Neoliberalismus dar. Das möchte ich ganz knapp 
skizzieren und stütze mich dabei auf Jamie Peck und Adam Tickell (2002). Die 
erste Phase kann als ein destruktiver, deregulierender roll-back-Neoliberalismus 
bestimmt werden, dessen Ziele als Washington-Consensus bezeichnet werden: 
Privatisierung, Deregulierung, Liberalisierung, Kürzungvon Staatsausgaben und 
Entbürokratisierung. Dies ging einher mit Bemühungen um eine - gegen 1968 
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gerichtete - neokonservative, geistig-moralische Wende, die durch Elemente wie 
traditionelle Familienorientierung, vorsichtigen Nationalismus oder Praktiken 
privatisierter Überwachung und sozialer Segregation gekennzeichnet waren. 
Es ging darum, die Gewerkschaften nicht nur zu diskreditieren, sondern auch 
organisatorisch zu schwächen oder gar zu zerschlagen und die „Regierbarkeit“ des 
Staates, die von der Trilateralen Kommission als durch den wohlfahrtsstaatlichen 
Interventionismus beeinträchtigt charakterisiert wurde, wiederherzustellen. 

In der zweiten Phase, die Peck und Tickell als roll-out oder deep neoliberalism 
bezeichnen, wird ein vermeintlich progressiver Neoliberalismus praktiziert (Clin- 
ton, Blair, Schröder), der durch einen Staat gekennzeichnet ist, der, gestützt auf 
Governance-Mechanismen erneut regulierend tätig wird, sich dabei aufeine Viel- 
zahl von zivilgesellschaftlichen Akteuren stützt und die Individuen aktiviert und 
„erzicht“. Bürgergesellschaft und Partizipation werden zu strategischen Elementen 
herrschaftlicher Politik, die sich von ihren Zielen nicht abbringen lässt, denorma- 
lisierenden Minderheiten aber einen Raum gewährt, der Differenz, Pluralisierung 
und Konsumismus fördert und die Bildung von Antagonismen aber vermeiden 
hilft. Aus der Armut wird ein Standortfaktor („arm, aber sexy“), die Prekarisierung 
der neuen Kreativen wird als attraktive Lebensform im ‘global village’ stilisiert. Die 
Orientierungan Wettbewerbsfähigkeit und Standortlogik gibt Anlass, staatliche 
Ausgaben zu begrenzen und den Sozialstaat weiter abzubauen, die Globalisierung 
(Standortverlagerung, outsourcing, lean- und just-in-time-production) und Finan- 
zialisierung werden vorangetrieben, die Reproduktion wird auf privatisierten 
Keynesianismus (schuldenbasierter Konsum, private Altersvorsorge, Bildungsfi- 
nanzierung, Immobilienerwerb) umgestellt, der Lebensalltag und die Rechte der 
Lohnabhängigen werden drastisch verschlechtert (Überausbeutung, hohe Mieten, 
lange Wegzeiten). Dies geht einher mit Regierungs- und Sozialtechniken der 
Kontingenz. Individuen sollen ihre Wettbewerbsfähigkeit durch Eigeninitiative 
sichern und ihre employability erhalten, dafür das „Portfolio“ ihrer Kompetenzen 
überwachen und auf dem Stand halten, sich flexibel für neue Anforderungen 
erweisen, ihre Leistungsfähigkeit beobachten, evaluieren, prüfen, optimieren und 
selbstverantwortlich handeln. Im Zusammenhang mit dieser Freiheit, die neoli- 
beral mit der Ideologie der Kontingenz artikuliert ist, konnten auch moralisch 
permissive, ökologisch informierte, minoritäre Lebensformen und neue, fluide 
und flexible Identitäten durchgesetzt werden. Häufig stehen sie in einem engen 
Zusammenhang mit neuen Infokom- oder Bio-Technologien. 

Die Vielfachkrise, die eine komplexe Einheit von vielen autonomen Krisendy- 
namiken wie Flucht- und Migrationsprozessen, Klimawandel oder Demokratie- 
krise bildet, verknüpfte und verschärfte sich 2007/08 mit einer großen Finanz- 
markt- und Wirtschaftskrise; sie markiert das Scheitern der zweiten Phaseund den 
Übergang zu einer dritten Phase des Neoliberalismus, nicht jedoch sein Ende als 
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solches. Die moralische Überlegenheit und Überzeugungskraft des neoliberal reor- 
ganisierten Kapitalismus wurde deutlich geschwächt. Selbst überzeugte Vertreter 
des Bürgertums beobachteten eine Legitimitätskrise und bekamen grundlegende 
Zweifel an der Fortexistenz des Kapitalismus (vgl. Schirrmacher 2011). Nach einer 
globalen Welle von Protesten hat sich die Bourgeoisie reorganisiert. Doch anders 
als zuerwarten gewesen wäre, ist es nicht zu Bemühungen um eine neue Form von 
Hegemonie gekommen, sondern zu einer Rechtsverschiebung, in der der Zwang, 
das Regieren mit Dekreten, die Schwächung des Parlaments und der Öffentlich- 
keit sowie der Umbau des Rechtsstaats sowohl auf der Gesetzes- als auch auf der 
justiziellen Ebene (Angriffe auf Versammlungsrecht, Presse-, Meinungs-, Wissen- 
schaftsfreiheit, Ausdehnung der Überwachung, Nicht-Umsetzung richterlicher 
Entscheidungen durch Polizei oder Verwaltung, Verknappung von finanziellen 
und personellen Ressourcen, Angriffe auf die Richterschaft), die Erneuerungund 
der Ausbau der Polizeien eine erhebliche Rolle spielen; daneben kommt es aber 
auch zu einer Stärkung einer nationalkonservativen, rassistisch und faschistisch 
orientierten Öffentlichkeit und der Mobilisierung zivilgesellschaftlicher faschis- 
tischer Gewalt (der Straßenmob, die gewalttätigen Banden, die paramilitärischen 
und -polizeilichen Gruppen). Mit dem autoritären Populismus wird ein neues 
Verhältnis im Machtblock selbst und im Verhältnis zu den Subalternen herge- 
stellt, das sich als autoritär-plebiszitäre Führung ohne Konzessionen fassen lässt. 
Die Unzufriedenheit und Enttäuschungen bei den Subalternen, die aufgrund 
der von den Herrschenden in der zweiten Phase verfolgten Politik entstanden 
ist, wird eben von diesen genutzt und geschürt. Die Subalternen werden durch 
moralische Paniken und mediale Fokussierungen ermutigt, jene vom Denken, 
vom Begreifen zunehmend abgespaltene Gefühle in Ressentiments, rassistische 
Praktiken, Kälte und Entsolidarisierung zu übersetzen - und dafür belohnt mit 
Aufmerksamkeit und Bekümmernis von oben: „wir haben verstanden“, „die Sorgen 
der Menschen ernst nehmen“. Kräfte des Machtblocks stützen sich auf die Subal- 
ternen als Instrument, um eigene Positionen im Machtblock durchzusetzen. Die 
bürgerliche Klasse überlässt das Regieren nicht mehr einem bezahlten politischen 
Führungspersonal, das aus den bürgerlichen Parteien hervorgeht, sondern wird 
selbst politisch tätig (Blocher, Berlusconi, Trump) - seies durch verstärkten Lob- 
byismus und direkte Aktivitäten in den Ministerien und Verwaltungen oder durch 
eigene organisatorische politische Aktivität bei der Bildungoder dem Umbau von 
Parteien, in Parlamenten oder Regierungen. Der Grund dafür ist, dass das poli- 
tische Führungspersonal mit den Regierungstechniken der Governance und der 
Partizipation, wie sie in der zweiten Phase praktiziert wurden, immer noch zu schr 
aufkompromisshaftes und rationales Handeln (im Machtblock und gegenüber den 
Subalternen) eingestellt ist, zahlreiche bürgerliche Kräfte einbezieht und ihm die 
Entschlossenheit und die Fähigkeit zu harten Entscheidungen fehlt. Häufiglassen 
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sich Politiker auch durch bestimmte bürgerliche Kräfte korrumpieren und geben 
ihrer Politik einen klientelistischen Zug. Mit der direkten Führung durch Vertreter 
des Bürgertums oder unmittelbar mit ihm verbundenen Vertretern (Macron, 
Kurz, die die populistische Methode der Partei- und Willensbildung von oben 
praktizieren) werden die Staatsapparate quasi privatisiert, sie sollen der Tendenz 
nach wie Unternehmen - oder unternehmensnah - geführt werden, was auch 
einschließt, dass die Korruption in Kleptokratie übergehen kann. Planlosigkeit, 
Unberechenbarkeit, Narzissmus, Willkür, Argumentationsverweigerung und 
Irrationalität des Führungspersonals nehmen zu, es selbst ist überfordert, konfus, 
hysterisch und panisch und erzeugt bei der Bevölkerung Angst, Konformismus, 
Misstrauen, Desorientierung, Stress, Unwissenheit oder Irrationalität. Der Modus 
des Regierens besteht in einem beschleunigten, intransparenten Entscheidungs- 
prozess ohne aufwendige und hinderliche demokratische Willensbildung oder 
wissenschaftlich informierte und kontroverse Beratung. Der Staat und insbe- 
sondere die Spitze der Exekutive werden weiter gestärkt, neue Polizeiapparate 
eingerichtet und vernetzt, das Militär (inklusive Cyber-Abteilungen) und die 
Rüstungsindustrie werden gestärkt. Experimentiert wird mit Off-Shore-'Staaten’ 
und Städten, in denen vormals öffentliche Leistungen vollständig privatisiert sind. 
Die Finanzmarktregulierung wird eingeschränkt, unterlaufen oder infrage gestellt, 
die Austeritätspolitik und Politik des Steuerwettbewerbs wird fortgesetzt, Steuern 
für Unternehmen und Reiche weiter gesenkt und öffentliche Verschuldung in 
Kauf genommen, Staatsaufgaben werden gezielt geschwächt, ökologische und 
soziale Standards stehen zur Disposition, Arbeitslosenversicherung, Renten- 
oder Gesundheitssystem sind von weiteren Kürzungen oder der Abschaffung 
zugunsten privater Vorsorge bedroht, der Druck auf die Lohnabhängigen durch 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse, arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und be- 
triebliche Arbeitspolitiken nimmt weiter zu und übersteigt in vielen Fällen die 
Belastungsgrenze mit gravierenden Folgen wie Drogenmissbrauch oder Krankheit. 
Illegalisierte Lohnabhängige sind mit vielfachen Formen der Überausbeutung 
und des Rassismus konfrontiert. Konservative, fundamentalistisch-religiöse, 
lebensschützerische, kreationistische Ideologeme werden Teil des offiziellen 
politischen Raums. Sexismus, Rassismus, Folter, Völkermordpraktiken, illegale 
Praktiken der Polizei werden nicht nur beschönigt, sondern gedeckt oder ofliziell 
bekundet, Kritik wird als moralisierende politische Korrektheit entwertet. Die 
nationalistische und völkische Rechte stößt (inklusive ihrer Gewaltaktivitäten) auf 
oflizielles Verständnis oder gar Unterstützung. Die Linke mit ihren Projekten und 
Bewegungen wird repressiv bekämpft, mit den stummen Mitteln der Ökonomie 
zurückgedrängt und zur Auflösung gedrängt, marginalisiert oder mit dem Tota- 
litarismus- oder Extremismusvorwurfdiskreditiert. Wissenschaft und öffentliche 
Meinungsbildung werden angegriffen und entwertet. ‘Posttruth’-Politik, fake 
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news’ oder ‘alternative Fakten’ höhlen Ansprüche auf Objektivität aus (vgl. Dyk 
2017), Fakten-, Objektivitäts- und Wahrheitswidrigkeit verlieren ihre Bedeutung 
als Argument, alles gilt als zu akzeptierende Meinung. Auf diese Weise wird es 
unmöglich, Maßstäbe zur Geltung zu bringen, nach denen sich das Regierungs- 
handeln beurteilen lassen kann. Irrationalität, Lüge, Faktenignoranz, Sexismus, 
gewalttätige Symbolik werden von höchster politischer Stelle aus praktiziert. 
Staatliche Gewalt, Völkermord, Folter, Krieg werden als akzeptable Praktiken 
dargestellt. Rassismus, also die systematische Festlegung von Individuen auf eine 
vermeintliche biologisch festgelegte Kollektividentität und deren Abwertung, 
wird zu einer offen aussprechbaren und praktizierten Politik. 


3 Populismus und Demokratie 


Der autoritäre Populismus stellt in dieser Phase die Bemühung dar, ein Bündnis von 
oben her mit Gruppen des Kleinbürgertums und der Arbeiterklasse herzustellen, 
ohne dass die bürgerliche Klasse Zugeständnisse machen müsste. Er funktioniert 
wie eine Art Kurzschluss zwischen Kräften der Bourgeoisie und den Subalternen, 
denn Kompromisse und Aushandlungen finden nicht mehr statt. Dies führt nicht 
zu einer Ablehnung der Demokratie, sondern zu einer reaktionären Umarbeitung 
des Demokratieverständnisses. Demokratie wird ein Hauptfeld der Auseinan- 
dersetzung. Der Unterscheidung von Stuart Hall folgend, lässt sich sagen, dass 
populare Demokratie und Populismus verschiedene Spaltungslinien ziehen. Erstere 
konstruiert einen Antagonismus zwischen Volk und Machtblock, Ausgebeuteten 
und Ausbeutern, Arm und Reich, Frieden und Krieg, Nachhaltigkeit und Zerstö- 
rung, Differenz und Normalismus. In diesem Fall kommt es zu fortschrittlichen 
Prozessen der Meinungs- und Willensbildung und einer geteilten Weltsicht auf 
einem hohen und rationalen Wissensniveau. Der autoritäre Populismus stellt 
hingegen eine plebiszitäre Strategie dar, die entlang rrassistischer, nationalistischer, 
religiöser, sexistischer oder naturausbeuterischer Linien spaltet und mobilisiert, 
den bizarren Alltagsverstand reproduziert und die Subjekte neurotisiert. 

Der Begriff des Populismus gilt als inhaltlich unbestimmt (Dubiel 1986), die 
mit ihm bezeichnete politische Ideologie als wenig ausgearbeitet (Priester 2007). 
Es wird deswegen auch empfohlen, die jüngsten und heterogenen Entwicklungen 
nicht mit diesem Begriff zu einer Einheit zusammenzufassen, da der Begriff des 
Populismus häufig negativ und als pejorativer politischer Kampfbegriff verwendet 
werde, der stets oppositionelle Bewegungen und Parteien treffen soll, „die nicht 
herrschende Interessen repräsentieren“ (Korsch/Wölk 2014: 11). Der Vorwurf 
des Populismus treffe jedoch nicht, denn von denjenigen, gegen die er erhoben 
werde, könne er „als Auszeichnung“ betrachtet werden (Müller 2016: 12). Aber 
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mehr noch: Populismus gilt als eng verbunden mit der modernen Demokratie. 
Diese bezeichnet eine Herrschaft, die durch das souveräne Volk begründet ist; 
der Populismus seinerseits beruft sich auf das Volk und den durch es verkörper- 
ten Allgemeinwillen. So betrachtet, sei, so Korsch/ Wölk (2014), Populismus 
nicht geeignet, eine besondere Phase der Auseinandersetzungum Demokratie zu 
kennzeichnen, da kein Unterschied des Populismus zum hegemonialen Demo- 
kratieidealismus bestehe. Insofern in der Sache kein Unterschied bestehe, gehe 
es bei Populismus letztlich nur um Fragen des Stils und der Rhetorik. 

Mir hingegen leuchtet ein, wenn Priester (2007: 10, 12ff.) die Vorstellung zu- 
rückweist, Populismus sei im Wesentlichen ein Politikstil oder eine Rhetorik (also 
hemdsärmelig, volkstümlich, vereinfachend, emotional). Kein Begriffkann sich 
den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen entziehen, vielmehr sind sie intern 
mit gesellschaftlichen Kräften und Tendenzen verbunden und erlangen dadurch 
ihre Objektivität, nicht durch vermeintliche Distanz und Neutralität. Im Fallder 
Demokratie geht es ja gerade um ein Verständnis der spezifischen Auseinander- 
setzungen um den Demokratiebegriff. Denn die autoritären Populisten verfolgen 
strategisch das Ziel, die liberale Demokratie zu diskreditieren, indem sie ihre 
Inkonsequenz demonstrieren: Zwar soll Meinungsfreiheit gelten, doch die Mei- 
nungsfreiheit derer, die mit nationalkonservativ-rechten Positionen die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten, werde eingeschränkt; zwar soll Religionsfreiheit 
gelten, doch erweise sich der Staat als unfähig, die eigene christliche Tradition vor 
der Islamisierung zu schützen. Es erscheint mir deswegen auch verharmlosend, 
wenn eine Normalisierung im „Abklingbecken“ des parlamentarischen Betriebs 
erwartet wird, da dies außer Betracht lässt, dass eben das Spektrum politischer 
Themen, Akteure und Aktionsformen nach rechts verschoben und der Bezugauf 
den Faschismus („konservative Revolution“) normalisiert wird. 

Populismus ist Gegenstand umfangreicher wissenschaftlicher Bemühungen 
geworden. Einem verbreiteten Verständnis nach, das ihn cher negativ bewertet, 
unterscheidet er sich von Pluralismus und Demokratie. Jan-Werner Müller vertritt 
entschieden die These, dass Populismus an sich nicht nur nicht demokratisch, 
sondern immer antidemokratisch sei (Müller 2016: 18). Auch wenn mit dieser 
Behauptunggerade die Frage des Streitsum die Demokratie übergangen wird, sind 
die drei Merkmale, die für Müller den Populismus ausmachen, für ein genaueres 
Verständnis hilfreich. Ein erstes Merkmal des Populismus ist die Konstruktion 
des Gegensatzes von Oben und Unten, also einer anti-elitäre Haltung, die sich 
gegen das Establishment, gegen die politische Klasse, gegen die Medien richtet. 
Sie alle verstoßen vermeintlich gegen den Willen und die Interessen des Volkes 
oder verraten es. In ihrem Grundsatzprogramm vom Mai 2016 skizziert die 
AfD eine Art Herrschaftstheorie, die auf dem in der faschistischen Tradition 
verankerten Ausdruck der „politischen Klasse“ aufbaut (vgl. Demirovic 1997: 
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131ff.). Demnach erweise sich Volkssouveränität, die das Fundament des Staates 
sei, in Deutschland als Fiktion: „Heimlicher Souverän ist eine kleine, machtvolle 
politische Führungsgruppe innerhalb der Parteien. Sie hat die Fehlentwicklungen 
der letzten Jahrzehnte zu verantworten. Es hat sich eine politische Klasse von 
Berufspolitikern herausgebildet, deren vordringliches Interesse ihrer Macht, 
ihrem Status und ihrem materiellen Wohlergehen gilt. Es handelt sich um ein 
politisches Kartell, das die Schalthebel der staatlichen Macht, soweit diese nicht 
an die EU übertragen worden ist, die gesamte politische Bildung und große Teile 
der Versorgungder Bevölkerung mit politischen Informationen in Händen hat.“ 
(AfD Grundsatzprogramm 2016: 8) Die Populisten klagen darüber, dass ihre 
Ansichten von den Medien in einer „Schweigespirale“ totgeschwiegen oder mit 
der Keule der politischen Korrektheit Denkverbote über viele Themen verhängt 
würden. Das erlaubt ihnen, die heroische Geste des Tabubruchs vorzugaukeln, mit 
der sie glauben machen wollen, sie hätten „Mut zur Wahrheit“ und würden die 
von den Politikern verschwiegenen Probleme der Zeit ansprechen. So können sie 
einen permanenten Befreiungskampfinszenieren, selbst dann, wenn sie seit Jahren 
zum politischen Establishment gehören, ihnen relevante Medien gehören, die von 
ihnen betriebenen Themen und ihre Ansichten die Nachrichten und Talkshows 
bestimmen oder Journalisten die autoritär-populistische Parteibildunggeradezu 
herbeireden (vgl. Gäbler 2017). Dass es erfolgreich möglich ist, über viele Jahre 
hinwegan Regierungen teilzunehmen und sich gleichzeitig als von Linken und 
Medien ausgegrenzt oder gar verfolgt darzustellen, demonstriert die SVP in der 
Schweiz; auch der FPÖ gelingt dieser Trick. 

Zweitens vertritt der Populismus ein anti-pluralistisches Verständnis demo- 
kratischer Prozesse: Andere Meinungen werden als Abweichungen vom wahren 
Willen des Volkes betrachtet. Populisten nehmen in Anspruch, das wahre Volk 
zu kennen und mit ihm verbunden zu sein, seine Sorgen und Ängste ernst zu 
nehmen, also den Willen des Volkes direkt und unmittelbar zu kennen, zu verkör- 
pern und mutigauszusprechen. Es handelt sich also um die Identität der Sprecher 
mit denen, in deren Namen gesprochen wird. Müller spricht von den Populisten 
als Repräsentanten. Das sind sie auch, denn sie werden gewählt. Aber sie sind 
(auch ihrem eigenen Selbstverständnis nach) mehr als nur gewählte Vertreter. 
Sie wollen wie Katalysatoren wirken und unmittelbar sagen, was das Volk denkt 
und fühlt (vgl. Priester 2007: 32). Dafür steht der Satz von Trump: „Iam your 
voice“. Doch damit tun sie in einem magischen Akt mehr: Sie erzeugen Identität 
und die Möglichkeit der Wiedererkennung, Dies geschieht, wenn möglich, durch 
permanente Mobilisierung. Als ein Mittel dazu dient die direkte Demokratie, 
die von den autoritären Populisten nicht als eine verfassungsmäßige Form der 
Entscheidung über Gesetzesvorschläge verstanden, sondern als unmittelbare 
Willensbekundung des Volkes mystifiziert wird. Dieses Volk ist das nationale, 
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ethnisch verstandene Volk, für das der Anspruch erhoben wird, dass es „dieses 
Land selbst“ gestalten können soll (vgl. Frauke Petry, zit. nach Häusler 2016: 
170). Doch positionieren sich die Populisten als traditionelle Intellektuelle eines 
autoritären Blocks: „Natürlich kann sich das Volk nicht selbst regieren, es braucht 
dazu Vertreter. Aber müssen die sich auch als Klasse formieren?“ (Konrad Adam, 
zit. nach Häusler 2016: 171). Die Populisten verfolgen eine Strategie der unde- 
mokratischen Subordination der Vielen unter demagogische Führungsfiguren; 
horizontale und sich auf alle gesellschaftlichen Bereiche ausdehnende Diskus- 
sionen und eine offene Willensbildung werden verhindert. Zu ihren Praktiken 
gehört, dass sie die sozialen Gruppen und Individuen an einen Traditionalismus 
und bizarren Alltagsverstand binden. Dies wird durch die inkohärente Ein- 
heit der Diskurse des autoritären Populismus bekräftigt, anders könnte er nicht 
funktionieren. Der Populismus blockiert den Zugang zu politischer Bildung 
und wissenschaftlicher Einsicht und Rationalität: Verhältnisse, die zu Krieg, 
Völkermord, Folter, Verfolgung führen, werden dethematisiert, wenn von den 
Verdiensten der Wehrmacht, wenn davon gesprochen wird, das „Deutschland 
unserer Väter und Mütter“ wieder zurück erhalten zu wollen. Behauptet wird, 
dass eine Hegemonie der Linken Redeverbote und Tabus schaffe - es sich also 
nicht um aufgeklärte Urteilskraft handle. Damit werden nicht nur Gerüchte über 
die Linke verbreitet und diese in einen Verschwörungszusammenhang gegen die 
nationale Gemeinschaft gerückt, sondern Wissen, Kritik, Maßstäbe relativiert 
oder zerstört, die zur Zurückweisung der Autoritären führen würde. Sie schaffen 
den Raum des Sagbaren („man wird es mal sagen dürfen“; die Ablehnung der 
vermeintlichen politischen Korrektheit) und des Handelns (Hassäußerungen, 
Demonstrationen, Gewalthandlungen). Strategisch konzipierte Provokationen, 
nachträgliche Relativierungen und Entschuldigungen (an gar nicht betroffene 
Adressaten) folgen aufeinander und verändern die gesellschaftlichen Wahrneh- 
mungsgewohnheiten, Plausibilitäten und Relevanzkriterien. Sie sind also kein 
passives Medium, durch das hindurch das Volk spricht; sie organisieren eine 
gesellschaftliche Tendenz, indem sie aktiv sind und Zeit investieren, Geld und 
Unterstützung in der Zivilgesellschaft und Wirtschaft mobilisieren sowie die 
öffentliche Meinungsbildung durch Medien, Werbung, Vorträge zu beeinflussen 
versuchen (vgl. Laclau 2005: 72f). Doch sie streiten ab, nur eine unter mehreren 
gesellschaftlichen Strömungen zu sein, und sie leugnen ihre politische Aktivität, 
indem sie sie in einen Kampf um Freiheit verdrehen und sich, die Verfolgenden, 
als Verfolgte stilisieren. Linke und kritische Akteure werden angesichts dieser 
Konstellation in eine schwierige und scheinbar widersprüchliche Situation ge- 
bracht. Denn sie stellen notwendigerweise den Alltagsverstand und die norma- 
lisierte Lebensweise infrage und argumentieren für deren Fortentwicklung auf 
den höchsten historischen Stand. Das kann dann als elitär gelten, gewonnene 
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Einsichten können als moralisierende politische Korrektheit und repressive Ta- 
buisierung diskreditiert werden. Maßstäbe der Rationalität werden außer Kraft 
gesetzt, der Kampfum Wahrheit und Objektivität wird unterlaufen, indem auto- 
ritäre und apodiktische Wahrheit beansprucht wird oder alles auf Meinung oder 
Individuen auf Emotionen reduziert werden („Sorge“, „Ängste“, „Unsicherheit“, 
„Hass“, „Wut“), die die autoritären Populisten zu verstehen, ernst zu nehmen und 
zur Sprache zu bringen vorgeben, während sie dazu beitragen, sie zu erzeugen und 
als Stimmungslage zu reproduzieren, indem sie ständig davon sprechen, um ein 
paternalistisches Verhältnis der hermeneutischen Subordination zu errichten. 
Das dritte Merkmal: Wenn ihnen der Kurzschluss zwischen Oben und Unten, 
zwischen populistischen Führern und Volk gelingt, wird mit dem von den popu- 
listischen Sprechern beschworenen Volk ein einheitliches „Wir“ mit eindeutiger 
Zugehörigkeit erst begründet. Dieses „Wir“ wird national, kulturell, religiös, 
männlich, politisch und rassistisch von anderen abgegrenzt. Allerdings wird 
der vertikale Gegensatz Oben/ Unten nicht durch den Innen/Außen-Gegensatz 
ersetzt, vielmehr wird beides - also die Erfahrung eines Mangels an Demokra- 
tie und der Ausbeutung auf der einen Seite, die Zuwanderung auf der anderen 
Seite - herrschaftskritisch miteinander artikuliert (vgl. Dörre 2018), indem der 
politischen Klasse eben Verrat an der eigenen Bevölkerung vorgeworfen wird. Der 
Kampf gegen Geflüchtete, Asylbewerber_innen, Muslime, Roma oder einzelne 
Nationalitäten kann dann als Kampf gegen Herrschaft umgedeutet werden. 
Müller verkennt in seinen Überlegungen, dass der autoritäre Populismus - 
anders als der Rechtsradikalismus - sich der Demokratie nicht entgegenstellt, 
sondern sie sich aneignet und im Namen einer wirklichen Demokratie argumen- 
tiert (vgl. ebd.). Es sind drei Probleme, die die Definition von Müller aufwirft. 
Erstens unterstellt sie eine Pluralität und Vielzahl des Volkes, stellt sich aber nicht 
der Schwierigkeit des Volkssouveränitätsbegriffs, der in der Tat die Einheit eines 
Willens unterstellt, der die Verfassung trägt, die den unterschiedlichen Interessen 
ihren Raum gibt. Der Populismus spielt ein doppeltes Spiel: nämlich auf der 
Ebene der politischen pluralistischen Entscheidungen, gleichzeitig jedoch aufder 
Ebene des die Verfassung stiftenden Volkes. Daraus folgt zweitens die Frage, wer 
diejenigen sind, die sich vor-politisch zusammentun und entscheiden, sich eine 
politische Verfassung zu geben. Dieses Grundlagenproblem der repräsentativen 
Demokratie ist nicht auflösbar und kann deswegen von den autoritären Populisten 
ausgebeutet werden. Sie versprechen es zu lösen, indem sie aufein vor-politisches 
Volk hinweisen und suggerieren, sie könnten den einheitlichen Willen herstellen. 
Es soll genau dieser Wille sein, der der Verfassung zugrunde liegt und der, so der 
Vorwurf, von denen verfälscht wird, die die verfassungsmäßigen Institutionen 
kontrollieren und sich dann partikularistisch gegen die Interessen des Volkes 
wenden. Dass das politische Personal eben keine eigene ‘politische Klasse’ bildet, 
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sondern Ausdruck und organisierendes Moment der verschiedenen und gegensätz- 
lichen politisch-sozialen Lager ist, wird damit dethematisiert. Drittens nehmen 
Populisten eine weitere Bedeutung von Volk in Anspruch, die auf die Tatsache 
Bezug nimmt, dass die Subalternen beherrscht werden. In diesem Fall geht es um 
einen Streit um die politische Ordnung, in der das Volk nicht repräsentiert ist. 
Doch in der Demokratie gibt es notwendigerweise einen Streit um das “Volk‘ 
also darum, wer mit welchen Rechten dazugehört; in diesen Konflikten wird das 
‘Volk’ konstituiert (vgl. Ranciere 2002; Laclau 2005). Indem die Einfachen sich 
in ihrem Streit mit den Mächtigen auf den Begriff des Volkes berufen, machen 
sie einen Anteil geltend, der ihnen in der bestehenden Anordnung der Dinge 
vorenthalten wurde. Tatsächlich arbeitet der Populismus daran, die Stimme des 
Volkes zur Geltungzu bringen und dadurch die politische Ordnungzu verändern. 
Der autoritäre Populismus ist demnach logisch im Grundlagenbegriff der Demo- 
kratie, nämlich der Volkssouveränität, impliziert. Das gilt auch für die populare 
Demokratie. Entgegen extremismustheoretischen Ansätzen muss deswegen gesagt 
werden, dass beide Tendenzen aus der gesellschaftlichen Normalität, Ordnung 
oder ‘Mitte’ hervorgehen, aber die gesellschaftliche Entwicklung in verschiedene 
Richtungen, nach links-vorwärts oder rechts-rückwärts, also lösungs- oder Status- 
quo-orientiert, lenken wollen. Eine der entscheidenden Fragen ist, wie es zu diesem 
autoritär-populistischen Kurzschluss kommen, wieso er funktionieren kann. Die 
Frage stellt sich, weil der autoritäre Populismus kein Problem löst, sondern nur 
neue schafft, weil er mit Lüge, falschen Behauptungen und Irrationalitäten, mit 
symbolischer und realer Gewalt verbunden ist. 


4 Der Kampf um die Subalternen 


Rechte Einstellungen, entsprechende ausgearbeitete intellektuelle Positionen 
und Praktiken reproduzieren sich in der bürgerlichen Gesellschaft ständig von 
Neuem. Dazu gehören Nationalismus, Autoritarismus, Populismus, Rassismus, 
Antisemitismus oder Sexismus. Es finden sich eine Vielzahl von Praktiken und 
Organisationsformen für rechte Orientierungen, die einen wesentlichen Be- 
standteil des staatlichen Lebens ausmachen. Einzelne Gruppen in den Polizei- 
apparaten, Militär oder Justiz, Verwaltung oder Parlamenten gehören dazu. Auf 
der Ebene der Zivilgesellschaft handelt es sich um Parteien, Bewegungsakteure, 
Vereine, Verlage, Bücher und Zeitschriften, Intellektuelle und ihre Treffen, in- 
tellektuelle Zentren (mit quasi-wissenschaftlichem Anspruch oder religiösem 
Charakter), Musikgruppen, Sportclubs, Unternehmen, die identitätsstiftende 
Produkte anbieten (Militaria, Kleidung) oder Werbung, Marketing und Poli- 
tikberatungbetreiben, Bewegungsgruppen (wie Identitäre Bewegung oder Casa 
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Pound), Hooligans und Gruppen, die Gewalthandlungen trainieren und solche, 
die, wie der NSU, eingebettet in ein breites Netzwerk von Unterstützern, im 
Untergrund operieren. All das gibt es kontinuierlich in sich stetig verändernder 
Form. In den vergangenen Jahrzehnten, so kann für die Bundesrepublik gesagt 
werden, ist es dem Führungspersonal der Rechten nicht gelungen, durch ihre 
Aktivitäten diese Elemente zu einer Einheit zusammenzubringen. Sofern es 
weiter deutsche Führungsambitionen gab, hatten den entsprechenden Kräften 
die Niederlage und die Teilung Deutschlands gezeigt, dass sie nicht mit einer 
rassistisch-militärischen Großraumpolitik verfolgt werden konnten. Aber nicht 
nur die äußeren Hindernisse waren zu groß. Auch in Deutschland selbst kam 
eszu einer zunehmenden Auseinandersetzung mit autoritären Traditionen und 
einer Kritik auch an jener zweiten, nicht-öffentlichen Meinung, die unter der 
Oberfläche offizieller Sprachregelungen rechte Ideologeme zirkulieren ließ und 
eine Art stummes Einverständnis in bürgerlichen Kreisen kommunizierte. Of- 
fen agierende rechte Gruppen und Parteien ebenso wie der stumme Konsens, 
der manchmal als Fehlleistung durchbrach, konnten einigermaßen erfolgreich 
zurückgedrängt und gesellschaftlich isoliert werden durch eine Vielzahl von staat- 
lichen und zivilgesellschaftlichen Aktivitäten (obwohl diese teilweise ihrerseits 
häufigder Diskreditierung ausgesetzt waren: 'Linksextremismus’, VVN, Antifa). 

Die Rechte war also dadurch schwach, dass einige ihrer Teile von den etablierten 
Parteien absorbiert werden konnten, andere Teile sanktioniert wurden oder die 
Schwelle offizieller Politik nicht überschreiten konnten, weil sie als zu radikal 
galten. Dies wirkte als Spaltungen in die Rechte zurück. Mit dem autoritären 
Populismus hat sich dies verändert. War der Populismus lange Zeit ein untergeord- 
netes Moment des rechten Syndroms, so hat hier eine Verschiebung stattgefunden. 
Die populistischen Momente erweisen sich als geeignet, die anderen Elemente der 
rechten Ideologie zu reartikulieren. Sie bilden ein Medium, das es den verschiede- 
nen Strömungen und Organisationselementen der Rechten, sich zu modernisieren 
(Ivaldi 2017). Es handelt sich nicht um einen teleologischen Prozess, kontingent 
und vermittelt durch einen politischen Suchprozess, in dem die Wahlerfolge und 
die öffentliche Aufmerksamkeit katalytisch wirken, fügen sie sich zu einer sich 
verstärkenden Einheit zusammen (vgl. Weiß 2017). Rechte Positionen werden 
in diesem Zusammenhang akzeptabel, auf Ziele der nationalen und völkischen 
Revolution wird nicht verzichtet, Antisemitismus und Rassismus sind ebenfalls 
Momente der Formation. Trotz aller Distanzierungen und Mahnungen werden 
sie im Namen der Meinungsfreiheit als Momente des Meinungsspektrums des 
autoritären Populismus bewahrt. Wie in einem sich drehenden Kristall rückt dieser 
Aspekt in den Vordergrund und erreicht als Kampf gegen politische Korrektheit, 
Verteidigungvon Männlichkeit oder Kunst auch die bürgerlichen Feuilletons Der 
autoritäre Populismus erlaubt es, die Schwelle zur Legalität und zur offiziellen Poli- 
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tik zu überschreiten und die verschiedenen Aktivitäten der Nationalkonservativen 
und faschistisch-nationalsozialistischen Rechten zusammenzuführen. Das ist neu, 
es zeigt, wie Hexibel die Rechte ist und lässt sie im Kontrast stärker erscheinen, als 
sie ist. Denn faktisch gibt es Hinweise darauf, dass der Anteil derjenigen, die ein 
sog. geschlossenes rechtsextremes Weltbild haben, von 9,7 Prozent im Jahr 2002 
auf 5,4 Prozent im Jahr 2016 zurückgegangen ist (Decker u.a. 2016: 48). Dies 
macht aber einmal mehr deutlich, dass Einstellungen in der Bevölkerung nur ein 
und cher passives Element des gesellschaftlichen Prozesses sind. Entscheidender 
ist, was diejenigen tun, die die Macht innehaben. Die Akteure im Machtblock 
vergrößern ihre Spielräume, wenn sie sich auf eine autoritär-populistische Folge- 
bereitschaft in der Bevölkerung stützen und damit gleichzeitig den Bewegungs- 
spielraum der popular-demokratischen Kräfte einschränken können, die sich nicht 
wie selbstverständlich auf die emanzipatorischen und solidarischen Tendenzen 
bei den Subalternen beziehen können. 

Warum also gelingt der autoritär-populistische Kurzschluss? Warum erkennen 
sich die Subalternen - wie kurzzeitig auch immer - in dieser Anrufung wieder 
und lassen sich in einer Weise subjektivieren, die sie auf Autorität ausrichtet, 
einer imaginären national-völkischen Gemeinschaft unterwirft, in der sie sich 
den Reichen subordinieren, die sie individualisiert und emotional gegeneinan- 
der richtet? Die eine und entscheidende Antwort besteht darin, dass es in der 
herrschenden Klasse eine national-konservative Abspaltung nach rechts gegeben 
hat, die an der Herrschaft teilhat und mit ihren umfangreichen Ressourcen auf 
die bürgerliche Agenda und Willensbildung Einfluss nehmen kann. Sie geht ein 
Bündnis und eine Kooperation mit den radikalen rechten Gruppierungen aus 
Kleinbürgertum und Arbeiter_innenklasse ein. Gleichzeitiggibt es Bemühungen, 
die Repräsentationskrise zu verstärken und auf das volatil gewordene Verhalten 
der Wähler_innen Einfluss zunehmen, indem ihnen Radikalität, Handlungsfä- 
higkeit und Lösungen versprochen werden, die mehr oder weniger ohne Risiko 
sind, weil sie die Herausforderungen der gesellschaftlichen Entwicklung nicht 
oder kaum berühren und zulasten von Schwachen und Minderheiten gehen. 
Die Subalternen greifen diese Angebote auf, weil sie sich auf diese Weise Gehör 
verschaffen können, sie können radikale Kritik äußern, ohne wirklich in einen 
antagonistischen Konflikt mit den Herrschenden zu geraten. Ihre Revolte ist 
autoritär und konformistisch, nicht die bürgerliche Klasse wird angegriffen, 
sondern das bezahlte Personal. Zugeständnisse erfahren sie nicht. Allenfalls 
können sie erwarten, dass sie eine Unterschichtung der migrantischen Arbeits- 
kräfte durchsetzen, also eine Situation, in denen diese ihnen untergeordnet sind. 
Doch durch diese rassistischen Entsolidarisierungspraktiken tragen sie gerade zu 
jener Konkurrenz aufdem Arbeitsmarkt bei, die sie mit ihren Protesten glauben, 
verhindern zu können. 
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Dennis Eversberg 


Innerimperiale Kämpfe 


Drei Thesen zum Verhältnis zwischen autoritärem 
Nationalismus und imperialer Lebensweise 


In fast all jenen Ländern, die mit ihrer Wirtschaftsstruktur und ihren Bevölke- 
rungen die Zentren der imperialen Produktions- und Lebensweise! bilden, haben 
in den letzten Jahren autoritär-nationalistische Kräfte die politische Hegemonie 
neoliberaler, aufdie Durchsetzungder Interessen des weltmarktorientierten Kapi- 
tals orientierter Parteien und Politiker:innen ernsthaft herausgefordert oder sogar 
gebrochen. Ob Donald Trump, der französische Front National, die FPÖ oder 
die Kräfte, die hinter dem Votum für den Brexit standen: Durch ihre Erfolge ist 
die zuvor zwanzig Jahre lang feststehende Konstellation, in der bei Wahlen stets 
nur über ein „Mehr“ oder ein „etwas Weniger“ an Marktöffnung, Deregulierung 
und Abbau sozialstaatlicher Sicherungen zu entscheiden war, aufgebrochen. Die 
politischen Landschaften dieser Länder haben sich damit teils dramatisch verän- 
dert. Deutschland, das mit seiner extrem exportfixierten Wirtschaft und einseitig 
auf Förderung der Wertbewerbsfähigkeit ausgerichteten Politik zur zentralen 
Macht Europas und zum Zentrum der imperialen Lebensweise aufdem Kontinent 
avanciert ist, war in dieser Hinsicht lange eine Ausnahme. Seit der Bundestagswahl 
2017 ist das endgültig vorbei. Auch im ökonomisch mächtigsten Land Europas, 
dessen Wohlstand entgegen dem kontinentalen Trend seit der Finanzkrise 2008/9 
sogar noch angewachsen ist, wird künftig als drittstärkste politische Kraft eine 
Partei mitreden, die den Wohlstand des Landes durch noch aggressivere nationale 
Interessenpolitik und Abschottung nach außen mehren will. 

Dass der autoritäre Nationalismus solche Erfolge selbst in einem Land erringt, 
das sich seit Jahrzehnten wie kaum ein anderes auf Kosten anderer bereichert hat, 
stellt die gängige Behauptung infrage, autoritäre Bewegungen bekämen stets in 
Krisensituationen Zulauf. 


l Gemeint ist eine Art und Weise des Wirtschaftens und Lebens, die auf stetige Zufuhr 
großer Mengen an Energie, materiellen Ressourcen und Arbeit von außen sowie auf die 
Externalisierung von Kosten angewiesen, nicht global verallgemeinerbar und nur unter 
zunehmendem Einsatz von Gewalt nach außen aufrechtzuerhalten ist (Brand/ Wissen 


2017). 
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Wo also liegen die eigentlichen Gründe für den aktuellen Rechtsruck der 
„Externalisierungsgesellschaften“ (Lessenich 2016) des globalen Nordens? Ich 
will hier argumentieren, dass sie in der Transformation der imperialen Produk- 
tions- und Lebensweise selbst und den von ihr ausgelösten gesellschaftlichen 
Verwerfungen begründet liegen. Sie sind Auslöser eines aufder Basis des gemein- 
samen Konsenses über das Ziel der Aufrechterhaltung der imperialen Lebenswei- 
se ausgetragenen politischen Konflikts zwischen den „progressiv-neoliberalen“ 
Kräften ihrer Modernisierung auf der einen und den auf Restauration eines 
längst überholten früheren Zustands orientierten autoritär-nationalistischen 
Parteien aufder anderen Seite. Eine emanzipatorische Linke, die am normativen 
Ziel gleicher Rechte und Möglichkeiten für alle Menschen weltweit festhält, 
muss sich als Teil eines dritten, global-solidarischen Lagers verstehen, daszentral 
die imperiale Lebensweise selbst infrage stellt. Dieses Argument entwickle ich 
anhand von drei Ihesen?. 


These 1: It’s not the economy, stupid! 

Die Wahl der AfD, wie die nationalistisch-populistischer Parteien überhaupt, ist 
nicht einfach als Reaktion wirtschaftlich „Abgehängter“ auf ihre ökonomische Si- 
tuation zu erklären. 


Oberflächlich betrachtet liefert zwar auch das Ergebnis der Bundestagswahl 
Argumente für die „Abgehängten“-Ihese - etwa wenn man den Blick einseitig 
auf die sozialen wie geografischen Hochburgen der AfD bei Arbeiter:innen und 
Arbeitslosen (21 Prozent), im Osten (21,9 Prozent) oder auch in manchen Ruhr- 
gebietsstädten richtet. Und doch: Wer den Wahlerfolgder AFD primär ökonomi- 
scher Perspektivlosigkeit und Gefühlen des „Abgehängtseins“ zuschreibt, irrtsich. 
Denn ein breiterer Blick aufdie Wahlergebnisse zeigt, dass die Präferenz für die 
AfD keine Besonderheit der Arbeiter:innen und Arbeitslosen, „des Ostens“ oder 
„der Männer“ ist, sondern ein Problem der Gesamtgesellschaft. Denn mindestens 
acht bis zehn Prozent holte sie praktisch in allen Landesteilen, bei allen Berufs-, 
Altersgruppen und Geschlechtern. 

Die sozioökonomische Zusammensetzungder Wähler:innenschaft einer Partei 
ist notorisch schwierig zu berechnen. Nimmt man aber unter Zuhilfenahme 
der von Brenke und Kritikos (2017) bereitgestellten Paneldaten zur Struktur 
der wahlberechtigten Bevölkerung eine grobe Kalkulation vor, so ergibt sich 
zur AfD-Wähler:innenschaft Erstaunliches. Von bundesweit 5,88 Millionen 


2 Füreine ausführliche und umfassend mit Daten belegte Fassung dieser Argumentation 


siche Eversberg (2017). 
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AfD-Zweitstimmen kamen ca. 14 Prozent von Arbeiter:innen und drei Prozent 
von Arbeitslosen - zusammen gerade eine Million?. Gut 36 Prozent der AfD- 
Wähler:innen waren indes Angestellte, weitere 30 Prozent Rentner:innen. Selb- 
ständige machten sechs Prozent, Beamte vier Prozent aus. Die AfD ist also weder 
eine „Arbeiter:innenpartei“ noch eine Partei der Benachteiligten, sondern findet 
Klassen übergreifend Zuspruch, und ihre wichtigsten Wähler:innenreservoirs 
liegen bei Angestellten und Rentner:innen. Auch wenn etwa nur Angestellte 
oder nur Beamte gewählt hätten, wäre sie bequem in den Bundestag eingezogen. 
Gleiches gilt im Hinblick auf Bildung (auch unter Akademiker:innen holte sie 
sieben Prozent) oder Geschlecht und Region (unter westdeutschen Frauen: acht 
Prozent). Auch ein genauerer Blick auf die Landkarte stellt Denkgewohnheiten 
infrage: Zwar war das AfD-Ergebnis im Osten mit 21,9 Prozent erschreckend 
hoch, doch entscheidend für ihre Fraktionsstärke war, dass sie auch im Westen 
10,7 Prozent erhielt. Auch in München, Köln oder Hamburg holte sie weit über 
fünf Prozent, und zu ihren West-Hochburgen gehören auch wohlhabende Ge- 
genden im ländlichen Bayern, Baden-Württemberg und Hessen. 

Auch die mitunter vorgebrachte Behauptung, dass es, wenn schon keine 
handfeste Deprivation, dann eben die Angst vor dem Abstieg war, derentwegen 
die Wähler:innen der AfD zuliefen, trägt allenfalls teilweise. Denn entgegen der 
Rede über zunehmende Abstiegsängste hat die Umfrageforschungzuletzt einen 
rapiden Rückgang solcher Ängste aufgewiesen (Lengfeld/Ordemann 2017). 
Die Nachwahlbefragungen bestätigen das: 84 Prozent stimmten der Aussage 
„Die wirtschaftliche Lage in Deutschland ist gut“ zu - verglichen mit nur 19 
Prozent noch 2009. Auch die eigene wirtschaftliche Lage bewerteten selbst 
unter bekennenden AfD-Anhänger:innen noch 73 Prozent als gut. Das lässt 
kaum Raum für die Behauptung, sie hätten in erster Linie aus wirtschaftlichem 


3 Diese aufeigenen Berechnungen zum Bundestagswahlergebnis beruhenden Zahlen wei- 
chen auffällig von dem Befund bei Brenke und Kritikos ab, dass 34 Prozent der AfD- 
Wähler:innen Arbeiter:innen gewesen seien. Ein Grund für diesen Unterschied ist, dass 
in der ALLBUS-Befragung, auf die sich deren Angaben bezichen, alle Befragten außer 
den Studierenden/Auszubildenden den Erwerbskategorien („Arbeiter:innen“, „Ange- 
stellte“ usw.) zugeordnet wurden, in meiner Berechnung dagegen nur die 56 Prozent, 
die tatsächlich erwerbstätig waren. Ein Teil der von Brenke/Kritikos als Arbeiter:innen 
geführten Gruppe findet sich damit hier bei den Rentner:innen wieder. Ferner spielen 
wohl auch unterschiedliche Kriterien der Einstufung (ALLBUS) bzw. Selbstverortung 
(Nachwahlbefragungen) als „Arbeiter:in“ eine Rolle. Und schließlich ist das Teilsample 
von AfD-Anhänger:innen im ALLBUS, auf das sich Brenke/Kritikos bezichen, nicht 
nur mehr als ein Jahr vor der Wahl erhoben, sondern mit 283 Befragten auch kaum 
groß genug, um repräsentative Aussagen daraus abzuleiten. Die von mir verwendeten 
Strukturdaten zur gesamten wahlberechtigten Bevölkerung dagegen bezichen sich auf 
das Gesamtsample von 3.500 Befragten. 
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Frust oder Statusangst AfD gewählt. Zugleich allerdings zeugt es von einer 
gewissen Verunsicherung, dass auf die Frage, wie gut „Deutschland auf die 
Zukunft vorbereitet“ sei, nur noch 52 Prozent der Befragten mit „eher gut“ 
(2013: 68 Prozent), 42 Prozent dagegen mit „eher schlecht“ (2013: 27 Prozent) 
antworteten. Vom „Platz an der Sonne“ der imperialen Lebensweise aus wird 
der Wunsch nach Kontinuität und Stabilität immer drängender. An der eige- 
nen Lebensweise soll sich nichts ändern, und von der Politik wird erwartet, 
eben dies zu garantieren. Gleichzeitig lässt sich immer weniger ignorieren, dass 
weitreichende Veränderungen mit erheblichen Auswirkungen auf eben diese 
Lebensweise bevorstehen. Emblematisch hierfür stehen die seit 2015 in deutlich 
gestiegener Zahl hierzulande angekommenen Menschen, die vor den zerstöreri- 
schen Auswirkungen der global-imperialen Machtverhältnisse aufihre Länder 
fliehen mussten. Was sich mit ihnen, aber auch etwa mit dem Klimawandel 
andeutet, wird mit tiefer Verunsicherung geschen (vgl. Kahrs 2017: 11f.; Hilmer 
u.a. 2017; Lengfeld 2017). 

Was nun die AfD-Wähler:innen verbindet, sind nicht diese Sorgen als solche, 
sondern die ethnozentrische, rabiat ausgrenzende Form, in der sie sie verarbeiten. 
Zentral sind nicht Spaltungslinien wie arm-reich, Ost-West, Stadt-Land oder 
„zufrieden“-„verunsichert“, sondern die Tatsache, dass sie selbst Fragen von ethni- 
scher Homogenität und der Aufrechterhaltungklarer Innen-Außen-Trennungen 
zum Zentrum ihrer Vorstellungen machen. Neu ist daran nur, dass mit der AFD 
nunmehr für diese Stimmungslage ein politisches Sprachrohr zur Verfügung 
steht. Was die rabiaten Abwehrreaktionen seit 2015 auslöste, war die angesichts 
des Leids der Flüchtenden am Budapester Bahnhof Keleti aus humanitären 
Gründen vollzogene Abkehr vom zuvor zentralen Versprechen der Merkelschen 
Politik: Dass mit ihr an der Spitze die Deutschen mit der Unordnungder Welt in 
Ruhe gelassen würden. Die 12,6 Prozent AfD-Wähler:innen protestieren nicht 
„eigentlich“ gegen eine ungerechte Sozial- oder Steuerpolitik. Sie wollen Merkel 
für die eine Entscheidungihrer Regierungspolitik bestrafen, die nicht machtpoli- 
tischem oder ökonomischem Kalkül, sondern einer humanitären Regung folgte. 
Sie wählten eine autoritär-nationalistische Partei, weil sie deren autoritärem und 
nationalistischem Gedankengut zustimmten. 


These 2: Eine klassenübergreifende Allianz mit dem Ziel, die Zeit 
zurückzudrehen 

Der autoritäre Nationalismus ist eine Klassen übergreifende Bewegung mit dem 
gemeinsamen Nenner, die Modernisierung der imperialen Produktions- und Le- 
bensweise vom organisiert-kapitalistischen zum flexibel-kapitalistischen Modell 
rückgängig machen zu wollen. 
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Die AfD hatte Erfolg, weil es ihr gelang, eine vertikale Allianzzwischen Teilen der 
wirtschaftlichen und administrativen Eliten und Gruppen der sozialen Mitte so- 
wie der Unterprivilegierten herzustellen. Michael Vester (2017) hat diese Allianz 
schon vor der Bundestagswahl skizziert. Sie vereint das offen autoritär-rassistische 
Lager der „Rebellisch-Autoritären“ (ca. 14 Prozent der Bevölkerung) mit Teilen 
der in den Eliten etablierten „Traditionell-Konservativen“ (ebenfalls 14 Prozent), 
deren Seriosität und Prestige die AfD als für viele wählbare Kraft etablieren konn- 
ten. Als Klientel sind zudem große Teile der „Resigniert-Autoritätsgebundenen“ 
(ca. 13 Prozent) eingebunden, die zwar soziale Gerechtigkeit einfordern, diese 
aber primär entlangethnischer Kriterien definieren. Mit dieser Allianz ist es der 
autoritär-nationalistischen Rechten gelungen, sich als voraussichtlich längerfristig 
stabile, in der Mitte der Gesellschaft verankerte Kraft zu etablieren. 

Mögliche Bruchlinien dieser Allianz zeigt ein Vergleich der sozialen Zusam- 
mensetzungder AFD-Bundestagsfraktion mit derihrer Wähler:innenschaft. Unter 
den 94 gewählten Abgeordneten sind keine Arbeiter:innen, 17 Angestellte, neun 
Führungskräfte, 18 Beamt:innen und 42 Selbständige und Freiberufler:innen. 
Damit sind gerade letztere stark überrepräsentiert. Das ist umso bemerkenswer- 
ter, als die Selbständigen insgesamt unterdurchschnittlich häufig AfD wählten. 
Zugleich gilt Ähnliches auch für Pegida und den offenen Neonazismus, deren 
Führungsfiguren oft ebenfalls Kleinunternehmer:innen sind. Hinter diesem 
auffälligstarken Engagement kleiner Selbständiger in autoritär-nationalistischen 
Bewegungen scheint eine spezifische Form von politischem Unternehmertum zu 
stehen: Zum einen sind sie wegen ihrer Gewöhnung an ständige Konkurrenz 
gut an harte Machtkämpfe angepasst und bringen sich instinktiv zielstrebig für 
Führungspositionen in Stellung. Zum anderen lassen sich ihre im Erwerbsleben 
benötigten Fähigkeiten zu Selbstvermarktung und strategischer Positionierung 
in rechten Parteien und Bewegungen gut in politisches Kapital konvertieren. 

Ähnlich große Repräsentationslücken bestehen bei der AfD auch im Hin- 
blick aufBildung und Geschlecht. Eine so disparate Allianz zusammenzuhalten, 
verlangt Versprechen. Das Kernversprechen: Wir sorgen dafür, dass sich nichts 
ändert. Autoritätsbeziehungen, Geschlechter- und Sexualordnung will die AfD 
restaurieren, vor allem aber an den Innen-Außen-Verhältnissen der eigenen Ge- 
sellschaft und ihrer globalen Machtstellung soll sich keinesfalls etwas ändern. 
Noch höher als die viel zitierte Sorge von 91 Prozent der AfD-Wähler:innen, dass 
„unsere Gesellschaft immer weiter auseinanderdriftet“ (was nicht reduzierbar 
ist auf Sorge vor einem Auseinanderdriften zwischen „oben und unten“) wogen 
drei andere Sorgen: mit 93 Prozent die vor zu großem Einfluss des Islam, mit 94 
Prozent die Befürchtung, dass „sich unser Leben in Deutschland zu stark ver- 
ändern wird“ und mit 95 Prozent die Angst vor „Verlust der deutschen Kultur“. 
Statt um Verteilungsfragen geht es ihnen zentral um die Konservierung einer 
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religiös, kulturell und durch Konventionen definierten Lebensweise. Das wusste 
Alexander Gauland, alseram Wahlabend sagte: „Wir wollen das Land erhalten, 
wie wir es bisher kannten, vor der Flüchtlingskrise!“ 


These 3: Eine Konfrontation innerhalb des „Imperiums” 

Der Konflikt zwischen progressivem Neoliberalismus und autoritärem Nationa- 
lismus spielt sich vollständig auf dem Boden der imperialen Produktions- und Le- 
bensweise ab. Keine Seite stellt sie als solche infrage, gestritten wird nur um unter- 
schiedliche Varianten derselben und um die richtige Strategie zu ihrer Verteidigung. 


Gegenwärtig wird ein Widerspruch vollends manifest, der der imperialen Le- 
bensweise schon immer innewohnte. Als Herrschaftsform, in der Gesellschaften 
mit demokratischem Selbstverständnis sich qua Ausgrenzung, Ausschluss und 
Gewalt über andere erheben, kann diese nie ganz mit sich im Reinen sein. Einer 
imperialen „Zitadellengesellschaft“ würde strukturell viel cher eine autoritäre po- 
litische Ordnung entsprechen. Die arabischen Golfmonarchien etwa bekommen 
das recht gut vereinbart - und zwar, weil der Betrieb einer ressourcenbasierten 
Rentenökonomie auch von einer statisch-hierarchischen Gesellschaftsordnung 
geleistet werden kann. Eine exportfixierte Hochleistungsökonomie aber — wie 
die deutsche - gerät in ein Dilemma: Einerseits ist profitables kapitalistisches 
Wirtschaften auf das Niederreißen von Handels-, Innovations- und Akkumulati- 
onsschranken angewiesen, weshalb gerade die am stärksten globaler Konkurrenz 
ausgesetzten Industrien offene Grenzen für Güter wie Arbeitskräfte brauchen. 
Andererseits kann der Staat sich bei Teilen seiner Bevölkerung nur noch legiti- 
mieren, indem er sich zwecks Aufrechterhaltung von deren Privilegien immer 
stärker abschottet. 

In dieser Situation führt der alte linke Spruch „Hinter dem Faschismus steht 
das Kapital!“ gravierend in die Irre. Die Wirtschaftsverbände positionieren sich 
derzeit klar aufseiten der „weltoffenen“ Mehrheit und haben sogar eigene Initia- 
tiven zur Integration Geflüchteter in die Unternehmen gestartet. „Rückzug ins 
Nationale ist für unser Land keine Alternative“, überschrieb der Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI) seine Pressemitteilung am Tag nach der Wahl. 
Kurz: Die mächtigsten Fraktionen des deutschen Kapitals stehen nicht hinter der 
AfD, sondern gehören zu ihren erklärten Gegner:innen. Entscheidend hierfür 
ist wohl nicht nur das Interesse an offenen Grenzen für Güter und Hochquali- 
fizierte, sondern auch Probleme der Betriebe in arbeitsintensiven Branchen, ihre 
Lehrstellen zu besetzen. 

Der Blick auf die Berufsbiographien der Abgeordneten verrät aber, dass die 
AfD bei einigen anderen Kapitalfraktionen durchaus Unterstützunggenießt. Am 
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auffälligsten ist die Verankerung im militärisch-industriellen Komplex: Rüdiger 
Lucassen z.B., früher Oberst im Generalstab der Bundeswehr sowie Referent 
bei der NATO und im Verteidigungsministerium, betreibt heute eine Firma, 
die Sicherheits- und Streitkräfte aufbaut und schult, Gerold Otten war bislang 
Verkaufsleiter des Rüstungskonzerns EADS für das Produkt Eurofighter. Hinzu 
kommen viele ehemalige und aktive Soldaten sowie teils hochrangige Reservisten. 
Über sie finden die Interessen einer Industrie Eingang in die Politik der AfD, 
die an verstärkter Abschottung nach außen gut verdient. 

Sehr stark vertreten sind in der Fraktion zudem „Berater:innen“: Selbstän- 
dige und Kleinunternehmer:innen, die vom Erfolg der Exportindustrie leben, 
der sie qualifizierte Dienstleistungen anbieten. Sie versprechen sich offenbar 
bessere Perspektiven von einer protektionistischen Politik, die die verschärfte 
Konkurrenz im EU-Binnenmarkt und durch gut ausgebildete Zuwander:innen 
zurückdrängen soll. 

Einige weitere Abgeordnete kommen aus der Finanzbranche, und zwar mut- 
maßlich vor allem aus jenen Teilen der Finanzindustrie, die sich auf Investiti- 
onsformen spezialisiert haben, deren Lukrativität durch Staatsverschuldung 
und Niedrigzinsen infolge der Eurorettung stark beeinträchtigt wurde. Sie sind 
primär an einer Renationalisierung der Finanz- und Wirtschaftspolitik und der 
Abschaffung des Euro interessiert, von der sie sich eine Rückkehr zu vermeintlich 
einträglicheren früheren Geschäftsmodellen versprechen. 

Anders als ihre Wähler:innen haben diese Gruppen keineswegs primär ein 
„kulturelles“, sondern ein ganz materielles Interesse daran, dass erfolgte Verän- 
derungen mit autoritären Mitteln rückgängig gemacht werden. 

Die mit dem Auftreten der AfD manifest gewordene Konfliktlinie steht also 
nicht nur für einen Riss in der Bevölkerung, sondern auch für eine Auseinan- 
dersetzung innerhalb der Eliten. In der Positionierung der Wirtschaftsverbände 
hingegen kommt genau das zum Ausdruck, was Nancy Fraser (2017) durchaus 
treffend „progressiven Neoliberalismus“ genannt hat: Eine wirtschafts- wie ge- 
sellschaftspolitisch liberale, proeuropäische, konsequent auf Markt- wie soziale 
Öffnung und gegen Diskriminierung entlang leistungsfremder Kriterien gerich- 
tete Politik, die sich innereuropäisch Freiheit und Chancengerechtigkeit auf die 
Fahnen schreibt und die Drecksarbeit der Zäune, Küstenwachen und Abschie- 
bungen geräuschlos im Hintergrund erledigen lässt. Damit soll keine Kooptierung 
„der Linken“ durch das Kapital unterstellt sein, sondern schlicht ein aufgeklärtes 
Eigeninteresse der zukunftsorientierten Mehrheit des deutschen Kapitals an 
„Willkommenskultur“ und Abbau bestimmter Diskriminierungen. Für solche 
Politik braucht es gar keine Linken, sondern bloß eine Bevölkerungsmehrheit, 
die Reisefreiheit und gemeinsamer Währung mehr abgewinnen kann als alten 
Autoritäten und Fantasien von nationaler Größe. Der progressive Neoliberalismus 
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ist die politische Programmatik einer durchflexibilisierten „imperialen Lebens- 
weise 3.0“, in der Arbeit und andere Produktionsinputs so kleinteiligzerleg- und 
synchron koordinierbar sind, dass Diskriminierung und Ausgrenzung nur als 
Störfaktoren für die reibungslose Akkumulationsdynamik erscheinen. 

Dagegen opponiert die AfD auch aufgrund der von ihr vertretenen (minori- 
tären) Kapitalinteressen, die von einer Rückkehr zur organisiert-kapitalistischen 
„imperialen Lebensweise 2.0“ mit ihren überschaubaren nationalen Wirtschafts- 
räumen, klaren Rollenzuweisungen, stabilen Autoritäten und dichten Gren- 
zen profitieren würden. Das macht den autoritären Nationalismus noch nicht 
eindeutig „anti-neoliberal“: Ein gegen den Euro gerichteter nationalistischer 
Neoliberalismus war für die Entstehung der AfD zentral und bleibt in Teilen 
der Fraktion verankert. Wirtschafts-, steuer- oder finanzpolitisch ist ihre Pro- 
grammatik von Forderungen nach Privatisierung, „mehr Markt“ und Umver- 
teilung nach oben durchzogen. Und doch ist kaum zu hoffen, dass größere Teile 
ihrer Wähler:innen sich bei vorheriger Lektüre jener Passagen von der Partei 
abgewandt hätten. Vielmehr zeigt sich die gegenseitige Offenheit zwischen der 
rassistisch-nationalistischen Grunddisposition vieler AFD-Wähler:innen und 
der neoliberalen Programmatik da, wo sie in Befragungen auch über die Migra- 
tionsthematik hinaus ständig in jeder Hinsicht mehr „Sicherheit“ einfordern. In 
dem besitzindividualistischen Selbst- und Weltverhältnis, das sich hier ausdrückt, 
verdichten sich die Entbindungauskollektiven Solidaritäten und der Rückzugins 
Private (Hilmer u.a. 2017) zu einer rabiaten Verteidigung des „Eigenen“. Diese 
richtet sich untrennbar zugleich auf den persönlichen Besitz und auf das ima- 
ginär „Eigene“ einer behaupteten homogenen nationalen „Kultur“. Eben dieser 
Besitzindividualismus hält aktuell das Bündnis aus neoliberalen und völkischen 
Nationalist:innen zusammen - jedenfalls noch. 

Der Konflikt zwischen progressivem Neoliberalismus und autoritärem Na- 
tionalismus kam in der US-Wahl zwischen Clinton und Trump ebenso zur 
Aufführung wie in der Stichwahl zwischen Macron und Le Pen, der Brexit- 
Abstimmung oder der Entscheidung zwischen van der Bellen und Hofer. Nie 
stand hier die imperiale Lebensweise selbst - wie vermittelt auch immer - zur 
Debatte. Stets ging es nur darum, wie sie gesellschaftspolitisch auszugestalten 
und machtpolitisch zu sichern sei. Damit ist am Ende auf einer ganz anderen 
Ebene doch „the economy“ ausschlaggebend für das Erstarken des autoritären 
Nationalismus: nicht in Gestalt geteilter wirtschaftlicher Lagen, sondern in Form 
eines Konflikts um die Modernisierung des ökonomisch-sozialen Regimes und 
um die Bedingungen der Möglichkeit, weiter so gut auf Kosten anderer zuleben. 
Es handelt sich in der Tat um einen Klassenkonflikt, der aber nicht zwischen 
oben und unten, sondern entlang der horizontalen Achse des gesellschaftlichen 
Raums zwischen Kräften der Modernisierung und der Beharrung ausgetragen 
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wird. Sein Gegenstand ist auch da, wo oberflächlich „Kultur“ verhandelt wird, 
die tiefer liegende „Dynamik der (transnationalen) kapitalistisch getriebenen 
Veränderung“ (Kahrs 2017), die steigenden Druck, Prekarität und die Erosion 
sozialstaatlicher Sicherungen ebenso mit sich bringt wie steigende soziale und 
geografische Mobilität und eine wachsende Vielfalt von Lebensmodellen. Diese 
kapitalistischen Modernisierungsprozesse haben die soziale „Mitte“ verschoben: 
Sie hat sich zugleich ökonomisiert und ist kulturell vielfältiger geworden. Beides 
läuft den Normalitätserwartungen derer zuwider, die sich an den Versprechungen 
der früheren Ordnung orientiert und sich selbst als Teil der „Mitte“ wahrgenom- 
men hatten. Denjenigen unter diesen „neuen Minderheiten“ (ebd.), die das nicht 
konstruktiv und demokratisch verarbeiten können, sondern sich auf Rassismus, 
Ressentiments und die einseitige Selbststilisierung zum Opfer zurückzichen, 
machte die AfD mit dem Versprechen, das Rad der Zeit zurückzudrehen, ein 
attraktives Angebot. 

Dies ist aber nur ein Angebot unter mehreren denkbaren, und es ist den 12,6 
Prozent durchaus vorzuhalten, dass sie es annahmen. Denn verunsichernd sind 
die Veränderungen für weit größere Teile der Bevölkerung- und die meisten ver- 
arbeiten sie anders. Es ist kein Automatismus, dass Menschen auf Verunsicherung 
autoritär und rassistisch reagieren — aber wenn, dann muss es ernst genommen 
werden und die Ablehnung erfahren, die dem gebührt. Das legitimiert jedoch 
keine Politik der pauschalen Beschimpfung ganzer Bevölkerungsteile oder Regi- 
onen: Ein angemessener linker Umgang mit der AfD und ihren Anhänger:innen 
muss auch zur Differenzierung fähig sein. Mit Vester gesprochen: Was die „re- 
bellisch-autoritären“ Träger:innengruppen der Partei und ihre Helfer:innen aus 
den „traditionell-konservativen“ Eliten angeht, so kann es nur darum gehen, sie 
politisch offen anzugreifen und zu bekämpfen. Im Hinblick aufihre „resigniert- 
autoritätsgebundene“ Klientel ist das jedoch - gerade im oft unvermeidlichen 
alltäglichen Umgang - nicht sinnvoll. Auch wenn es eine gefährliche Illusion 
ist, sie für linke Politik „zurückgewinnen“ zu können, muss es doch auch ein Ziel 
sein, die von der AfD geschaffene Allianz zu schwächen, indem gerade ihnen 
immer wieder vor Augen gehalten wird, wie wenig die von ihnen Gewählten sie 
und ihre Interessen eigentlich repräsentieren. Mit Bekundungen des Verständ- 
nisses für ihre Wahlentscheidung muss und darf das nicht einhergehen - aber 
mit dem Vermeiden der Auseinandersetzung durch Rückzug in großstädtische 
linke Wohlfühlzonen ist es auch nicht vereinbar. 

Klar bleibt aber: Daraus, dass AfD-Wähler:innen ihrem eigenen Selbst- 
verständnis nach „Gerechtigkeit“ einfordern, folgt nicht, dass sie „eigentlich“ 
gar nicht hinter deren Politik stünden, sondern letztlich eine solidarischere 
Gesellschaft wollten. Denn wird „Gerechtigkeit für die je eigene Gruppe an 
der symbolischen und materiellen Deprivilegierung spezifischer Anderer (z.B. 
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Migrantinnen, Frauen, Schwarze) gemessen, dann handelt es sich nicht um 
eine spezielle Spielart eines emanzipatorischen Universalismus, sondern um des- 
sen äußersten Gegenpunkt“ (Dowling/van Dyk/Graefe 2017: 416). Völkischer 
Rassismus ist kein der kapitalistischen Ausbeutung nachgeordnetes, irgendwie 
doch nur auf Missverständnissen beruhendes ‘sekundäres’ Übel, und eskann aus 
emanzipatorischer Sicht keinen „Tradeoff“ zwischen beidem geben, sondern nur 
gleichermaßen klare Abgrenzungin beide Richtungen (vgl. ebd.; Hildyard 1999). 

Progressiver Neoliberalismus wie autoritärer Nationalismus stützen sich auf 
übergreifende Narrative, die es ihnen ermöglichen, vertikale Allianzen zwischen 
Klassenfraktionen herzustellen und bei Wahlen zu mobilisieren. Der global- 
solidarischen Linken fehlt derzeit ein solches Narrativ, und unter anderem 
deshalb auch die Fähigkeit, selbst eine ähnlich wirksame Allianz zu bilden. 
Das dicke Brett der Suche nach einem solchen Narrativ, eines dritten, global- 
solidarischen Lagers außerhalb des diskursiven Territoriums der imperialen 
Wahrnehmungs- und Denkweise, gilt eszu bohren. Emanzipatorische Narrative 
entstehen in gemeinsamen Kämpfen. Gerade deshalb ist es unerlässlich, auch 
auf der Linken auf die Etablierung einer Klassenallianz hinzuarbeiten und 
diejenigen, die ihre Verunsicherung nicht autoritär und ausgrenzend, sondern 
solidarisch-inklusiv verarbeiten, in einer breiten, wirksamen Gegenmobilisierung 
zusammenzubringen. 
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Der Aufstieg.der Partei Alternative für Deutschland (AfD) bedeutet eine schwere 
Erschütterung des deutschen Parteiensystems, wenn nicht der deutschen Ge- 
sellschaft. Die Schwierigkeiten bei der Regierungsbildung nach der jüngsten 
Bundestagswahl verweisen auf die Vertiefung der Widersprüche innerhalb des 
Machtblocks. Obwohl wir es in Deutschland gegenwärtignicht mit einer akuten 
ökonomischen Krise zu tun haben, zeichnet sich eine politische und ideologische 
Krise ab. Diese lässt auch die Linke nicht unberührt. Die Auseinandersetzungen 
betreffen nicht nur die Partei DIE LINKE, sondern die gesellschaftliche Linke 
im weiteren Sinne. In der Partei DIE LINKE ist ein Richtungsstreit entbrannt, 
dem die Frage zugrunde liegt, mit welcher Strategie sie auf die Herausforderung 
durch die AfD reagieren soll, auf welche WählerInnengruppen die Partei sich 
ausrichten soll bzw. wie sie ein heterogenes WählerInnenpotenzial mit diver- 
gierenden Interessen und Einstellungen gewinnen und integrieren kann. Der 
Streit konzentriert sich derzeit auf die Migrations- und Flüchtlingspolitik. Er 
wird überlagert von einem Streit um die Europapolitik, der sich an den Erfah- 
rungen von Syriza entzündet hat und die Frage betrifft, wie ein Bruch mit dem 
Neoliberalismus in den Staaten der Europäischen Union (EU) herbeigeführt 
werden kann. Diese Auseinandersetzung hängt auch indirekt mit dem Aufstieg 
der AfD zusammen, die jamaßgeblich von neoliberal-konservativen KritikerIn- 
nen der Euro-„Rettungspolitik“ der Bundesregierung gegründet wurde. Auch 
in der Redaktion und dem Beirat der PROKLA haben die Interpretation der 
Wahlergebnisse der AfD und die daraus zu ziehenden Konsequenzen zu einer 
Kontroverse geführt. 

Die neue Rechte wurde in der linken Diskussion, etwa in der Debatte um 
einen „dritten Pol“, häufig als eine dem Neoliberalismus und dem Machtblock 
der herrschenden Klasse entgegengesetzte Kraft präsentiert (vgl. Strohschneider 
2016; Candeias 2016). Ein Teil der PROKLA-Redaktion hatte in dem Beitrag 
„Der globale Kapitalismus im Ausnahmezustand“ (PROKLA 185) demgegen- 
über den Aufstieg der Rechten mit einer Spaltung innerhalb des Machtblocks 
in Deutschland in Verbindung gebracht. Erinnern wir uns: Der Gründung der 
AfD vorangegangen waren Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Wirt- 
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schaftsverbänden sowie innerhalb von CDU/CSU und FDP um die richtige 
Krisenpolitik, um die Stabilisierung der Europäischen Währungsunion und die 
„Rettungskredite“ an die „Krisenländer“ in der EU. Dabei hatte z.B. der Verband 
„Die Familienunternehmer“, der personell engmit neoliberalen Thinktanks wie 
der Ludwig-Erhard-Stiftung oder der Friedrich-August-von-Hayek-Gesellschaft 
verbunden ist, regierungskritische Positionen vertreten hatte, wie sie später von 
der AfD artikuliert wurden (vgl. Heine/Sablowski 2013). Der Redaktionsbei- 
trag hatte darauf verwiesen, dass sich einzelne Fraktionen der kapitalistischen 
Machtblöcke in verschiedenen Ländern „mit autoritär-populistischen Strategien 
auch auf Teile der ArbeiterInnenklasse stützen“ können (PROKLA-Redaktion 
2016: 527). 

Stephan Lessenich (2017) missfällt in seinem Kommentar zu dem Redak- 
tionsbeitrag offenbar gerade diese Kennzeichnung der AfD als alternatives 
Herrschaftsprojekt, bei der nach seiner Lesart „alle ‘Rechtsentwicklung’ [...] 
demnach nicht vom Volke, sondern von den Herrschenden und deren Staat“ 
ausgeht (ebd.: 112). Er bemängelt, der Aufstieg der Rechten werde „einseitig 
im Lager der herrschenden Klassen verortet“ (ebd.). Lessenich unterstellt den 
AutorInnen, sie würden dualistisch „Zuschreibungen von Macht und Ohnmacht, 
Aktivität und Passivität, von Henne und Ei, Treibenden und Getriebenen, Tätern 
und Opfern - und damit letztlich auch von Gut und Böse“ vornehmen (ebd.). 
Würde man die „Motivstrukturen der Beherrschten in den Blick“ nehmen, dann 
würde man darauf kommen, „dass national-autoritäres Denken und protektio- 
nistisch-exkludierendes Handeln den von einer marxistischen Linken gerne aus 
der analytisch-politischen Schusslinie genommenen Subalternen so äußerlich gar 
nicht sind“ (ebd.: 113). Wie sieht nun Lessenichs Analyse der Motivstrukturen 
der Beherrschten aus? Er beantwortet die Frage nach den Motivstrukturen mit 
einer rhetorischen Frage: 


„Was, wenn der Wohlstandschauvinismus der kleinste gemeinsame - Klassen übergrei- 
fende - Nenner der spätkapitalistischen Wachstumsstagnationsgesellschaften wäre? Was, 
wenn in den Zentren des globalen Kapitalismus alle im selben Wohlstandssicherungsboot 
säßen - auch wenn die einen nur rudern und die anderen kommandieren (und Dritte 
kommentieren)? Sicher, die Bessergestellten haben die symbolische Macht, ihr die Res- 
sourcen des Globus wie auch des Proletariats im globalen Süden überausbeutendes Dasein 
mit den Insignien des ethischen Konsums und der ökologischen Distinktion würdig 
ummanteln zu können. Während die Schlechtergestellten im Angesicht, der drohenden 
Wachstumswende und der Anspruchshaltung’ der wahren Globalisierungsverlierer dieser 
Erde dem weniger anschnlichen Notwendigkeitsgeschmack der nationalen Schließung 
und des rassifizierenden Protests folgen“ (ebd.: 114). 


Von der „Überentwicklung“ der deutschen, „global herrschenden Gesellschaft“ 
würden „eben auch die Subalternen hierzulande - bei aller Subalternität und 
allem Neoliberalismus — nach wie vor so unermesslich profitieren“ (ebd.: 115). 
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Es ist verdienstvoll, dass Lessenich, der bis dahin vor allem zur Entwicklung 
des Wohlfahrtsstaats geforscht hat, 2016 in seinem Buch Die Externalisierungsge- 
sellschaft das Verhältnis zwischen den kapitalistischen Zentren und der Peripherie 
wieder zum Gegenstand gemacht hat. Allerdings zahlt er einen zu hohen Preis, 
wenn die Thematisierungder „weltgesellschaftlichen Klassenverhältnisse“ (ebd.: 
114) bei ihm nun dazu führt, dass er das Verhältnis von Globalem Norden und 
Globalem Süden gleichsam zum neuen Hauptwiderspruch macht und dabei von 
den Klassenverhältnissen in Deutschland abstrahiert. Zwar sieht er auch hierzu- 
lande soziale Ungleichheiten als gegeben an, aber angesichts ihrer Überlagerung 
durch globale Ungleichheiten werden sie in seinen Augen letztlich für eine linke 
Politik unbedeutend. Auf nichts anderes laufen seine jüngsten Äußerungen hi- 
naus (vgl. dazu kritisch Thien 2018). 

Kürzlich hat Lessenich seine Sicht des Aufstiegs der AfD modifiziert. Im Feuil- 
leton der Süddeutschen Zeitung (3.1.2018) veröffentlichte er einen Artikel „wider 
die Mär, im Wahlerfolg der Rechtsnationalisten verberge sich ein Aufbegehren 
der Unterschichten“. Dahinter stehe vielmehr ein „Klassenkampf der Mitte“, es 
seien „die Aufsteiger der vergangenen Jahrzehnte, die um ihre Privilegien fürch- 
ten“. Während vor allem „von linker Seite“ versucht werde, „den Siegeszug der 
AFfD mit den Sorgen und Nöten unterprivilegierter Sozialmilieusin Verbindung 
zu bringen“, würden „zahlreiche wahlsoziologische Analysen“ - von denen Lesse- 
nich allerdings keine benennt - belegen, „dass die Rechtsnationalen bei praktisch 
allen gesellschaftlichen Gruppen punkten konnten und ihre Kernwählerschaft 
unter Selbständigen und in Mittelschichtmilieus haben“ (Lessenich 2018). Wen 
Lessenich zur „Mitte“ zählt, bleibt unklar. Der Text zeichnet sich insgesamt 
durch eine bemerkenswerte begriflliche Unklarheit aus. So spricht er - immer 
in Bezug auf dieselben Subjekte - mal von „Mittelschichten“ (im Plural), mal 
von „unteren und oberen Fraktionen der Mittelschicht“ (im Singular), dann von 
alten und neuen „Mittelklassen“, dann wiederum von „Klassenfraktionen‘“, so 
als wäre das alles einerlei. Diese Unklarheit ist freilich nicht alleine Lessenichs 
Problem, sondern durchaus symptomatisch für den geringen Stellenwert, den 
die Klassentheorie gegenwärtig in Teilen der Linken hat. Sie hat auch damit zu 
tun, dass die klassentheoretische Diskussion der 1970er Jahre nicht zu allgemein 
geteilten Begriffsbestimmungen und Analysen geführt hat. So war es in der 
damaligen Diskussion zwar mehr oder weniger Konsens, dass z.B. der Begriff’ der 
„Lohnabhängigen“ umfassender ist als der Begriff der „ArbeiterInnenklasse“, aber 
wie die ArbeiterInnenklasse genau abgegrenzt werden kann, darüber gab und gibt 
es durchaus unterschiedliche Ansichten. Ebenso gab und gibt es unterschiedliche 
Auffassungen darüber, ob man cher von „Mittelschichten‘, „Mittelklassen“ oder 
einem „neuen Kleinbürgertum“ sprechen sollte, um diejenigen Lohnabhängigen 
zu bezeichnen, die nicht Teil der ArbeiterInnenklasse im engeren Sinne sind 
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(vgl. Projekt Klassenanalyse 1973, IMSF 1973, Poulantzas 1975, die Beiträge in 
PROKLA 175, Milios/Ekonomakis 2014, Kadritzke 2016a, 2016b). 

Hinzu kommt als zusätzliche Komplikation, dass die heutige empirische Sozi- 
alstrukturanalyse und Wahlforschungsich in der Regel nichtan der marxistischen 
Klassentheorie orientiert, sondern ganz andere Kategorien verwendet. Deren 
Befunde können aus einer marxistischen Perspektive nur mit Vorsicht interpre- 
tiert werden. Dass etwa bei den Nachwahlbefragungen der Forschungsgruppe 
Wahlen und von Infratest dimap zwischen „Arbeitern“ und „Angestellten“ un- 
terschieden wird, dürfte cher der überkommenen sozialversicherungsrechtlichen 
Unterscheidunggeschuldet sein als einer marxistischen Orientierung dieser Mei- 
nungsforschungsinstitute. Beiden Befragungen identifizieren sich die Befragten 
selbst mit einer der Kategorien, die ihnen vorgelegt werden. Was die Gründe für 
die jeweilige Selbstidentifikation sind, ob sie den sozialversicherungsrechtlichen 
Einteilungen entspricht oder ob es andere Gründe gibt, warum sich Befragte z.B. 
als „Arbeiter“ identifizieren, bleibt unklar. Außerdem unterscheiden sich die 
kategorialen Systematiken, die etwa die Forschungsgruppe Wahlen und Infra- 
test dimap verwenden, was auch Abweichungen bei ihren Umfrageergebnissen 
erklärt. Die Forschungsgruppe Wahlen verwendet eine zweistufige Einteilung 
bei ihren Nachwahlbefragungen: Die Befragten müssen sich zunächst zwischen 
den Kategorien „berufstätig, Rentner, arbeitslos, in Ausbildung“ entscheiden und 
dann zwischen den Kategorien „Arbeiter, Angestellter, Beamter, Selbstständiger, 
Landwirte“. „Arbeiter“ können hier also auch Erwerbslose oder Rentner sein. 
Bei Infratest dimap wird dagegen zwischen „Arbeitern, Angestellten, Beam- 
ten, Selbstständigen, Rentnern, Arbeitslosen“ unterschieden. Befragte, die sich 
hier als „Arbeiter“ identifizieren, dürften also erwerbstätige ArbeiterInnen sein 
(vgl. Kahrs 2017a: 10). Trotz der gebotenen Vorsicht bei der Interpretation der 
vorliegenden Daten sind diese aus unserer Sicht interessant, weil sie es erlauben, 
zumindest ansatzweise sozialstrukturelle Differenzen bei den AnhängerInnen 
bzw. WählerInnen der verschiedenen Parteien aufzuzeigen. 

Wie verhält es sich nun empirisch? Stimmt die These, dass die Lohnabhän- 
gigen die AfD aus Gründen des Wohlstandschauvinismus wählen, weil sie von 
der „Überentwicklung“ hierzulande so „unermesslich profitieren“? Oder die 
These, dass sich hinter der AfD die „Aufsteiger der vergangenen Jahrzehnte“ 
verbergen, eine „alte Mitte“, die an dem „reaktionären Modell eines ‘sozialen 
Kapitalismus’“ (Lessenich 2018) hängt? Karl Brenke und Alexander $. Kritikos 
legten im vergangenen Jahr eine Analyse der WählerInnenstruktur der verschie- 
denen Parteien vor, die auf Daten des Sozioökonomischen Panels (SOEP) und 
der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaft (ALLBUS) be- 
ruht, die bis 2016 reichen. Dabei zeigen sich erhebliche soziale Unterschiede bei 
den WählerInnen bzw. AnhängerInnen der Parteien. Während der Anteil der 
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ArbeiterInnen an den Befragten bei der ALLBUS-Umfrage nur bei 19 Prozent 
lag, lag der Anteil der ArbeiterInnen unter denen, die angaben, die AFD wählen 
zu wollen, bei 34 Prozent. Nur bei denen, die gar nicht wählen wollten, war der 
Anteil der ArbeiterInnen mit 39 Prozent noch höher (vgl. Tabelle 1). Der Anteil 
der Beschäftigten mit einfachen Tätigkeiten an allen abhängig Beschäftigten lag 
bei den Befragten der gleichen Umfrage insgesamt bei 22 Prozent, bei den AfD- 
WählerInnen aber bei 36 Prozent. Übertroffen wurde dieser Wert wiederum 
nur bei den NichtwählerInnen (43%). 


Tabelle 1: Sozialstrukturelle Merkmale der Wahlberechtigten nach Parteipräferenz 2016 


CDU/ Nicht-  Insge- 

AfD FDP CSU Grüne SPD Linke wähler samt 
Arbeiter 34 11 16 9 17 22 39 19 
Angestellte 46 70 63 72 68 66 47 64 
Beamte 6 4 9 10 8 6 3 7 
Selbständige 14 15 12 9 7 7 11 10 


Quelle: Brenke/Kritikos 2017: 598. 


Dass der Anteil der ArbeiterInnen an den WählerInnen der AfD - im Un- 
terschied zu allen anderen Parteien, außer der „Partei“ der NichtwählerInnen 
— weit überproportional ist, wurde auch durch die Nachwahlbefragungen der 
Meinungsforschungsinstitute nach der Bundestagswahl bestätigt (Kahrs 2017b: 
20). Dazu passt, dass unter den WählerInnen der AfD als einziger der kleineren 
Parteien die WählerInnen mit niedrigeren Bildungsabschlüssen (Hauptschule 
oder Mittlere Reife) überproportional vertreten sind (ebd.: 17). 

Betrachtet man die Nettoeinkommen der Wahlberechtigten nach ihrer Par- 
teipräferenz, dann zeigt sich, dass die NichtwählerInnen die niedrigsten Durch- 
schnitts- und Medianeinkommen haben, gefolgt von der Linken und dann der 
AFD. Die höchsten Durchschnitts- und Medianeinkommen haben demgegenüber 
die WählerInnen der FDP, gefolgt von denen der CDU/CSU und der Grünen. 
Setzt man die Einkommen zu den Haushaltsgrößen in Beziehung, dann liegen die 
bedarfsgewichteten Nettoeinkommen der AFD-WählerInnen noch unter den Ein- 
kommen der WählerInnen der LINKEN und nur knapp über dem Einkommen 
der NichtwählerInnen (Brenke/Kritikos 2017: 600). Setzt man die Einkommen 
zur Arbeitszeit in Beziehung, so liegen die persönlichen Nettoeinkommen der 
AFD-Wähler pro Arbeitsstunde noch unter denen der WählerInnen der Linken 
und sogar unter denen der NichtwählerInnen, weil die Arbeitszeiten der AfD- 
WählerInnen im Durchschnitt etwas länger sind (ebd.: 602). 

Es ist deshalb irreführend, zu behaupten, dass die AfD besonders von der 
„Mitte“ oder den „Aufsteigern der vergangenen Jahrzehnte“ (Lessenich 2018) 
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gewählt wurde. Richtig ist zwar, dass die AfD von überdurchschnittlich vielen 
Selbstständigen gewählt wurde, aber daneben wurde sie auch weit überpropor- 
tional von ArbeiterInnen, von Beschäftigten mit einfachen Tätigkeiten und 
niedrigen Einkommen gewählt. Insofern muss auch die Aussage der PROKLA- 
Redaktion korrigiert werden, die AfD zeichne „sich bundesweit nicht durch eine 
besonders starke Verankerungin unteren Teilen der Gesellschaft aus“ (PROKLA- 
Redaktion 2016: 527). Diese Aussage stützte sich auf eine Aussage von Peter 
Matuschek vom Meinungsforschungsinstitut Forsa und eine Studie des Instituts 
der deutschen Wirtschaft, die auf Zahlen von 2014 basierte. Martin Kroh und 
Karoline Fetz (2016: 715) haben allerdings darauf hingewiesen, dass der Anteil 
der zur AfD neigenden ArbeiterInnen und Arbeitslosen zwischen 2014 und 
2016 stark angestiegen ist. 

Dennis Eversberg (2017 und in diesem Heft) argumentiert in eine ähnliche 
Richtung wie Lessenich. Er konzediert zwar zunächst, dass der Anteil der Ar- 
beiterInnen und Arbeitslosen an den AfD-WählerInnen überdurchschnittlich 
hoch ist: „So haben 21% der zur Wahl gegangenen Arbeiter:innen und Arbeits- 
losen AfD gewählt - ein etwa doppelt so hoher Anteil wie bei Rentner:innen 
(11%) oder Beamten (10%), und auch weit mehr als unter Angestellten und 
Selbständigen (je 12%)“ (Eversberg 2017: 3). Eversberg stützt sich hier auf die 
Daten der Nachwahlbefragung von Infratest dimap. Anstatt die naheliegende 
Frage zu diskutieren, warum so viele ArbeiterInnen und Arbeitslose die AfD 
gewählt haben, wischt Eversberg diesen Befund allerdings sogleich beiseite und 
erklärt ihn für irrelevant: „Bei allzu oberflächlicher Betrachtung‘, wenn man 
den Blick „einseitig auf die sozialen wie geografischen Hochburgen der AfD“ 
richte, könne man „auf die Idee kommen, die Wahl der AfD sei Ausdruck des 
Protests ökonomisch Benachteiligter, Abgehängter’ und von sozialem Abstieg 
bedrohter Menschen“ (ebd.: 2f.). 

Eversberg argumentiert, die AfD sei „eine Partei, die in der ganzen Brei- 
te der wahlberechtigten Bevölkerung Zuspruch findet und ihre wichtigsten 
Wähler:innenreservoirs bei Angestellten und Rentner:innen mobilisieren 
konnte“ (ebd.: 4). Nach seinen Schätzungen kamen von den 5,88 Millionen 
Zweitstimmen der AfD nur etwa 14 Prozent von „Arbeiter:innen“ und 3 Pro- 
zent von Arbeitslosen, aber 36 Prozent von Angestellten und 30 Prozent von 
„Rentner:innen“ (ebd.). Durch eine solche Argumentation kann man freilich 
die Besonderheiten aller Parteien zum Verschwinden bringen. Denn bei allen 
Parteien dürfte der Anteil der Stimmen von Angestellten oder RentnerInnen 
höher sein als der Anteil der Stimmen von erwerbstätigen ArbeiterInnen, weil 
der Anteil der Angestellten und RentnerInnen an der deutschen Gesellschaft 
inzwischen höher ist als der Anteil der ArbeiterInnen und weil bei letzteren von 
einer geringeren Wahlbeteiligung auszugehen ist, wie Eversberg richtigfeststellt. 
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Für alle im Bundestag vertretenen Parteien gilt, dass sie unter Angestellten oder 
RentnerInnen ebenso Zuspruch finden wie unter ArbeiterInnen oder Arbeits- 
losen. Will man die spezifische soziale Basis einer Partei näher beleuchten, so ist 
es notwendig, sie mit den anderen Parteien des Parteiensystems zu vergleichen 
und die Stimmanteile einzelner sozialer Gruppen an den WählerInnen dieser 
Partei in Relation zu ihrem durchschnittlichen Stimmenanteil zu betrachten. 
Wenn man dies tut, stellt man fest, dass bei keiner anderen Partei die relativen 
Stimmenanteile von ArbeiterInnen und Arbeitslosen im Vergleich zur durch- 
schnittlichen Stimmenzahl der Partei so hoch sind wie bei der AfD. Die SPD und 
DIE LINKE wurden noch leicht überdurchschnittlich von ArbeiterInnen und 
Arbeitslosen gewählt, aber die Abweichungen vom Durchschnitt sind weitaus 
geringer als bei der AfD. Bei CDU/CSU, FDP und Grünen liegen die Stimmen- 
anteile von ArbeiterInnen und Arbeitslosen dagegen unter dem Durchschnitt 
des Stimmenanteils der jeweiligen Partei. 

Für solche Besonderheiten und die Fragen, die sie aufwerfen, interessiert sich 
Eversberg allerdings nicht, da sie seiner Interpretation des Wahlergebnisses der 
AfD zuwiderlaufen. „Es geht hier nicht einfach um Spaltungslinien wie arm- 
reich, Ost-West oder Stadt-Land und auch nicht um eine Spaltung zwischen 
“Zufriedenen’ und “Verunsicherten’, sondern darum, dass die AFD-Wähler:innen 
selbst Fragen von ethnischer Homogenität und der Aufrechterhaltung klarer 
Innen-Außen-Trennungen zum Zentrum ihrer Vorstellungen von einer mögli- 
chen Überwindung ihrer ‘Sorgen’ machen“ (Eversberg 2017: 7). Was die Wäh- 
lerInnen der AfD vereing, sei ihr eigener Rassismus, „die ethnozentrische und 
rabiat ausgrenzende Art und Weise“, in der sie die gesellschaftlichen Probleme 
verarbeiten (ebd.). Eversbergerklärt also die Entscheidung für die Wahl der AfD 
mit dem Rassismus ihrer WählerInnen. Und dieser Rassismus wird von ihm 
gleichsam naturalisiert: „Und diese Leute sind mit ihren Einstellungen nicht 
vom Himmel gefallen, sondern sie waren schon immer da, und sie haben schon 
immer so gedacht und empfunden“ (ebd.). Indem Eversberg auf den Rassismus 
der AfD-WählerInnen als Klassen übergreifendes und historisch konstantes 
Phänomen rekurriert, lehnt er eszugleich ab, diesen zu den Klassenverhältnissen 
und historischen Prozessen in Deutschland in Beziehung zu setzen. Sicherlich 
wurde in verschiedenen Untersuchungen immer wieder die Persistenz rassistischer 
Einstellungen nachgewiesen, diese sind also ein dauerhaftes Phänomen; aber im 
vorherigen historischen Prozess haben sie sich anders niedergeschlagen, was durch 
eine weitergehende Einbeziehung der historischen Verschiebungen im Parteien- 
system genauer zu analysieren wäre. Aus ihrem durchgehenden Vorhandensein 
kann deshalb gerade nicht die Entstehung und der Wahlerfolg der AfD erklärt 
werden, denn hier handelt es sich um neue historische Phänomene. Und wenn 
die AfD-WählerInnen sich rassistisch äußern und der Rassismus tatsächlich 


62 Thomas Sablowski und Hans-Günter Thien 


ausschlaggebend für ihre Wahlentscheidung sein sollte, so bleibt trotzdem erklä- 
rungsbedürftig, warum dieser Rassismus nun in der Organisiertheit der AfD in 
den Vordergrund rückt und für diesen Teilder WählerInnen in dieser besonderen 
historischen Situation tatsächlich wahlentscheidend wird. 

Wohlgemerkt, es geht hier nicht darum, den Rassismus oder die Entschei- 
dung für die Wahl der AFD unmittelbar aus einer Klassenlage abzuleiten. 
Solche ökonomistischen Analysen, die Rassismus fälschlicherweise nur denen 
zuschreiben, die Abstiegs- oder Benachteiligungserfahrungen haben, halten wir 
für verkürzt. Wenn aber der Rassismus ein klassenübergreifendes Phänomen ist, 
so muss er nichtsdestotrotz in Verbindung mit den Klassenverhältnissen in ihrer 
historischen Veränderungerklärt werden. Das gleiche gilt für die Erklärung des 
Aufstiegs der AfD. Anstatt den Rassismus, den es bekanntlich in unterschiedli- 
chen Varianten gibt, einfach als historische Konstante zu betrachten, wären die 
Diskurse zu analysieren, durch die er in den letzten Jahren erweitert reproduziert 
wurde. Das kann hier jedoch nicht geleistet werden; wir können lediglich einige 
Thesen formulieren. Uns scheint offenkundig, dass seit dem Ende des „Kalten 
Kriegs“, vor allem aber seit dem 11. September 2001 im Zuge des „Kriegs gegen 
den Terror“ in den Massenmedien ein islamfeindlicher Sicherheitsdiskurs stark 
an Bedeutung gewonnen hat. Samuel Huntingtons Konzept eines „Kampfs der 
Kulturen“ wurde popularisiert und zu einer wichtigen ideologischen Grund- 
lage der herrschenden Politik. Hieran konnte dann während der sogenannten 
Flüchtlingskrise angeknüpft werden, die für den Aufstieg der AfD sicherlich eine 
wichtige, allerdings noch genauer zu untersuchende Rolle gespielt hat. Während 
bis Anfang September 2015 in den Massenmedien noch die spontane Hilfsbe- 
reitschaft von Teilen der deutschen Bevölkerung gegenüber den Flüchtlingen, 
die „Willkommenskultur“ und Angela Merkels „Wir schaffen das“ die Bericht- 
erstattung und die Kommentare dominierten, wurden danach der Zuzug von 
Flüchtlingen immer mehr als Problem gesehen und der Forderung, diesen zu 
begrenzen, immer mehr Raum gegeben. 

Um zu begreifen, wie der Diskurs über die Flüchtlinge sich gleichsam von 
einem Tag auf den anderen ändern konnte, muss man sich zunächst die wider- 
sprüchlichen Interessen der herrschenden Klassen in Bezugauf die Migrationspo- 
litik klar machen. Einerseits haben die KapitalistInnen in Deutschland durchaus 
ein Interesse an verstärkter Einwanderung, da verstärkte Konkurrenz unter den 
Lohnabhängigen Druck aufdie Löhne ausübt und eine höhere Ausbeutungsrate 
begünstigt. Andererseits wird die Migration dann zum Problem, wenn sie selbst 
Kosten verursacht oder die politische Stabilität unterminiert. Es ist keineswegs 
so, wie Eversberg (2017: 17 und in diesem Heft) nahelegt, dass die maßgeblichen 
deutschen Wirtschaftsverbände durchgängig für offene Grenzen gewesen wären. 
Richtig ist, dass der BDA, der BDI und andere Wirtschaftsverbände ihr Interesse 
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an einer stärkeren Einwanderung bis zum Sommer 2015 immer wieder deutlich 
gemacht haben, um einer befürchteten „Arbeitskräftelücke“ entgegenzuwir- 
ken (z.B. BDA 2015), und sich auch später für eine beschleunigte Integration 
der anerkannten Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt eingesetzt haben. Am 14. 
September 2015 warnten BDA, BDI, DIHK und ZDH in einer gemeinsamen 
Stellungnahme allerdings: „Das Asylsystem in Deutschland darf jedoch nicht 
überfordert werden.“ Sie unterstützten, dass die Bundesregierung Albanien, 
Kosovo und Montenegro kurz zuvor zu „sicheren Herkunftsstaaten“ erklärt 
hatte, und befürworteten eine Fokussierung auf „tatsächlich schutzbedürftige 
Asylbewerber“ und die rasche Abschiebung abgelehnter AsylbewerberInnen. 
Am 23. Oktober 2015, als gerade das „Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz“ 
(„Asylpaket I“) in Kraft trat, teilte der Bundesverband Mittelständische Wirt- 
schaft mit, eine repräsentative Befragung bei mehr als 3.000 Unternehmen habe 
ergeben, dass diese nur gedämpfte Erwartungen in Bezug auf Flüchtlinge hät- 
ten; nur wenige Flüchtlinge seien auf dem Arbeitsmarkt vermittelbar (BVVMW 
2015). Die Wirtschaftsverbände waren nicht nur eine treibende Kraft für eine 
liberalere Einwanderungspolitik, sie unterstützten auch die erneute Wendungder 
Bundesregierung zu einer restriktiveren Flüchtlingspolitik im September 2015. 

Die Stimmung in der Bevölkerung folgte, soweit sich dies an den Meinungs- 
umfragen nachvollzichen lässt, der von den Wirtschaftsverbänden unterstützten 
Politik der Bundesregierungund dem Umschwungim öffentlichen Diskurs. Am 
3. Juli 2015 war die Flüchtlingspolitik beim Politbarometer der Forschungsgruppe 
Wahlen noch gar kein Thema, im Vordergrund stand damals die „Griechenland- 
krise“. 63 Prozent der Befragten stimmten anlässlich des damals gerade stattfin- 
denden AfD-Parteitags der Aussage zu, dass sich die AfD nicht genügend von 
rechtsextremen Inhalten und Mitgliedern abgrenze, während nur 12 Prozent die 
Distanzierung für ausreichend hielten (vgl. für diese und die folgenden Angaben: 
Forschungsgruppe Wahlen 2015). Im Laufe des Juli rückten dann die Flücht- 
linge in die öffentliche Aufmerksamkeit; bei dem Politbarometer (24.7.2015) 
war plötzlich für 62 Prozent der Befragten das Thema Flüchtlinge und Asyl mit 
weitem Abstand das wichtigste Problem. Im August machte sich der Einfluss 
der „Willkommensbewegung“ positiv bemerkbar; am 21. August 2015 teilte die 
Forschungsgruppe Wahlen mit: „Mit 60 Prozent sind etwas mehr Befragte als 
im Juli (Juli II: 54 Prozent) der Meinung, Deutschland könne die große Zahl 
an Flüchtlingen, die zu uns kommen, verkraften. 37 Prozent schen dies nicht 
so (Juli II: 41 Prozent - Rest zu 100 Prozent hier und im Folgenden jeweils 
‘weiß nicht’)“. Am 31. August 2015 verkündete Bundeskanzlerin Merkel bei der 
Bundespressekonferenz: „Wir schaffen das!“, am 4. September desselben Jahres 
vereinbarten sie und der damalige österreichische Bundeskanzler Feymann mit 
der ungarischen Regierung die Aussetzungdes Dublin-Abkommens, um Ungarn 
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zu entlasten. Daraufhin hielten beim Politbarometer (11.9.2015) 66 Prozent 
der Befragten diese Entscheidung für richtig; 29 Prozent hielten sie für falsch. 
Gegenüber der Befragung im August hatte sich die Zahl derer, die meinten, dass 
Deutschland die vielen Flüchtlinge aus Krisengebieten verkraften könne, noch 
einmal von 60 auf 62 Prozent erhöht. Doch am 12. September 2015 verkünde- 
ten die Innenminister der Länder, dass die Aufnahmekapazitäten weitgehend 
erschöpft seien; einen Tag später führte die Bundesregierung „vorübergehend“ 
Grenzkontrollen wieder ein. 

Am 25. September 2015 schlug sich die veränderte Politik in den Umfrage- 
ergebnissen der Forschungsgruppe Wahlen nieder. 63 Prozent waren nun der 
Meinung, die Flüchtlingskrise gefährde den Zusammenhalt in der EU schr stark 
oder stark (zwei Wochen vorher: 55%). 78 Prozent begrüßten die Wiedereinfüh- 
rungvon Grenzkontrollen. Eine Mehrheit glaubte weiterhin, Deutschland könne 
die große Zahl an Flüchtlingen verkraften, allerdings war diese Mehrheit von 62 
Prozent nun auf 57 Prozent geschrumpft. Am 29. September 2015 beschloss die 
Bundesregierung im Rahmen des „Asylpakets I“ eine Reihe restriktiver Maß- 
nahmen zur Asylpolitik. Am 9. Oktober 2015 war die Zahl derer, die meinten, 
Deutschland könne die vielen Flüchtlinge verkraften, auf 45 Prozent gesunken, 
während die Skeptiker mit 51 Prozent erstmals in der Mehrheit waren. 

Die Umfragewerte für die AFD lagen im August 2015 mit 3-4 Prozent auf 
einem Tiefpunkt. Doch Horst Sechofer präsentierte sich bereits am 2. August 
desselben Jahres beim ARD-Sommerinterview als Befürworter beschleunigter 
Asylverfahren, beschleunigter Abschiebungen und einer gesonderten Unterbrin- 
gungvon AsylbewerberInnen aus „sicheren Herkunftsländern“. Überhaupt wurde 
die öffentliche Auseinandersetzungin diesen Wochen und Monaten weniger von 
einem Streit zwischen der AFD und anderen Parteien, als vielmehr von dem Streit 
über die richtige Flüchtlingspolitik innerhalb der Bundesregierung bestimmt. 
Allerdings erwies sich die AFD als Nutznießer dieser Auseinandersetzung: Ihre 
Umfragewerte stiegen im Laufe des September wieder auf 5 Prozent, bis Ende 
2015 auf 8-10 Prozent und im Laufe des Jahres 2016 auf 12-14 Prozent. Dass die 
AfD von dieser Auseinandersetzung profitieren konnte, wurde freilich dadurch 
begünstigt, dass in den vorangegangenen innerparteilichen Flügelkämpfen der 
rechte Flügel der AfD gesiegt hatte und der wirtschaftsliberale Flügel um Bernd 
Lucke sich bereits im Juli 2015 abgespalten hatte. Die mangelnde Abgrenzung 
gegenüber völkisch-nationalistischen, rassistischen und neofaschistischen Ten- 
denzen, die die AfD bis zum August 2015 cher geschwächt hatte, erleichterte es 
ihr nun, sich als Partei mit einer noch restriktiveren Flüchtlings- und Migrati- 
onspolitik zu profilieren. 

Fakt ist, dass die Bundesregierung im Sommer 2015 ihre Asyl- und Flücht- 
lingspolitik innerhalb von wenigen Wochen zweimal geändert hat: Erst öffnete 
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sie die Grenzen und erleichterte die Integration der Flüchtlinge, dann ging sie 
wieder zu einer restriktiven Flüchtlingspolitik über. Dabei folgte sie nicht un- 
bedingt der Stimmung in der Bevölkerung, sondern es erscheint cher so, dass 
der Stimmungsumschwung in der Bevölkerung der Regierungspolitik und der 
Verschiebung des öffentlichen Diskurses folgte. Auch der Aufstiegder AfD war 
keine unmittelbare Folge der Grenzöffnung; er war cher eine Folge der inneren 
Widersprüche des Machtblocks und der Uneinigkeit in den Regierungsparteien 
in Bezug auf die Flüchtlings- und Migrationspolitik - so wie bereits die Grün- 
dung der AfD eine Folge der inneren Widersprüche des Machtblocks und der 
Regierung in Bezug die EU-Krisenpolitik war. 

Damit soll nicht gesagt sein, dass alles Schlechte nur „von oben“ kommt und 
die Orientierungen und Handlungen der Lohnabhängigen keinen Einfluss 
haben. Aber wenn über Rassismus gesprochen wird, dann müssen auch die un- 
terschiedlichen Wirkungen der Einwanderung auf die verschiedenen sozialen 
Klassen bedacht werden. Gerade die unteren Schichten der Lohnabhängigen 
müssen sich bei einer massiven Einwanderung auf eine verschärfte Konkurrenz 
um Arbeitsplätze und bezahlbaren Wohnraum einstellen. Die Mehrheit der 
Flüchtlinge und MigrantInnen dürfte, wenn überhaupt, in den unteren Segmen- 
ten des Arbeitsmarktes landen, wo sie mit den Alteingesessenen konkurrieren, die 
teilweise selbst einen „Migrationshintergrund“ aufweisen. Die oberen Schichten 
der Lohnabhängigen haben demgegenüber weniger zu befürchten, sie können 
sogar von der Einwanderung profitieren, wenn dadurch z.B. Restaurantbesuche 
und andere Dienstleistungen billiger werden. Die durch die neoliberale Politik 
herbeigeführte Wohnungsnot hat sich durch die Zuwanderung von Flüchtlingen 
dramatisch verschärft, wie die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
im Herbst letzten Jahres mitteilte: Die Zahl der wohnungslosen anerkannten 
Flüchtlinge lag 2016 bei 460.000, die Zahl der sonstigen Wohnungslosen bei 
420.000. 

Lohnabhängige stehen in Konkurrenz zueinander, und rassistische sowie 
sexistische Abgrenzungen haben historisch auch unter den Lohnabhängigen 
häufig eine Rolle bei der Regulierung der Konkurrenz gespielt. Lohnabhängige 
handeln nicht zwangsläufigsolidarisch, um die Konkurrenz einzudämmen. An- 
dererseits sollte die Bedeutung der Persistenz rassistischer Einstellungen nicht 
überstrapaziert werden. Die oben angeführten Umfrageergebnisse zeigen, wie 
schnell sich die Haltungen großer Teile der Lohnabhängigen ändern können. 

Konkurrenz kann durch solidarisches Handeln aufgehoben werden, das sich 
dann gegen die herrschenden Klassen richten müsste. Aber historisch war es 
immer umkämpft und nie selbstverständlich, auf welcher Maßstabsebene Solida- 
rität zwischen Lohnabhängigen hergestellt werden kann. Oft ist es nur gelungen, 
Solidarität innerhalb einer bestimmten Berufsgruppe, innerhalb eines Betriebes 
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oder innerhalb eines Unternehmens herzustellen, teilweise auch innerhalb einer 
Branche oder innerhalb eines Landes. Aber die Organisationsformen der Lohn- 
abhängigen, die sich historisch durchgesetzt haben, waren und sind primär an 
den Nationalstaat gebunden; viel zu selten gelingt es, internationale Solidarität 
wirksam durchzusetzen. Natürlich ist gerade dies die Aufgabe der Linken: für 
internationale Solidarität zu kämpfen. Aber dies geht nur, wenn man nicht die 
Augen vor den realen Widersprüchen und Herausforderungen verschließt. Die 
Wendung von Teilen der Lohnabhängigen zur AFD ist jedenfalls Ausdruck des 
Scheiterns der Linken, der es bisher nicht gelungen ist, die realistische Möglichkeit 
einer anderen, sozialistischen Lösung der Widersprüche, die mit der kapitalisti- 
schen Globalisierung verbunden sind, glaubhaft zu machen. 

Eversberg weist zu Recht darauf hin, dass sich die Klassenzusammensetzung 
des parlamentarischen Personals und der AfD-WählerInnen deutlich vonei- 
nander unterscheiden. Gerade deshalb aber wäre eine genauere Untersuchung 
notwendig, wie es kommt, dass eine Partei, deren RepräsentantInnen in hohem 
Maße aus der KapitalistInnenklasse und dem traditionellen Kleinbürgertum 
stammen, und dic harte neoliberale Positionen in der Wirtschafts- und Sozialpo- 
litik vertritt, von so vielen ArbeiterInnen gewählt wird. Wenn Eversberghier zur 
Erklärungaufdas gemeinsame, Klassen übergreifende Interesse an der Sicherung 
einer „imperialen Lebensweise“ verweist, so ist dies mindestens kurzschlüssig. 

Betrachten wir noch einmal die jüngsten ALLBUS-Daten, um wie von Lesse- 
nich gefordert, die „Motivstrukturen“ der WählerInnen in den Blick zu nehmen. 
Bei der Befragung schätzte zwar eine Mehrheit der WählerInnen aller Parteien 
die persönliche wirtschaftliche Lage als gut oder schr gut ein. Dennoch gibt es 
zwischen den WählerInnen der verschiedenen Parteien deutliche Unterschiede in 
Bezugaufdie Zufriedenheit. Beiden WählerInnen der AFD und bei den Nicht- 
wählerInnen war die Unzufriedenheit am stärksten. Fast die Hälfte der AfD- 
WählerInnen schätzte ihre persönliche Lage als schlecht oder schr schlecht ein. 
Über die Hälfte der AFD-WählerInnen war der Ansicht, dass sie keinen gerechten 
Anteilam Lebensstandard erhalten (Brenke/Kritikos 2017: 603). Interessant ist 
ferner, dass beiden WählerInnen aller Parteien die Einschätzung, die Gesellschaft 
sei ungerecht, stärker ausgeprägt ist, als die Einschätzung, das eigene Einkommen 
sei ungerecht. Hier sind es wiederum die WählerInnen der AfD, noch vor denen 
der LINKEN, die von der Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit in Deutschland 
am wenigsten überzeugt sind. All dies legt zumindest nahe, um es vorsichtig zu 
sagen, dass es für die eigene Wahlentscheidungandere Gründe geben könnte, als 
den vermeintlichen Klassen übergreifenden „Wohlstandschauvinismus“ bzw. die 
Sicherung einer „imperialen Lebensweise“. 

Anstatt den Lohnabhängigen pauschal Wohlstandschauvinismus zu unterstel- 
len, sollte man sich näher mit deren Situation und den teils dramatischen Umbrü- 


Die AfD, die ArbeiterInnenklasse und die Linke - kein Problem? 67 


chen in Produktion und Reproduktion beschäftigen, die zu einer gravierenden 
Veränderung des gesellschaftlichen Gesamtarbeiterkörpers führten, die genauer 
entschlüsselt werden müsste. Nach den ALLBUS-Daten waren im Jahr 2000 noch 
37 Prozent der Wahlberechtigten ArbeiterInnen, im Jahr 2016 waren es nur noch 
19 Prozent (Brenke/Kritikos 2017: 599). Neben der weitgehenden Deindustria- 
lisierung Ostdeutschlands sind die Fragmentierung der Produktionsketten durch 
Outsourcingund die beschleunigte Internationalisierung des Kapitals wesentliche 
Aspekte des Strukturwandels. Seit dem Fall des Eisernen Vorhangs und im Zuge 
der Transformation Chinas wurde industrielle Lohnarbeit in gewaltigem Ausmaß 
verlagert. Tochtergesellschaften deutscher Konzerne beschäftigen heute mehr als 
eine Million Menschen alleine in Osteuropa, von den dortigen Zulieferern deut- 
scher Konzerne ganz zu schweigen. Die Drohung mit Produktionsverlagerungen 
ist allgegenwärtig; gleichzeitig kaufen sich ausländische Investoren in deutsche 
Firmen ein. In Deutschland wurde trotzdem eine relativ hohe Quote industrieller 
Beschäftigung erhalten, aber nur um den Preis permanenter Zugeständnisse bei 
Löhnen, Arbeitszeiten und sonstigen Arbeitsbedingungen; wichtig sind hier 
allerdings interne Differenzierungsprozesse, insbesondere in multinationalen 
Konzernen (Stammbelegschaft vs. Leiharbeit etc.). Die Löhne wurden nicht nur 
von der Produktivitätsentwicklungabgekoppelt, Teile der Lohnabhängigen muss- 
ten auch Reallohnverluste hinnehmen, etc. (vgl. Dörre 2017). 

Man könnte über die Texte von Lessenich und Eversberg vielleicht hinwegse- 
hen, wenn sie nicht repräsentativ für eine breitere Tendenz in der Linken wären 
und dazu beitragen würden, den Bruch zwischen Teilen der Lohnabhängigen 
und der Linken zu reproduzieren. Lessenich und Eversberg legen nahe, dass es 
gar keinen Sinn macht, zu versuchen, WählerInnen der AfD für die Linke zu- 
rückzugewinnen. Indem sie der deutschen Bevölkerung pauschal das Interesse an 
der Sicherungeiner „imperialen Lebensweise“ bzw. Wohlstandschauvinismus als 
gemeinsamen Nenner unterstellen, versperren sie den Weg für eine sozialistische 
Klassenpolitik. Die deutsche Bevölkerung erscheint bei ihnen als mehr oder 
minder homogenes Subjekt; einen Ansatzpunkt für linke Politik in den Interessen 
der beherrschten Klassen hierzulande gibt es dann nicht mehr. Man könnte sagen, 
sie radikalisieren die bekannte 'Ihese Lenins über die „Arbeiteraristokratie“. 
Während bei Lenin nur ein Teil der ArbeiterInnen zur „Arbeiteraristokratie“ 
zählte, sind bei Lessenich oder Eversberg tendenziell alle Lohnabhängigen von 
den imperialistischen Verhältnissen korrumpiert. Es ist im Grunde die alte These 
von der Verbürgerlichung des Proletariats, die hier wieder aufgewärmt wird. 

Klarer und konsequenter als Lessenich und Eversberghat diese Verabschiedung 
von einer Klassenpolitik Thomas Seibert, Kollege von Lessenich im Kuratorium 
des Instituts Solidarische Moderne (ISM), formuliert. Unter dem Titel „Rot- 
Rot-Grün: Die Arbeiterklasse wird’s nicht tun“ wendete er sich in der Zeitung 
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neues deutschland (7.12.2016) dagegen, „dass jetzt wieder Politik mit der Ar- 
beiterklasse gemacht werden müsse“. Die Linke solle sich vielmehr „stärker auf 
jene orientieren, die bereits feministische, antirassistische, ökologische Werte 
vertreten: Das dissidente Drittel der Gesellschaft“ (Seibert 2016). Dass in der 
ArbeiterInnenklasse auch feministische, antirassistische und ökologische Werte 
vertreten sein könnten, kommt Seibert nicht in den Sinn. ArbeiterInnenklasse 
und ArbeiterInnenbewegunggelten ihm nicht mehr als mögliches Subjekt gesell- 
schaftlicher Veränderung, sondern bestenfalls als Objekt: „Dass die Linke Politik 
für die ausgebeuteten Klassen machen muss: Unwidersprochen“ (ebd.). „Wer jetzt 
auf eine linke Wende zur ‘Arbeiterklasse’ setzt, verkennt, dass ‘Klasse’ zwar eine 
Kategorie ist, die Verhältnisse der Unterdrückung, Ausbeutungund Missachtung 
fasst, doch nur bedingt eine Kategorie ihrer Überwindung sein wird“ (ebd.). 
Indem Seibert „Arbeiterklasse“ in Anführungszeichen schreibt, distanziert er 
sich zusätzlich von diesem Begriff; gleichzeitig reduziert er den Klassenbegriff 
objektivistisch auf eine deskriptive Kategorie der Sozialstrukturanalyse. Die so 
verstandene Linke, was immer das sei, erscheint demgegenüber bei ihm als deus ex 
machina, der esschon richten wird. Eine freischwebende Avantgarde sozusagen, 
die sich vielleicht noch aus den sogenannten Neuen sozialen Bewegungen speist. 
Man mag sich an die ursprüngliche Zielsetzung und die seitherige politische 
Entwicklung der Grünen erinnern. 

Uns scheint, dass tatsächlich viele Linke in Deutschland mit Seibert über 
den Klassen zu schweben meinen und sich ausschließlich auf die sogenannten 
neuen sozialen Fragen kaprizieren, während die alte soziale Frage abgeschrieben 
wird. Unseres Erachtens wird das Verhältnis zwischen der Linken und der Ar- 
beiterInnenklasse von Seibert praktisch auf den Kopf gestellt. Wie denn sollte 
eine Veränderung der kapitalistischen Gesellschaft möglich und angesichts der 
historischen Erfahrungen überhaupt denkbar sein ohne die Einbeziehung der 
Mehrheit der Gesellschaft, der Lohnabhängigen, und insbesondere ohne die unte- 
ren Schichten der Lohnabhängigen, die unter den Verhältnissen hierzulande wohl 
am stärksten zu leiden haben? Zugegeben, das ist noch schr allgemein, und Fragen 
über Fragen stellen sich: nach der inneren Differenzierung der Lohnabhängigen, 
nach der Bedeutung des Geschlechterverhältnisses, der Konkurrenz zwischen 
den Beteiligten, die nicht zuletzt gegenüber MigrantInnen ausgenutzt wird etc. 
pp: Zusammengehalten durch den Produktions- und Reproduktionsprozess des 
Kapitals ergibt sich kein simples statistisches Abbild der Bevölkerung, sondern 
eine in sich differenzierte Klassenstrukturierung, die in Veränderung begriffen 
ist; die bisherigen Versuche zu einer Klassenanalyse belegen dies und sind fortzu- 
führen (vgl. Thien 2014; Aulenbacher/Riegraf/ Völker 2015). Antonio Gramsci 
hat, wie kein anderer, mit dem Begriff der Hegemonie auf diese Problematik 
verwiesen, nämlich darauf, wie die Unterdrückten in die Lage versetzt werden 
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können, ihre Unterdrückung zu beenden; eine Konstellation, die je aufzuweisen 
ist. Tatsächlich hängt der Spielraum, den „die Linke“ hat, wenn sie denn einen 
hat, im Guten wie im Schlechten letztlich vom Verhalten der Lohnabhängigen 
ab. Dies zeigt sich gegenwärtig daran, wie der Schwenk von nicht wenigen dieser 
Lohnabhängigen zur AfD die Widersprüche und Spaltungstendenzen innerhalb 
der Linken verschärft hat. 

Wenn wir es für die Bekämpfung von Rechtsentwicklung und Rassismus in 
der Bevölkerung für unabdingbar halten, die kulturelle und politische Marginali- 
sierung der ArbeiterInnenklasse endlich zu beenden, so wäre das nur ein Anfang 
eines längeren Weges, der noch genauer zu bestimmen sein wird. Gewissermaßen 
nur nebenbei: Beieiner Hinwendungder Linken zur ArbeiterInnenklasse besteht 
natürlich kein Anlass, einen Gegensatz zwischen Klassenkampf und „Identitäts- 
politik“ zu konstruieren, d.h. den Klassenkampf gegen die Kämpfe gegen andere 
Unterdrückungsverhältnisse auszuspielen, darauf haben Emma Dowrling, Silke 
van Dyk und Stefanie Graefe (2017) zu Recht hingewiesen. 

Wohlgemerkt: Wir teilen die Kritik an der Geschichtsphilosophie und un- 
terstellen bei unseren Überlegungen nicht, die ArbeiterInnenklasse sei eine 
„universelle Klasse“, in deren Kampf alle anderen Emanzipationskämpfe aufge- 
hoben seien. Aber: „Widerstandskräfte werden in der Arbeiterschaft nur durch 
die Konstituierungeines eigenständigen Bewusstseins als Arbeiterklasse entste- 
hen können - d.h. eines Bewusstseins davon, dass die Quelle der Ungleichheit, 
Ausbeutungund Ausgrenzung in den kapitalistischen Verhältnissen selbst liegt, 
nicht in der Gestalt des Fremden, nicht in Gestalt fremder Kultur, und nicht von 
‘außen’ kommt“ (Kronauer 2017: 121). 
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Politik und Angst 
Oder: homo neuroticus und der Spuk nationaler 
Souveränität 


Angst als dominanter Affekt. Einleitung 


Jede Phase des Kapitalismus verfüge, so das britische Kollektiv The Institute 
for Precarious Consciousness (2014a: 273), über einen „dominanten reaktiven 
Affekt“ (ebd., Übers.: B.B.), der durch die vorherrschenden Machtformen in 
den Kernregionen hervorgebracht werde'. Habe Trostlosigkeit (misery) den Ka- 
pitalismus im 19. Jahrhundert und Langeweile den Fordismus dominiert, weise 
im neoliberalen Kapitalismus die vorherrschende Affektstruktur die Angst als 
bestimmend aus. Von ehemals begrenzten Bereichen wie der Sexualität habe 
sich die Angst auf das gesamte Feld des Sozialen ausgeweitet. Jede Form von 
Intensität, Selbstentfaltung, Unmittelbarkeit und Genuss sei mittlerweile mit 
Angst verbunden und die Angst folglich zum Dreh- und Angelpunkt der Un- 
terordnung geworden. 

Diese Einschätzung zur Angst als dominantem Affekt mag gegenwärtig nur 
wenigüberraschen. Denn nicht nur im Feuilleton ist Angst in den letzten Jahren 
zum viel zitierten „Grundgefühl unserer Zeit“ (Sternstunde Philosophie 2015) 
geworden. Für Franco „Bifo“ Berardi (2009: 43) gilt globale Panik als neue Re- 
gierungsform des Kapitalismus, Frank Furedi (1997) und Barry Glassner (1999) 
identifizieren eine „Kultur der Angst“, Heinz Bude spricht von einer „Gesellschaft 
der Angst“ (2014). Und bereits Anfang der 1990er-Jahre stellte Brian Massumi 
die Ihese auf, dass Angst zur alltäglichen Möglichkeitsbedingung des Mensch- 
Seins geworden sei (Massumi 1993: 12). Nicht zuletzt ist auch für Ihe Institute 
for Precarious Consciousness (2014a: 273) eines der Merkmale eines dominanten 
reaktiven Affekts, dass dieser ein „öffentliches Geheimnis“ beschreibt: Ein domi- 
nanter Affekt sei generell sichtbar und entweder bekannt oder bereits dermaßen 
offensichtlich, dass er als bekannt vorausgesetzt werde, ohne jedoch ausgesprochen 


1 Dies bedeute jedoch nicht, dass dieser Affekt der einzig wirksame reaktive Affckt sei; 
vielmehr stehe er zu anderen Affekten in einem dynamischen Verhältnis (The Institute 
for Precarious Consciousness 2014). 
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oder diskutiert zu werden (ebd.). Und so ist auch spätestens seit den Anschlägen 
aufdas World Trade Center 2001 und dem daraufhin ausgerufenen War on Terror 
eine Politik der Angst in öffentliche Diskurse und Politiken eingeschrieben, die 
in den vergangenen Jahren (nicht nur) von rechter und rechtspopulistischer Seite 
vorangetrieben wurde. Die politische Vereinnahmung von Angst verschränkt sich 
dabei mit einer Tendenz zur Versicherheitlichung (The Institute for Precarious 
Consciousness 2014b): Im Teufelskreis zunehmender Sekuritisierung würden 
nicht nur reale Unsicherheiten zur Verstärkung von Sekuritisierung eingesetzt, 
etwa durch moralische Paniken oder repressive Gesetzgebungen. Ebenso werde 
die Sicherheit des „Homeland“ (ebd.) zum Substitut für die Sicherheit des Selbst 
gemacht. Symptomatisch ist hier nicht zuletzt, was Brian Massumi treffend als 
„künftigen Ursprung affektiver Fakten“ (Massumi 2010: 52, Übers.: B.B.) be- 
zeichnet: Ein bedrohliches Zukunftsszenario wird durch Angst imaginiert und 
aufgerufen und schafft insofern über Affekte Fakten, als die Angst vor einer 
bestimmten Zukunft zu konkreten Reaktionen im Hier und Jetzt führt. 

Dass in letzter Zeit vor allem Trump einer der augenscheinlichsten „Cho- 
reografen“ einer solchen Politik ist, sollte allerdings, wie Bernd Greiner betont, 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass das Spielaufder Klaviatur des „Panikskripts“ 
(Greiner 2016: 44) ganz so neu nicht ist. Vielmehr reihe sich Trump in eine, in 
den USA seit zumindest 100 Jahren wirkmächtige „Kohorte der Angstunter- 
nehmer“ (ebd.: 44) ein, jener „Stichwortgeber und Nutznießer von Ängsten‘, 
deren Geschäft vor allem darin bestehe, „Unsicherheit in Angst zu verwandeln, 
abstrakte Risiken in akute Gefahren umzudeuten und Gefahren umstandslos 
als Bedrohung innerer oder äußerer Sicherheit aufzubauschen“ (ebd.). Und so 
erweistsich Angst bis heute als wirkmächtige politische Ressource. Ruth Wodak 
spricht daher auch von einer „Politik nit der Angst“ (Wodak 2016, Herv.: B.B.) 
und beschreibt damit die rhetorischen Strategien rechtspopulistischer Partei- 
en in Alltag, Medien, Reden und Wahlkämpfen. Dabei werde Angst „erzeugt 
und legitimiert“ (vgl. ebd.: 18f.), auf „Sündenböcke übertragen und politisch 
instrumentalisiert“ (ebd.: 210). In diesem Sinne hielt auch die ehemalige AfD- 
Vorsitzende Frauke Petryam Bundesparteitag 2015 in Hannover fest: „Wir brau- 
chen die Ängstlichen, um Mehrheiten zu bewegen. Die Ängstlichen sind nicht 
unsere Gegner, sondern genau genommen unsere Verbündeten.“ Petry bestätigt 
damit, worauf der deutsche Bundespräsident Joachim Gauck zum Ende seiner 
Amtszeit 2017 warnend hinwies: „Populismus ist ein Brandbeschleuniger für 
Angst.“ (Süddeutsche Zeitung 2017) 

Eine Politik (mit) der Angst ist allerdings weder auf die Regierung Trumps 
noch aufrechte und rechtspopulistische Kräfte beschränkt. Scharfsichtigstellte der 
Schriftsteller Ilija Trojanow (2016) unlängst fest, dass Angst in Deutschland zur 
„Staatsräson“ geworden sei, zu einem „neue[n] Tamagotchi, das wir tätscheln und 
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nähren sollen“ (ebd.). Die Mobilisierung „ausländerfeindliche[r] Ressentiments“ 
und das Schüren der Angst vor „Ierroristen und Flüchtlingen“ würden dabei 
nicht zuletzt darauf abzielen, den Abbau sozialer Rechte zu legitimieren (ebd.). 

Zugleich lässt sich eine Politik (mit) der Angst auch nicht auf die Vereinnah- 
mungrespektive Instrumentalisierung von Angst beschränken. Die Instrumenta- 
lisierung von Angst umfasst nur eine Seite der Medaille, aufderen andere Stuart 
Hall mit dem Konzept des autoritären Populismus aufmerksam macht. Damit 
beschreibt Hall Ende der 1970er-Jahre für Großbritannien eine autoritäre „Wende 
‘von oben“, die zugleich von einer „populistischen Unterströmung angekündigt, 
eingespannt und bis zu einem gewissen Grade legitimiert“ wird (Hall 1986: 534). 
Nicht zuletzt hätten auch moralische Paniken der „autoritären Wende den Glanz 
populistischer Zustimmung“ verschaffen (ebd.). Mit dem Begriff des autoritären 
Populismus schlägt Hallin Anlehnungan und kritischer Abgrenzungvon Nicos 
Poulantzas Konzept des autoritären Etatismus einen bewusst widersprüchli- 
chen Terminus vor: Dabei gehe es darum, jene „widersprechenden Merkmale“ 
in den konzeptuellen Griff zu bekommen, die sich in der Gleichzeitigkeit einer 
Bewegungin Richtung autoritärer demokratischer Klassenpolitik von oben und 
ihrer Verwurzelung im „Transformismus“ der „Unzufriedenheiten der Massen“ 
zeigen (ebd.: 535). Hall verdeutlicht damit, dass es nicht ausreicht, von einer 
Logik der Instrumentalisierung der „Massen“ auszugehen, um die Wirkmacht 
des autoritären Populismus zu begreifen: Sein „Erfolg und seine Wirksamkeit“ 
gründen nämlich nicht darin, „ein ahnungsloses Volk zu betrügen“, sondern 
vielmehr in der Art und Weise, „reale Probleme, reale und gelebte Erfahrun- 
gen, echte Widersprüche“ aufzugreifen und sie gleichzeitig in Einklang mit den 
„policies und Klassenstrategien der Rechten“ zu bringen (Hall 1979: 20, Herv. 
und Übers.: B.B.). 

In meinem Beitrag? will ich Halls Spur folgen und mich über eine einfache 
Instrumentalisierungsthese hinaus mit dem Verhältnis von Politik und Angst aus- 
einandersetzen. Im Mittelpunkt stehen jedoch nicht rechtspopulistische Kräfte, 
sondern vielmehr die Frage nach dem Bedingungsgefüge, das eine Politik (mit) 
der Angst aktuell so erfolgreich macht. Angst ist ein vielschichtiger Begriff, für 
dessen nähere Bestimmung Seren Kierkegaard (2001 [1844]) eine in der Folge 
breit rezipierte Unterscheidung zur Furcht eingeführt hat: Während Angst auf 
etwas Unbestimmtes verweise, beziehe sich Furcht auf ein bestimmtes Objekt. 
Hier werde ich diese Differenzierung nicht zugrunde legen, sondern mich viel- 
mehr aufdie politiktheoretische Spurensuche einer Verbindung von Politik und 


2 Erste Überlegungen zur Ihese dieses Beitrags habe ich in einer kürzeren Version in Kurs- 
wechsel. Zeitschrift für gesellschafts-, wirtschafts- und umweltpolitische Alternativen (3/2017) 
ausgeführt. 
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Angst machen. Zwei Suchbewegungen stehen dabei im Mittelpunkt: der Blick 
auf staatliche Souveränität und das Phänomen der Neurose. Ich schlage vor, die 
aktuelle westlich-moderne Politik mit der Angst (auch) als Ausdruck einer Krise 
politischer Souveränität zu begreifen, die im Nationalstaat ebenso wie in einer 
veränderten politischen Subjektivierungsweise deutlich wird. Es ist, so meine 
These, eine gespenstische Souveränität, die in einem neurotischen Subjekt zugleich 
eine Form und eine_n Adressat_en findet. 


Produktive Angst: Politik der Souveränität 


Nicht nur gegenwärtig, sondern auch in ideengeschichtlicher Hinsicht ist Angst 
kein unbekannter politischer Affekt. Zwar gilt die Trennung von Politik und 
Gefühl als symptomatisches und wirkmächtiges Dispositiv der westlich-kapi- 
talistischen Moderne. Dieses „liberale Trennungsdispositiv“ (Sauer 2001: 184) 
wurde jedoch in einer Atmosphäre der Angst geprägt und die Angst gleichsam 
bedeutend für die Etablierung von Staat und Kapitalismus. Für Roberto Esposito 
ist Angst sogar das „fundamentum regnorum“ (Esposito 2004: 40) der Politik; 
ohne sie gäbe es keine Politik: „Die Angst steht nicht nur 272 Ursprung der Politik, 
sie ist deren Ursprung im buchstäblichen Sinne.“ (Ebd.) 

Ein solches Verständnis von Angst als Grundlage des Politischen geht vor allem 
auf’Ihomas Hobbes’ von den Bürgerkriegen des 16. und 17. Jahrhunderts geprägte 
Staatstheorie zurück. Während für seinen Zeitgenossen Baruch de Spinoza (1994 
[1677]) der Staat die Menschen von Angst befreien sollte, erklärt Hobbes (2002 
[1651]) die Angst zum „Hauptmotor“ (Esposito 2004: 40) politischen Handelns 
und zur Grundlage des Staates. Denn der Hobbes’sche Gesellschaftsvertrag, 
jener politiktheoretische Grundgedanke westlich-moderner Staatlichkeit, in 
dem „alle“ ihre Macht an den Souverän abtreten, um im Gegenzug Schutz und 
Sicherheit zu erhalten, gilt als Mittelzur Einhegung der destruktiven Kräfte einer 
Angst aller vor allen. Durch den Gesellschaftsvertrag wird die Angst allerdings 
weder getilgt noch überwunden. Vielmehr wird sie transformiert, indem sie zu 
einer gemeinsamen respektive geteilten Angst vor souveräner Staatsgewalt wird. 
Mit dem Gesellschaftsvertrag wird Angst politisch institutionalisiert und trägt 
so dazu bei, die souveräne staatliche Macht abzusichern und aufrechtzuerhalten. 
Angst ist für Hobbes folglich nicht nur destruktiv, sondern auch „produktiv“; 
sie ist „Politik produzierend“ (Esposito 2004: 41). 


3  Dassgerade nicht alle inkludiert waren, haben gesellschaftskritische Arbeiten mit Bezug 
auf Geschlecht, Klasse und race gezeigt. 
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Die Angst vor staatlicher Souveränität hat bei Hobbes neben der kollektiven 
auch eine subjektive Dimension. So führt Samantha Frost aus, „dass die immense 
und furchterregende Macht, die dem Souverän zugeschrieben wird, nicht nur 
eine Antwort auf die Notwendigkeit ist, Widerspenstigkeit und Unordnung zu 
unterdrücken, sondern auch die Bedingung für das Gefühl jeder Einzelnen für 
ihre eigene Souveränität“ (Frost 2010: 159, Übers.: B.B.). Angst ist zugleich eine 
„Antwort auf die und die Verleugnung von der Unmöglichkeit eines souveränen 
Selbst“ (ebd.). Dies zeigt sich für Frost, wenn in Betracht gezogen wird, wie Angst 
die Subjekte zeitlich orientiert. Denn die Angst bei Hobbes impliziert eine „rekur- 
sive zeitliche Bewegung“ (ebd.: 167), eine Bewegung von der Gegenwart zurück 
in eine erinnerte Vergangenheit und von der Vergangenheit in eine antizipierte 
Zukunft: Angst sei jenes Unbehagen gegenüber einem Objekt, dessen Ähnlichkeit 
mit einem erinnerten Objekt als Indikator für künftiges Leid genommen wird, 
oder gegenüber einer Erinnerungan ein Objekt, dessen drohende Rückkehr eine 
Wiederholung dessen ankündigt, was gewesen ist (cbd.). Zugleich wird in dieser 
Bewegung das kausale Feld für die Subjekte nicht nur umgestaltet, sondern auch, 
und dies ist Frosts entscheidende Einsicht, vereinfacht. Indem die Erfahrungen 
und Gefühle der Vergangenheit Möglichkeitshorizonte der Zukunft organisieren, 
orientieren sie gleichsam die Subjekte. Geschaffen wird somit ein eindeutiges 
bzw. vereindeutigtes Objekt der Angst und diese Eindeutigkeit ermöglicht es 
den Subjekten erst, sich selbst als Handelnde zu begreifen. Dieser Modus der 
Vereindeutigungund Vereinfachungvon Ursachen als Grundlage für Handlungs- 
mächtigkeit sei allerdings in jenen Zeiten von Chaos und Bürgerkrieg, in denen 
Hobbes seine Staatstheorie entwickelt, nicht gegeben, stattdessen überwiege 
Unklarheit und Unsicherheit. Hier trete nun der Souverän bzw. die Angst vor 
dem Souverän auf: „[S]ouveräne Macht dient sowohl als Objekt, auf das sich die 
Angst der einzelnen richtet, als auch als Bezugspunkt in einem vereinfachten 
kausalen Feld.“ (Ebd.: 171) Es geht also um Angst als Modus der Komplexitäts- 
reduktion, für die der Souverän ein geeignetes Objekt bietet. Damit können die 
Subjekte nicht nur den Eindruck von Handlungsmächtigkeit, sondern auch von 
Zukunft bewahren. Staatliche Souveränität ist folglich auch eine Bedingungund 
Möglichkeit für die Souveränität des Selbst. 

Schließlich erweist sich die Angst im Gesellschaftsvertragauch noch inanderer 
Hinsicht als produktiv. Im Gesellschaftsvertrag artikuliert sich nämlich, so legt 
Albert ©. Hirschman (1987: 28) dar, das „Prinzip der wechselseitigen Neutra- 
lisierung der Leidenschaften“: Demnach tragen manche Leidenschaften wie die 
Angst vor dem Tod dazu bei, andere, negative Leidenschaften wie Begierden 
oder das Streben nach Reichtum und Ruhm auszugleichen (ebd.: 39). Dieses 
Ausgleichsprinzip habe sich im europäischen 17. Jahrhundert als Reaktion aufjene 
gefährlichen und zerstörerischen Leidenschaften herausgebildet, die mit als Ur- 
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sache für Gewalt und Bürgerkrieg begriffen wurden. Interessant ist Hirschmans 
These, da er in ideengeschichtlicher Perspektive zeigt, dass die Idee der einander 
neutralisierenden Leidenschaften eine folgenreiche semantische Fortentwicklung 
und Verfestigung erfahren hat: indem positiv konnotierte Leidenschaften zu 
Interessen erklärt und so von negativen Leidenschaften unterschieden werden. 
Die Auffassung der einander ausgleichenden Leidenschaften wird in die Gegen- 
überstellung von Leidenschaften und Interessen übersetzt und begründet damit 
nicht zuletzt den gleichermaßen staatstragenden wie ökonomisch paradigmatisch 
werdenden Interessenbegriff (ebd.: 51). Nationalstaatliche Souveränität und Ka- 
pitalismus haben sich also, so lässt sich Hirschmans Argument zuspitzen, auch in 
der Auseinandersetzung mit der Angst vor den zerstörerischen Leidenschaften 
entfaltet. 


Gespenstische Souveränität 


Dieser ideengeschichtliche Blick auf den Hobbes’schen Gesellschaftsvertrag 
als Grundlage souveräner Staatlichkeit dient nicht nur der Veranschaulichung 
einer Verschränkung von Angst und Politik. Vielmehr möchte ich damit ein 
bestimmtes Verständnis politischer Angst hervorheben, das sich über staatliche 
Souveränität und dabei auch als Verhältnis zwischen Staat und Subjekt artikuliert. 
Angst ist eine Grundlage für die Etablierung ebenso wie für die Aufrechter- 
haltung (national-)staatlicher Souveränität und zugleich in die Entstehung des 
„Kapitalismus vor seinem Sieg“ (Hirschman 1987) sowie seinen Fortbestand 
eingebunden. Dabei trägt die subjektive und zugleich kollektiv geteilte Angst 
vor dem Souverän dazu bei, staatliche Souveränität aufrechtzuerhalten. Ebenso 
erlaubt die Angst und nicht zuletzt jene vor staatlicher Souveränität, Subjektivität 
zu stabilisieren und der Unmöglichkeit subjektiver Souveränität (partiell) etwas 
entgegenzuhalten. Denn die Angst vor staatlicher Souveränität gewährleistet 
zugleich ein eindeutiges Objekt der Angst, zu dem sich die Subjekte in Beziehung 
setzen und folglich als handlungsmächtig begreifen können. 

Vor dem Hintergrund dieser Verschränkungvon Angst und Souveränität will 
ich im Folgenden von gespenstischer Souveränität sprechen: von einem gleich- 
zeitigen Nachwirken einer Politik staatlicher Souveränität und einer Sehnsucht 
nach verlorener Souveränität. Gespenstisch (Gordon 2011) ist diese Souveränität, 
weil sie etwas Überkommenes anzeigt, das zugleich hartnäckig fortdauert und 
herbeigeschnt wird. Denn im Zuge gegenwärtiger Globalisierungstendenzen ist, 
so Wendy Browns Ihese, eine neoliberale Aufweichungnationalstaatlicher Sou- 
veränität zu beobachten, die im globalen Bau von Mauern und Zäunen zwischen, 
aber auch innerhalb von Nationalstaaten zugleich zum Ausdruck kommt und 
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konterkariert wird. Obgleich eine umfassende nationalstaatliche Souveränität 
immer schon eine Fiktion gewesen sei, habe sie sich doch als wirkmächtige Fik- 
tion erwiesen, die sich nun jedoch im Wandel befinde. Brown bezicht sich dabei 
auf ein Verständnis politischer und explizit nationaler Souveränität, wie es sich 
mit dem Westfälischen Frieden herausgebildet hat und welches sie mit Thomas 
Hobbes, Jean Bodin und Carl Schmitt vor allem als Vorherrschaft, Fortdauer, 
Dezisionismus, Absolutheit, Nichtübertragbarkeit und Territorialität beschreibt.‘ 
Diese Form politischer Souveränität sei aktuell durch die Zunahme transnatio- 
naler Kapital-, Menschen-, Ideen- und Güterflüsse ebenso gefährdet wie durch 
die Dominanz neoliberaler unternehmerischer Rationalität, durch internationale 
Institutionen und postnationale Gesetzgebungen (vgl. Brown 2010: 22). Aller- 
dings sei es nicht Staatlichkeit per se, die damit schwinde, sondern souveräne 
Staatlichkeit. Staat und Souveränität verlieren Brown zufolge also nicht einfach 
an Bedeutung, vielmehr driften sie auseinander. Während Staaten in der Folge als 
nicht-souveräne Akteure fortbestehen, würden sich einige Merkmale politischer 
Souveränität gerade in jenen Feldern wiederfinden, die durch den Westfälischen 
Frieden innerhalb oder unterhalb von Nationalstaaten eingedämmt werden soll- 
ten: in der politischen Ökonomie ebenso wie im Rahmen religiös legitimierter 
Gewalt (ebd.: 23). 

Die Mauern und Zäune - zwischen Iran und Pakistan, Brunei und Malaysia, 
China und Nord-Korea, den USA und Mexiko aber auch in der Westbank (ebd.: 
19) - seien Anzeichen für die Zwangslage staatlicher Macht und gleichsam eine 
Antwort auf erodierende staatliche Souveränität (ebd.: 24): „Obgleich es kon- 
traintuitiv erscheinen mag, ist es vielleicht gerade die Schwächung staatlicher 
Souveränität und, genauer gesagt, die Abspaltung der Souveränität vom National- 
staat, die heute einen Großteil jenes rasenden nationalstaatlichen Mauerbaus her- 
vorruft. Die neuen Mauern sind eher Symbole für ihre Erosion als ein Ausdruck 
wiederauflebender nationaler Souveränität.“ (Ebd.: 24, Übers.: B.B.). Mit dem 
Bau von Mauern und Zäunen werde ein politischer Machtmodus reartikuliert, 
der „souverän, räumlich begrenzt und territorial“ ist (ebd.: 81). 

Im verstärkten Abschotten durch Mauern und Zäune manifestiert sich eine 
Angst vor staatlichem Souveränitätsverlust und politischer Ohnmacht. Nicht 
zuletzt handelt es sich um eine Angst, die sich auch in den Subjekten artikuliert. 


4 Zwar bezicht sich Brown in ihren Ausführungen zur Bestimmung von Souveränität auch 
auf die zentrale liberal-demokratische Spaltung der Souveränität zwischen Volk und 
Staat (Brown 2010: 51); für ihre zentrale These, dass der zunehmende Bau von Mauern 
und Zäunen zugleich Ausdruck und Antwort auf schwindende nationalstaatliche Sou- 
veränität sci, spielen die Frage der Souveränität des Volkes ebenso wie andere Formen der 
Souveränität jedoch keine zentrale Rolle. 
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Denn auch bei diesen lasse sich eine Sehnsucht nach Mauern und Grenzen be- 
obachten (ebd.: 26). Mit dem Schwinden nationalstaatlicher Souveränität geht 
für die Subjekte ein Verlust von Möglichkeitshorizonten, Ordnungund Identität 
einher (ebd.: 107). Gerade weil sich die Subjekte mitunter mit dem Staat identi- 
fizieren, wird staatliche Verletzbarkeit und Durchlässigkeit auch auf das Selbst 
übertragen und als eigene Verletzbarkeit bewertet. Unmittelbar bedrohlich er- 
scheint die Erosion nationalstaatlicher Souveränität zudem angesichts der Gefah- 
ren, die die Subjekte im transnationalen Terrorismus orten (ebd.: 108). Auch hier 
verschränken sich in der Wahrnehmung staatliche und subjektive Verletzbarkeit. 
Darüber hinaus wird mit dem Verlust staatlicher Souveränität das für die Subjekte 
im Souveränitätsgedanken eingelagerte Versprechen auf Sicherheit und Schutz 
brüchig. Zugleich schwindet jene Sicherheit eines eindeutigen bzw. vereindeu- 
tigten Objekts der Angst, womit gleichermaßen eine Bedrohung des souveränen 
Selbst und der Verlust gefühlter Handlungsmächtigkeit einhergehen. Abhanden 
geht so staatliche Souveränität als Instrument zur Komplexitätsreduktion und 
als subjektiver Orientierungsmodus. Der nationalstaatliche Souveränitätsverlust 
zeigt dann also nicht nur eine Destabilisierung nationalstaatlicher Ordnungan, 
sondern auch die Verletzbarkeit der Subjekte und mithin die Verunsicherung 
eines souveränen Selbst. 


Angst und/als Neurose 


Die Diagnose einer gespenstischen staatlichen Souveränität, in die politische 
Angst ebenso wie Sehnsucht nach Sicherheit und politischer Stabilität einge- 
schrieben sind, will ich nun konkretisieren und um ein Verständnis neurotischen 
Regierens erweitern. In gegenwärtigen Unsicherheitsregimen erkennt Paolo Virno 
eine vollständige Überlagerung von Furcht und Angst’ (Virno 2004: 33), in der 
eine definierte reale Gefahr von einer unbestimmten Angst geprägt wird und zu 
einer generellen Orientierungslosigkeit verschmilzt. An Virnos Einschätzung 
anschließend stellt auch Isabel Lorey für den Globalen Norden eine besondere 
„Subjektivierungsweise der Angst“ fest, in der die „abstrakte Angst“, jene „angst- 
volle Sorge um die existenzielle Verletzbarkeit“, die sie als „Prekärsein“ bezeichnet, 
immer weniger von jener „konkreten Furcht“ (Lorey 2011: 82) zu unterscheiden 
ist, die sich aus einer politisch wie ökonomisch induzierten Prekarisierung - etwa 


Arbeitslosigkeit - ergibt. Für Alain Ehrenberg (2004 [1998]) sind es zentrale nor- 


5 Virno bezicht sich hier auf die von Martin Heidegger an Kierkegaard angelehnte Unter- 
scheidung, die gleichermaßen besagt, dass sich Furcht aufeine ganz bestimmte Tatsache 


bezieht, während Angst keine eindeutige Ursache hat (Virno 2004: 32). 
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mative Verschiebungen, die die Grundlage für eine neue Subjektivierungsweise 
im Kapitalismus der Gegenwart bilden: Nicht mehr Disziplin, Konformismus 
und Schuld, sondern Motivation, Initiative und Kommunikation, Flexibilität und 
(Eigen-)Verantwortung seien heute die zentralen normativen Anforderungen. 
Die Subjekte werden nicht länger durch „äußere Ordnungen“ bewegt, sondern 
müssen sich vielmehr auf „innere Antriebe“ bezichen, ihr „eigener Souverän“ 
sein (Ehrenberg 2004: 8f.). Ausdruck dieser neuen „Institutionen des Selbst“ 
(ebd.: 9) sei die Depression, die damit auch die Neurose als Reaktion auf den 
repressiven Kapitalismus ablöse. Die Depression wird zur spätmodernen Antwort 
auf jene neoliberalen Anforderungen, in denen es um die Arbeit am Selbst bis 
zur Erschöpfung geht. 

Während Ehrenberg die Depression in den Mittelpunkt seiner Analyse der 
Gegenwart rückt, willich im Folgenden die Neurose neuerlich aufgreifen. Dabei 
geht es mir weniger um eine Auseinandersetzung mit einem bestimmten Krank- 
heitsbild, vielmehr dient mir der Bezugaufdie Neurose als Phänomen dazu, einen 
bestimmten Handlungs- und Subjektivierungsmodus in westlich-kapitalistischen 
Gegenwartsgesellschaften zu beschreiben. Dies erscheint mir nicht zuletzt sinn- 
voll, dadie Neurose mittlerweile den „wissenschaftlichen Anspruch verloren“ hat 
und „keine formell anerkannte Diagnose“ (Greco 2016: 72) mehr ist.° 

Bereits 1930 hatte Sigmund Freud am Schluss von Das Unbehagen in der 
Kultur die, wie er betont, „schr vorsichtig“ zu formulierende Frage aufgeworfen, 
ob möglicherweise die „ganze Menschheit, unter dem Einfluß der Kulturbestre- 
bungen ‚neurotisch’“ (Freud 1930: 134) geworden sei. Knapp 25 Jahre später 
sollte Franz L. Neumann (1954) in seinem Vortrag Angst und Politik diese Frage 
aufgreifen, indem er Freuds psychoanalytische Einsichten in einen demokra- 
tietheoretischen Kontext stellte. Auf der Suche nach einer Erklärung für den 
Erfolg des Faschismus und dessen Attraktivität für die „Massen“ identifiziert 
Neumann als wesentlichen Aspekt die affektive bzw. libidinöse Identifizierung 
mit politischen Führungsfiguren, der wiederum eine neurotische Angst zugrunde 
liegt. Im Unterschied zur Realangst, die sich aufkonkrete Gefahrensituationen 
beziche, sei die neurotische Angst, so Neumann mit Bezugauf Freud, eine innere 


6 So hält Monica Greco fest: „Diesem Aus-der-Zeitsein kommt ein spezifischer Wert zu, 
denn es suggeriert einen Raum, der gewissermaßen außerhalb der Arenaaktuell laufender 
Streitigkeiten über spezifische Termini, Konzepte und Diagnosen liegt. Mittlerweile ist 
die Neurose ein dermaßen anachronistisches medizinisches Konzept, dass es eine relativie- 
rende Distanziertheit ermöglicht, eine Entfernung von der Gegenwart - eine Heterotopie.“ 
(Greco 2016: 72) Engin F. Isin sieht statt der psychiatrischen Auseinandersetzung mit 
Neurose eine vorwiegend pharmazeutische Behandlung unterschiedlicher Angststörun- 
gen am Werk, die nicht zuletzt einen industrieller Großkomplex (mit) hervorgebracht 
habe (Isin 2004: 226). 
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Angst (ebd.: 14), die zwar eine reale Basis haben könne, jedoch vom Ich produ- 
ziert werde und darauf abstelle, „sogar die entfernteste Drohung einer Gefahr 
zu vermeiden“ (ebd.). Zwar betont Neumann, dass Angst ganz unterschiedliche 
Funktionen haben und unter anderem auch eine „Schutzfunktion“ (ebd.: 16) 
spielen könne. Die neurotische Angst sei jedoch eine negative Form der Angst: 
Sie bedeute psychische Entfremdung und impliziere sowohl psychologische (Ich- 
Beschädigung und Ich-Verlust) als auch historische Regression (ebd.: 18f.). Die 
neurotische Angst stelle so die Grundlage für die Identifikation mit (charisma- 
tischen) Führungsfiguren dar, gehe es dabei doch darum, Angst in doppelter 
Weise zu personalisieren: indem das eigene Unglück bestimmten, imaginierten 
Personen zugeschrieben wird, aber auch indem diese Ängste durch die Hoffnung 
auf „Erlösungaus Unglück durch absolutes Einssein mit einer Person“ (ebd.: 21) 
überwunden werden. 

In seiner Kritik einer Politik der Angst geht Neumann nun davon aus, dass 
jene psychische Entfremdung, auf die neurotische Angst verweist, durch soziale 
und politische Entfremdungbzw. genauer durch eine „sequentielle Abhängigkeit“ 
dieser drei „unterschiedliche[n] Formen der Entfremdung“ (Honneth 2006: 381) 
verstärkt wird. Die soziale Entfremdung sicht er in einer gefährlichen Tendenz 
zur „Beseelung“ der Arbeit anstelle ihrer Beschränkung auf ein Minimum als 
Antwort auf die „Trennung der Arbeit vom Arbeitsprodukt“ (Neumann 1954: 
34), sie zeige sich in destruktiver Wettbewerbsdominanz und der Angst vor 
sozialem Abstieg und Machtverlust (ebd.: 34ff.); die politische Entfremdung 
präsentiere sich in einer dreifachen politischen Apathie - im Desinteresse an 
der Politik als eines Kampfes zwischen „kleinen Cliquen‘“, in der Einschätzung 
von Politik als purem Ordnungselement und in der „bewußte[n] Verwerfung 
des gesamten politischen Systems“ - und führe zur „partiellen Paralysierung 
des Staates“ (ebd.: 37f.). 

Etliche von Neumann beleuchtete Momente sind auch heute gewiss keine Un- 
bekannten (vgl. z.B. Fuchs 2017): Was er als soziale und politische Entfremdung 
beschreibt, ist aktuell mehr denn je Thema; und auch die Personalisierung der 
Angst, sowohl als Projektion aufimaginierte Andere, als auch als Sehnsucht nach 
politischen Führungsfiguren - von Trump und Putin über Orban und Erdogan 
bis hin zu Macron und Kurz - stößt gegenwärtig auf Resonanz’. Allerdings führt 
Neumann die Entstehung der neurotischen Angst mit Freud auf die „unmögliche 
Befriedung.der Triebe“ (Neumann 1954: 15) zurück und verabsäumt damit, wie 


7 So hält The Institute for Precarious Consciousness (2014b) fest: „Angst wird auf unter- 
schiedliche Arten personalisiert: vom Diskurs der Neuen Rechten, der die Armen für ihre 
Armut verantwortlich macht bis zu modernen Therapien, die Angst als neurologisches 


Ungleichgewicht oder dysfunktionale Denkweise behandeln.“ 
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Axel Honneth kritisiert, „eine innere Verbindungzu jenen Ängsten herzustellen, 
deren Ursachen in der Erfahrung sozialer Gefährdung liegen“ (Honneth 2003: 
253, Übers.: B.B.).? 

Während Neumann mit seiner Theoretisierung von Angst zu einem besseren 
Verständnis autoritären Regierens beiträgt, diagnostiziert Engin F. Isin rund 50 
Jahre später, dass neurotische Ängste gar zur Bedingungdes Neoliberalismus und 
folglich zum Gegenstand unterschiedlicher Regierungsprojekte geworden seien 
(Isin 2004: 217). Es sind neurotische Subjckte, die zur neoliberalen Konstitutions- 
bedingung werden und damit gleichsam eine veränderte Subjektivierungsweise 
im neoliberalen Kapitalismus kennzeichnen. 

Ausgangspunkt dieser Annahme vom neurotischen Subjckt ist Isins Kritik an 
einer Vernachlässigung affektiver Dimensionen in aktuellen und nicht zuletzt 
gouvernementalitätstheoretischen Ansätzen. Denn der Blick aufdie Technologi- 
en des Selbst rücke Machttechniken in den Mittelpunkt, die darauf ausgerichtet 
sind, dass Menschen ermutigt werden, sich selbst aufbestmögliche Weise in Bezug 
auf Arbeit, Gesundheit, Wohlstand und Glück zu regieren. Unterstellt werde da- 
mit allerdings, so Isin kritisch, ein rationales, d.h. logisch kalkulierendes Subjekt 
ohne Affekte und Emotionen, das über die Fähigkeit verfügt, sich berechnend 
selbst zu führen (vgl. ebd.: 221). Um jedoch gegenwärtige Regierungsweisen 
und deren Wirkmächtigkeit analysieren und kritisieren zu können, reiche es 
nicht aus, von einem Subjekt auszugehen, das ausschließlich über marktähnliche 
Kalkulation und Rationalität agiert. 

Wenn Isin nun fordert, Affekte gesellschaftstheoretisch zu berücksichtigen, 
handelt es sich nicht um jene affektive Gouvernementalität, die Otto Penz und 
Birgit Sauer (2016) stark machen. Unter affektiver Gouvernementalität verste- 
hen sie, dass Menschen sich auch affektiv selbst regieren. Es ist eine Form des 
Regierens, die auf „affektive Technologien wie das Wahrnehmen, Steuern und 
das Management der eigenen Affekte“ (ebd.: 87) verweist. Gemeint istein Modus 
der affektiven Selbstoptimierung und Selbstregierung, für den Penz und Sauer 
das Konzept der „affektiven Subjektivierung“ einführen (ebd.). Dabei handle es 
sich um eine „neue Form der ‘Führung’ und der Regierung von Menschen mit 
Gefühlen durch Gefühle“ (ebd.). Obgleich Foucaults Verständnis des Selbst- 
regierens damit um eine affektive Dimension erweitert wird, bleibt doch die 
Annahme aufrecht, dass sich die Subjekte, wenngleich nun samt ihren Gefühlen, 
aufder Basis von Kalkülen regieren. Diese Figur des rationalen Subjekts, das seine 
Risiken kalkulieren und sich darüber auch (affektiv) selbst führen kann, wird 
Isin zufolge allerdings von einem „anderen Subjekt“ (Isin 2004: 217) begleitet: 


8 Honneth erkennt hier auch die wesentliche Ursache dafür, dass Neumanns Text kaum 
rezipiert wurde (Honneth 2006). 
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von einem neurotischen Subjekt, das sich gerade durch „Reaktionen auf Ängste 
und Unsicherheiten“ (ebd.: 223, Übers.: B.B.) selbst regiert. 

Um das Verständnis des neurotischen Subjekts zu entwickeln, bezieht sich 
Isin ebenso wie Neumann auf die Schriften Freuds. In Neurose und Psychose 
beschreibt Freud die Neurose als den „Erfolg eines Konflikts zwischen dem Ich 
und seinem Es“ (Freud 1967: 387), der „ein Netz von Instinkten, Impulsen, 
Trieben und Wünschen mobilisiert“ (Isin 2004: 223, Übers.: B.B.), die außerhalb 
der Kontrolle des Ich sind. Das Ich unterdrückt ein Verlangen vom Es durch den 
Mechanismus der Verdrängung, das Verlangen kämpft gegen diese Verdrängung 
an und schaflt einen Ersatz, das Symptom, wogegen nun das Ich den Kampf auf 
dieselbe Weise fortsetzt wie gegen den ursprünglichen Impuls (vgl. Freud 1967: 
388). Neurosen entstehen also im Kampf gegen die Verdrängungvon Wünschen 
und Begierden, in dem das Verdrängte sich einen Ersatz schafft, das Symptom, 
dem esin der Folge entgegentritt. 

Freuds Ansatz biete damit, so Isin, nicht nur einen wichtigen Einsatzpunkt 
zur Dezentrierung des rationalen Subjekts, sondern auch einen instruktiven 
Beitrag zu einem Verständnis des Regierens durch Neurosen in gegenwärtigen 
Gesellschaften (vgl. Isin 2004: 225). Denn das Subjekt im Zentrum dieser Regie- 
rungsweisen „ist weniger als rationales, berechnendes und kompetentes Subjekt 
zu verstehen, das Alternativen zur Vermeidung oder Eliminierung von Risiken 
relativ erfolgreich bewerten kann, und mehr als eines, das unter Stress steht und 
zunehmend unsicher wird und das seine Neurosen managen muss. |...] [Dieses] 
Subjekt [...] ist nicht darauf ausgerichtet, seine rationalen Fähigkeiten zur Be- 
wertung von Wahrheitsansprüchen zu mobilisieren, sondern auf Affekte, die 
seine Ängste bewältigen.“ (ebd.: 225) Das Verhalten des neurotischen Subjekts 
beruht also nicht primär auf Berechnung; im Mittelpunkt steht vielmehr das 
affektive Beschwichtigen, Besänftigen und Beruhigen und vor allem das Managen 
von Ängsten und Unsicherheiten (ebd.: 226). Egal ob im Bereich der Ökono- 
mie, des Körpers oder der Umwelt, ob in Netzwerken, im Zuhause oder nicht 
zuletzt bzw. zuallererst in Grenzmanifestationen und Politiken des Othering - 
das neurotische Subjekt sei vorwiegend auf Beruhigung ausgerichtet: Shopping 
als Modus der Beruhigung nach den Anschlägen auf das World Trade Center; 
Ängste, Stress und Leiden als Bearbeitungsmodi, um mit jenen gegenwärtigen 
An- und Überforderungen umzugehen, die aus dem Zwangan einen „perfekten 
Körper“ entstehen; „nervöses Recycling“ in Umweltfragen; neurotische Diskurse 
über Netzwerksicherheit, „homeland security“ sowie die Industrie der „securi- 
tization of home“; oder Ängste um Grenzen und ihre Durchlässigkeit - in all 
diesen Bereichen artikulieren sich ängstliche, gestresste und zunehmend verun- 
sicherte neurotische Subjekte. Sie wünschen letztlich das Unmögliche: „absolute 
Sicherheit“ (ebd.: 232). Allerdings löst für Isin der_die „neurotic citizen“ das 
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rationale, kalkulierende, autonome und selbstoptimierende Subjekt, das Isin 
mit dem Begriff des „bionic citizen“ (ebd.: 222) fasst, nicht einfach ab. Vielmehr 
würden sich das bionische und das neurotische Subjekt wechselseitig bedingen 
und hervorbringen. Möglicherweise sei, so Isin, das bionische Subjekt sogar als 
neurotische Fantasie zu begreifen (ebd.: 232): als, wie Monica Greco treffend 
schreibt, „idealisiertes Selbst, charakterisiert durch perfekte Autonomie und 
perfekte Fähigkeiten bezüglich Rationalität und (Aus-)Wahl“ (Greco 2016: 74). 


Angst als affektive Basis neoliberaler Regierungsrationalität. Fazit 


Das Regieren über Neurosen manifestiert sich in einem neurotischen Subjekt, 
das zugleich Ausdruck von und Reaktion auf Ängste und Unsicherheiten ist. 
„[Ü]berall sehen Sie diese Anreizung der Angst vor der Gefahr, die in gewisser 
Weise die Bedingung, die psychologische Entsprechung und die innere Kultur 
des Liberalismus ist. Kein Liberalismus ohne eine Kultur der Gefahr“ (Foucault 
zit. nach Lemke 2004: 91). Seit Foucaults Einschätzung, aber auch Isins Dia- 
gnose haben sich die Bedingungen und Verhältnisse nochmals verschärft, in 
denen das neurotische Subjekt zugleich hervortritt und agiert, zumal in Folge 
jener multiplen Krise, die sich in den letzten Jahren verfestigt hat. „Verlorene 
Gewissheiten“ und eine „neue Unübersichtlichkeit des sozialen und politischen 
Geschehens“ prägen zunehmend den Alltag und werden nicht zuletzt im „Ruf 
nach starken Männern und Frauen“ (Musner 2010) laut. Neurotische Angst ist 
dabei zwar nicht zwangsläufig mit autoritärem Regieren verbunden, sie kann 
jedoch als Nährboden für eine Tendenz in Richtung „autoritärer Stimmung“ 
(Hall u.a. 1988: 27, Übers.: B.B.) begriffen werden. Auch die Politik in vielen 
Ländern Europas adressiert und forciert ein neurotisches Subjekt, geht es oft 
doch weder um eine „Einhegungdes Markes“ noch um solidarische Perspektiven, 
sondern vielmehr um die „Verbesserungder Rahmenbedingungen“ (Hoffmann/ 
Nachtwey 2017: 97), die den Erfolg im Wettbewerb absichern bzw. erhöhen 
sollen. Schließlich lässt sich die Konjunktur des Resilienzbegriffs als Zeichen 
einer neurotischen Politik des Beschwichtigens und Beruhigens verstehen, die 
Sehnsucht nach (nationaler) Souveränität als Antwort und Bearbeitungsmodus 
im Modus politischer Melancholie. Nicht zuletzt machen der Blick auf neuro- 
tische Subjekte als Teil neoliberaler Regierungsrationalität und die Sehnsucht 
nach autoritär-souveräner Führung auch deutlich, dass die soziale Frage immer 
auch als affektive Frage gedacht werden muss. 

Hatte Hirschman deutlich gemacht, dass staatliche Souveränität und Kapita- 
lismus historisch (auch) eine Antwort auf die Angst vor zerstörerischen Leiden- 
schaften sind, meint die These der gespenstischen Souveränität die Reartikulation 
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nationaler Souveränität angesichts einer Vielzahl umfassender Ängste ebenso 
wie den Modus der Besänftigung und Beschwichtigung dieser Ängste. Wird 
nationale Souveränität aus andro- und eurozentrismuskritischer Perspektive 
als maskulinistisch-nationalistische Fantasie begriffen, ist diese gespenstische 
Souveränität auch als Verunsicherung von und Sehnsucht nach hegemonialer 
Männlichkeit und maskulinistischer Staatlichkeit lesbar. Als solche verknüpft 
sie sich mit einer postkolonialen Melancholie, - um mit Paul Gilroy (2005) 
zu sprechen -, in der eine Sehnsucht nach „alten“ Abhängigkeiten und Aus- 
beutungsverhältnissen bedient und zugleich neu besetzt wird. Dass sich diese 
postkoloniale Melancholie in einem imperialen Impuls artikuliert, der gerade in 
„theimmigrant“ (ebd.: 100) sein Ziel findet, gilt dabei nicht nur für den britischen 
Kontext, den Gilroy vor Augen hat, sondern auch für den deutschsprachigen: 
würden „dieser Tage“ doch, wie Trojanow (2016) moniert, „im phantasmago- 
rischen Inkubator hochgezüchteter Ängste“ und im Sinne eines „verlogene[n] 
Selbstschutzes“ Flüchtlinge und generell gerade die „Schwächsten und Ärmsten“ 
als „apokalyptische Gefahr“ dargestellt. Möglicherweise lässt sich dies auch als 
Versuch lesen, konkrete verkörperte „Objekte“ der Angst zu schaffen, als Modus 
der Komplexitätsreduktion durch ein eindeutiges bzw. vereindeutigtes Objekt 
der Angst, um angesichts eines neurotischen Gefüges der Angst und allgemeinen 
Verunsicherung der eigenen Handlungsohnmacht etwas entgegenzusetzen. Dass 
Browns bereits 2010 veröffentlichte Diagnose eines zunehmenden Abschottens 
und Verbarrikadierens gegenwärtig (allzu) aktuell bleibt, ist angesichts der zahlrei- 
chen Zäune und Mauern, die in den letzten Jahren rund um die Festung Europa 
und darüber hinaus errichtet wurden bzw. werden, kaum zu übersehen: an den 
Grenzen in Spanien, Lettland und Norwegen, an der türkisch-bulgarischen und 
türkisch-syrischen Grenze, an der ungarischen Grenze zu Kroatien, Serbien und 
möglicherweise bald auch Rumänien oder an der Grenze zwischen der Krim 
und der Ukraine. 

Mit dem neurotischen Subjekt geht es mir darum, ein allgemeines Bedingungs- 
gefüge der Angst als Phänomen westlich-moderner Gegenwartsgesellschaften 
zu beschreiben. Eine Politik (mit) der Angst ist daher gerade nicht als vorder- 
gründiger Modus zu begreifen, über den sich die viel zitierten rassisierten und 
klassisierten „Anderen“ von (Rechts-)Populist_innen „verführen“ lassen (kri- 
tisch Hoffmann/Nachtwey 2017: 95), wie gegenwärtig vielfach unterstellt wird. 
Neurotische Ängste können als möglicherweise dominante, auf alle Fälle aber 
wirkmächtige atmosphärische Basis bzw. Gefühlsstruktur begriffen werden, die 
dann über unterschiedliche Differenzziehungen mobilisiert wird. Dies bedeutet 
auch, dass weder alle gleichermaßen in diesem Modus der Neurose adressiert 
und affıziert werden, noch eine Sehnsucht nach nationalstaatlicher Souveränität 
verspüren. Nicht zuletzt erweist sich für einige wie etwa jene „neue Klasse“ der 


Politik und Angst 87 


„exzessiv Reichen“ (Balibar 2014: 273, Übers.: B.B.) das nationalstaatliche Spiel 
der Politik als uninteressant und die Aufweichung nationalstaatlicher Grenzzie- 
hungen vielmehr als Gewinn. 

Die Einschätzung einer gespenstischen Souveränität und eines neurotischen 
Regierens richtet den Blick aufdas Bedingungsgefüge und die Wirkmächtigkeit 
aktueller Angst- und Sicherheitspolitiken. Sie erklärt jedoch (noch) nicht, wie 
es auch gelingen kann, diesem neoliberalen Regieren etwas entgegen zu halten. 
„Wir müssen die Angst bekämpfen“, fordert Ilija Trojanow (2016). Aber wie? 
Der Appell an die Vernunft, der gegenwärtig medial ebenso wie politisch vor 
allem angesichts rechter und rechtspopulistischer Politiken (einmal mehr) laut 
wird, erscheint mir nur wenig erfolgsversprechend, um diesen Regierungs- und 
Subjektivierungsweisen (kollektiv) zu widerstehen. Allerdings nicht, weil, wie 
Niklas Luhmann mit Bezug auf ökologische Diskurse in den 1980er-Jahren be- 
tont, Angst „jeder Kritik der reinen Vernunft“ (Luhmann 1986: 240) widersteht. 
Und auch nicht nur, weil sich die Angst, wie bei Hobbes deutlich wird, nicht 
auf „Blockade und Erstarrung“ beschränkt, sondern auch „zur Reflexion und 
zur Neutralisierung der Gefahr“ drängt und damit „nicht auf seiten [sic!] des 
Irrationalen, sondern der Vernunft“ (Esposito 2004: 41) zu verorten ist. Vielmehr 
auch deswegen - und dies hat insbesondere die feministische und postkoloniale 
Kritik deutlich gemacht -, weil das, was in der (Iheorie-)Geschichte als politische 
Vernunft stark gemacht wurde, auch ein Produkt souveräner Macht ist und als 
solche als Instrument zur herrschaftsförmigen „Aufteilung des Emotionalen“ 
(Bargetz 2015) und als Spielball zur Legitimation und Reproduktion von Herr- 
schaftsverhältnissen eingesetzt wurde. Die Sehnsucht nach (verlorener) Vernunft 
verdeckt dann gerade jene Delegitimierungen und Ausschlüsse, die im Namen 
der Vernunft durchgesetzt und abgesichert wurden. 

The Institute for Precarious Consciousness schlägt, Bezug nehmend auf die 
feministische Praxis des consciousness raising, die Methode des „precarity con- 
sciousness-raising“ vor, um die umfassende politische Ohnmacht, die die Angst 
hervorbringt, zu überwinden und eine „Maschine zur Bekämpfungvon Ängsten“ 
(The Institute for Precarious Consciousness 2014a: 271) zu schaffen. Chantal 
Mouffes Ansinnen, Leidenschaften als affırmativen Modus des Politischen zu 
begreifen, nicht zuletzt indem diese „gezähmt“ und in Richtung demokratischer 
Modelle orientiert werden (Mouffe 2002: 9), erinnert hingegen an jene Strate- 
gie der Nutzbarmachung von Leidenschaften durch den Staat, die Hirschman 
für das 17. Jahrhundert beschreibt. Sie lässt nicht nur die Frage offen, wer die 
Drahtzieher_innen dieser Strategie sein können und sollen, sondern auch, wie 
ein Konsens zu dieser Strategie hergestellt wird, der als wesentlicher Aspekt eines 
souverän-neurotischen Regierens begriffen werden muss. Affektive Politik gilt es 
also weder zu delegitimieren noch zu „domestizieren“, sondern vielmehr in ihren 
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komplexen Modi umfassender zu begreifen. Möglicherweise ist der neurotische 
Modus dann nicht nur als politischer Besänftigungs- und Bewältigungsmechanis- 
mus zu verstehen, sondern kann - als alltäglicher Modus der Absicherung und des 
(Über-)Lebens - auch zum Ausgangspunkt für emanzipatorische Kämpfe werden. 
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Donald Trumps Ziel, den „Sumpf trocken zu legen” 
Zum US-Wirtschaftsaufschwung seit 2009 


Einleitung 


Um die aktuelle wirtschaftliche Situation in den USA zu verstehen, sind drei 
Faktoren zu berücksichtigen. Der erste besteht im langfristigen Übergang zu 
einem neoliberalen Regime, das sich insbesondere zwischen 1979 und 1982 in der 
monetaristischen Offensive des Federal Reserve System (Fed) niederschlug, außer- 
dem seit 1981 in Deregulierungs-Maßnahmen der Reagan-Regierung, die in den 
1990er Jahren durch die Clinton-Regierung weiter vertieft wurden. Der zweite 
Faktor liegt in den Konjunkturzyklen. Phasen der wirtschaftlichen Expansion in 
den 1980er, 1990er und 2000er Jahren mündeten jeweils in zunehmend schwere 
Krisen, wobei diejenige von 2007 bis 2009 gefährlich nahe an einen Totalkollaps 
des US-Finanzsystems kam - und somit auch des internationalen Finanzsystems. 
Der neueste Aufschwung seit Mitte 2009 ist ungewöhnlich schwach, hält aller- 
dings im Vergleich zu früheren Aufschwüngen bereits relativ lange an. 


Abb. 1: Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) der USA über vier 


Perioden mit jeweiligen Durchschnittswerten 


Merger& Information House Quantitative 
takeoverboom technology price easing/Low 
boom boom wagejobs 
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Quelle: BEA (2017), Table 1.1.11. Grau markierte Bereiche: nach Angaben des National Bureau 
ofEconomic Research Phasen der Rezession. 


1 Vielen Dank an Dorothea Schmidt für hilfreiche Kommentare und Anregungen. 
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Den dritten Faktor stellt die Präsidentschaft von Donald Trump seit dem Januar 
2017 dar. Während dieser eine populistische Rhetorik pflegte und es ihm gelang, 
weiße Wählerschichten aus der Arbeiterklasse zu mobilisieren, hat seine Regie- 
rung eine beispiellose Reihe von dreisten Maßnahmen ergriffen, die in erster 
Linie den reichsten Teilen der US-Gesellschaft zugute kommen. 


Den Sumpf trockenlegen 


Donald Trump trat als Kandidat der Republikaner mit dem Anspruch an, er 
sei ein Outsider, der nichts mit den korrupten Machenschaften Washingtons 
zu tun habe, und, wenn er erst einmal gewählt wurde, diesen „Sumpf trocken- 
legen“ würde. Sein überraschender Wahlsieg im November 2016 verdankte 
sich unerwarteten Erfolgen in den Swing States mit einem erheblichen Anteil 
von ArbeiterInnen. Trump sprach in seiner Kampagne immer wieder deren 
Unsicherheiten in Bezugaufihre Beschäftigung sowie ihre stagnierende Löhne 
an und versprach ihnen, Arbeitsplätze zurück in die USA zu bringen, indem er 
die seiner Ansicht nach „schlechten“ Handelsverträge heftig attackierte. Nach 
einer detaillierten Studie von David Neiwert zur neuen US-Rechten spielten 
für seinen Wahlerfolg auch „rassische“ und ethnische Verschiebungen eine ent- 
scheidende Rolle. Neiwert verweist dabei aufeine ausführliche Untersuchung des 
Wall Street Journal, wonach Trump die Vorwahlen vor allem in jenen Regionen 
gewann, in denen die ethnische Diversität der Bewohnertschaft signifikant zuge- 
nommen hatte. Trump, so hält Neiwert fest, kam bei den weißen WählerInnen 
aller demografischen Gruppen in den Staaten des Mittelwestens an und erhielt 
eine knappe Mehrheit in den Schlüsselstaaten Pennsylvania, Michigan and 
Wisconsin (Neiwert 2017). 

Die Generallinie von Trumps Wahlkampagne ging auf Stephen Bannon zu- 
rück, dem damaligen Herausgeber der ultrarechten Internet-Plattform Breitbart 
News. Ex gilt als Architekt von Trumps America-First-Strategie und wurde mit 
dessen Regierungsantritt Chef-Stratege der Regierung. Nach einigen bekann- 
termaßen chaotischen Monaten ernannte Trump den pensionierten General 
John Kelly zum Chief of Staff im Weißen Haus, und man hoffte, dieser würde 
dort wieder eine gewisse Ordnung herstellen. Im August 2017 kam eszu einem 
Vorfall in Charlottesville, Virginia, als ein Auto in eine Gruppe von Menschen 
fuhr, die gegen einen Aufmarsch von weißen Rassisten protestierten, wobei eine 
Person getötet wurde und es mehrere Verletzte gab. Damals wurde Bannon von 
verschiedenen Seiten heftig dafür angegriffen, dass er Trump empfohlen hatte, 
beide Seiten gleichermaßen zu kritisieren. Dies nutzte Kelly, um Trump davon 
zu überzeugen, Bannon solle das Weißen Haus verlassen. 
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Trumps Versagen, die rassistische Gewalt klar zu verurteilen, führte auch zu 
einer spektakulären Reaktion führender ManagerInnen. Zwölf von ihnen, die 
in Trumps hochangeschenes Strategic and Policy Forum berufen worden waren, 
beschlossen in einer Telefonkonferenz, das Gremium aufzulösen. Auch mehrere 
Mitglieder eines weiteren Beratungsgremiums, der Manufacturing Jobs Initiative, 
entschieden sich, aus Protest gegen Trumps Verhalten zurückzutreten. Als dieser 
von den Beschlüssen in den Kommissionen erfuhr, bemühte er sich eiligst, ihnen 
zuvor zu kommen, indem er in einer Anordnung beider Auflösung dekretierte 
(New York Times, 17.8.2017). 

Während seiner Wahlkampagne hatte Trump besonders lautstarke Attacken 
gegen die Wall Street geführt. Kaum im Amt, ernannte er jedoch zwei frühere 
Topmanager der führenden Bank Goldman Sachs für Schlüsselpositionen des 
Finanzwesens: Gary Cohn, bis dahin stellvertretender Vorstandsvorsitzender, 
wurde Leiter des National Economic Council, Steven Mnuchin, früher ChiefInfor- 
mation Officer bei Goldman, Finanzminister. Gleichzeitig blieben bis zum Ende 
von Trumps erstem Regierungsjahr zahlreiche hohe Positionen unbesetzt, was 
unter anderem damit zusammenhing, dass dieser stets daraufbestand, eventuelle 
KandidatInnen müssten ihm gegenüber bedingungslose Loyalität aufweisen. 

Trumps erste große Gesetzesinitative zielte darauf ab, Obamas zentralen Er- 
folg, den Affordable Care Act aufzuheben.” Obama hatte in einem (letztlich) 
vergeblichen Versuch, Unterstützung von den Republikanern zu bekommen, 
Vorschläge der rechten Heritage Foundation zum marktbasierten Gesundheitswe- 
sen übernommen. Nunmehr sollte mit den neueren republikanischen Konzepten 
jedoch Obamas sogenanntes „individuelles Mandat“ abgeschafft werden, das 
alle BürgerInnen zum Abschluss einer Krankenversicherung verpflichtete. Dies 
hätte zur Folge, dass die Beiträge ansteigen, da Jüngere und Wohlhabendere 
sich dieser Pflicht entziehen würden. Gleichwohl scheiterten zwei Anläufe dazu 
im Juli und im September 2017 und Trump musste dieses Vorhaben fürs erste 
aufgeben (New York Times, 27.9.2017). Mit einer knappen Mehrheit im Senat 
war es ihm weder gelungen, die Senatoren des rechten Flügels zu überzeugen 
(denen die Rücknahme nicht weit genug ging), noch diejenigen des liberaleren 
Flügels (die ihre Anhängerschaft davor bewahren wollten, Errungenschaften der 
Obama-Reform zu verlieren). Da eine Mehrheit im Kongress ebenfalls nicht in 
Reichweite schien, erließ Trump im Oktober 2017 eine Verordnung, wonach es 
Kleinbetrieben und ihren Beschäftigten ermöglicht wurde, Krankenversicherun- 
gen außerhalb des Obama-Gesetzes abzuschließen (Financial Times, 10.10.2017). 


2 Zueiner detaillierten Analyse der vorgeschlagenen Änderungen siehe Financial Times, 
11.7.2017. 
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Indem gesünderen Versicherten günstigere Tarife angeboten werden, droht diese 
Maßnahme die Ökonomie des Gesamtprogramms tendenziell zu unterminieren. 


Steuerpolitik für die Reichen 


Die Rezession von 2007/2009 ließ das Budgetdefizit des Bundes von zwei auf 
zehn Prozent des BIP ansteigen, was vor allem auf finanzielle Hilfen für Banken 
und erhöhte Sozialausgaben bei einem sinkenden Steueraufkommen zurückging. 
Außerdem beschloss die Regierung Obama unmittelbar nach ihrem Amtsantritt 
Anfang 2009 ein massives Konjunkturprogramm, das sowohl erhöhte Staats- 
ausgaben wie Steuererleichterungen im Umfang von 830 Milliarden US-Dollar 
umfasste. Obwohl der Aufschwung schwach blieb, verringerte sich das staatliche 
Defizit bereits 2010 und stabilisierte sich 2015 bei rund 4,5 Prozent des BIP. Da 
Obama über keine Mehrheit im Kongress verfügte, war er nicht in der Lage, 
weiterhin eine expansive Wirtschaftspolitik zu verfolgen. Diese oblag somit der 
Fed, die einen außergewöhnlich expansiven geldpolitischen Kurs einschlug. Zu 
Beginn der Krise reduzierte sie ihren Leitzins auf 0-0,25 Prozent - also praktisch 
auf Null - und hielt daran konsequent bis Ende 2015 fest. Seither hat sie ihn 
schrittweise vorsichtig angehoben, sodass das Zielniveau nach einer neuerlichen 
Erhöhung im Dezember 2017 bei 1,25-1,5 Prozent lag. Zudem hat die Fed am 
Höhepunkt der Krise ein umfangreiches Programm gestartet, um die Reserven 
der Banken zu erhöhen. Mit einer Politik, die euphemistisch als quantitative 
easing („quantitative Lockerung‘) bezeichnet wurde, pumpte sie in drei Pha- 
sen Zentralbankgeld ins Banksystem, sodass sich dessen Bereitstellung von 750 
Milliarden US-Dollar (5 Prozent des BIP) auf rund 4,2 Billionen US-Dollar 
(23 Prozent des BIP) erhöhte. Die Fed vertritt, dies habe dazu beigetragen, die 
langfristigen Zinsen zu reduzieren und somit Investitionen erleichtert. Indem sie 
die Vermögenswerte in die Höhe trieb, hat sie den Reichen sicherlich unerwartete 
Gewinne beschert, aber von cher konservativen ÖkonomInnen wurden diese 
Maßnahmen als riskant und unwirksam kritisiert (siehe z.B. Taylor 2017). 
Während seiner Wahlkampagne hat Trump wiederholt ein gigantisches Inves- 
titionsprogramm von einer Billion US-Dollar angekündigt, mit dem die marode 
Infrastruktur des Landes saniert werden sollte, also insbesondere Straßen, Kanäle 
und Brücken, von denen viele aus den 1930er Jahren oder der unmittelbaren 
Nachkriegszeit stammen (New York Times, 24.7.2017). Nach seinem Amtsantritt 
sprach er von einem Public-private-Partnership, bei dem über zehn Jahre hinweg 
200 Milliarden US-Dollar Staatsgelder und weitere 800 Milliarden US-Dollar 
private Investitionen mobilisieren würden. Im Sommer 2017 stellte sein Sprecher 
einen entsprechenden Plan für den Spätsommer oder Frühherbst in Aussicht, 
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ebenso wie die Möglichkeit, diesen mit der Steuerreform zu verbinden. Seither 
hat jedoch es keine größere Ankündigungüber Investitionen in die Infrastruktur 
mehr gegeben. 

Nach fast 12 Monaten ohne jeglichen größeren Erfolg bei neuen Gesetzen 
ist es den Republikanern im Dezember 2017 gelungen, in beiden Kammern des 
Kongresses eine Einigung zu einem großen — wenn auch höchst umstrittenen - 
Programm für Steuererleichterungen zu erzielen (zu den Details: New York Times, 
16.12.2017). Da die Republikaner nur über eine einfache Mehrheit im Kongress 
verfügen, musste das finanzielle Volumen der Steuerreform nach dessen Regeln für 
eine Periode von zehn Jahren auf 1,5 Billionen US-Dollar begrenzt werden, und die 
Absenkungen bei den Personensteuern werden im Jahr 2025 automatisch auslaufen. 

Trump hatte ursprünglich vorgeschlagen, dass die Steuern auf Unterneh- 
mensgewinne von 35 auf 20 Prozent reduziert werden sollten. Dagegen wurden 
in der Schlussfassung des Gesetzes, um innerhalb der längerfristigen Grenzen 
zu bleiben, 21 Prozent festgesetzt. Für multinationale Unternehmen wird es den 
Wechsel von einer weltweiten Steuerpflicht (die nur gilt, wenn die Gewinne in 
die USA zurückgeführt werden) zu einem System der nationalen Steuerpflicht 
geben (mit einer Sonderregelung, die Konzerne wie Apple, Cisco oder Microsoft 
dazu veranlassen soll, im Ausland angefallene Gewinne einmaligin die USA zu- 
rückzuführen). Für Personengesellschaften, für die zuvor der höchste persönliche 
Steuersatz galt, ist eine Regelung vorgeschen, die derjenigen der Besteuerungvon 
Gewinnen mit einem Satz von 21 Prozent entspricht. 

Der Höchstsatz bei den Personensteuern wurde von 39 auf 37 Prozent redu- 
ziert, wenngleich die Höhe des Einkommens, auf die sich dieser bezieht, nunmehr 
bei 500.000 US-Dollar liegt, somit also leicht erhöht wurde. Für niedrigere Ein- 
kommen gelten geringere Reduzierungen. Der persönliche Einkommensfreibe- 
trag wurde auf 12.000 US-Dollar angehoben, dagegen wurde eine Reihe von 
anderen Freibeträgen gestrichen. Baukredite bleiben abzugsfähig, allerdings nur 
bis zu einer Höhe von 750.000 US-Dollar (vorher 1 Million). Ursprünglich sollte 
auch die Möglichkeit abgeschafft werden, dass lokale Steuern mit der Zahlung 
der Bundessteuern verrechnet werden konnten, womit vor allem Bundesstaaten 
unter Regierung der Demokraten in die Zange genommen werden sollten. Dies 
wurde durch die Regelung ersetzt, diesen Betrag auf 10.000 US-Dollar zu be- 
grenzen - eine Konzession an die Republikaner Kaliforniens. Schließlich nutzte 
die Trump-Regierung das Steuerpaket als Gelegenheit, um sowohl die bisherige 
Anforderung des Nachweises der obligatorischen Krankenversicherung aufzu- 
heben, als auch, um den Nationalpark im Norden Alaskas, den Arctic National 
Wildlife Refuge, für Ölbohrungen zu öffnen. 

Finanzminister Mnuchin behauptet, die Steuererleichterungen würden die US- 
Wirtschaft jährlich um 0,7 Prozent wachsen lassen. Dies ist jedoch höchst fraglich. 
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Nach Berechnungen desüberparteilichen Committee on Taxation des Kongresses 
werden sie über zehn Jahre hinweg zu einem Wachstum von 0,8 Prozent führen, 
jährlich also zu lediglich 0,08 Prozent (Joint Committee on Taxation 2017). 
Nach der renommierten Penn Wharton Budget-Modellierung der University of 
Pennsylvania wird das Wirtschaftswachstum über zehn Jahre hinweg zwischen 
0,5 und 1,0 Prozent zunehmen (Penn Wharton Budget Model 2017). 

Selbst kritische Stimmen aus dem Mainstream haben Trumps Steuerpläne 
an den Pranger gestellt. So wurde in einem Leitartikel der New York Times 
(2.12.2017) vertreten, das Ziel der republikanischen Pläne sei, „die Bereicherung 
der Elite des Landes auf Kosten aller anderen“ und ihre Verwirklichung stelle 
die „Ausplünderung der öffentlichen Kassen durch Unternehmen und Reiche“ 
dar. In einer weiteren Analyse warnte das Blatt davor, der drastische Rückgang 
der staatlichen Einkünfte würde den Republikanern eine Rechtfertigung dafür 
bieten, soziale Unterstützungsprogramme abzubauen: „Die Republikaner treffen 
Vorbereitungen dafür, die wachsenden und durch das Steuerpaket noch weiter 
verschärften Budgetdefizite als Argument für die Durchsetzung ihrer Langzeit- 
vision zu verwenden: die Sozialleistungen des New Deal und der Great Society 
zurücknehmen, den Staat verschlanken und für Millionen von Amerikanern 
die Absicherungin Notfällen deutlich verringern.“ (New York Times, 3.12.2017) 


Anstieg der Gewinne und schwache Investitionen 


Seit den 1990er Jahren haben die Unternehmensgewinne bei jedem konjunk- 
turellen Anstieg neue Höhen erreicht. Nichtfinanzielle Gesellschaften mussten 
in der Rezession von 2007/2009 einen starken Rückgang der Gewinnquote im 
Verhältnis zum Volkseinkommen hinnehmen, aber diese stieg danach an und 
erreichte 2014 einen Höhepunkt, der sogar die Spitzenwerte von 1998 und 2006 
übertraf. Allerdings sanken die Gewinne seit 2015 wieder ab, was nach den Er- 
fahrungen früherer Zyklen einen frühzeitigen Indikator dafür darstellen dürfte, 
dass die derzeitige Aufschwungsphase an ihr Ende gekommen ist. 
Berechnungen der Kapitalrentabilität zeigen, dass diese ähnlichen Schwan- 
kungsmustern folgt wie die Gewinnquote.? Einer neueren Studie zufolge bedeutet 
das, dass die Kapitalrentabilität der größten Unternehmen erheblich höher liegt 
als diejenige alleranderen: Unternehmen mit einem Vermögen über einer Milliar- 
de US-Dollar kamen in den letzten Jahren aufeine Rentabilität von 13,5 Prozent, 
diejenigen mit einem Vermögen zwischen 250 Millionen und einer Milliarde 


3 Siehe dazu beispielsweise Bivens (2017), Abb. G: 10 sowie Roberts (2016), Abb. 1.4: 22, 
wonach der Spitzenwert der Gewinnquote 2014 geringfügig unter demjenigen von 2007 lag. 
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Quelle: BEA (2017), Table 1.14. Grau markierte Bereiche: nach Angaben des National Bureau 
of’Economic Research Phasen der Rezession 


US-Dollar dagegen aufdurchschnittlich 9,5, Prozent (McKinsey Global Institute 
2017, Exhibit 4: 26). Die Profitabilität der größeren Unternehmen verdankt 
sich in erheblichem Ausmaß dem Outsourcing wichtiger Produktionsschritte in 
Länder mit geringerem Entwicklungsstand und niedrigen Löhnen, was zu Kos- 
tenersparnissen bis zu 60 Prozent geführt haben soll.“ Darüber hinaus betonen 
Gerard Dumenil und Dominique L£vy, dass der Teil des Volkseinkommens, der 
auf die obersten 5 Prozent innerhalb des Unternehmenssektors fällt - überwie- 
gend Topmanager, die sich tatsächlich einen Teil des Surplus aneignen konnten 
- zwischen den 1980er Jahren und 2009 um 10,8 Prozent des Volkseinkommens 
gestiegen war (Dumenil/Levy 2013: 50). 

Im Gegensatz zur wachsenden Profitabilität ist die Investitionsneigung ge- 
sunken. Seit 1990 ist die Bereitschaft der Unternehmen, zu investieren, in jedem 
einzelnen konjunkturellen Zyklus zurückgegangen, und der letzte Aufschwung 
wies — ungeachtet eines kleinen Anstiegs seit 2014 - überhaupt den niedrigs- 
ten Wert auf. Die US-Unternehmen haben zwar in ihren Niederlassungen in 
anderen Ländern Investitionen getätigt, und in einzelnen Zweigen, wie der 
Automobilindustrie wurde insbesondere in Industrieroboter investiert’, doch 
insgesamt blieben die Anlageinvestitionen ungewöhnlich niedrig.° Nach einer 


4 Siehe dazu Milberg/Winkler (2013: 105ff.). Die Vorteile, die entwickelte Ländern durch 
Importe aus weniger entwickelten Ländern im Rahmen der globalen Wertschöpfungskette 
erzielen, werden auch von Smith 2016 betont. 

5 Beim weltweiten Einsatz von Industrierobotern liegen die USA nach China und Südkorea 
auf dem dritten Platz. Dem Bericht der International Federation of Robotics (2017) 
zufolge stieg die Zahl der Industrieroboter in den USA von 14.000 im Jahr 2010 auf 
31.000 im Jahr 2016. 

6 Füreine detaillierte Mainstream-Analyse der möglichen Erklärungen für den Niedergang 
der Investitionen siehe Gutierrezy/Philipponz (2017). Sie führen als wichtigste Ursachen 


98 Trevor Evans 


Abb. 3: Prozentualer Anteil der Anlageinvestitionen am BIP in den USA 
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Quelle: BEA (2017), Table 1.1.5. Grau markierte Bereiche: nach Angaben des National Bureau 
of Economic Research Phasen der Rezession. 


McKinsey-Studie hat die US-Industrie Investitionen aufgeschoben und sich auf 
Kosteneinsparungen konzentriert, sodass das durchschnittliche Alter der Anla- 
gen erheblich angestiegen ist: von 16 Jahren 1980 auf 25 Jahre 2017 (McKinsey 
Global Institute 2017: 17). 

Der Mangel an Anlageinvestitionen geht mit einem auffälligen Merkmal 
der letzten Aufschwungsphase einher: einer einmalig schwachen Zunahme der 
Arbeitsproduktivität. Es ist nicht ungewöhnlich, dass diese am Beginn einer 
Rezession zurückgeht, wenn die Produktion schneller abnimmt als die Zahl 
der eingesetzten Arbeitskräfte. Aber sobald die Produktion wieder ansteigt, hat 
die Arbeitsproduktivität in den letzten Zyklen stets stark zugelegt - in früheren 
Aufschwungsperioden um 2 bis 3 Prozent pro Jahr, von 2011 bis 2017 jedoch 
lediglich um etwa 0,5 Prozent pro Jahr (The Conference Board 2017). 

Dem progressiven Economic Policy Institute (EPI) zufolge ist der Rückgang der 
Investitionen eine Reaktion aufden „Kapitalüberhang“ der Unternehmen, der durch 
Überkapazitäten in der Krise und das langsame Tempo der nachfolgenden Erholung 
entstanden ist (Bivens 2017). EPlempfichlt in dieser Situation eine expansive Politik 
der Staatsausgaben, um höheres Wachstum zu fördern. Vier bekannte konservative 
Ökonomen kommen zu einer weitgehend ähnlichen Diagnose, schen die Lösung 
des Problems allerdings darin, den Einfluss des Staates zurückzufahren und das 
Netz der Regulierungen, das ihrer Meinungden unternehmerischen Enthusiasmus 
entscheidend bremst, zu lockern (Cogan u.a. 2017). Dagegen ergibt sich nach einer 
wegweisenden Studie von Robert Gordon über die Entwicklungder US-Wirtschaft 
seit dem Bürgerkrieg eine wesentlich trübere Perspektive. Er argumentiert, dass 
diese zwischen 1870 und 1970 durch eine Reihen bahnbrechender - und nicht 


wiederholbarer — Basisinnovationen grundlegend transformiert wurde: darunter 


dafür die Abnahme des Wettbewerbs - zusammen mit der Dominanz einer kleinen Zahl 
von Riesenfirmen in Schlüsselsektoren - sowie zunehmend kurzfristige Perspektiven an. 
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die Elektrizität, das Automobil und das Flugzeug, die das Alltagsleben komplett 
verändert haben. Auch zwischen 1996 und 2004 habe es dank des Einsatzes von 
Computern und neuen Informationstechnologien eine Periode steigender Pro- 
duktivität gegeben, deren Wirkungen aber begrenzt blieben im Vergleich zu der 
vorangehenden Periode, in der sich, wie Gordon sagt, „alles verändert hat“. Ihm 
zufolge nehmen große US-Unternehmen nach wie vor führende internationale 
Positionen ein, gleichwohl sei die Wirtschaft insgesamt in eine wesentlich langsamere 
Wachstumsphase eingetreten (Gordon 2016: 4ff., 574ff.). 

Ungeachtet der relativ schwachen Investitionsneigung seit der Krise hat die 
Verschuldung von Unternehmen erheblich zugenommen. Nichtfinanzielle Un- 
ternehmen nahmen in den Jahren davor in wachsendem Ausmaß Kredite auf, 
und diese erreichten 2008 einen Rekordwert von 45 Prozent des BIP. Die Krise 
selbst führte zu einem bedeutenden Rückgang, aber seit 2011 ist die Verschuldung 
wieder stark angewachsen und liegt seit 2016 wiederum bei 45 Prozent des BIP 
(Federal Reserve Board 2017: Table 3D, Serie LA104104005). 

Der Anstieg der Verschuldung geht darauf zurück, dass die Unternehmen 
trotz absolut hoher Profite und schwacher Investitionen Geldmittel in Anspruch 
nahmen, um ihren Anteilseignern Auszahlungen in nie zuvor gekannter Höhe zu 
leisten. Die ausgezahlten Dividenden haben stetigzugenommen, und zwar von 1,5 
Prozent des BIP im Jahr 1980 auf 3,5 Prozent im Zugdes jüngsten Aufschwungs. 
Der Grund dafür liegt zum einen im wachsenden Einfluss institutioneller Inves- 
toren, zum anderen in den Interessen von Angehörigen des Managements, die 
im Rahmen ihrer Vergütung selbst größere Aktienpakete ihrer Firmen erworben 
haben. Dazu kommt eine bedeutsame rechtliche Änderung von 1980, die es den 
Unternehmen erlaubt, ihre eigenen Aktien zurückzukaufen - bis dahin galt diese 
Praxis als illegale Preismanipulation (zu den Details der Neuregelungen Lazonick 
2015). Dies hat es den Unternehmen ermöglicht, ihren Anteilseigner auch über 
die Rückkäufe steigende Auszahlungen zukommen zu lassen, die einer geringeren 
Besteuerung unterliegen als reguläre Dividendenzahlungen. Gleichzeitigwurden 
so die Kurse der aufdem Markt verbliebenen Aktien hochgetrieben. In den letzten 
Jahren sind die Aktienrückkäufe auf eine Höhe von rund drei Prozent des BIP 
angestiegen, ihr Anteil entspricht somit demjenigen der Dividendenzahlungen. 
Aufdiese Art wurden insgesamt rund sechs Prozent des BIP an die Aktienbesit- 
zerInnen verteilt. Zum Vergleich: Das entspricht etwa zwei Drittel der Ausgaben, 
die Unternehmen für Anlageninvestitionen aufgebracht haben. 

Zusammen mit der höchst expansiven Politik der Fed hat die Politik der 
Aktienrückkäufe dazu geführt, dass die Aktienkurse stetig gestiegen sind. Sie 
waren zwar im Lauf der Rezession von 2007/2009 gefallen, aber das Shiller- 
Kurs-Gewinn-Verhältnis (Shiller--KGV) pendelte sich 2010 wieder auf das durch- 
schnittliche Langzeit-Niveau von 20 ein. Die Kurse stiegen danach wieder an 
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Abb. 4: Dividenden und Aktienrückkäufe nichtfinanzieller US-Unternehmen in Pro- 
zent des BIP 
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Quelle: Federal Reserve (2017), Table F 103. Die Angaben für 2017 beziehen sich auf die ersten 
drei Quartale. Grau markierte Bereiche: nach Angaben des National Bureau of Economic Research 
Phasen der Rezession. 


und diese Entwicklung wurde durch Trumps Wahlsieg sowie die erwarteten 
Steuersenkungen weiter beflügelt. Im Dezember 2017 lag der Shiller-KGV bei 
32,4, was einer Zunahme von 64 Prozent seit 2010 und von 16,4 Prozent seit 
Trumps Wahlerfolg entspricht.” Mehrere Kommentatoren haben bereits davor 
gewarnt, dass die US-Aktien erheblich überbewertet seien und insofern das Risiko 
einer „Anpassung“ bestünde (vgl. Financial Times, 16.8.2017). 

Unternehmen, für die relativ hohe Steuersätze gelten, und die Einkünfte 
überwiegend in den USA erzielen, werden die hauptsächlichen Nutznießer der 
Steuerreform vom Dezember 2017 sein: vor allem Ölfirmen, Eisenbahnunterneh- 
men, Fluglinien und Banken (Financial Times, 18.12.2017a). Delta Airlines hat 
bereits angekündigt, die Dividendenzahlungen auf 18 bis 19 Prozent zu erhöhen. 
Berkshire Hathaway, der vorwiegend in den USA investierende Investmentfonds 
von Warren Buffett, rechnet mit einem Gewinn von 2,6 Milliarden US-Dollar, 
was einer Steigerung um 15 Prozent entspricht. AT&T, Boeing und Comcast 
gehören zu den Unternehmen, die Pläne zur Steigerung ihrer Investitionen oder 
der Löhne bekannt gegeben haben, während Boeing und Pfizer einen Teil ihrer 
unerwarteten Gewinne dazu verwenden wollen, weitere Aktien zurückzukaufen 


(Financial Times, 22.12.2017). 


Bankengröße und Bankenregulierung 


Seit den 1990er Jahren haben einige wenige große Banken ihre dominante Posi- 
tion in den USA stetig ausgebaut - eine Entwicklung, die vor allem auch durch 


7  Shiller price-earnings ratio unter www.econ.yale.edu/»shiller/data/ie_data.xls. 
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die Entscheidung der Clinton-Regierung befördert wurde, das aus der Zeit der 
großen Depression stammende Gesetz zur Trennung von Investment- und Ge- 
schäftsbanken aufzuheben, was riesige sogenannte Finanzholdings entstehen ließ. 
Nach einem kontinuierlichen Prozess von Fusionen und Übernahmen konnten 
die fünfgrößten Banken ihren Anteil am gesamten Bankkapital von 17 Prozent 
Anfangder 1990er Jahre auf 52 Prozent 2009 vergrößern (Federal Reserve Bank 
of New York 2017: 35). Es waren diese großen Banken, die einen entscheiden- 
den Anteil an der Entstehung der Krise hatten, da sie eine zentrale Rolle dabei 
spielten, unsichere Hypotheken in Paketen von höchst komplexen Wertpapieren 
zu bündeln. Deren Kollaps war ein maßgeblicher Auslöser der Krise. Bis 2017 
mussten die Banken insgesamt 150,1 Milliarden US-Dollar Strafzahlungen für 
ihre Beteiligungan diesen dubiosen Finanzierungsgeschäften leisten, wobeiallein 
auf die Bank of America 56 Milliarden US-Dollar entfielen, auf J.P. Morgan 27 
Milliarden US-Dollar (Financial Times, 7.8.2017). Allerdings musste, wie Jesse 
Eisinger in einer akribischen Rekonstruktion der durch das Justizministerium 
eingeleiteten Anklagen herausfand, kein einziger führender Banker auch nur 
einen Tag hinter Gitter (Eisinger 2017). 

Seit der Krise wurden die US-Banken mit zwei wesentlichen regulatorischen 
Änderungen konfrontiert: dem Dodd-Frank Wall Street and Consumer Protection 
Act von 2010 und dem internationalen Basel-III-Abkommen von 2010/2011. 
Der Dodd-Frank Act ist außerordentlich umfangreich und unübersichtlich. Er 
legt allerdings lediglich die Prinzipien fest, die erst in konkrete Regeln für die 
Arbeit der Aufsichtsbehörden übersetzt werden müssen, und die Banken übten 
massiven Druck aus, um hierbei Ausnahmen zu verankern. Eine der wichtigsten 
Innovationen des Gesetzes war die Einrichtung des Financial Stability Oversight 
Council, dessen Vorsitz beim Finanzministerium liegt. Dieser Rat soll den Aufbau 
von übermäßigen Risiken im US-Finanzsystem beobachten und identifizieren. 
Außerdem wurden die Banken verpflichtet, eine Trennung ihrer Bankgeschäfte 
vorzunehmen, also das riskantere Investment-Handelsgeschäft vom Einlagen- 
Kreditgeschäft zu isolieren (ring fencing), sodass Investment-Verluste das Kredit- 
geschäft nicht in Mitleidenschaft ziehen würden. Der frühere Fed-Vorsitzende 
Paul Volcker forderte sogar, die frühere klare institutionelle Trennung beider 
Geschäftsfelder grundsätzlich wieder einzuführen. In der Praxis wurden diese 
Vorschläge weitgehend verwässert, da die Banken die Behörden erfolgreich davon 
überzeugen konnten, ein gewisses Ausmaß an Investment-Handel sei unerlässlich 
dafür, dass sie ihre Kundschaft mit Krediten versorgen könnten.* 


8 ImJahr 2014 gelanges den Banken durch regen Lobbyismus, die Frist, zu der die Gench- 
migung für Geschäfte mit Private Equity- und Hedge-Fonds auslaufen sollten, auf 2017 
hinauszuschieben (Foroohar 2016: 288ff.). 
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Die internationalen Standards für das erforderliche Eigenkapital von Banken 
wurden erstmalig 1988 durch den Basler Ausschuss für Bankenaufsicht aufgestellt 
und 2004 modifiziert (Basel II). Diese Vorschriften galten gerade seit Anfang 
2007 und wurden nach dem Ausbruch der Krise 2010 abermals überarbeitet. 
Mit dem aktuellen - als Basel III bekannten - Abkommen wurden höhere An- 
forderungen an das Eigenkapital und strengere Regeln für die Definition von 
Eigenkapital eingeführt.’ Umstritten bleibt dabei, dass die großen Banken, wie 
bereits zu Zeiten von Basel II, nach wie vor den Anteil des risikogewichteten 
Eigenkapitals aufgrund ihrer eigenen Computermodelle berechnen. Nach den 
neuen Regeln müssen die größten „systemrelevanten weltweit tätigen Banken“ 
(global systemically important banks - G-SIBs) zusätzliche Reserven in Höhe von 
ein bis 3,5 Prozent des Eigenkapitals vorhalten, was von Januar 2014 bis Januar 
2018 stufenweise zu erfüllen ist.’ Neben den Anforderungen an die Höhe des 
Eigenkapitals hat das neue Basel-Abkommen Regeln für /iquidity coverage ratios 
festgelegt (erstklassige liquide Vermögenswerte müssen die Netto-Abflüsse für 
30 Tage abdecken), wobei die US-Behörden im Vergleich zu den internationalen 
Standards strengere Vorgaben gemacht haben. Ähnlich wie der Dodd-Frank Act 
wurde das Basler Abkommen wegen seiner Unübersichtlichkeit kritisiert. Auch 
gelten vielen Beobachtern die Anforderungen an das Eigenkapital, selbst wenn 
sie leicht erhöht wurden, immer noch als sehr niedrig.'! Überraschenderweise 
wird in einer neuen Studie der Fed ein ähnlicher Schluss gezogen: Wenn es die 
Absicht der Aufschläge sein sollte, das Überleben der G-SIBs in schweren Krisen 
ohne außergewöhnliche staatliche Hilfe zu sichern, dann seien die Aufschläge 
eindeutig zu niedrig (Passmore/von Hafften 2017). 

Wenngleich sich Trump während seiner Wahlkampagne in scharfen Atta- 
cken gegen die Banken gefiel, hatte seine Regierung nach ihrem Antritt nichts 
Eiligeres zu tun, als die Bestimmungen des Dodd-Frank Acts aufzuweichen. Im 
Juni 2017 veröffentlichte der Finanzminister erste Vorschläge, um die Regulie- 


9 Diesogenannte Tier 1-Kapitalanforderung für risikogewichtete Aktien wurde von bisher 
2 Prozent auf4 Prozent plus einem Kapitalpuffer von 2,5 Prozent erhöht (Federal Reserve 
Board 2014). 

10 Nach der letzten vom Financial Stability Board im November 2017 veröffentlichten Liste 
der G-SIBs muss keine Bank die Maximalanforderung von zusätzlichen 3,5 Prozent 
erfüllen, während allein JPMorgan auf zusätzliche Absicherungen von 2,5 Prozent ver- 
pflichtet wird. Für die Bank of America und für die Citigroup liegen die Anforderungen 
beizusätzlichen 2 Prozent, für Goldman Sachs und Wells Fargo bei 1,5 Prozent, für Bank 
of New York Mellon, Morgan Stanley und State Street bei einem Prozent. 

11 Siehe beispielsweise das vielfach zitierte Buch von Anat Adamati und Martin Hellwig The 
Bankers’ New Clothes. What's Wrong with Banking and What to Do about it (2014), in dem 


ein bilanzieller Eigenkapitalanteil von 20-30 Prozent für angemessen gehalten wird. 
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rung des Bankensektors zurückzufahren. Einige davon erforderten gesetzliche 
Änderungen, mehrere konnten aber auch ohne Zustimmung des Kongresses 
umgesetzt werden (US Department of the Treasury 2017). Einleitend heißt es 
zu diesem Vorschlägen: „Dodd-Frank hat eine Reihe von neuen Hindernissen 
für den Aufschwungerrichtet, indem an Geschäfts- und Genossenschaftsbanken 
zahlreiche kostspielige regulatorische Anforderungen gestellt wurden.“ Darauf 
folgen detaillierte Empfehlungen, die meist eine Abschwächung der Regulie- 
rungen bedeuten, insbesondere für kleinere Banken. Es wird argumentiert, dass 
die Schwelle, ab der Banken sich einem Stresstest unterziehen müssen, von einer 
Bilanzsumme von 10 Milliarden auf 50 Milliarden US-Dollar erhöht und mög- 
licherweise auch für diejenigen über 50 Milliarden entbehrlich werden sollte. 
Auch die 2010 eingeführte Ziguidity coverage ratio sollte nur für international 
tätige Banken gelten. Banken mit einer Bilanzsumme von weniger als 10 Milli- 
arden sollten von der Volcker-Regel des ring fence befreit werden, die Definition 
von Eigenhandelsgeschäften vereinfacht und die entsprechenden Regeln für 
Banken mit einer Bilanzsumme von mehr als 10 Milliarden nicht gelten - außer 
sie würden eine nicht näher bezeichnete Höhe überschreiten. Zudem sollte es 
den Banken ermöglicht werden, ihre Risiken leichter abzusichern, d.h. sich in 
Spekulationsgeschäften zu engagieren, die man mit dem Dodd-Frank Act gerade 
begrenzen wollte. Allgemein gingen die Vorschläge in die Richtung, compliance- 
Anforderungen wie die regelmäßige Information über eigene Aktivitäten zu 
vermindern und so die Last der regulatorischen Bürde zu erleichtern. 
Schließlich empfahl das Finanzministerium auch, das Consumer Financial 
Protection Bureau (CFPB), dem Dodd-Frank Act zufolge eine weitgehend un- 
abhängige Einrichtung, unter seine direkte Kontrolle zu stellen. Wörtlich heißt 
es: „CFPB wurde ins Leben gerufen, um eine wichtige Aufgabe zu erfüllen, doch 
haben seine mangelnde Rechenschaftpflicht und seine unangemessen breiten 
Befugnisse zu regulatorischen Missbräuchen und Exzessen geführt, die absehbar 
waren. (US Department ofthe Treasury 2017: 13) Tatsächlich hatte sich diese Or- 
ganisation gewissenhaft für die Interessen der KonsumentInnen eingesetzt und war 
dafür von den Banken wiederholt geschmäht worden, da es ihr gelang, von diesen 
Rückzahlungen in Höhe von 12 Milliarden US-Dollar sowie den Schuldenerlass 
für 20 Millionen KonsumentInnen durchzusetzen. Als der langjährige Direktor 
von CFPB im Dezember 2017 pensioniert wurde, löste dies einen Konflikt über 
die Neubesetzung des Postens aus — ob dieser, wie es den Statuten entsprach, durch 
den stellvertretenden Direktor, oder durch jemanden, der vom Finanzministerium 
entsandt wurde, besetzt werden sollte. Letztlich ernannte das Ministerium Mick 
Mulvaney, bis dahin Budgerbeauftragter unter Trump und bekannt als Kritiker 
der angeblich exzessiven Befugnisse von CFPB. Mulvaney schritt auch gleich 
an die Aufhebung einer bedeutsamen Maßnahme gegen Nationwide Biweekly 
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Administration, die wegen der Falschberatung von Hypothekeninhabern rund 8 
Millionen US-Dollar Strafzahlungen zu leisten hatte. Des Weiteren stoppte er die 
Anordnung von Bußgeldern für Finanzverbrechen und ordnete die Überprüfung 
von laufenden Ermittlungen und Anklagen an (New York Times, 29.11.2017)."? 

In den Jahren vor der Krise waren die US-Banken außergewöhnlich profitabel 
und erzielten eine Rendite von rund 14,5 Prozent, die größten Banken mehr 
als 16 Prozent. Diese ging allerdings im zweiten Halbjahr 2007 zurück und im 
letzten Quartal 2008 mussten sie erhebliche Verluste bis zu 20 Prozent ihres 
Eigenkapitals hinnehmen. Gleichwohl wiesen sie seit 2010 einen substantiellen 
Anstiegihrer Gewinne auf, wobei die Rendite wegen der höheren Anforderungen 
an ihre Reserven im Durchschnitt bei 7,5 Prozent lag, also wesentlich niedriger 
als vor der Krise. Die Renditen kleinerer Banken bewegten sich leicht darüber 
(Federal Reserve Bank of New York 2017: 12). 

Nach der Krise waren insbesondere die großen Banken bestrebt, ihre Kapital- 
bestände wieder aufzubauen und die Kredite nahmen zunächst nur geringfügig 
zu, dann aber wieder stärker ab 2012, wobei dies vor allem seitens der kleineren 
Banken geschah, während sich die Großbanken erst ab 2015 entsprechend enga- 
gierten. Seit damals stieg die Kreditvergabe um fünf Prozent pro Jahr, ungefähr 
halb so viel wie vor der Krise. Mehr als 50 Prozent davon wurden für Immobilien 
vergeben, 20 Prozent für Konsum, wodurch nicht mehr als 30 Prozent für sonstige 
Zwecke blieben (Federal Reserve Board 2017: Table L 110) Trotz der stärkeren 
Kapitalbasis hat das Office of Financial Research, das Analysen für das neugeschaf- 
fene Financial Stability Oversight Council vornimmt, Sorge darüber geäußert, 
dass die Auswirkungen einer großen Bankpleite nach wie vor erheblich wären. 
Vor allem bei den Großbanken haben die niedrigen Zinsen dazu geführt, dass 
Investoren, um höhere Renditen zu erzielen, zunehmend auf riskante Projekte 
setzen (Office of Financial Research 2016: 13). 

Die von Trumps Regierung anvisierte Absenkung der Unternehmenssteu- 
ern auf 21 Prozent wird den Banken erhebliche Gewinne bescheren. Es wird 
erwartet, dass die Aktienrendite bei Wells Fargo um 17 Prozent, bei Bank of 
America um 14 Prozent, bei JPMorgan um 12 Prozent und bei Citigroup um 
8 Prozent steigen wird (Financial Times, 22.12.2017). Gleichzeitig werden die 
Finanzinstitutionen, die bisher erhebliche Verlustvorträge von ihren Steuerver- 
pflichtungen abschreiben konnten, das Nachschen haben. Insgesamt dürfte es 
sich um Verluste von 50 Milliarden US-Dollar handeln, bei der Citigroup von 
16, bei AIG von 6,5 und bei der Bank of America von 3 Milliarden US-Dollar 
(Financial Times, 18.12.2017b). Im übrigen bleibt das spezielle Steuerprivileg 


12 Ähnlich kontrovers gestaltete sich die Diskussion über die Nachfolge von Janet Yellen 
als Vorsitzende des Federal Reserve Board seit November 2017. 
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des carried interest (in Bezug auf kapitaldisproportionale Gewinnanteile) für 
Hedge- und Equity-Fonds - von dem Trump zuvor wiederholt verkündet hatte, 
es würde beseitigt - mit lediglich kleinen Änderungen erhalten. Gary Cohen, der 
Director des National Economic Council, meint dazu: „Wir wollten carried interest 
abschaffen. Wir haben es ungefähr 25 Mal versucht. Tatsächlich ist es so, dass es 
dafür sowohl im Repräsentantenhaus wie im Senat eine große Anhängerschaft 


gibt.“ (Financial Times, 23.12.2017). 


Die anhaltende Bedeutung der Schattenbanken 


Während die Regulierung des Bankensystems bedeutende Änderungen er- 
fahren hat, ist das System der Schattenbanken nahezu unangetastet geblieben. 
Diese haben sich zwischen Mitte der 1990er Jahre und 2008 rasch verbreitet, 
erfuhren zwischen 2009 und 2012 jedoch einen Einbruch um rund 30 Prozent. 
Sie bestehen aus einer Reihe von Finanzinstitutionen, die als Kreditvermitt- 
lungen arbeiten, dabei jedoch, da sie nicht als Banken gelten, nicht an deren 
Mindestkapitalanforderungen gebunden sind.'? Die Ironie dabei ist, dass diese 
Institutionen letztlich im Besitz von Bankholdings sind.'* Solcherart hat das 
Banksystem sich angepasst und blieb ein zentraler Player bei der Kreditvergabe 
durch nichtfinanzielle Gesellschaften. Diese sind in der Lage, in Boomphasen 
günstigere Kredite zu vergeben, aber im Fall eines konjunkturellen Abschwungs 
sind sie auch wesentlich gefährdeter. 

Anders als gegenüber den offiziellen Banken ist die Fed im Fall einer Krise 
nicht verpflichtet, die Schattenbanken zu unterstützen. Weil viele von ihnen 2008 
bankrott gegangen wären, was die Rezession weiter vertieft hätte, hat die Fed 
dennoch eine Reihe von neuen Kreditfazilitäten eingesetzt, die auf verschiedenen 
Stufen des Systems der Schattenbanken greifen sollten (zu den Einzelheiten siehe 
Pozsar u.a. 2012: 22ff.). Die meisten Programme begannen 2008 und liefen bis 
2010. Nach Zahlen des Office for Financial Research stellten die Schattenbanken 
2016 bereits wieder 38 Prozent der Unternehmens- und Konsumentenkredite 
zur Verfügung, während auf die ofliziellen Banken lediglich 32 Prozent ent- 


13 Einedetaillierte Beschreibungdes US-amerikanischen Systems der Schattenbanken findet sich 
bei Pozsar u.a. (2013). Die einzelnen Phasen des Prozesses der Kreditvermittlungsind in Table 
2: 9 zusammengefasst. Das Office of Financial Research geht von einer breiteren Definition 
des Systems der Schattenbanken aus, woraus sich ergibt, dass sein Umfang 2016 leicht über 
demjenigen des ofhiziellen Banksystems lag (Office of Financial Research 2016: 29f.). 

14 Zur Zahl von Banken und Nicht-Banken-Institutionen im Besitz der zehn größten US- 
Bankholdings siehe Cetorelli/Mandel/Mollineaux (2014: 103ff). Die Bank of America 
beispielsweise war 2010 im Besitz von 117 Banken und 176 Nicht-Banken-Institutionen. 
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Abb. 5: Vermögen der US-Banken und -Schattenbanken in Prozent des BIP 
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Quelle: Federal Reserve Board (2017), Tables L110 & L121 - L130, auf der Grundlage von Poz- 
sar etal. (2010). Zahlen für 2017 bis zum 3. Quartal. Grau markierte Bereiche: nach Angaben 
des National Bureau of Economic Research Phasen der Rezession. 


fielen."® Angesichts dieser Situation ist die Fed besorgt, dass keinerlei effektive 
Maßnahmen ergriffen wurden, um das System der Schattenbanken zu regulieren. 
In der unterkühlten Sprache eines Zentralbank-Vertreters formulierte es ihr 
stellvertretender Vorsitzender Stanley Fischer in einem Vortrag beim jährlichen 
Mitglieder-Treffen des Institute of International Finance so: „Ich bin etwas be- 
unruhigt, dass wir in den Vereinigten Staaten nicht über gute Mechanismen 
verfügen, um mit dem Nicht-Banken-Sektor, dem System der Schattenbanken, 
umzugehen.“ (Wall Street Journal, 7.10.2016). 


Der Kampf gegen „unfairen“ Handelswettbewerb 


Bis zur Krise wiesen die USA ein stets wachsendes Außerhandelsdefizit auf, das 
2007 einen bis dahin noch nie erreichten Spitzenwert von 6 Prozent des BIP 
erreichte. Da die Importe zurückgingen, sank es dann in der Rezession und 
hat sich seither auf rund 2,5 Prozent eingependelt. Viele Jahre lang wurde es im 
Wesentlichen durch einen erheblichen Zustrom von ausländischem Finanzka- 
pital finanziert, vor allem in Form von Währungsteserven, die in Staatsanleihen 
investiert wurden; seit der Krise gab es vermehrt einen Übergang zu privaten 
Anleihen, die allgemein etwas höhere Erträge bringen (Bureau of Economic 
Analysis 2017: Tables 1.1, 7.1). 

Trump hatte während seiner Wahlkampagne versprochen, das zu beenden, 
was er als unfaire Handelsbeziehungen für die USA bezeichnete, und er wollte 
sich dazu verpflichten, das Defizit zu reduzieren, da er es als primäre Ursache 


15 Office ofFinancial Research (2016): Figure 21: 29. Die hier zugrunde gelegten Zahlen zum 
Umfang des Schattenbankensystems sind etwas größer als die zuvor in den Fed-Studien 
angegebenen. 


Zum US-Wirtschaftsaufschwung seit 2009 107 


für den Verlust von Arbeitsplätzen in der Industrie sah. Als Präsident bestand 
eine seiner ersten Initiativen in der Ankündigung, die USA würden das Ab- 
kommen zur transpazifischen Partnerschaft (TPP) verlassen. Dieses umfasste 
zwölf Länder rund um das Pazifikbecken, allerdings nicht China. Zuvor hatte 
die Regierung Obama in ihren letzten Tagen bei der Welthandelsorganisation 
WTO eine Untersuchung zu Stahlimporten aus China in Gang gesetzt, doch 
wurde diese unter Trump offenbar nicht weiter geführt. In seinen Augen hatte 
die W TO die USA nicht fair behandelt und sei seit dem Beitritt Chinas letztlich 
dafür verantwortlich, dass die chinesischen Stahlimporte enorm anstiegen (Fi- 
nancial Times, 7.12.2017). Im April wurde daher zu diesem Problem eine Section- 
232-Untersuchung initiiert, aber diese versandete schließlich, unter anderem 
wegen des Widerstands der Automobilindustrie und anderer Stahlimporteure. 
Letztlich kam es zu einem weiteren Anstieg der Stahlimporte, da die verarbei- 
tenden Firmen, um der eventuellen Anhebung von Zöllen zuvorzukommen, 
umfangreiche Lagerbestände anhäuften (Financial Times, 2.10.2017). 

Auch das North American Free Trade Agreement (Nafta), das seit 1994 zwi- 
schen den USA, Kanada und Mexiko abgeschlossen wurde, war wiederholt das 
Ziel Trump’scher Attacken, da er das erhebliche Defizit der Außenhandelsbilanz 
mit Mexiko ebenfalls als ursächlich für den Rückgang von Arbeitsplätzen in 
der Industrie ansah. Als das Handelsministerium sich im September darauf 
vorbereitete, die Bestimmungen von Nafta neu zu verhandeln, veröffentlichte es 
eine Studie, der zufolge seit 1995 ein immer geringerer Teil der Komponenten 
und Rohmaterialien, die im Rahmen von Nafta gehandelt wurden, in den USA 
hergestellt waren (Flatness/Rasmussen 2017). Ein zentrales Ziel der Verhand- 
lungen liegt darin, Mexikos jährlichen Handelsüberschuss von 65 Milliarden 
US-Dollar zu reduzieren. Ebenso soll ein Abkommen mit Südkorea aus dem 
Jahr 2012 - wobei diesem Land gegenüber ein ähnlich hohes Defizit besteht - 
neu geregelt werden. Allerdings steht jeder Versuch, die Importe zu reduzieren, 
vor dem Problem, dass an die 50 Prozent des US-Handels auf Materialien und 
Halbfertigprodukten beruhen, die Teil globaler Wertschöpfungsketten von US- 
Unternehmen sind (Financial Times, 2.10.2017). 


Steigende Beschäftigung, aber niedriges Lohnwachstum 


Seit dem Beginn des aktuellen wirtschaftlichen Aufschwungs ist die oflizielle 
Arbeitslosenquote stark gefallen: für Männer von 10 Prozent 2010 auf4 Prozent 
2017, für Frauen, die weniger stark durch die Entlassungswellen in der Industrie 
während der Rezession betroffen waren, von 8 auf 4 Prozent. Dennoch ist die 
tatsächliche Beschäftigungssituation weniger rosig, als diese Daten es nahelegen. 
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Die Zahl der Arbeitslosen plus derjenigen, die als Teilzeit Arbeitende unfreiwillig 
unterbeschäftigt sind (weil sie eigentlich Vollzeit arbeiten wollen) ist zwar seit 
dem Spitzenwert von 17 Prozent 2010 ebenfalls gesunken, beträgt aber 2017 
immer noch mehr als 8 Prozent. Außerdem sind mehrere Millionen Arbeitskräfte 
aus den offiziellen Statistiken herausgefallen, vermutlich deshalb, weil sie zwar 
arbeitslos sind, aber keinerlei Ansprüche an Sozialleistungen und daher auch 
keinen Anreiz haben, sich registrieren zu lassen (Bureau of Labor Statistics 2017: 
Series LNS14000025, LNS 14000026, LNS 11300000). 


Abb. 6: Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung in den USA in Prozent der Erwerbs- 


personen 
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Quelle: Bureau of Labor Statistics (2017): Series LNS14000000, LNS13327709. Grau markier- 
te Bereiche: nach Angaben des National Bureau of Economic Research Phasen der Rezession. 


Im Jahr 2017 lag die gesamte Beschäftigung um 6 Prozent über dem vorherigen 
Höchststand von 2008. Sie stieg vor allem in den Bereichen Gesundheit und 
Erziehung (+19%), Freizeit und Gaststättengewerbe (+17%) sowie Unternehmens- 
dienstleistungen (415%). In der Industrie hat es seit 2010 einen anhaltenden, aber 
schwachen Zuwachs gegeben, doch die Zahl der Beschäftigten war immer noch 
um 17 Prozent niedriger als 2008 (und um 28% niedriger als 2000). Ungeachtet 
des niedrigen Beschäftigungsniveaus hat sich ihre Produktion wieder auf dem 
Stand von 2008 eingespielt, was zum Teilaufdie Rückverlagerungeiner Reihe von 
Industrie-Arbeitsplätzen aus China zurückgeht. Eine einschlägige Studie spricht 
davon, das reshoring von Jobs aus China und aus anderen Ländern habe zu einem 
Anstieg der Industrie-Arbeitsplätze von 400.000 und von 1,2 Millionen davon 
abhängigen Arbeitsplätzen geführt. Für Produkte, die in den USA konsumiert 
werden, sind die Kosten für Transport, Lagerhaltung usw. nämlich häufig nied- 
riger, wenn diese auch hier produziert werden (Boston Consulting Group 2017). 

Auch wenn die Beschäftigung zugenommen hat, wird gleichzeitig eine „Aus- 
höhlung“ der bisherigen Arbeitsplätze für mittlere Einkommen diagnostiziert. 
Es hat sowohl einen Zuwachs an Niedriglohn-Jobs wie auch an Arbeitsplätzen 
mit hohen Qualifikationsanforderungen gegeben, aber es ist zu einem fühlbaren 
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Rückgang von sicheren Arbeitsplätzen im Mittelfeld gekommen, die in den Jahr- 
zehnten nach dem Zweiten Weltkriegvielen Angehörigen der US-amerikanischen 
Arbeiterklasse einen bis dahin einzigartigen Lebensstandard beschert hatten 
(PEW Research Centre 2016). Viele dieser Arbeitsplätze wurden automatisiert 
oder in Niedriglohnländer verlagert (selbst wenn einige davon mittlerweile wie- 
dergekehrt sind) (Economic Policy Institute 2017). In der Tat beruhte Trumps 
Attraktivität für weiße Angehörige der Arbeiterklasse zu einem großen Teil 
darin, dass er immer wieder die Verluste von Arbeitsplätzen wegen des „unfairen“ 
ausländischen Wettbewerbs anprangerte. 

Diejenigen, die Arbeit haben, mussten oftmals eine entscheidende Verschlech- 
terungihrer Arbeitsbedingungen hinnehmen. Nach einer Studie der University 
of California sind mehr als ein Drittel der Familien von IndustriearbeiterInnen 
aufein oder mehrere öffentliche Untertützungsprogramme angewiesen, bei Leih- 
arbeitskräften sind es sogar die Hälfte (Jacobs u.a. 2016: 3). 

Dabei stehen viele Arbeitskräfte in den USA einer deprimierenden Situation 
gegenüber, die in mehreren nüchternen Studien erfasst wurde. Nach einer Un- 
tersuchung von Anne Case und Angus Deaton ist die Todesrate weißer Arbei- 
terinnen und Arbeiter, die nicht zu den Älteren gehören, und auf Alkohol- oder 
Drogenmissbrauch zurückgeht, stark angestiegen (Case/Deaton 2015). Insbeson- 
dere der Missbrauch von Opiaten vor allem in Kreisen der Arbeiterschaft ist zu 
einem derart drängenden Problem geworden, dass Präsident Trump im Oktober 
2017 den nationalen Notstand ausrief und verkündete, es handele sich um die 
schlimmste Drogenkrise in der amerikanischen Geschichte.‘ Die verheerenden 
Bedingungen, mit denen manche männliche Arbeitskräfte konfrontiert sind, 
wurden in einer anderen Studie so zusammen gefasst: „Negative Schocks für die 
lokalen Beschäftigungschancen erwachsen aus der internationalen Konkurrenz 
aus China bei Industriegütern und führen zu sinkenden Beschäftigungs- und 
Einkommensanteilen von Arbeitern; zu einem Anstieg der Todesraten von 
Männern als Folge von Alkohol- und Drogenmissbrauch; einem Rückgang der 
Verfügbarkeit von Männern im Heiratsalter auf den betroffenen Arbeitsmärkten; 
einem Rückgangder Zahl der jungen Männer, die heiraten; einem Rückgang der 
Fruchtbarkeit, der begleitet wird von einem schwachen Anstieg der Geburten 
von Teenagermüttern oder ledigen Müttern; und schließlich einem sprunghaften 
Anstieg der Zahl der Kinder, die in armen Haushalten oder bei Alleinerzerzie- 
henden aufwachsen.“ (Autor/Corn/Hanson 2017: 36f.) 


16 Financial Times, 5.9.2017. In dem Bericht wird auch darauf hingewiesen, dass es Alan 
Krueger von der Princeton University zufolge von 1999 bis 2015 eine steigende Zahl der 
Verschreibung von Opiaten gab, die für ein Fünftel des Rückgangs der Beteiligung von 
Männern an der Zahl der Erwerbstätigen verantwortlich sein soll. 
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Abb. 7: Median der wöchentlichen Realverdienste in den USA in US-Dollar 
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Quelle: Bureau of Labor Statistics (2017), Series LEU0252881600, LEU0252881600 & 
LEU0252882800 (2017), Index 2017=100. Gleitender Mittelwert von vier Quartalen. Grau mar- 
kierte Bereiche: nach Angaben des National Bureau of Economic Research Phasen der Rezession. 


Seit 2015 sind die Reallöhne gestiegen, aber für viele Beschäftigte nur in be- 
scheidenem Ausmaß. Im Jahr 2017 wurden bei den Männern gerade einmal 
die unmittelbaren Rückgänge in Folge der Krise aufgeholt und das Niveau 
lag kaum über demjenigen der 1980er Jahre. Für Frauen sah die Lage etwas 
besser aus: Im Jahr 2017 waren die Reallöhne rund drei Prozent höher als bei 
ihrem Höchststand 2000 und rund 30 Prozent höher als das Niveau der frühen 
1980er Jahre. Nach einer detaillierten Analyse, die bis 2016 geht, haben sich 
die Verdienste der unteren Einkommensgruppen ähnlich wie diejenigen der 
mittleren entwickelt, aber die höheren haben schr viel stärker zugenommen 
(Economic Policy Institute 2016). Beiden Männern haben die Reallöhne des 90. 
Perzentils seit 2000 um 12 Prozent zugenommen, diejenigen des 95. Perzentils 
aber um 30 Prozent; bei den Frauen sind die Reallöhne des 90. Perzentils seit 
2000 um 16 Prozent gestiegen, diejenigen des 95. Perzentils blieben jedoch ver- 
gleichsweise zurück und stiegen nur um 23 Prozent. Beim 95. Perzentil lagen die 
Stundenverdienste der Männer bei 70 US-Dollar, der Frauen bei 50 US-Dollar, 
weisen also einen Unterschied von 29 Prozent auf. Der gender pay gap nahm 
zunächst ab, seit 2007 hat er aber wieder zugenommen. Bei denjenigen an der 
Spitze der Einkommenspyramide - vermutlich größtenteils Männer - haben 
die Verdienste allerdings schr viel stärker zugelegt. Nach den neuesten Daten 
der von Piketty u.a. veröffentlichten World Wealth & Income Database betrug 
der Einkommensanteil des obersten einen Prozents der US-Einkommen im 
Jahr 1980 10 Prozent und ist seither stetig angestiegen: auf 18 Prozent 2000, 
und schließlich auf 20 Prozent 2014 (siehe dazu WID-World 0.].). Eine neuere 
Studie zeigt, dass die Zahl der Milliardäre in den USA allein von 538 im Jahr 
2015 auf 563 im Jahr 2016 zugenommen hat, und dass die Gesamtsumme ihres 
Reichtums von 2,2 Billionen US-Dollar auf 2,4 Billionen anwuchs (UBS/ 
PwC 2017: 12). 
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Das neue Steuerpaket von 2017 wird für die meisten - wenn auch nicht für alle 
- Einkommenssteuerpflichtigen im ersten Jahr geringere Steuern zur Folge habe, 
aber die längerfristigen Wirkungen werden vor allem denjenigen mit Spitzenein- 
kommen zugute kommen. Nach Schätzungen des (dem Mainstream zugehörigen) 
Urban Brooking Tax Policy Centre werden 2018 diejenigen im untersten Quintil 
mit einem Durchschnittseinkommen von unter 25.000 US-Dollar um 60 US- 
Dollar bzw. um 0,4 Prozent weniger zu zahlen haben; diejenigen im mittleren 
Quintil mit Einkommen zwischen 49.000 und 86.000 US-Dollar werden eine 
Steuerersparnis von rund 900 US-Dollar bzw. 1,6 Prozent haben, diejenigen 
vom 95. bis zum 99. Perzentil mit Einkommen zwischen 308.000 und 733.000 
US-Dollar aber die allergrößte Steuerersparnis von 13.500 US-Dollar bzw. 4,1 
Prozent. Diejenigen im obersten einen Prozent mit Einkommen über 733.000 
US-Dollar werden 51.000 US-Dollar bzw. 3,4 Prozent weniger Steuern zu bezah- 
len haben. Insgesamt werden 65 Prozent der Steuererleichterungen den obersten 
20 Prozent der Steuerzahler zugute kommen, und 20 Prozent dem obersten 
einen Prozent. Das Ausmaß der Steuerersparnisse wird in den folgenden Jahren 
leicht absinken, und 2025 werden sie automatisch auslaufen. Für die allermeisten 
Steuerzahlenden werden die Unterschiede zur jetzigen Situation geringfügig 
bleiben, aber für das oberste eine Prozent wird es eine weitere Reduzierung um 


rund 21.000 US-Dollar geben (Tax Policy Centre 2017). 


Tabelle 1: Verteilungswirkungen der Änderungen der Bundessteuern im Jahr 2018 


Average federal 


Percent change Share of total Average federal 
Expanded cash = 
Bi er in after-tax federal tax change tax change 
income percentile neomee (dollars) Change Under the proposal 

(% points) 

Lowest quintile 0.4 1.0 -60 -0.4 3.7 
Second quintile 1.2 5.2 -380 -1.1 7.6 
Middle quintile 1.6 11.2 -930 -1.4 12.4 
Fourth quintile 19 18.4 -1,810 -1.6 15.8 
Top quintile 2.9 65.3 -7,640 -2.2 23.3 
All 2.2 100.0 -1,610 -1.8 18.1 
Addendum 
80-90 2.0 13.1 -2,970 -1.6 18.5 
90-95 2.2 9.6 -4,550 -1.8 20.2 
95-99 4.1 22.1 -13,480 -3.1 22.2 
Top 1 percent 3.4 20.5 -51,140 -2.3 30.3 
Top 0.1 percent 2.7 79 -193,380 -1.8 31.6 


Quelle: Tax Policy Centre (2017): Table 1. 


Fazit 


Das Wachstum der US-Ökonomie seit der Krise von 2007/2009 war ungewöhn- 
lich niedrig. Der Aufschwung hält nun seit neun Jahren an, doch weisen die sin- 
kenden Werte für Rendite und Investitionen darauf hin, dass er demnächst zum 
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Erliegen kommen könnte. Trotz absolut hoher Einkünfte ist die Verschuldungvon 
Unternehmen aufein anhaltend hohes Niveau angestiegen, was vor allem auf die 
ungewöhnlich hohen Dividendenzahlungen zurückgeht. Der Banksektor sah sich 
gezwungen, seine Eigenkapitalreserven zu erhöhen, dennoch bleiben diese niedrig, 
und die neuen, nach der Krise eingeführten Regulierungen sind außerordentlich 
komplex. Die Trump-Regierung plant, vor allem für kleinere Banken Lockerungen 
einzuführen, doch bleiben diese weiterhin sehr unübersichtlich. Das System der 
Schattenbanken, das nach der Krise eine erhebliche Einschränkung erfahren hat, 
hat angefangen sich wieder massiv auszudehnen, und es hat keinerlei Versuche 
gegeben, es stärker zu kontrollieren, so dass es weiterhin einen großen Risikofaktor 
darstellt. Die Arbeitslosigkeit ist seit der Rezession zwar zurückgegangen, aber 
der Anstieg der Löhne und Gehälter ist für alle - außer für die Topverdiener — 
überraschend mäßig geblieben. Während die Haushalte ihre Verschuldung über 
Hypotheken verringert haben, sind Konsumentenkredite angestiegen. 

Gleich nachdem seinem Regierungsantritt hat Trump damit begonnen, eine 
Reihe von Regulierungen zu beseitigen, die bis dahin ungezügelte Praktiken von 
Unternehmen einschränken und die Interessen der KonsumentInnen schützen 
sollten. Die erste Initiative, den Affordable Care Act abzuschaffen, scheiterte an 
mangelnder Zustimmungim Kongress, aber eine darauffolgende Verordnungund 
Bestimmungen des Gesetzes zur Steuerreform zielen darauf ab, die allgemeine 
Versicherungspflicht aufzuheben und so die Gesundheitsreform von Obama zu 
unterminieren. 

Viele BeobachterInnen haben sich immer wieder gefragt, ob Trumps Politik 
irgendeiner schlüssigen Strategie folgt. Die Ende 2017 beschlossenen umfassenden 
Steueränderungen begünstigen einerseits die Branchen, deren Geschäfte sich vor 
allem innerhalb der USA abspielen, und andererseits diejenigen Personen, die zu 
den 20 Prozent Wohlhabendsten der Gesellschaft gehören und 60 Prozent dieser 
Vergünstigungen einstreichen werden. Am Ende des ersten Regierungsjahres 
ist somit festzuhalten, dass es nach wie vor keinerlei kohärenten Plan gibt, die 
Wirtschaft zu revitalisieren, Trump aber seine Macht als Präsident dazu genutzt 
hat, die staatlichen Ressourcen der USA auf einzigartige Weise zugunsten der 
Reichsten des Landes auszuplündern. 


Aus dem Englischen übersetzt von Dorothea Schmidt 
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Polens illiberale Revolution 


I. Einleitung: Polen und das populistische Phänomen 


Mit den Parlamentswahlen vom Herbst 2015 ist Polen in die Welle des postkom- 
munistischen Populismus eingetaucht, welche die Euphorie westlicher Beobachter 
über die demokratischen Revolutionen von 1989 unter sich begraben hat. Die 
Osterweiterungder Europäischen Union (EU) seit 2004, Polens „Rückkehr nach 
Europa“ galt als Siegeszug des liberalen Nationalismus eines Adam Michnik, Mi- 
lan Kundera und Väclav Havel, der nationale Zugehörigkeit in eine gemeinsame 
europäische Identität überführt. Zugleich sollte die erfolgreiche Transformation 
der Region einen klaren Kontrast zu den nationalistischen Exzessen im frühe- 
ren Jugoslawien und einem autokratisch restaurierten Russland bilden. Fünf 
Jahre nach Beginn des „Übergangs zur Demokratie“ galten die meisten neuen 
Demokratien in Mittel- und Osteuropas in dem Sinn als konsolidiert, als über 
die Regeln des Regierens kein ernsthafter Dissens mehr bestand. AufGrundlage 
umfangreicher Datensätze bescheinigte die deutsche Systemwechselforschung 
den Ländern der Region, demokratische Normen verfassungsförmig, instituti- 
onell und verhaltenspraktisch fest verankert zu haben (Merkel 2008). 

Wenige Jahre später hat sich das Blatt gewendet. Die Wahlerfolge der popu- 
listischen Partei Syzer unter Robert Fico in der Slowakei, Victor Orbans radikale 
Ausfälle, das autoritäre Gebaren des tschechischen Präsidenten Milos Zeman und 
das Comeback der polnischen national-konservativen Partei Recht und Gerechtig- 
keit (PiS) unter Führung von Jaroslaw Kaczynski haben sich zum Eindruck einer 
illiberalen Konterrevolution verdichtet, die hinter der Fassade der Demokratie 
einen neuen Autoritarismus etabliert (Rupnik 2017). Die 1991 im gemeinsamen 
Interesse an Freihandel, NATO und EU-Beitritt gegründete Visegrad-Gruppe 
dieser vier Länder ist dabei, sich als interne Opposition zu einer auf stärkere In- 
tegration drängenden EU zu rekonstituieren. So profiliert sich das wiederbelebte 
Bündnis, in dem Polen eine Führungsrolle beansprucht, zunächst negativ: in 
der Behauptung nationaler Souveränität gegenüber Brüsseler Direktiven, in ers- 
ter Linie in der gemeinsamen Ablehnung einer europäischen Migrationspolitik 


(Jarczyk u.a. 2016). 
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Die Rhetorik des postkommunistischen Populismus ist vertraut. An oberster 
Stelle steht die Verteidigung des eigenen Volkes gegen die Herrschaft interna- 
tionaler Banken und westlicher Medienkonzerne, gegen korrupte Eliten, die 
Subversion durch ausländisch finanzierte NGOs und Stiftungen, gegen einen 
postmodernen Relativismus und nicht zuletzt gegen die deutsche Hegemonie in 
der EU. Ein starker, personalisierter Staat soll sichere Grenzen, Recht, Ordnung 
und materiale Gerechtigkeit garantieren. 

Die politische Einordnung dieser Diskurse ist gleichwohl kontrovers. Ein 
überdehnter Begriff des Populismus (vgl. die Kritik von Laclau 2005) oder die 
Übertragung der traditionellen Rechtsradikalismusforschung auf das populisti- 
sche Phänomen hilft kaum weiter. Wie Ralf Dahrendorf (2003) am Beginn der 
populistischen Welle formulierte, ist des einen Populismus des anderen Demo- 
kratie, und umgekehrt. Phillipe Schmitters (2006) Bilanz der regressiven und 
progressiven Seiten populistischer Bewegungen gestand diesen selbst in liberalen 
Demokratien eine legitime Rolle zu, nämlich marginalisierte Bevölkerungen 
zu mobilisieren, unterdrückte Interessen zu artikulieren und vermachtete Par- 
teiensysteme von außen aufzubrechen - ohne allerdings langfristig tragfähige 
Alternativen aufzubauen. 

Diese Mehrdeutigkeit gilt nicht weniger für die in Mittel- und Osteuropa 
anzutreffenden Strömungen, die sich über ein breites Spektrum von linken und 
zentristischen hin zu rechten und rechtsradikalen Parteien und Bewegungen 
erstrecken (Stanley 2017). Ihr gemeinsamer Nenner wird üblicherweise in den 
Enttäuschungen über den opferreichen Wegder nachkommunistischen Reformen 
gesucht, für welche die liberalen Eliten zur Rechenschaft zu ziehen seien. Linker 
Populismus hatte wenig Chancen, nachdem die „Marktrevolutionen“ in den 
1990er Jahren irreversible Tatsachen geschaffen hatten. Rechter Populismus, der 
seit dem zweiten Jahrzehnt der Transformation Erfolge verbucht, greift das Miss- 
trauen gegenüber den neu geschaffenen Parteien und Institutionen, die Aversion 
gegenüber korrupten Eliten und neuen Reichen auf, um sich zum Anwalt des 
authentischen Volks zu stilisieren. Resonanz findet er bei einem populistischen 
Publikum, vermeintlich schlechten Verlierern, die ihr Ressentiment nach außen 
und nach unten richten. 

Diagnosen dieser Art erklären die Erfolge des Populismus aus dem Geschick 
populistischer Führer, Frustrationen aufzufangen, und aus der Unfähigkeit ihrer 
Wählern, ein positives Verhältnis zu den Chancen und Risiken desliberalen Ka- 
pitalismus einzunehmen, nicht aber aus den Realitäten des postkommunistischen 
Kapitalismus selbst, an denen sich das populistische Phänomen entzündet. Ein 
solcher Ansatz ist in zweifacher Hinsicht problematisch. Er operiert mit einem 
moralisierenden Vorurteil gegen die „schlechten Verlierer“ des neu eingeführten 
Kapitalismus, als wäre dieser ein Spiel, das Gewinne oder Verluste nach dem 
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Einsatz verteilt. Und er identifiziert populistische Führern mit ihren Wählern, 
ohne die Repräsentationslücken der postkommunistischen Politik zu analysieren. 

Die jüngsten Erfolge populistischer Parteien, allen voran der polnischen PiS, 
können daher nicht aus dem populistischen Phänomen selbst erklärt werden, aus 
seinen Erscheinungsformen, Ideologien und Machtstrategien. Gerade weiler eine 
„dünne“, intellektuell anspruchslose Veranstaltung ist (Caas Mudde; vgl. Tobias 
Boos in diesem Heft) und auf der Klaviatur von Ressentiments und Affekten 
spielt, ist seine Wirkung nur aus seinen politischen, kulturellen, ökonomischen 
und sozialen Kontexten heraus zu verstehen. Sein Erfolg sagt ebenso viel über die 
Fehlschläge der rivalisierenden Eliten, der konkurrierenden Parteien und deren 
Programme aus wie über ihn selbst. Nicht zuletzt, was im aktualistischen Blick auf 
die Gegenwart übersehen wird, war der mittel- und osteuropäische Populismus 
von vornherein in der „Kapitalistischen Revolution“ (Laszlo Csaba) der Region 
angelegt, musste also keineswegs auf die europäische Flüchtlingskrise oder die 
globale populistische Welle warten, die den illusorischen Sieg der liberalen De- 
mokratie nach 1989 abgelöst hat. 

In den politischen Wechselfällen Polens artikulieren sich wie in keinem ande- 
ren postkommunistischen Land die Widersprüche, die Ambivalenzen und auch 
das Abdriften des Populismus, von dem Solidarnosz, die antikommunistische 
Massenbewegung der späten 1980er Jahre getragen war, in ein offen illiberales 
Regime. Zugleich zeigen sich darin allerdings auch die Defekte der einst eupho- 
tisch begrüßten Reformstrategie der ersten nachkommunistischen Regierung 
und die Schwäche politischer Alternativen. Die westlichen Regierungen hatten 
die Solidarnosz-Bewegung seit ihrer Entstehung emphatisch begleitet und die 
polnische Abkehr vom Kommunismus mit einem singulären Schuldenerlass 
von (in heutiger Währung) rund 25 Milliarden Euro prämiert. Privatisierungen, 
Marktreformen und durch Wahlen herbeigeführte Regierungswechsel galten 
in der Transformationsforschung als Indikatoren der erfolgreichsten Reform- 
geschichte der Region. An den internen Machtkämpfen und dem Zerfall der 
Solidarnosz, an den sozialen Verwerfungen und der neuen, aus den korrupten 
Privatisierungen der Wendezeit erwachsenden Klassenstruktur, war man weniger 
interessiert - mitanderen Worten: an der Konstellation, dieden Nährboden des 
illiberalen Rückschlags nach der Jahrtausendwende bildete. 

Aus genau dieser Ignoranz resultiert die hilflose Absicht, Warschau durch 
Stimmentzug in den europäischen Institutionen und die Kürzung von Struk- 
turhilfen sanktionieren zu wollen. Nachdem die EU durch eine inkompetente 
Krisenpolitik bereits eine Bruchlinie zwischen ihren „Südländern“ und dem 
„Norden“ gezogen hat, ist sie dabei, eine Spaltung in West und Ost zu riskieren. 
Die Alternative zu Polens und Ungarns Populisten ist nicht die Rückkehr zu 
einem nie vorhandenen „liberalen Konsens“ (Rupnik 2017). Im Hintergrund 
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warten radikalere Nationalisten aufihre Chance (für einen Überblick: s. Vetter 
2017). 


Il. Von der „Politischen Ökonomie der Reformen“ zum 
„Populismus freier Märkte” 


Der Sieg der PiS bei den Präsidentschaftswahlen im Mai 2015 und den im Herbst 
des Jahres anschließenden Parlamentswahlen kam für alle Seiten unerwartet. Die 
nationalliberale Vorgängerregierungunter Donald Tusks Bürgerplattform (PO) 
hatte sich aufgrund der wirtschaftlichen Lage und des gewachsenen Anschens 
Polens in der EU so sicher gefühlt, dass sie auf einen offensiven Wahlkampf 
verzichtete. Hinzu kam der Erfolgbei den Europawahlen 2014 und fast alle Um- 
fragen und die Medienöffentlichkeit sprachen für die Fortsetzungeines moderat 
neoliberalen Kurses. In den westeuropäischen Hauptstädten galt Polen als das 
Modell erfolgreicher postkommunistischer Reformen schlechthin. 

In der überraschenden Abkehr Polens von einer so erfolgreich scheinenden 
Politik zeigt sich allerdings ein äußerst labiles Parteiensystem, das dem Land seit 
1989 neun Parlamentswahlen und 15 Regierungschefs beschert hat. Im Hinter- 
grund dieser Volatilität stehen politische und ideologische Konflikte, die durch 
die bemerkenswerte Einheit der Bewegung gegen das kommunistische Regime 
überdeckt waren, nach dem Übergang zur Demokratie allerdings in wechselnden 
Konfigurationen aufbrachen. Nur vor dem Hintergrund dieser Dynamik lassen 
sich die mehrfachen Überraschungen, die die polnische nachkommunistische 
Politik bereithielt, zureichend verstehen. 

Dabei entsprach die polnische Ausgangslage der späten 1980er Jahre, in den 
Kategorien der politikwissenschaftlichen Theorie der Transitionen zur Demo- 
kratie ausgedrückt, dem idealen Fall eines four-player games (vgl. Linz/Stepan 
1997: 61ff.): Die gemäßigten Kräfte der Opposition und des Regimes konnten 
die radikalen Flügel ihrer jeweiligen Seite neutralisieren und so extreme Krisen- 
lösungen verhindern, nämlich einen Bürgerkrieg oder die Durchsetzung des seit 
1981 geltenden Kriegsrechts. Diese Konstellation setzte eine Integrations- und 
Organisationsfähigkeit voraus, die aufseiten der Opposition durch Solidarnosz 
verkörpert wurde. 

Anders alsin Ungarn, der Tschechoslowakei oder der DDR war die Auflösung 
des Kommunismus aus den Protesten einer Massenbewegung hervorgegangen, 
die Arbeiter, Intellektuelle, Liberale und die katholische Kirche in der Ableh- 
nung des Regimes vereinte. Über mehrere gescheitere Protestzyklen - den 1956 
niedergeschlagenen Aufstand der Arbeiter in Poznan, die Studenten- und In- 
tellektuellenproteste von 1968, Massenstreiks 1970 und 1976 - hatten sich die 
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Bewegungen 1980 in dem Bewusstsein zusammengeschlossen, nur gemeinsam 
gegen das Regime bestehen zu können. Solidarnosz als übergreifende Organi- 
sation, die zu ihrer Hochzeit 10 Millionen Mitglieder umfasste, war insofern 
populistisch, als sie „eine kohärente kollektive Identität entwickelte, die eine 
unüberwindbare Trennung zwischen ‘denen’ des fremden kommunistischen 
Staats und ‘uns’ reflektierte“ (Ekiert 1997: 330) und mit Lech Walesa von einem 
charismatischen Führer repräsentiert wurde. Den kommunistischen Hardlinern 
hatte ein Anruf von Gorbatschow klargemacht, dass sie für den Versuch einer 
gewaltsamen Restauration nicht auf Moskaus Hilfe rechnen könnten. Unter 
diesen Voraussetzungen wurde der friedliche Übergang zur Demokratie zwi- 
schen dem Regime und Solidarnosz, der bedeutendsten zivilgesellschaftlichen 
Massenbewegung der Region, an einem Runden Tisch ausgehandelt. 

Der liberale Nationalismus sowie die Verbindung von Bürgerrechten und 
katholischer Sozialmoral, die die frühe Solidarnosz auszeichneten, erschienen als 
durchaus funktional, um gesellschaftlichen Zusammenhalt in schwierigen Zeiten 
zu gewährleisten und auch um autoritäre Traditionen in Schach zu halten (Auer 
2004: 83ff.). Die katholische Kirche ihrerseits hatte sich in den 1970er Jahren zu- 
nächst aufeine vermittelnde Rolle zwischen System und Opposition beschränkt, 
in den Protesten der 1980er Jahre übernahmen untere Ränge zunehmend aktivere 
Funktionen, sodass sie 1989 schließlich mit am Runden Tisch saß (Holzer 2007: 
139f£.). Diese Konstellation schien stabil genug für einen „vereinbarten Bruch“ 
mit der Vergangenheit. 

Die im Januar 1990 eingeleitete „Schocktherapie“ entsprach der Strukturan- 
passungspolitik des Internationalen Währungsfonds (IWF), der sich Polen als 
Bedingung des oben erwähnten Schuldenerlasses, aber auch aus eigenen Überle- 
gungen heraus verschrieben hatte. Die Solidarnosz-Führung selbst hatte aufeigene 
Initiative bereits im August 1989 ein Team um Jeffrey Sachs eingeladen, um einen 
Plan für einen möglichst raschen Übergang zu einer Marktwirtschaft auszuarbei- 
ten. Sachs war sich bewusst, dass die Intention dieses Programm primär politischer 
Natur war. Da Solidarnosz über keine parlamentarische Mehrheit verfügte, wollten 
ihre intellektuellen Führer durch irreversible Eingriffe in die Wirtschaftsstruktur 
einer möglichen Rückkehr der Kommunisten die wirtschaftliche Basis entziehen 
und zugleich ungewisse „Dritte Wege“ eines Marktsozialismus ausschließen (Sachs 
1994; für eine linke polnische Gegenperspektive Kowalik 2011). 

Die Regierung unter Tadeusz Mazowiecki war Vorreiter einer Politik, die im 
neoliberalen Diskurs der 1990er Jahre als „Politische Ökonomie wirtschaftlicher 
Reformen“ dem „makroökonomischen Populismus“ sozialistischer Verantwor- 
tungslosigkeit entgegengestellt wurde. Diese Strategie forderte, die etablierte „Ver- 
teilungskoalition“ aus Funktionären, Beschäftigten des öffentlichen Sektors und 
Rentnern durch die Schaffung neuer Eigentümer und dynamischer Mittelklassen 
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aufzubrechen. Mangels tragfähiger Institutionen und qualifizierten Personals ver- 
traute man den gesellschaftlichen Umbau ganz der Pädagogik entfesselter Markt- 
kräfte an. Abgeschirmt von Interessengruppen, Parteien oder Straßenprotesten, 
sollte eine technokratische Elite die Gunst der Stunde für eine „extraordinäre 
Politik“ nutzen, in der Wähler noch keine festen Präferenzen ausgebildet haben. 

Das entsprach ganz den rechtsliberalen Vorstellungen des Kreises Danziger 
Liberaler, dem in den 1980er Jahren Donald Tusk, der spätere Premier Jan Bie- 
lecki und auch der gegenwärtige Vorsitzende des Kongresses der Neuen Rechten 
Korwin-Mikke angehörten und der über verschiedene Zwischenstationen in die 
PO überging. Aus dessen strikt antikommunistischer Tradition erklärt Jerzy 
Szacki (2004: 227.) die Neigung, „den Liberalismus als eine par excellence rechte 
Orientierung zu definieren und alles aus ihm zu eliminieren, was ihn in die Nähe 
einer noch so gemäßigten Linken stellen könnte, wozu einerseits etwa die Idee 
eines Wohlfahrtstaats, andererseits die Demokratie als eigenständiger politischer 
Wert gehört“. So überrascht es nicht, dass Rechtsliberale wie Tusk in der Situation 
des Umbruchs durchaus Gefallen an Pinochets Chile oder Dengs China fanden. 

Fatalerweise wurde der autoritäre Impuls des Rechtsliberalismus durch die 
Ikone der antikommunistischen Gewerkschaft sekundiert. Lech Walesa mutierte 
nach seiner Direktwahl zum Staatspräsidenten (1990-1995) vom Helden der 
Danziger Arbeiterbewegung zu einem populistischen Führer in der autoritären 
Tradition Josef Pilsudskis und nutzte seine in alten Zeiten erworbene Autorität 
einerseits dazu, radikale Marktreformen als unvermeidbares Durchgangsstadium 
zu legitimieren, sich andererseits immer wieder in taktischen Bündnissen über die 
Mehrheitsverhältnisse des Parlaments hinweg zu setzen und verfassungswidrig 
mit dessen Auflösung zu drohen (Ziemer/Matthes 2004: 197f.). 

Damit war nicht zuletzt die Desintegration des Klassenbündnisses besiegelt, 
auf dem der Erfolg der Bewegung Solidarnosz basierte. Mit dem Eintritt der 
Solidarnosz-Führung in das staatliche Machtgefüge ging nun nicht nur die po- 
litische Einheit der Bewegung verloren, sondern auch die soziale Basis für linke 
Politik schlechthin. Die in Regierungsämter aufgerückten Intellektuellen und 
Berater Walesas positionierten sich als politische Elite, die Polens Zukunft in der 
Herstellung einer Mittelklasse erblickte. Ehemals dissidente Intellektuelle, die 
Karrieren im privaten Sektor und der neuen Publizistik einschlugen, fielen in das 
in Polen ohnehin lebendige ständische Prestigedenken zurück. Die Leitbilder des 
Intellektuellen und der Arbeiterklasse wurden durch das Ideal einer wirtschaftlich 
aufstrebenden Mittelklasse ersetzt, die Diskussionen wanderten aus Werften 
und Fabrikhallen in Clubs und Verlage. Mit der Klassenpolitik neoliberaler 
Reformen konfrontiert, zerfielen die alten Vorstellungen von Selbstverwaltung, 
Egalitarismus und evolutionärem Wandel (Zeniewski 2011: 479ff.). Schon am 
Runden Tisch saßen nicht Vertreter der Bewegung, sondern ein von Walesa 
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zusammengestelltes Team technokratischer Experten, unter ihnen der neoliberale 
Chefstratege Leszek Balcerowicz. 

David Ost hat diese Wende als einen ideologisch motivierten „Marktpo- 
pulismus“ kritisiert, der einen Riss durch die polnische Gesellschaft riskierte. 
Streikaktionen wurden als Gefahr für die neue Ordnung verhandelt, die neuen 
Eigentümer dagegen zu Trägern der Modernisierung stilisiert - mit der Folge, dass 
im Vollzug der „kleinen Privatisierungen“ fast alle Unternehmensanteile in die 
Taschen des Managements und der Aufsichtsräte wanderten (Ost 2005: Kap. 4 u. 
154). Der faktischen Privilegierungkorrespondierte eine Selbstwahrnehmungder 
aufgestiegenen Mittelklassen, die sich durch ständische Abgrenzung nach unten 
legitimiert. Tomasz Zarycki hat die damit geltend gemachten Stigmatisierungen 
herausgearbeitet, die dem populistischen Phänomen vorausgehen: 

„Wenn die, die aufden niedrigeren Rängen der sozialen Leiter platziert sind, ökonomische 

oder symbolische Forderungen im Namen von Arbeitern’ oder ‘Bauern’ oder anderen 

Identitäten mit niedrigem Status erheben, werden diese durch eine Rangordnung aus- 

geschlagen, die dazu dient, die ökonomische Hierarchie zu legitimieren. In dieser Sicht 

wird die ökonomische Situation der niederen Klassen durch ihren niedrigen kulturellen 

Status, geringen Bildungund einem Mangel ‘zivilisatorischer Kompetenzen’ gerechtfertigt. 

Ihr Schicksal als ‘Verlierer der Transformation’ erscheint als verdient, da diesen Gruppen 

nachgesagt wird, nicht aufder Höhe der ‘unaufhaltsamen’ und ‘rationalen’ Anforderungen 

der Modernisierung, Europäisierung and Globalisierung zu stehen. Ihre Forderungen 


werden vor dem westlichen Publikum und zuhause als Manifestation von Populismus 
und der Mentalität des homo-sovieticus präsentiert“ (Zarycki 2015: 716). 


Der polnische Marktpopulismus der frühen 1990er Jahre hat zahlreiche Pa- 
radoxien erzeugt. Walesa, der gegen starke Gewerkschaften, steigende Löhne 
und Streiks argumentierte, lieferte im Zuge seiner Präsidentschaftskampagne 
die Vorlage für die spätere Strategie seiner Mitkämpfer Jaroslaw und Lech Ka- 
czynski. Nachdem Hoffnungen auf eine rasche Stabilisierung mit den Realitä- 
ten von Arbeitslosigkeit, Armut und sinkenden Löhnen konfrontiert waren, 
schaltete Walesa auf ein rechtspopulistisches Ersatzprogramm um, indem er die 
ausbleibenden Erfolge seiner Politik den abgehobenen Eliten und Überresten 
kommunistischer Seilschaften zuschrieb. National-katholische Slogans und eine 
Politik der „Dekommunisierung“, der Ausschluss chemaliger Kommunisten von 
öffentlichen Ämtern, rückten an die Spitze der Agenda (Ost 2005: 66ff.). Zwar 
gewann Walesa im Dezember 1990, unterstützt von Kaczynskis neu gegründeter 
Zentrumsallianz, die Präsidentschaft und nutzte die nach 1989 ausgebliebene 
Aufklärung kommunistischer Verstrickungen für einen moralischen Feldzug 
gegen Funktionsträger des alten Regimes. Lustration als Ersatzpolitik konnte 
aber keinen neuen Konsens herstellen. 

Der Dissens in der polnischen Gesellschaft setzte sich in der Ausarbeitung 
der Verfassung fort und erklärt, dass Polen zwar als erstes Land der Region die 
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Abkehr vom Kommunismus eingeleitet hatte, aber als letztes, erst 1997, eine neue 
Verfassung hervorbrachte, in Kraft gesetzt durch ein Referendum. Im Konsulta- 
tionsprozess dazu prallten konträre Vorstellungen von der politischen Identität 
des Landes aufeinander: Ein außerparlamentarisch erarbeiteter „Bürgerentwurf“ 
der Solidarnosz wollte die „Polnische Nation“ auf eine tausendjährige Geschichte 
des christlichen Glaubens verpflichten, was Säkulare und Juden unweigerlich 
ausgeschlossen hätte. Durchgesetzt wurde schließlich eine inklusive Präambel, 
die das Polnische Volk als „alle Staatsbürger der Republik (bestimmt), sowohl 
diejenigen, die an Gottals die Quelle der Wahrheit, Gerechtigkeit, des Guten und 
desSchönen glauben, als auch diejenigen, die diesen Glauben nicht teilen, sondern 
diese universellen Werte aus anderen Quellen ableiten“ (Kurczewski 2003: 170f.). 

Stärker als in den etablierten Rechtsstaaten Westeuropas blieb die Verfassung 
ein Terrain, auf dem die politischen Lager Kämpfe ausfochten. Ihnen gegenüber 
stand ein aktivistisches Verfassungstribunal, welches das polnische Verständnis 
eines demokratischen Rechtsstaats durch höchstrichterliche Entscheidungen über 
die Prinzipien fairer und angemessener Gesetzgebung dynamisch entwickelte 
(Garlick 2005: 7ff.), auch wenn dies in politische Grundsatzentscheidungen des 
Parlaments intervenierte. In einer polarisierten Gesellschaft wurde eine Justiz, die 
tiefin den Regierungsprozess eingreift, selbst zu einem Politikum (Sadurski 2014: 
132ff.), das 2015 im Streit um die Zusammensetzung des Verfassungstribunals 
und der Richterschaft erneut aufbrechen sollte. 

Überlagert wurden die identitätspolitischen Kämpfe der 1990er Jahre von 
einer weiteren Paradoxie: der Rückkehr ehemaliger Kommunisten an die Macht. 
Dank ihrer organisatorischen Kapazitäten und ihrer Verankerung in den alten 
Gewerkschaften führten die sozialdemokratisch geläuterten Postkommunisten im 
Verbund des SLD (Bündnis der Demokratischen Linken) von 1993 bis 1997 und 
nochmals von 2001-2005 Koalitionsregierungen an und stellten mit Alexander 
Kwasniewskivon 1995 bis 2005 den Präsidenten. Diese unerwartete Konstellation 
bezogihre Legitimation aus drei Quellen: der Herstellung einer linken Koalition 
zur sozialpolitischen Abfederung fortgesetzter Marktreformen, Polens Einbindung 
in die NATO und dem Beitrittsprozess zur EU (Rae 2008: 118ft.). 


IIl. Die materielle Basis des populistischen Phänomens 


Polens Weg in die EU hat denn auch die westliche Wahrnehmung des Landes 
geprägt. Die Osterweiterung der EU galt als „historischer Glücksfall und ein- 
zigartige Erfolgsgeschichte“ (FAZ, 17.1.2018), insbesondere für Polen, dessen 
Wirtschaft 1992 als erste der Region - nach einem tiefen Einbruch - erneut 
wuchs. In den ersten 20 Jahren der Transformation lag die durchschnittliche 
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Wachstumsrate bei 4,3 Prozent und blieb selbst über die globale Finanzkrise 
hinweg positiv. In den Rechnungen des IWF hatte sich das Pro-Kopf Einkommen 
2012 gegenüber 1989 verdoppelt, sodass man ein „neues Goldenes Zeitalter Po- 
lens“ verkündete (Piatkowski 2013). Die differenzierteren Kopenhagen-Kriterien 
von 1993 für den Beitritt zur EU sollten freilich nicht nur Konvergenz an den 
reicheren Westen, sondern auch Demokratie und Rechtsstaatlichkeit verbürgen. 
Seit 2015 aber scheint sich eine neue Spaltung des Kontinents in gute Europäer 
und autoritäre Populisten abzuzeichnen: „Die Kampflinie für westliche Werte 
verläuft durch Polen“ (Kupchan 2018). 

Wie aber kann sich die Einschätzung eines Landes, dessen Konformität zum 
Rechtsbestand der EU die Europäische Kommission in aufwändigen Screening- 
Verfahren überprüft hatte, so fundamental ändern? Wie ist zu erklären, dass 
eine konsolidiert scheinende Demokratie unversehens in autoritäres Fahrwasser 
gerät? Diese Fragen verweisen auf eine zweifach verkürzte Perspektive, aus der 
westliche Beobachter die postkommunistische Entwicklung Polens (wie auch die 
der gesamten Region) betrachten und zugleich auf die charakteristische Selbst- 
überhöhungder EU-Politik. Einerseits war Brüssel zu schr von der marktliberalen 
Rhetorik der polnischen Führungangetan, um die gesellschaftlichen Konfliktli- 
nien ernst zu nehmen, wobei die Strukturfonds die regionale Heterogenität des 
Lands und den auf ihm lastenden Peripherisierungsdruck noch erhöht haben. 
Andererseits hat die rechtsliberale Regierung Tusks über den Lobliedern der EU 
das Protestpotenzial in der eigenen Gesellschaft und die Gründe des Wahlerfolgs 
der rechtskonservativen PiS ignoriert. 

Die an der Oberfläche von Wachstumszahlen festgemachte Erfolgsgeschichte 
des postkommunistischen Polen hat überdeckt, dass sich „radikale Reformpo- 
litik“ keineswegs als Zauberformel zum Anschluss an westlichen Wohlstand 
erwies. Die EU-Hilfen können nicht darüber hinwegtäuschen, dass Polen un- 
geachtet seiner Wachstumsraten Züge eines peripheren Kapitalismus ausgebil- 
det hat: Regionale Heterogenität, Sonderwirtschaftszonen mit Steuervorteilen 
für internationale Unternehmen, eine Dominanz ausländischer Firmen in den 
Export- und Importsektoren, die stärker über niedrige Löhne als Produktivitäts- 
fortschritte konkurrieren. 

Üblicherweise wird die regionale Heterogenität des Lands durch das Ge- 
fälle zwischen einem „Polen A“ der erfolgreichen städtischen Regionen um 
Warschau, Krakau, Breslau und Posen, einem „Polen B“ der Städte der zweiten 
Reihe und einem ländlichen „Polen C“ charakterisiert, in dem sich Probleme 
einer kleinteiligen Landwirtschaft konzentrieren. Die regionalen Unterschiede 
der Einkommen, Investitionen und der Beschäftigung haben sich im Zuge der 
Marktreformen verstärkt, sodass Polen das stärkste interregionale Gefälle aller 
OECD-Mitglieder aufweist (Blazyca u.a. 2002; Sagan 2012). In der zentralisti- 
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schen Politik Warschaus hat diese Entwicklung spät Aufmerksamkeit gefunden. 
Die Privilegierung der Metropolen entsprach durchaus einer auf prosperierende 
Mittelklassen fixierten Politik, welche marginalisierte Regionen und Bevölke- 
rungsgruppen links liegen ließ. In den süd- und nordöstlichen Kreisen sowie in 
Dörfern und kleinen Städten, bei einer überdurchschnittlich alten, nicht sonder- 
lich gebildeten Bevölkerung aber fuhr PiS ihren ersten Wahlerfolg im Oktober 
2007 ein (Szczerbiak 2008: 426). 

Statt regionale Disparitäten anzugehen, hatten die Regierungen seit 1994 aus- 
ländische Investitionen in Sonderwirtschaftszonen steuerlich gefördert. Mehrere 
tausend internationale Unternehmen hatten sich bis 2016 in 14 speziell entwi- 
ckelten Industrieparks mit über 300 Außenstellen angesiedelt. Die Infrastruktur 
und die Verkehrswege wurden vom Staat bereitgestellt, der zudem auf Unterneh- 
mens- und Grundsteuern verzichtete und gegebenenfalls Subventionen dazugab 
(Grzegorczyk 2018). In Kooperation mit globalen Unternehmensberatungen wie 
KPMG entworfen, wurden die Verflechtungen der greenfield investments mit der 
heimischen Industrie und Forschung wenig berücksichtigt (OECD 2016: 41), was 
den westlichen Mutterkonzernen höchstmögliche Dispositionsfreiheit belässt. 
Die Zusammenarbeit von KPMG und der Polnischen-Deutschen Handelskam- 
mer hebt den nicht zufälligen Umstand hervor, dass Deutschland die höchsten 
Direktinvestitionen tätigt und 2013 mit über 6.300 Unternehmen präsent war. 
Mit außerordentlichem Erfolg: wie das polnische Finanzministeriums betont, 
erwirtschaftet etwa die deutsche chemische und pharmazeutische Industrie mit 
Investitionen von 1,7 Milliarden Euro jährlich 2,6 Milliarden Einnahmen (MSP 
2015). 

Für die Produktivität der Wirtschaft insgesamt, für die Beschäftigung und 
die Einkommen hat sich das polnische Wachstumsmodell nur eingeschränkt 
ausgezahlt. Technologische spillover-Effekte von ausländischen auf einheimi- 
sche Unternehmen halten sich in Grenzen. Ein Blick auf die Gesamtexporte 
zeigt überwiegend Güter mit niedrigem Technologiegehalt, wobei die polnische 
Arbeitsproduktivität unterhalb der türkischen liegt. Wachstumserfolge werden 
durch zurückbleibende Lohnkosten erzielt (OECD 2016: 16). Selbst das anhal- 
tende Wachstum aber reichte nicht aus, um den Arbeitsmarkt zugunsten der 
Beschäftigten zu drehen. Insbesondere die 55- bis 64-Jährigen leiden unter einer 
Beschäftigungsquote von kaum über 40 Prozent. 

Entlastet wurde der Arbeitsmarkt allerdings durch die Abwanderung von 
(je nach Angaben) fünf bis acht Prozent der Bevölkerung, der höchsten Ab- 
wanderungsrate der Region. Strukturell schwächere Landesteile haben bis zu 
einem Drittel der jüngeren Generation verloren, ein Trend der bei einer Jugend- 
arbeitslosigkeit von 24 Prozent im Jahr 2014 anhalten wird. Vor allem beruflich 
Qualifizierte und Hochschulabsolventen kehren dem Land wegen schlechter 
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Bezahlung und prekärer Arbeitsverhältnisse den Rücken. Denn die hohe Profi- 
tabilität internationaler Unternehmen lässt keine Rückschlüsse auf ein angemes- 
senes Lohnniveau zu. Im Gegenteil: Leih- und Zeitarbeit, kurzfristige Verträge 
zu Mindestlöhnen von 450 Euro, Produktionsarbeit auch bei Unternehmen wie 
Henkel, Toshiba, VW oder Bosch-Siemens für monatlich unter 800 Euro sind 
in einer Ökonomie, die mit Niedriglöhnen wirbt, Teil des Programms (Zab- 
rzynski/Brzoska 2017). Nicht zufällig also liegt der Anteil der working poor, 
hinter dem eine überhandnehmende irreguläre Beschäftigung steht, weit über 
dem EU-Durchschnitt (OECD 2016: 27f.). Ärmere Familien könnten ohne die 
Rücküberweisungen emigrierter Angehöriger, die sich 2014 insgesamt auf ein 
Prozent des Sozialprodukts beliefen, kaum ihre Ausgaben decken. 

Die Marginalisierung und Zersplitterung der Gewerkschaften hat ihren Teil 
dazu beigetragen, den Aufbau von Gegenmacht zu verhindern. Das ist nicht 
nur auf ideologische Differenzen zwischen den drei großen Dachverbänden 
zurückzuführen, sondern auch auf die Anzahl von über 25.000 registrierten 
Einzelgewerkschaften, in denen gleichwohl lediglich 12 Prozent aller Beschäf- 
tigten organisiert sind (Bender 2017). Arbeitnehmerräte, die seit 2006 von den 
Belegschaften gewählt werden, sind nur in 9 Prozent der Betriebe präsent und 
verfügen kaum über Mitbestimmungsrechte. 

Die Regierung Tusk hat alles darangesetzt, die Gewerkschaften ohnmächtigzu 
halten. Der Staat hat sich der Umsetzung der wenigen Ergebnisse einer Tripartis- 
tischen Kommission, in der die gewerkschaftlichen Dachverbände sozialpolitische 
Forderungen artikulieren, weitgehend verweigert. Die Einführung zivilrechtli- 
cher Beschäftigungsverhältnisse, die gewerkschaftlicher Vertretung und dem 
Arbeitsrecht entzogen sind, hat ein Heer von Scheinselbstständigen erzeugt. In 
der EU hat Polen mit nahezu 30 Prozent den höchsten Anteil befristeter Ver- 
träge, für die weder der Mindestlohn noch der Kündigungsschutz gilt (OECD 
2016: 76f.). Privatisierungen von Krankenhäusern und Entlassungen waren ein 
wohlfeiles Mittel, besser organisierte Belegschaften abzuwickeln. Angesichts 
einer feindlich gesonnenen Regierungsahen sich Krankenschwestern und Ärzte 
zur ungewöhnlichen Aktionsform von Hungerstreiks gezwungen. Selbst die 
hochorganisierten Lehrer konnten die demografisch begründete Kündigung 
von 8.000 Kollegen nicht verhindern. 

Die phantastische „growth story“ Polens überdeckt, wie schr die polnische 
Gesellschaft auseinanderwachsen ist: die sozialstrukturelle Polarisierung, die der 
ideologischen Konfrontation zwischen rechtliberalem und rechtsnationalem 
Lager vorausgegangen ist. Hinter der durchschnittlichen Steigerung der Markt- 
einkommen zwischen 1989 und 2015 verbirgt sich, dass die oberen 10 Prozent der 
Einkommensbezicher ihren Anteil von 23 auf 40 Prozent des Gesamteinkommens 
steigern konnten, während die mittleren 40 Prozent von 47 auf 37 Prozent zurück- 
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gefallen sind; die untere Hälfte der Einkommensbezicher ist von 31 auf 23 Prozent 
abgesackt. Insgesamt ist das Einkommen der obersten Dezile sechsmal so rasch 
gestiegen wie das der unteren 50 Prozent (Bukowski/Novokmet 2017). Steiler 
noch fällt die Polarisierung der Vermögen aus. Die Hälfte der über 50-Jährigen 
verfügte zwei Jahrzehnte nach der Wende über 6 Prozent, die obersten 10 Prozent 
über 62 Prozent des Gesamtvermögens (Letki u.a. 2014: 492f.). 

Berechnungen dieser Art sind keine rein statistische Übung, wenn man sie 
aufdas in der polnischen Gesellschaft vorherrschende Wertmuster bezieht. 2010 
beurteilten 90 Prozent der Bevölkerung die steigende Ungleichheit als kritisch. 
Diese Einstellung wird selbst von denen geteilt, die ihre persönliche Situation 
positiv sehen (ebd.: 495). Offenbar hat sich der neoliberale Slogan, dass steigende 
Ungleichheit die Kehrseite von Eflizienz und Freiheit darstellt, nicht gegen den 
tiefsitzenden Egalitarismus der polnischen Gesellschaft durchgesetzt. 

Das hängt freilich auch mit einer Erfahrung zusammen, die der meritokrati- 
schen Ideologie zuwiderläuft. In Polen hängen Wohlstand und Aufstieg ebenso 
von informellen Verbindungen und Loyalitäten ab wie von Leistung und Qua- 
lifikationen. Besonders skandalös erscheinen die Karrieren ehemaliger Partei- 
funktionäre in den privatisierten Unternehmen, die Vergabe von Führungsposten 
nach Parteizugehörigkeit und die Politisierung der Justiz. Klientelismus und Kor- 
ruption werden als zentrale Probleme erfahren, beim Zugang zu medizinischen 
Dienstleistungen, in der Rechtsprechung oder der Erteilung von Lizenzen. Weite 
Bereiche der Korruption sind zwar dem Auge der Öffentlichkeit entzogen, etwa 
die Machenschaften der Zoll- und Finanzverwaltung oder die Vergabe staatlicher 
Aufträge ohne öffentliche Ausschreibung (OECD 2016: 101). Die Aufsichtsräte 
und Vorstandsposten der nach wie vor zahlreichen öffentlichen Unternehmen 
dienen den Parteien als logistische Basis, und auch dazu, über das Anzeigengeschäft 
die Medien im Sinne der je regierenden politischen Lager zu beeinflussen. 

Die polnische Soziologin Maria Jarosz, deren Erfahrungen mit staatlichen 
Schattenaktivitäten in die Zeit des Kommunismus zurückreichen, hat das Fort- 
wirken alter Seilschaften, die Durchdringung von Politik, organisiertem Ver- 
brechen und Geheimdiensten eindringlich beschrieben (Jarosz 2005). Der Weg 
der postkommunistischen Politik war von Affären, Untersuchungsausschüssen, 
Misstrauensvoten und Rücktritten gesäumt. Die einzige erfolgreiche linke Partei, 
die SLD, fiel über eine Bestechungsaffäre in die Bedeutungslosigkeit, sodass seit 
2005 rechte Parteien das Feld beherrschen (Gwiazda 2016: 121ff.). 


Polens illiberale Revolution 127 


IV. Ideologische Blockaden: Rechtsliberalismus vs. 
Nationalkatholizismus 


Als die rechtsliberale PO die Nachfolge der diskreditieren Postkommunisten 
antrat, war ihr die Distanz der Bevölkerung zur politischen Klasse bekannt. Sie 
gingjedoch davon aus, dass es zur Fortsetzungeiner Marktmodernisierung keine 
Alternative gibt. Die PiS galt nicht als ernsthafte Konkurrenz, sondern als letztes 
Aufgebot eines historisch obsoleten Milieus, welches nicht verstanden hat, dass 
seine Zeit in einem europäisierten Polen abgelaufen ist. Gemäß der von Zarycki 
aufgezeigten Strategie der Stigmatisierung bezeichnete man die Aktivisten von 
PiS als „Mohair Bajonette“ - eine Versammlung ärmlicher katholischer Frauen 
vom Lande, die ihre Weltsicht aus den Botschaften des rechtskatholischen Senders 
Radio Maryja beziehen und an ihrer aus der Zeit gefallenen Kopfbedeckung 
leicht zu erkennen seien (Chachinski 2007). 

Insofern kam der erste Wahlsiegder PiS über der PO bei den Parlamentswah- 
len von 2005 und den Präsidentschaftswahlen von 2007 überraschend, ebenso 
wie die Koalition vom PiS mit zwei exzentrischen Parteien (Millard 2008), der 
rechtextremen Liga der Polnischen Familien und der eher linkspopulistischen 
Selbstverteidigung (Stanley 2017: 147). Auch das war freilich Zeichen eines un- 
bedingten Willens zur Macht, mit dem die „populistischen Zwillinge“ Jaroslaw 
und Lech Kaczynski (Fred Halliday) schließlich beide Spitzenämter des Staats er- 
oberten. Tatsächlich war die PiS gegen die „primitive Form des Liberalismus“ und 
die Korruption ihrer Vorgängerregierungen angetreten, um die in ihren Augen 
unvollendete Solidarnosz-Revolution zu Ende zu führen (vgl. Rae 2008: 156ff.). 
Die Attitüde einer „Vierten Republik“ signalisierte eine radikale Agenda, zu der 
die Reinigung der heimischen Institutionen, die Übernahme von Leitungsfunk- 
tionen der öffentlichen Unternehmen und des Nationalen Rundfunkrats sowie 
die Aktivierungalter Feindbilder gegenüber Deutschland und Russland gehörten. 
Das Projekt einer Durchleuchtung von 600.000 Mitarbeitern im öffentlichen 
Dienst, in den Medien und im Erziehungssystem scheiterte allerdings am Ver- 
fassungstribunal (Sadurski 2014: 359ff.), sodass auch dessen Zusammensetzung, 
wenn nicht eine Bereinigung der Verfassung um ihre säkularen Elemente ins 
Visier rückte. Eine Konfrontation mit der EU, von der man die volle nationale 
Souveränität zurückholen wollte, war bewusst eingeplant. 

Das aggressive Agieren der Kaczynkis und interne Zerwürfnisse ihrer Koali- 
tion sorgten dafür, dass die erste PiS-Regierungals eine vorübergehende Episode 
erschien, deren Ende sie selbst durch die Auflösung des Parlaments herbeigeführt 
hatten. Bei den vorzeitigen Parlamentswahlen 2007 feierte die PO unter Do- 
nald Tusk einen deutlichen Wahlsieg, 2010 übernahm ihr Kandidat Bronislaw 
Komorowski das Präsidentenamt. So galt der kurze Auftritt der „populistischen 
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Zwillinge“ als ein lehrreiches Zwischenspiel darüber, wohin eine geringe Wahlbe- 
teiligung führen kann. In dieser Gewissheit trafen sich Journalismus und Soziolo- 
gie. „Die Vierte Republik, das Gespinst der Brüder Kaczynski aus Machtfantasie, 
Bedrohungsangst und Erlösungsvision, war nie mehr als eine Kinderkrankheit 
der Demokratie“, wie Konrad Schuller versicherte (Schuller 2007). Dafür konnte 
er sich auf die polnische Soziologin Jadwiga Stanitzkis stützen, die den Erfolg 
populistischer Parteien in der Slowakei, Ungarn und Polen als „Ausdruck von 
Ratlosigkeit“ wertete: Die neotraditionalistischen Eliten versuchten ein letztes 
Mal ihre überkommenen Vorstellungen von nationalem Interesse gegenüber der 
administrativen Kultur der EU, der Macht internationaler Unternehmen und 
den Imperativen des globalen Kapitalismus durchzusetzen. In der Realität aber 
sei die polnische Gesellschaft einer rigiden nationalkatholischen Moral längst 
enteilt (Stanitzkis 2006). 

Mit der Machtübernahme der PO war der Antagonismus der politischen 
Lager indessen keineswegs obsolet geworden. PiS war die bei Weitem stärkste 
Oppositionskraft im Wartestand geblieben. Trotz der Warnung von 2005 aber 
setzte Tusk ganz auf die oben umrissene neoliberale Agenda. Über die Finanz- 
krise hinweg konnte sich die PO bei ihren Wählern trotz eines Wachstumsein- 
bruchs noch profilieren: durch den Hinweis auf die weitaus schlechtere Lage in 
Südeuropa und den zentraleuropäischen Nachbarstaaten. Zwei einschneidende 
Maßnahmen wendeten jedoch das Blatt. Zum einen lief die Heraufsetzung des 
Pensionsalters für Frauen von 60, für Männer von 65 auf 67 Jahre angesichts der 
Beschäftigungschancen dieser Generation schlicht auf Kürzungen hinauslief. 
Zum anderen zog der Versuch, restriktive intellektuelle Eigentumsrechte im 
Rahmen der ACTA Verhandlungen durchzusetzen, auf unerwartete massive 
Straßenproteste der jüngeren Kernwählerschaft der PO (Marcinkiewicz/Steg- 
maier 2016). Den Bruch mit der Öffentlichkeit besorgte die Veröffentlichung 
interner Kommunikationen, in denen verschiedene Minister des Kabinetts Tusk 
den Zynismus der Macht vorführten, den man ihnen immer schon zugetraut 
hatte. Mit anderen Worten, das von Szacki bereits bei den Rechtsliberalen der 
1980er Jahre ausgemachte „archaische (nämlich etymologische) Verständnis von 
Demokratie“: „Nicht selten glaubt man, die Macht der Mehrheit dürfe keinerlei 
Beschränkungen unterliegen, und wer die Mehrheit hinter sich habe, habe damit 
das Recht alles nach seinem Geschmack umzugestalten“ (Szacki 2004: 321). 


V. Rechtspopulismus in Aktion 


Vor diesem Hintergrund zog die Partei Recht und Gerechtigkeit am 25. Oktober 
2015 mit 37,6 Prozent der Wählerstimmen, der ersten absoluten Mehrheit ei- 
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ner Partei im postkommunistischen Polen, an der Konkurrenz vorbei. Zurück 
blieben mit 24,1 Prozent die PO und mit 7,7 Prozent die Vereinigte Linke, das 
Wahlbündnis der bis 2005 regierenden ex-kommunistischen Sozialdemokra- 
ten (SLD) mit zwei weiteren Linksparteien. Das Verschwinden der Linken aus 
der parlamentarischen Repräsentation zeigt an, wie schr es PiS gelungen ist, 
die linke sozial- und wirtschaftspolitische Programmatik zu absorbieren, ohne 
ihre national-katholische Identitätspolitik zu moderieren. Ausschlaggebend für 
ihren Erfolg war, dass sie gemeinsam mit den Gewerkschaften für die Umkehr 
der Rentenreform angetreten ist und die Einführung eines Kindergelds, die 
Erhöhung von Mindestlöhnen und eine Steuerpolitik angekündigt hat, um die 
breite Schicht prekär Beschäftiger über die Armutsschwelle zu heben. 

PiS nutzte ihre absolute Mehrheit allerdings zur Realisierung eines weit über 
sozialpolitische Reformen hinausschießenden Projekts. Kaczynski verstand den 
Erfolg von PiS nicht als Wahlsieg, sondern als Plebiszit zur Vollendung der am 
Runden Tisch abgebrochenen Revolution, die als solche eine „extraordinäre 
Politik“ nach seiner Fagon legitimiert. 

Konnte man von der Abwahl der liberalen Regierung in Warschau noch 
überrascht sein, so kaum über die Radikalität, mit der die PiS daran ging, die 
Kommandohöhen der Macht zu übernehmen. Kaczynski, der die Regierung 
in der Art eines Revolutionsführers ohne eigenes Amt aus dem Hintergrund 
dirigiert, setzte seine national-konservative Revolution dort fort, wo sie 2007 
stecken geblieben war. Ohne sich um verfassungskonforme Verfahren zu sche- 
ren, hebelte PiS zunächst das Verfassungstribunal aus, welches ihr erstes Gesetz 
zu „Entkommunisierung“ der öffentlichen Institutionen und Medien zu Fall 
gebracht hatte. Nun wurden unter den Verfassungsrichtern selbst Überbleibsel 
des kommunistischen Systems ausgemacht. In nächtlichen Sitzungen wurde das 
Gesetz über das Verfassungstribunal in der Absicht novelliert, durch dessen verän- 
derte Zusammensetzungund Arbeitsweise die Exekutive der höchstrichterlichen 
Kontrolle zu entziehen. Drei weitere Gesetzesvorhaben sollten den Aktionsradius 
der Justiz empfindlich einschränken: die Unterordnung der Staatsanwaltschaft 
unter das Justizministerium, die Kompetenz des Justizministeriums über die 
Gerichtsvorsitzenden zu entscheiden, und eine Justizreform, der zufolge die 
Parlamentsmehrheit die Ernennung von Richtern steuern kann. 

Ander ideologischen Front wurden die öffentlichen Medien radikalaufLinie 
gebracht. Die Regierung autorisierte sich, die Redaktionsleitungen der öffentli- 
chen Sender umzubesetzen, um sie in national-kulturelle Institute umzuwandeln. 
In kürzester Zeit hat die moralische Wende der PiS die Konfrontation mit der 
Theaterszene, Filmemachern, Museumsdirektoren und kulturellen Repräsentan- 
ten im Ausland gesucht, die in der Regel mit Rücktritten endeten. Die patriotische 
Linie reicht vom Versuch, das international ausgerichtete Danziger Museum 
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des Zweiten Weltkriegs auf polnisches Heldentum umzustellen bis zur Einfüh- 
rung patriotischen Schulunterrichts. Nichts hat die Obsession, mit inländischen 
Verrätern und ausländischen Agenten abzurechnen deutlicher demonstriert, 
als der Propagandafılm Smolensk, eine pseudodokumentarische Inszenierung 
des Flugzeugabsturzes, dem der seinerzeitige Präsident Jaroslaw Kaczynski und 
weitere Solidarnosz-Veteranen zum Opfer gefallen waren. Die Sakralisierungder 
„Katastrophe von Smolensk“, die russischen Geheimdiensten, Gazprom und in- 
ländischen Mittätern zugeschrieben wird, erreicht Züge eines Personenkults, der 
von der Aufbahrung des verunglückten Bruders in der Königsgruft des Krakauer 
Wawel zur Umbenennung von Straßen und Plätzen reicht. 

Die Provinzialisierung des Kulturbetriebs findet ihre außenpolitische Verlän- 
gerung in der Ambition, Polens historische Größe durch eine Konfliktstrategie 
gegenüber Deutschland, Russland und der EU unter Beweis zu stellen. Bislang 
speist sich Polens strategische Konzeption allerdings nur aus frei flottierenden 
Feindbildern. Der Vergleich der Ostsee-Gaspipeline mit dem Hitler-Stalin-Pakt 
spekuliert aufalte Reflexe, um innenpolitisch Gefolgschaft zu mobilisieren. Die 
traditionelle Russophobie, durch die sich Polen das Gefühl zivilisatorischer 
Überlegenheit gegenüber Moskau verschafft (Zarycki 2004), mag der EU und 
der US-Außenpolitik in der Konfrontation mit Russland recht sein. Problema- 
tischer wird es mit Titelbildern der PiS-nahen Presse, die etwa Angela Merkel in 
gebeugter Hitlerpose über einem Kartentisch zeigen, assistiert von uniformierten 
EU-Politikern. 

Die polnische Obstruktion von Mehrheitsbeschlüssen in der EU war man seit 
langem gewohnt: Politiker aller Couleur waren bereit, „bis zum Tod“ für Polens 
Stimmengewicht in der EU zu kämpfen. Dabei ging es stets noch um Polens 
Status innerhalb der EU. So kam es überraschend, dass PiS 2017 (erfolglos) alles 
daransetzte, die Wiederwahl Tusks zum Ratspräsidenten der EU zu verhindern, 
und damit Polens Autorität in der EU schwer beschädigte. Mit dem ideologi- 
schen Gegner abzurechnen war wichtiger, als eine Schlüsselposition der EU zu 
besetzen. Zugleich deutet sich darin eine Abkehr vom dem Europaverständnis 
an, dasbislangals außenpolitischer Konsens Polens galt. In den Vorstellungen der 
gegenwärtigen Führungschrumpft die EU aufeine Allianz souveräner Staaten in 
ausgewählten Problembereichen zusammen. Wie weit sich die polnische Führung 
von den Realitäten der europäischen Politik verabschiedet hat, zeigt sich im 
wiederbelebten Traum eines „Intermariums“, einer geopolitischen Allianz mit- 
telosteuropäischer Staaten von der Ostsee zum Schwarzen Meer, die den Druck 
Russlands und Deutschland auszubalancieren hätte (Andrychowicz-Skrzeba/ 
Feucht 2016). 

So wenig kohärent wie ihre Haltung zur EU ist die ideologische Basis der PiS 
selbst. Sie ist einerseits integrativ in dem Sinn der katholischen Soziallehre, dass 
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Freiheit kein Gegensatz zu Solidarität sein darf, die sozialen Pathologien des 
postkommunistischen Polen daher der neoliberalen Erosion von Zusammenge- 
hörigkeit geschuldet seien (Beyer 2010). Sie ist andererseits illiberal im Sinne der 
reaktionären katholischen Liberalismuskritik, die in der westlichen Demokratie 
einen zerstörerischen Individualismus, normatives Chaos, die Unterdrückung 
abweichender Meinungen und die Enteignung des Nationalen durch die EU 
am Werke sieht (Legutko 2017). Wie kein anderer versteht sich Kaczynski da- 
rauf, beide Seiten dieser Ideologie demagogisch zu verknüpfen: das Pathos der 
Solidarnosz-Solidarität mit einer polarisierenden Sprache zu verbinden, welche 
die „guten Polen“ gegen innere „Schädlinge“ und äußeren Feinde ausspielt. 


VI. Grenzen und Chancen der Opposition 


Die polnische Opposition hatte gehofft, dass sich Kaczynskis totalisierender 
Feldzug selbst den Boden entzieht, indem er die besseren verfassungspatriotischen 
Seiten der polnischen Tradition wachruft. Westliche Beobachter erwarteten, dass 
überzogene sozialpolitische Versprechen und der ökonomische Nationalismus 
der PiS zu Überschuldung und Kapitalflucht führt. Die EU sah sich gefordert, 
gegen den Rechtsnihilismus der PiS ein Überprüfungsverfahren wegen mehre- 
rer Verstöße gegen Rechtsgrundsätze der EU einzuleiten, das zum Entzug von 
Stimmrechten in den EU-Institutionen führen könnte. Angesichts der Erfah- 
rungen mit dem osteuropäischen Populismus im Allgemeinen und der PiS im 
Besonderen, ist allerdings eine differenzierende Sicht angebracht. 

Die parlamentarische Opposition ist aufgrund ihrer Fragmentierunginnenpo- 
litisch nicht aktionsfähig. Die PO hat mit den Modernen eine Konkurrenz erhal- 
ten, die ihren neoliberalen Kurs überbietet, und ihr Wählerpotenzial vermutlich 
bereits ausgeschöpft. Die Erfolge der rechtsextremen Populisten der Kukiz 15, die 
30 Prozent der Jungwähler einsammelte und als zweitstärkste Oppositionspartei 
in das Parlament einzog, stellen die ohnehin bescheidenen Ergebnisse der neuen 
Linkspartei Razem in den Schatten. 

Ein ermutigender außerparlamentarischer Auftakt, der populistischen Subver- 
sion der polnischen Demokratie entgegenzutreten, wurde von den massiven Pro- 
testen gegen die Justizreform und die Gleichschaltung der öffentlichen Medien 
gegeben, die vom Komitee zur Verteidigung der Demokratie koordiniert wurden. 
Aufgeklärte Bürger in den großen Städten, die bei den größten Massenprotesten 
im neuen Polen die Verfassung demonstrativ vor sich hertrugen, setzten eine 
starke Gegensymbolik zu den nationalkatholischen Hostienträgern der PiS. An 
ihnen nahm eine gestärkte Frauenbewegungteil, die allen Grund hat, Kaczynskis 
„Vierte Republik“ und den letzten katholischen Fundamentalismus aufeuropäi- 
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schem Boden zu fürchten. Grenzen werden der neuen polnischen Zivilgesellschaft 
jedoch durch Verschärfungen des Demonstrationsrechts, Polizeieinsätze und ihre 
Diskreditierung in den gewendeten Massenmedien gesetzt. 

Angesichts ihrer begrenzten Chancen setzt die polnische Opposition ihre 
Hoffnungen auf eine Intervention der EU. Die Europäische Kommission, die 
OSEZ und die von internationalen Verfassungsrechtlern besetzte Venedig- 
Kommission des Europarats haben die Aktionen der polnischen Regierung als 
Verletzungsowohl der polnischen Verfassung als auch europäischer Rechtsstan- 
dards kritisiert. Ein Rechtsstaatsverfahren gegen Warschau kann zunächst Emp- 
fehlungen vortragen. Ob die polnische Regierung dem Ausgang eines solchen 
Verfahrens folgen und die offensivsten ihrer Maßnahmen zurückzunehmen 
würde, ist freilich zu bezweifeln, da sie ihr Profil durch die Verteidigung euro- 
päischer Eingriffe in die Souveränität Polens zu schärfen versucht (Machinska 
2017). Ob es in einem zweiten Schritt zum Entzug von Stimmrechten käme, 
ist zweifelhaft. 

Die EU könnte freilich erkennen, dass auch ihren Interventionen Grenzen 
gesetzt sind. Ihr legalistischer Ansatz greift in Ländern, deren Verfassungen 
und Rechtssysteme noch vom politischen Kampf um die nachkommunistische 
Ordnunggeprägt sind, nur bedingt. Eine aktivistische Jurisdiktion, die tiefin das 
Regieren eingreift, ist in höherem Maße als die Justiz in den westeuropäischen 
Staaten ihrerseits politisch umkämpft, da sie in das „unabgeschlossene Geschäft“ 
involviert ist, vergangenes Unrecht aufzuarbeiten. Sie bewegt sich unweigerlich 
im Dilemma zwischen gesellschaftlichen Forderungen nach ausgleichender Ge- 
rechtigkeit gegenüber vergangenem Unrecht und einer in die Zukunft orientierten 
Legalität (Sadurski 2014: 377f£.). PiS hat dieses Dilemma in eine Vergeltungsjustiz 
gewendet, die rechtsstaatliche Prinzipien beschädigt. Hier eine angemessene 
Balance zu finden, übersteigt gleichwohl die Kompetenz der EU, die sich Polen 
gegenüber nicht in der Position der Bundesrepublik befindet, welche ihr Rechts- 
system umstandslos der DDR auferlegen konnte. 

Nicht zuletzt würden Sanktionen die illiberale Warschauer Regierung mit der 
Bevölkerung identifizieren, die alleine politische Veränderungen herbeiführen 
kann. Tatsächlich distanzieren sich breite Bevölkerungsgruppen, die hinter der 
sozialpolitischen Agenda der PiS stehen, von den Exzessen des Parteivorsitzen- 
den. Im Juni 2017 plädierten 84 Prozent der PiS-Wähler für die Mitgliedschaft 
der EU. Allgemein war der Wunsch, in der EU der Gruppe der möglichst eng 
zusammenarbeitenden Staaten anzugehören, gegenüber den Vorjahren deutlich 
auf 58 Prozent gestiegen (Polen-Analysen 2017). Während die Zustimmung zu 
PiS bis Januar 2018 auf43 Prozent gestiegen ist, rangiert Kaczynski am unteren 
Ende der Beliebtheitsskala und zieht ein Höchstmaß an Misstrauen auf sich 
(Polen-Analysen 2018). 
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Die Mehrheit der Bevölkerung distanziert sich sowohl vom außenpolitischen 
Kollisionskurs der Regierung als auch der Polarisierung im eigenen Land. Zwei 
Drittel der im Oktober 2017 vom Euro-Barometer Befragten teilen nicht die 
antideutschen Ausfälle der PiS; Russophobie findet in Polen weniger Anhänger 
als in Deutschland. Positive Erwartungen in die Zukunft der EU sind in der 
polnischen jüngeren Generation stärker ausgeprägt als anderen Mitgliedsstaaten, 
auch weil sie in ihr die Demokratie besser verwirklich schen als im eigenen Land. 
Bezeichnenderweise ist die Ablehnung von populistischen Anti-Establishment 
Parteien unter der Regentschaft der PiS auf 72 Prozent gestiegen (European 
Commission 2017). 

Diese Stimmunsgslage ist der polnischen Regierungspartei nicht verborgen 
geblieben. Der jüngste Regierungswechsel, in dem PiS-Hardliner durch um- 
gänglichere Politiker wie den neuen Premier Morawiecki ersetzt wurden, könnte 
als Mäßigungverstanden werden. Die entscheidende Differenz zum autoritären 
Nationalismus Kaczynkis aber hat der polnische Präsident Duda am Nationalen 
Unabhängigkeitstag am 11. November 2017 gezogen. Während der Innenmi- 
nister die dort martialisch auftretenden Neo-Faschisten des Nationalradikalen 
Lagers in den patriotischen Taumel eingemeindete, machte Duda klar, dass in 
Polen „kein Platz für einen kranken Nationalismus“ sei (zit. nach Krupa 2017). 
An diesem Gegensatz wird sich die polnische Gesellschaft selbst abarbeiten 
müssen. 
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Auf den Schultern des EU-Projektes 
gegen den „Status Quo” 
Autoritärer Populismus in der Türkei und seine Krise 


Wie verschieden Erdogan in den letzten Jahren wahrgenommen wurde, ist eng 
mit dem Populismus in der Türkei verbunden - namentlich ab dem Zeitpunkt, 
als westliche Öffentlichkeiten begannen, von den autoritär-populistischen Ten- 
denzen in der Türkei zu berichten. Als diskursiv-medialer Wendepunkt kann 
die brutale Niederschlagung der Juni-Revolte von 2013 ausgemacht werden. 
Bemerkenswert daran ist, dass die Adalet ve Kalkınma Parti/Partei für Gerech- 
tigkeit und Entwicklung (AKP), die zur jener Zeit seit über zehn Jahren regierte, 
international als eine Kraft wahrgenommen wurde, die sich entschieden der 
Demokratisierung des Landes verschrieben hatte. Breite, bislang nicht reprä- 
sentierte Bevölkerungsgruppen schienen nun erstmals in der Geschichte gegen 
„den“ kemalistischen Staat politisch und kulturell repräsentiert zu werden. Als 
„Populismus der Herrschenden“ (Laclau 1979: 174) stellte diese Erzählung ihre 
zentrale national-populare Anrufung der Massen als etwas dar, das der herr- 
schenden Ideologie widersprach, weil das Grundelement kritisch gegenüber dem 
kemalistischen Staat und herrschaftsaffirmativ zugleich war und das Fenster für 
eine islamistische Gesellschaftspolitik öffnete. Die benannte Erzählung hegte 
somit das antagonistische Potenzial der popularen Massen ein und schufzunächst 
Zustimmung zur Neoliberalisierung, indem sie diese als Technik der Überwin- 
dung der autoritär-staatlichen Bevormundung propagierte. Während die AKP 
so ökonomisch wichtige Herrschaftsverhältnisse reproduzierte, verschränkte sie 
ihr eigenes Herrschaftsprojekt erfolgreich mit dem EU-Projekt, das als externer 
Anker des Neoliberalisierungsprozesses fungierte. 

Doch offenkundigbefindet sich die populistische Bewegung in der Türkeian 
einem anderen Punkt als jene in Europa: Was seit 2013 gerade im Ausland als 
eine autoritäre bis islamistische Gesellschaftstransformation debattiert wird, ist 
vielmehr eine seit Jahren anhaltende Krise des autoritären Populismus der AKP. 
Der autoritäre Populismus bildet seit Jahrzehnten die Agenda verschiedener Re- 
gierungen in der Türkei. Seine Radikalisierung, Krise und Transformation gehen 
darauf zurück, dass er zu lange hegemonial war, um noch erfolgreich als etwas 
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Oppositionelles zu gelten. Wer sich mit der gegenwärtigen Krise des türkischen 
Populismus beschäftigt, wird schnell merken, dass jener zentral für die Neoli- 
beralisierung seit 1980 war. Genau daran mangelt es dem westlichen, stark auf 
Erdogan fixierten Diskurs, der implizit den Mythos einer bis 2013 demokratisch- 
progressiven AKP aufrechterhält. Zudem basiert er - wie die herrschaftsaffirma- 
tive Kemalismuskritik - aufeinem schr oberflächlichen Staatsbegriff, der nicht in 
den Blick nimmt, welche gesellschaftlichen Verhältnisse sich im Staat verdichten. 


Die Verankerung des autoritären Populismus in der Türkei 


Ende 1970er Jahre befand sich die Türkei in einer tiefen Hegemonickrise: Das 
Modell binnenorientierter Industrialisierung, auch Importsubstitution (ISI) ge- 
nannt, stieß an seine Grenzen. Auch die führenden türkischen Unternehmen und 
die mit ihr verbundene konservativ-liberale Gerechtigkeitspartei (AP) hatten ihr 
Interesse an einer Fortsetzung dieses Entwicklungspfades verloren. Zu Beginn des 
Jahres 1980 hatten die großen Unternehmenskonglomerate als führende Fraktion 
im Machtblock gemeinsam mit den internationalen Finanzinstitutionen die tür- 
kische Regierung von einer neoliberalen Wirtschaftspolitik überzeugt. Allerdings 
wurde diese durch fortdauernden popularen Widerstand blockiert (vgl. Gehring 
2013: 93). Hinzu kam ein allgemeiner gesellschaftlicher Unfriede, der sich in 
Gestalt einer militanten Konfrontation zwischen der politischen Rechten und der 
radikalen Linken manifestierte. Konflikte, die seit der Gründung der Republik 
1923 präsent waren, etwa um nicht-türkische und nicht-sunnitische Identitäten, 
wurden wieder verstärkt militant ausgetragen. Eine linksreformerische Agenda auf 
Grundlage einer ISI-Entwicklungsstrategie, repräsentiert durch die Republikani- 
sche Volkspartei (CHP), scheiterte schon früh an der strukturellen Hegemonie 
der konservativ-wirtschaftsliberalen Kräfte. Diese drängten seit Anfang 1980 in 
Gestalt der AP auf eine Neoliberalisierung, womit sie als soziale und politische 
Basis des Militärputsches vom 12. September 1980 angeschen werden können. 
Der bonapartistische Militärputsch markierte einen Einschnitt in der tür- 
kischen Geschichte. Nicht nur wegen seiner Brutalität, sondern auch, weil er 
erfolgreich jenen repressiven Frieden schuf, der die Neoliberalisierung einleitete 
und die Krise des ISI-Regimes löste. Nach dem Abtritt der Junta 1983 war die 
Verfassung weit reptessiver als vor 1980. Die Krise der bürgerlichen Hegemonie 
wurde rasch überwunden: Dank umfangreicher internationaler Kredite sowie 
gezielter Währungsabwertungen und Lohnsenkungen konnte eine Devisenkrise 
gelöst und die bestehende Produktion in die Exporte gelenkt werden. In den 
1980er Jahren gerieten maschinell gefertigte Güter zu den wichtigsten Export- 
gütern. Die konservativ-wirtschaftsliberale Mutterlandspartei (ANAP), welche 
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die AP ideologisch wie personell beerbte, setzte die Wirtschaftspolitik der Junta 
konsequent fort. Seit Mitte der 1980er Jahre versuchte sie, die Beziehungen zur 
Europäischen Gemeinschaft zu reaktivieren, welche seit den Putsch eingefroren 
waren, obwohl dieser die Bedingungen für eine ökonomische Liberalisierung 
geschaffen hatte (vgl. Gehring 2016: 209f.). 

Im politischen Klima der 1980er Jahre, in der die Linke nicht nur organisato- 
tisch zerschlagen war, sondern auch ihre diskursive Machtverloren hatte, wurde die 
Krise der 1970er Jahre nunmehr als das Werk eines etatistisch-kemalistischen Es- 
tablishments sowie dirigistischer linker Intellektueller gedeutet. Der Putsch selbst 
wurde derart als Selbstrettungsmaßnahme des Staates interpretiert und nicht als 
Teil eines konkreten gesellschaftlichen Projektes konservativ-neoliberaler Kräfte. 

Diese Deutungen betrachteten den Staat als etwas von der Gesellschaft Se- 
pariertes, womit sein Charakter als „materielle Verdichtung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse“ (Poulantzas 2002) negiert wurde. Unterschlagen wurde 
zudem der Einfluss, den die konservativ-liberale AP vor 1980 hatte: Zumeist 
hatte sie Regierungen angeführt und eine entscheidende Rolle dabei gespielt, die 
Entwicklungsplanung für die großen Konglomerate auszugestalten - mit allen 
Folgen, die dies für deren Finanzierungund die daraus resultierenden makroöko- 
nomischen wie sozialen Ungleichgewichte gehabt hatte. Die Strategie der ISI war 
nicht einfach am Dirigismus zerbrochen, sondern als korporatistisches Modell 
gescheitert, denn die beschränkten Konzessionen der führenden Klassen hatten 
nie gereicht, um es auf eine tragfähige Basis zu stellen. Doch eben das spielte im 
neoliberalen Diskurs der AP-Nachfolgerin ANAP sowie zahlreicher Intellek- 
tueller nach 1980 keine Rolle. Es wurde gar die führende Rolle des Bürgertums 
vor 1980 angezweifelt (vgl. Bugra 1994; Keyder 1987). 

Die ANAP präsentierte sich als erste demokratische Kraft, die nach dem Ab- 
tritt der Junta die Regierung stellte und die Bevölkerung gegen das bürokratisch- 
militärische Establishment vertrat - obgleich ihr Vorsitzender Turgut Özal der 
wichtigste Wirtschaftsberater während der Militärdiktatur gewesen war. Im 
Kampf um Zustimmung versuchte die ANAP ihren Diskurs auch materiell 
zu unterfüttern. Die seit langem praktizierte Politik der Legalisierung bislang 
informeller Quartiere im urbanen Raum beschleunigte die Praxis popularer 
Privatisierung. Zumindest Teile der Subalternen profitierten so vom Prozess 
der Neoliberalisierung. 

Die ANAP konnte zunächst ökonomische Erfolge vorweisen, die Ende der 
1980er jedoch stagnierten. Soziale Probleme machten sich bemerkbar und der tür- 
kische Neoliberalismus verlor an Zuspruch und nicht nur die sozialdemokratische 
Linke, sondern auch die islamistische Rechte begann, sich neu zu konstituieren. 
Während die Gewerkschaften zu Beginn der 1990er Jahre weit von ihrer alten 
Stärke entfernt waren, blieben sie in der Lage, signifikante Lohnsteigerungen 
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in staatlichen Betrieben und im öffentlichen Dienst durchzusetzen (Atac 2013: 
65). Von der ANAP spaltete sich die Partei des Rechten Weges (DYP) ab, die 
eine ähnliche Agenda verfolgte. Mit der gewachsenen Parteienkonkurrenz 
verringerten sich die Spielräume für Austeritätspolitik, während gleichzeitig 
die staatlichen Haushaltsdefizite wuchsen. Der Zweifel an der Tragfähigkeit 
der türkischen Staatsverschuldung wuchs und machte das Land anfällig für 
Kapitalflucht. In den 1990er Jahren war die Wirtschaft von starken zyklischen 
Schwankungen geprägt (Aydın 2005: 105ff.). Die führenden Unternehmens- 
konglomerate drängten darauf, mit der „populistische[n] Wirtschaftspolitik“' zu 
brechen, indem die ökonomische Regulierung vom parlamentarisch-politischen 
Prozess entkoppelt werden sollte. Der wichtigste Hebel hierzu waren nicht nur 
kurzlaufende IWF-Strukturanpassungspolitiken, sondern deren Verankerung 
über die Intensivierung der Beziehungen zur EU - samt Übernahme zentraler 
Elemente ihrer Regulierungsweise. Ein gegenüber dem ökonomischen „Popu- 
lismus“ weniger anfälliger Neoliberalismus wurde zum wichtigsten Projekt der 
führenden Kapitalfraktionen. Dieses führte die sozioökonomische Agenda der 
Junta fort, machte aber unter Verweis auf die - ursprünglich zur Aufnahme der 
Staaten Mittelosteuropas in die EU entwickelten - Kopenhagener Kriterien 
umfangreiche liberaldemokratische Zugeständnisse. Es entfaltete eine erhebliche 
hegemoniale Bindekraft, da es auf der politischen Ebene erfolgreich als Gegen- 
projekt zur Junta auftrat (vgl. Gehring 2016: 281). 

Allerdings war das EU-Projekt nicht vollkommen unumstritten, so gab es 
vor allem im islamistischen Spektrum Widerstände dagegen. Über Dekaden 
hinweg opponierten die subalternen Kapitalfraktionen daher gegen eine tiefere 
Integration. Nicht nur auf der korporativ-ökonomischen Ebene, sondern auch 
politisch war der Machtblock tief gespalten: Auf der einen Seite unterhielten 
zahlreiche islamischen Orden - wie etwa die Gülen-Bewegung - seit den 1950er 
Jahren organische Beziehungen zu pro-westlichen und pro-europäischen Parteien 
und stellten die ökonomische Hegemonie nicht in Frage. Auf der anderen Seite 
hatte der politische Islam in der Türkei aber seit den späten 1960er Jahren auch 
einen eigenständigen, konkret parteiförmigen Ausdruck, in den der Milli-Görügs- 
Bewegung entspringenden Parteien. Deren Gründung stellte im Wesentlichen 
eine Reaktion auf eine sich verschärfte ökonomische Konkurrenz zwischen den 
großen westtürkischen Unternehmenskonglomeraten und den kleineren und 
mittleren Kapitalfraktionen Anatoliens dar. Während die Konglomerate orga- 


1 „Populistisch“ meint hier eine Wirtschaftspolitik, deren Formulierung an allgemein 
wählbare Repräsentationsorgane gebunden ist und die daher auf legitimatorische Erfor- 
dernisse Rücksicht nehmen muss - womit zumindest ein mittelbares Einflusspotential 
subalterner Kräfte besteht. 
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nisch mit der konservativ-liberalen AP verbunden waren, wurden die kleineren 
und mittleren Kapitalfraktionen Anatoliens kaum noch repräsentiert (vgl. Atag 
2007). Dieser parteiförmige politische Islam vertrat die Interessen der kleineren 
und mittleren Kapitalfraktionen seither in Gestalt einer protektionistischen 
Agenda und reklamierte für sich, auch Subalterne materiell einzubinden. Dieses 
klassenübergreifende Bündnis wurde durch einen ausgeprägt kulturalistischen 
und antiwestlichen Diskurs unterfüttert, der Klassengegensätze leugnete und 
vor allem auf die ausgeprägten regionalen Ungleichheiten sowie deren kultu- 
relle Vermittlung abhob (vgl. Burga 1998: 531). Der parteiförmige politische 
Islam vertrat einen autoritären Populismus, der dem der konservativ-liberalen 
Parteien ähnelte - allerdings radikaler und antiwestlich. Die Krisenhaftigkeit 
der türkischen Ökonomie sowie der weiterhin neoliberale Kurs bescherten der 
islamistischen Wohlfahrtspartei (RP) zunehmend Wahlerfolge. Mit nur 20 Pro- 
zent der Stimmen schaffte sie esschließlich im Jahr 1996 unter ihrer Führungeine 
Regierung mit der konservativ-liberalen DYP zu bilden. Diese griff - trotz einiger 
islamistischer Referenzen in der Innen- und Außenpolitik - das EU-Projekt nicht 
frontalan. Allerdings organisierte die RP (anders als ihre Vorgängerinnen in den 
1970er Jahren) so erfolgreich den urbanen Raum, dass dieser zu ihrer wichtigsten 
Basis wurde. Zahlreiche Repräsentanten des Machtblocks befürchteten ein wei- 
teres Anwachsen der RP und sorgten sich um die Zukunft des EU-Projektes, das 
inzwischen in einer Zollunion gemündet war. Hinter einem Memorandum des 
Generalstabes gegen die RP-geführte Regierung versammelten sich im Februar 
1997 und den folgenden Monaten alle relevanten Akteure (vgl. Gehring 2016: 
251ff.). Dem Abritt der Regierung im Juni 1997 folgte eine scharfe Repression 
der islamistischen Bewegung und ihrer zivilgesellschaftlichen Strukturen. 


Der Populismus der AKP - Oppositioneller Diskurs und 
hegemonialer Führungsanspruch 


Sowohl die Unterdrückung der islamistischen RP-Nachfolgeparteien als auch 
Veränderungen an der Klassenbasis des parteiförmigen politischen Islam be- 
schleunigten seine Katharsis hin zu einer Kraft, die nunmehr das EU-Projekt 
unterstützte. Auf der einen Seite wurden die Kopenhagener Kriterien als Mög- 
lichkeit interpretiert, sich selbst vor weiteren Interventionen des Militärs zu 
schützen. Auf der anderen Seite wurden sie als Chance gesehen, den nach 1997 
rigider ausgelegten Säkularismus abzuschwächen. Aus dieser Perspektive waren 
die Spielräume in der EU, eine islamische Identität auszuleben und in den ge- 
sellschaftlichen Alltag einzuschreiben viel stärker gegeben als in der Türkei (vgl. 
Tugal 2009). Zudem hatten zahlreiche kleinere und mittlere Unternehmen die 
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EU als neuen Absatzraum entdeckt bzw. waren in globale Produktionsnetzwerke 
eingebunden worden oder profitierten unmittelbar vom urbanen Neboliberalisie- 
rungsprozess (vgl. Dogan/Durak 2014). 

Der antiwestliche Populismus islamistischer Provenienz hatte es bislang er- 
möglicht, konkurrierende Großkonglomerate und die politische Form der öko- 
nomischen Regulierung zu kritisieren, ohne die kapitalistischen Verhältnisse als 
solche in Frage zu stellen. Mit der Abkehr vom Protektionismus bestand für die 
reformerischen Kräfte des politischen Islam dazu kein Anlass. Der neoliberale 
Diskurs bot für sie mehr Chancen als Risiken (vgl. Tugal 2007). Ihnen kam entge- 
gen, dass in den westlichen Öffentlichkeiten die Verhältnisse in der Türkei immer 
stärker mitjenen Termini beurteilt wurden, die in der Türkei schon seit Jahrzehnten 
den populistischen Diskurs der konservativ-liberalen Parteien geprägt hatten: Ein 
kleines säkular-etatistisches Establishment sei das Haupthindernis für die Demo- 
kratisierungder Türkei. Dieser Diskurs war wenigempirisch gesättigt, insofern seit 
1950 fast ausschließlich konservativ-liberale Parteien mit engen Beziehungen zu 
islamischen Orden und Netzwerken die Regierungen angeführt hatten. Zudem 
hatte die Junta (1980-1983) während ihres Kampfes gegen die politische Linke 
die ideologische Strategie einer Verschmelzung von türkisch-kemalistischen Nati- 
onalismus und Islamisierungspolitiken verfolgt („Türkisch-Islamische Synthese“). 
Der populistische Diskurs deckt sich somit mit der in den westlichen Staaten 
verbreiteten kulturalistischen Wahrnehmung, wonach die Türkei ein im Kern 
religiöses Land ist, das durch den Säkularisierungsprozess in eine Identitätskrise ge- 
stürzt wurde (kritisch dazu: Al-Rebholz 2012: 141ff.). Zugleich fand der benannte 
Diskurs - sowohl innerhalb als auch außerhalb der Türkei - einen immer stärkeren 
Eingangin die akademische Wissensproduktion. Ein Konflikt zwischen Zentrum 
(Staat, säkulare Bürokratie) und Peripherie (religiöse Pluralität, einfaches Volk) 
galt demnach als der Hauptwiderspruch der türkisch-osmanischen Gesellschaft, 
während Klassenverhältnissen vermeintlich keine Bedeutung zukam (Mardin 
1973; vgl. kritisch Al Rebholz 2012: 146; Yalman 2002). „Der“ Staat wurde als Teil 
eines „inneren Okzidents“ betrachtet und zu einer von der Gesellschaft separierten 
Entität erklärt. Der herrschende Diskurs rief die Massen an, indem er „den“ Staat 
kritisierte, dabei aber die Herrschaftskritik absorbierte: 


Es ist [..] bemerkenswert, dass eine spezifische Lesart der türkischen Geschichte wesentlich 
dazu beigetragen hat, neue Varianten mythischen Denkens zu reproduzieren, indem sie ei- 
nem Diskurs zum Aufstiegverhalf, der in den letzten zwei Dekaden [...] eine oppositionelle, 
aber hegemoniale Qualität erlangt hat. [...]Dieser spezifische Diskurs impliziert einerseits 
eine Bestätigung des „Sui-Generis-Charakters“ des türkischen Staats, und andererseits die 
neoliberale Laudatio des Marktes als Sphäre von Freiheit und Auswahl. (Yalman, 2002, 23) 


Die hier kritisierte Lesart türkischer Staatlichkeit bildete nicht nur seit 1980 die 
wichtigste Argumentationsfigur des Populismus der Herrschenden, der sich in sei- 
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ner national-popularen Anrufungder Bevölkerung anti-etatistisch gab, sondern 
avancierte zugleich in den kommenden Jahren zum ideologischen Kern der sich 
formierenden AKP. International gelang es dagegen nicht, die spezifische Form 
des autoritären Populismus zu dekonstruieren: Stattdessen betrachteten europä- 
ische Eliten die Integration der - primär religiös-konservativ wahrgenommenen 
- Mehrheitsbevölkerungin die regionale neoliberale Ordnungals Voraussetzung 
für die langfristige Stabilität der Türkei, was eine schlichte Vereinfachung der 
komplexen Verhältnisse war. Im beschriebenen politischen Umfeld konnte der 
reformierte politische Islam auf explizit islamistische Referenzen verzichten und 
seine Agendalleicht in einer Semantik artikulieren, die national wie international 
ein breiteres politisches Spektrum ansprach. An Stelle der Forderungeiner religiös 
begründeten Ordnungtrat ein antijakobinischer Diskurs, der fürähnliche Inhalte 
neue, scheinbar säkulare Codes prägte, namentlich die „lokalen“, „authentischen“ 
und „kulturellen“ Werte der eigenen politischen Identität (exemplarisch Akdogan 
2006). Während die AKP herrschende Klasseninteressen vertrat und bereits im 
Prozess ihrer Gründung im Jahr 2001 wichtige Exponent_innen des konservativ- 
liberalen Spektrums absorbierte und in ihre ökonomische Agenda integrierte, 
vertratsie zugleich einen (scheinbar) oppositionellen Anti-Establishment-Diskurs. 
Letzterer bildete eine Form des Populismus der Herrschenden, der in seiner 
Anrufungder Massen deren antagonistische Potenziale absorbierte (Laclau 1979: 
174). Autoritär-populistische Elemente (ebd.: 174) waren also von Beginn an in das 
AKP-Projekt eingeschrieben - freilich ohne von den westlichen Öffentlichkeiten 
wahrgenommen zu werden. In diesem Sinne war sämtliche Politik der AKP und 
ihrer Vorgängerinnen inner eine populistische gewesen, denn sie präsentierte sich 
gegenüber der Ideologie des herrschenden Blocks antagonistisch, d.h. gegenüber 
„dem“ kemalistischen Staat. 

Wie kann die verschobene Wahrnehmung der türkischen Entwicklungen 
erklärt werden? Handfeste materielle Interessen spielten eine mindestens eben- 
so bedeutende Rolle für die Akzeptanz der AKP unter den gesellschaftlichen 
Eliten in der Türkei, wie im Ausland. Indem die neugründete AKP sowohl den 
Mehrheitsflügel des politischen Islam als auch seine konservativ-liberale Strö- 
mung organisierte, verkörperte sie jene Einheit des Machtblocks, die Ende 1960er 
Jahre verloren gegangen war, als sich wichtige Teile des politischen Islam von der 
konservativ-liberalen AP abgespalten hatten. Von den ökonomischen Eliten in der 
Türkei, die sich wesentlich im Unternehmensverband TÜSIAD organisierten, 
wurde die Wiedervereinigungdes zuvor vielfach gespaltenen konservativen Spek- 
trums als großer Fortschritt gewertet: Für sie galt die politische Zerstrittenheit 
als Haupthindernis für ökonomische Strukturreformen (vgl. Tugal 2007: 19). 

Ihre Hoffnungen sollten nicht enttäuscht werden: Die AKP-Regierung setzte 
nach ihrem Amtsantritt die Strukturanpassungspolitik sowie die Orientierung 
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am Post-Washington-Konsensus fort. Sie erhob einen stark „depolitisierten“ 
Neoliberalismus mit nur schwachen ökonomisch-expansiven Elementen zum 
regulativen Paradigma und formulierte die „Weiterentwicklung“ des Washington 
Konsensus als Ziel, um den schwach regulierten Neoliberalismus zu bändigen. 
Jene Zähmungdicente allerdings nicht den sozialen Interessen der Lohnarbeiten- 
den, als vielmehr den Interessen der führenden Kapitalfraktion durch stärkere 
Regulierungjenseits parlamentarisch-politischer Einflussnahme (vgl. Atag 2013: 
148f.). Diesem Kurs war sowohl die Zentralbank als auch die Fiskalpolitik der 
Regierung (Inflationsreduzierung, Fiskaldisziplin und wirtschaftspolitische 
Berechenbarkeit) verpflichtet. Mit anderen Worten: Die AKP setzte die Wirt- 
schaftspolitik fort, für welche die vorangegangene Koalitionsregierung bei den 
Wahlen 2002 abgestraft worden war (vgl. Atag 2013: 174). Doch wie konnte sie 
unter diesen Umständen wiedergewählt werden? 

Dank der Fortsetzung der liberalen Wirtschaftspolitik sowie reichlich vor- 
handener Liquidität auf den internationalen Finanzmärkten konnte die AKP- 
Regierung erfolgreich milliardenschwere Direktinvestitionen anziehen sowie 
vom einsetzenden wirtschaftlichen Aufschwung profitieren (vgl. Babacan 2012: 
17). Umfangreiche Privatisierungen schufen Anlagemöglichkeiten und die regen 
Kapitalzuflüsse trugen zu einem hohen Wirtschaftswachstum und zu einer über- 
bewerteten Lira bei. Letztere ermöglichte eine tragfähige öffentliche und private 
Schuldenlast, indem sie die Währungsrisiken minimierte und die Importkos- 
ten für jene Energierohstoffe, Vorprodukte und Zwischengüter begrenzte, die 
für die produzierende Industrie einen erheblichen Kostenfaktor darstellte. Der 
hohe Wechselkurs schwächte jedoch zugleich die globale Wertbewerbsfähigkeit. 
Vor dem Hintergrund wurde eine politische Liberalisierung von Arbeits- und 
Tarifrecht forciert. Vor allem unabhängige Gewerkschaften waren früh die 
Verliererinnen des AKP-Projektes. Gewerkschaftliche Rechte wurden ebenso 
missachtet wie Arbeitsplatzsicherheit. 

Insofern die AKP das im Zuge des Militärputsches von 1980 etablierte Ar- 
rangement der industriellen Beziehungen beibehielt und einen rigiden Priva- 
tisierungs- und Kommodifizierungsprozess anstieß, stellt sich die Frage, was 
die Spezifik ihres politischen Populismus ausmacht — gerade weil die (Selbst-) 
Verpflichtung der (AKP-)Politik auf den Post-Washington-Konsensus mit dem 
schwach regulierten Neoliberalismus der 1990er Jahre und seiner Krisenhaftig- 
keit brechen wollte. Die Antwort fällt vergleichsweise simpel aus: Sozialleistun- 
gen wurden nicht pauschal abgeschaftt oder gekürzt, sondern verbriefte soziale 
Rechte wurden teilweise durch stärker marktförmige klientelistisch-populistische 
Politiken ersetzt. Eine anti-etatistische Beziehungzwischen Partei und Bevölke- 
rung wurde etabliert, die die wohlfahrtsstaatliche Bürokratien umging. Dies traf 
durchaus auf die Zustimmung subalterner Segmente der Bevölkerung. 
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Klientilistische Sozialpolitik an Stelle eines exklusiven 
Korporatismus 


Im Zuge der Politik der ISI-Industrialisierung waren in der Türkei soziale Siche- 
rungssysteme aufgebaut worden, die für ein sich industrialisierendes Land durchaus 
beachtlich waren. Allerdings war das Gros der Leistungen an formelle Lohnarbeits- 
verhältnisse gebunden, in welche nur eine kleine Gruppe von Lohnabhängigen in 
privaten und öffentlichen Großbetrieben, den staatlichen Sicherheitsapparaten 
und des öffentlichen Dienstes integriert waren. Im Zuge der Neoliberalisierung 
seit den 1980 Jahren geriet dieses exklusive korporatistische Arrangement unter 
Druck, wurde aber nicht vollständig abgebaut (vgl. Özden 2014: 159f.). 

Die Erfolge des politischen Islams im urbanen Raum sind nun daraufzurück- 
zuführen, dass jene Teile der Gesellschaft, die nicht in formalisierten Lohnar- 
beitsverhältnissen standen, mit (wenn auch rudimentären) Leistungen im Bereich 
Soziales, Gesundheit und Bildung versorgt wurden. Die starke Verankerung in 
den Kommunalverwaltungen sowie die organischen Beziehungen zu Fraktionen 
des kleineren und mittleren Kapitals hatten die Parteien der Milli-Görüs-Bewe- 
gung mit den dazu notwendigen finanziellen und organisatorischen Mitteln 
ausgestattet. Allerdings wurde der Zugang zu solchen Leistungen an eine mo- 
ralisch und politisch konforme Lebensweise gebunden. Zudem setzten die mit 
den islamistischen Parteien assoziierten Unternehmen ihre Spenden dazu ein, 
im kommunalen Neboliberalisierungsprozess bevorzugt behandelt zu werden. Der 
Aufstieg der AKP stärkte diese Politik: Die Elemente der exklusiv korporatisti- 
schen, aber rechtlich verbrieften Daseinsvorsorge blieben Gegenstand neoliberaler 
Eingriffe, während klientilistische Sozialpolitiken ausgebaut wurden (vgl. Özden 
2014: 165ff). Für diejenigen im informellen Arbeitssektor bedeutete dies nicht 
zwangsläufig eine Verschlechterung sozialer Versorgung. Jedoch war die Sozial- 
politik der AKP Teil eines Prozesses fortwährender kapitalistischer Rationalisie- 
rung und als solche nicht klar von Kommodifizierungsprozessen abzugrenzen. 
Besonders augenfällig wurde dies in der Stadt- und Wohnungspolitik. Bis in die 
1980er Jahre hinein war die Überlassung von staatlichem Land zur Besiedlung 
durch informelle Quartiere (Gecekondu) eine wichtige Maßnahme, um Wohn- 
raum zur Verfügungzu stellen. Über diesen Mechanismus wurden, ohne größere 
staatliche Ausgaben, die Reproduktionskosten der Arbeitskraft entlastet. Die 
Praxis, die informellen Quartiere ex post zu legalisieren, bestand schon seit den 
1950er Jahren. Im Austausch gegen politische Loyalität (bei Wahlen) wurden sie 
später an die öffentliche Versorgung angeschlossen (vgl. Karpat 1976). Durch das 
rasante, schwach regulierte urbane Wachstum entstand jedoch der Wunsch nach 
einer strukturierten Stadtentwicklung. In diesem Kontext nahm die staatliche 


Wohnungsbaubehörde TOKileine wichtige Rolle ein. Sie hatte ursprünglich die 
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Aufgabe, Wohnungen für die Bezieher_innen unterer und mittlerer Einkommen 
zu bauen. Dafür bekam sie von der Regierungöffentliches Land zur Verfügung ge- 
stellt und durfte selbstständig Geschäfte tätigen sowie Kredite aufnehmen. Durch 
die eigene Budgethoheit ist sie bis heute - obwohl öffentliche Investorin - nichtan 
die Restriktionen des Staatshaushaltes gebunden (vgl. Perchel 2010: 8). Während 
unter der Ägide der AKP der Post-Washington-Konsensus relativ restriktiv um- 
gesetzt wurde, entwickelte die TOKl sich äußerst dynamisch und wurde zu einer 
der wichtigsten Investorinnen im Land. Ihre Aufträge kamen primär unmittelbar 
der Bauindustrie und damit jenen Kapitalfraktionen zugute, denen die AKP und 
ihre Vorgängerinnen traditionell nahestanden. Auch die großen Konglomerate 
profitierten mittelbar von der industriellen Nachfrage, die die Bauwirtschaft 
induzierte. Der öffentliche Wohnungsbau und der Bausektor insgesamt stellten 
in den 2000er Jahren wichtige Zugpferde des Wirtschaftswachstums dar, wobei 
die TOKI begann, sukzessive in höherpreisige Segmente des Wohnungsbaus 
zu investieren. Die Grenzen zwischen sozialem Wohnungsbau, ursprünglicher 
Akkumulation und Gentrifizierungverschwommen dabei zuschends: Nicht alle 
Bewohner_innen aus den Gecekondu zogen freiwillig in die TOKI-Komplexe, 
denn trotz günstiger Kredite bedeuteten die neuen Wohnungen, bedingt durch 
den Verlust der vormaligen Teilsubsistenz, für die Bewohner_innen eine Erhö- 
hungihrer eigenen Reproduktionskosten. Die Bedeutung der TOKl erschöpfte 
sich jedoch nicht nur darin, ökonomische Stimuli zu setzen und die kapitalistische 
Rationalisierung des öffentlichen Raumes voranzutreiben: Im Kontext der Ratio- 
nalisierung wurden und werden durch Zuschnitt und Vergabe des Wohnraums 
gezielt konservativ-religiöse Lebensentwürfe gefördert, diesen aber zugleich ein 
stärker kommodifiziertes Reproduktionsmodell auferlegt. 


Auf den Schultern des EU-Projektes 


Besondere Aufmerksamkeit erregte die AKP-Regierung in ihrer ersten Legisla- 
turperiode von Ende 2002 bis 2007 mit ihrer Politik der EU-Reformen, d.h. der 
Adaption ausgewählter Elemente des EU-Rechtes aus dem aquis communautaire?. 
Häufig wurde diese Politik als wichtiger Faktor für die große Popularität der 
Partei genannt - national und vor allem international. Dabei wurde weitgehend 
überschen, dass der Prozess der Wiederbelebung der EU-Integration bereits in 
den 1990er Jahren von den ihr vorangehenden Koalitionsregierungen angestoßen 
worden war. Denn die transnationale Ausrichtung der türkischen Wirtschaft war 
nur mitliberaldemokratischen Reformen zu erreichen. Die Transnationalisierung 


2 Alsaquis communautaire wird die Gesamtheit des gültigen EU-Rechts bezeichnet. 
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stellte sich als eine Form des sogenannten Scale-Jumping.dar, d.h. die Wirtschafts- 
politik wurde bewusst auf eine Maßstabsebene verlagert, die für die popularen 
Klassen schwerer zugänglich war. Der vielzitierte Rekurs der Kopenhagener 
Kriterien auf die rechtsstaatlich-liberaldemokratische Staatsform mochte ein 
emanzipatorisches Potenzial haben, dies wurde jedoch durch die dort zugleich 
weit umfangreicher kodifizierte Neoliberalisierungsagenda eingeschränkt (vgl. 
Gehring 2016: 324). Obwohl die Europapolitik der türkischen Regierung im 
Kern ein Klassenprojekt darstellte, wurde sie international als das große Demo- 
kratisierungsprojekt der AKP diskutiert (Hermann 2008). Dabei hatte die Türkei 
den Status der Beitrittskandidatin bereits auf dem Gipfel von Helsinki (1999) 
erhalten, und das “Nationale Programm zur Adoption des aquis communautaire“ 
war im Frühjahr 2001 vereinbart worden, womit nun auch wesentliche Inhalte 
der IWF-Strukturanpassungspolitiken auf Dauer kodifiziert wurden (Ministry 
ofEU Affairs 2001). 

Vor allem die aufdiesem Paket basierenden politischen Liberalisierungen wur- 
den mit der AKP identifiziert, obgleich sie fraktionsübergreifend mit der CHP 
verabschiedet worden waren. Obwohl die Türkei laut ihrer Post-Junta-Verfassung 
von 1983 eine parlamentarische Demokratie darstellte, prägten wiederkehrende 
Verbote von Medien, Parteien, Gewerkschaften und anderen Organisationen den 
politischen Alltag - auch die Vorgängerinnen der AKP waren diesen vor allem 
seit 1997 ausgesetzt gewesen. Diese repressive Handhabung einer an sich parla- 
mentarischen Verfassung war vor allem durch die zahlreichen Einschränkungen 
ermöglicht worden, die die politischen sowie persönlichen Grundrechte unter 
Vorbehalt stellten. Diese dürfen weder das „Türkentum‘“, noch die „unteilbare 
Einheit der Nation“ oder den „Laizismus im Geiste Kemal Atatürks“ gefährden 
(Solmaz 2015: 177£.). Die zahlreichen Präzisierungen von Paragrafen sowie die 
Änderungen von Präambeln, die innerhalb der Verfassung auf den Gründungs- 
mythos des Staates rekurrierten, stellen zunächst einen erheblichen Demokrati- 
sierungsschritt dar. Auch die Kompetenzen und die Zusammensetzung des bis 
dahin vom Militär dominierten Nationalen Sicherheitsrates wurden deutlich 
verändert, die Rolle des Militärs in der Politik beschnitten (vgl. Ministry of 
Foreign Affairs 2007: 17f.). 

In den jährlichen Berichten der EU-Kommission wurden diese Reformen 
äußerst positiv bewertet und von den EU-Staaten honoriert, etwa durch die 
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen im Herbst 2005. Zugleich stellten jedoch 
ausgerechnet die Reformen eine wichtige Voraussetzung für die Konzentration 
der politischen Macht in den Händen der regierenden AKP dar. Die staatszent- 
rierten juristischen Bestimmungen und die kemalistischen Kader in den Staats- 
apparaten mochten erheblich zur Einschränkung persönlicher und politischer 
Freiheiten beigetragen haben, jedoch stellten sie auch einen Teil des Systems von 
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Checks and Balances dar. Eine Demokratisierung der Türkei hatte daher auch eine 
Demokratisierung dieses Systems von Checks and Balances erfordert (vgl. Solmaz 
2015). Bereits in ihrer zweiten Legislaturperiode (2007 bis 2011) zeichnete sich 
ab, dass dies jedoch nicht auf der Agenda der AKP stand. 

Ab Mitte der 2000er Jahre zeichnete sich die Durchdringung der Staatsap- 
parate durch Kader der AKP deutlich ab. Die Aufstellung Abdullah Güls zum 
Präsidentschaftskandidaten gab der kemalistischen Opposition unter Führung 
der CHP im Frühjahr 2007 den Anlass, dagegen im Parlament und öffentlich 
in groß angelegten Protesten zu opponieren. Anders als in den 1970er Jahren 
fehlte der CHP jetzt allerdings ein massenmobilisierendes, sozialdemokrati- 
sches Projekt, da sie sich seit den 1990er Jahren selbst der neoliberalen Politik 
verschrieben hatte. Ihr Rekurs auf einen exkludierenden Säkularismus, der die 
Deklassierungsängste in Form von Ressentiments artikulierte und dabei eine 
imaginierte kemalistische Vergangenheit beschwor, begrenzte ihre Ausstrahlung 
innerhalb der türkischen und kurdischen Gesellschaft (vgl. Tugal2009 37). Ihr 
ausgeprägt nationalistischer Diskurs mit deutlichen EU-kritischen Untertönen 
isolierte die CHP gegenüber den einheimischen ökonomischen Eliten sowie als 
internationaler Ansprechpartner. Zwar konnte sie die Streitkräfte an ihrer Seite 
wissen, jedoch fand auch das vom Militär aufgelegte April-Memorandum gegen 
die Regierung keine Unterstützung unter den Eliten (vgl. Kürkgü 2007). Der 
Mythos einer militärischen Vormundschaft, die unabhängig von gesellschaftli- 
chen Kräfteverhältnissen ist, mochte real dekonstruiert sein, doch hielt er sich 
vehement im politischen Diskurs. 

Aufdiese Ereignisse im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen 2007 reagierte die 
AKP wenige Monate verzögert mit groß angelegten Säuberungskampagnen. Sie 
gab vor, ein konspiratives Netzwerk namens Ergenekon zerschlagen zu wollen, 
das einen Militärputsch vorbereite. Bereits in der zweiten Verhaftungswelle und 
Klageschrift wurde das Spektrum der Verhaftungen weit über kemalistische 
Kader hinaus ausgedehnt. Selbst militant linke und kurdische Kräfte wurden der 
Zugehörigkeit zum Ergenekon-Netzwerk verdächtigt, während die Prozesse weit 
davon entfernt waren, rechtsstaatlichen Standards zu genügen (vgl. Aydın 2014: 
138). Diese Verfolgungen konjugierten mit dem Umbau der Staatsapparate, der 
umfangreich auf autoritär-populistische Topoi rekurrierte: Die Regierung wie 
weite Teilen der mit ihr verbundenen liberalen Intelligenzija sahen darin Schritte 
der Demokratisierung, die mit der Macht des bürokratisch-laizistischen Establish- 
ments brach (Yıldızcan/Yaka 2010). Bezeichnend für die weitere Entwicklung 
war die starke Unterstützung durch die EU-Kommission, deren Berichterstattung 
einen regierungsnahen Bias aufwies, d.h. sich zwar um gesellschaftliche Polarisie- 
rung sorgte, die Schuld aber zumindest implizit in den Reihen der reformunwil- 
ligen Opposition suchte. EU-Erweiterungskommissar Olli Rehn sprach von der 
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Opposition gar von einem „Schlüssel zur Demokratisierung der Türkei“ (COM 
2007: 8, 11). Zum Ende der Legislaturperiode 2007 zerbrach der Parteienkon- 
sens über die Reformpolitik, nachdem das Programm der Adoption des Aquis 
Communautaire abgearbeitet worden war (vgl. Saatgıoglu 2010). Sorgen der 
Opposition über eine zunehmende Konzentration der Regierungsmacht in den 
Händen der AKP spielten derweil in internationalen Diskursen kaum eine Rolle: 
Hartnäckig hielt sich das Narrativ eines Demokratisierungsprojektes. Widerspre- 
chende Fakten (wie zum Beispiel eine fortdauernde Repression im kurdischen 
Raum) wurden zuweilen als Erbschaft des alten Establishments bezeichnet, ohne 
nach gegenwärtigen Ursachen zu fragen (exemplarisch Thumann 2011: 293 ff). 

Nachdem eine Verständigung mit der Opposition über umfangreiche Verfas- 
sungsänderungen gescheitert war, setzte die regierende AKP 2010 schließlich auf 
ein Verfassungsreferendum. Dazu galt es, in einem ohnehin stark polarisierten 
Klima umfangreiche gesellschaftliche Unterstützung zu mobilisieren. Die AKP 
präsentierte sich und das Verfassungsprojekt als Gegenmodell zum Erbe der 
Militärjunta. In ihrer Kampagne griff sie sogar das überaus heterogene Lager 
der Gegner_innen kollektiv mit dem Vorwurf an, nicht nur den „Status quo“ 
der bürokratischen Vormundschaft zu verkörpern, sondern gar einen neuen 
Militärputsch zu präferieren. Im Kontext der Ergenekon-Verfolgung konnte 
und sollte dieser Vorwurf als massive Drohung interpretiert werden. Dennoch 
hatte die AKP große Schwierigkeiten, eine gesellschaftliche Mehrheit für die 
Verfassungsänderungen zu organisieren; die Zustimmung von 57,88 Prozentging 
wesentlich auf den Wahlboykott im kurdischen Raum zurück und war daher 
zugleich Ausdruck einer in der kurdischen Frage zutiefst gespaltenen Opposition 
(YSK 2010). Die Verfassungsänderungen weiteten den Einfluss des Präsidenten 
und der Regierungspartei erheblich aus, etwa bei der Auswahl des juristischen 
Spitzenpersonals, während zugleich die Unabhängigkeit der Justiz eingeschränkt 
wurde (Gesetz Nr. 5982). Die EU-Kommission und die Regierungen der EU- 
Staaten bewerteten im September 2010 das hochumstrittene Verfassungsrefe- 
rendum als einen weiteren Demokratisierungsschritt und reproduzierten derart 


die Selbstbeschreibung des autoritär-populistischen Diskurses (COM 2010: 14). 


Die politische Ökonomie der Radikalisierung des autoritären 
Populismus 


Wie in vielen anderen Staaten transformierte sich die globale Finanzkrise in der 
Türkei im Jahr 2008 in eine Wirtschaftskrise. Dank hoher Eigenkapitalanforde- 
rungen, die einen integralen Bestandteil der Post-Washington-Politiken bildeten, 
kollabierte der türkische Finanzmarkt trotz eines Rückgangs ausländischer Di- 
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rektinvestitionen nicht. Allerdings bewirkte die Kontraktion der Exportmärk- 
te im Jahr 2009 einen scharfen Einbruch des Bruttoinlandproduktes um 4,8 
Prozent (vgl. TUIK 2015). Dessen ungeachtet konnte die türkische Ökonomie 
- stimuliert durch die Hochzinspolitik der Zentralbank - in den darauffolgen- 
den Jahren bereits wieder hohe Kapitalzuflüsse und Wachstum erzielen. Die 
Zentralbankpolitik markierte das Post-Washington-Momentum des türkischen 
Policy-Mixes innerhalb eines seit Jahren praktizierten Ansatzes, in welchem 
die generelle Orientierung am EU-Projekt bestehen blieb, um das Vertrauen 
internationaler Investor_innen zu sichern. Allerdings wurde die Bindungan den 
Post-Washington-Konsensus dadurch gelockert, dass die Regierung das letzte 
Stand-By-Agreement mit dem IWF auslaufen ließ. Dieses Vorgehen ermöglichte 
einen Relaunch expansiver Wirtschaftspolitiken unter unmittelbarer Federfüh- 
rung der Regierung und staatlicher Beteiligung. Es entstand eine Konkurrenz 
zwischen den Politiken des Post-Washington-Konsensus und einer Form des 
ökonomischen Expansionismus, der auf staatliche Stimuli zur Aufrechterhaltung 
des Akkumulationsprozesses setzte. Im Ergebnis Nexibilisierte die Regierung 
die Regulation und verhinderte, dass sich die Türkei in deflationär wirkender 
Austeritätspolitik verfing (vgl. Gehring 2016: 373f.). 

Großprojekte in Stadterneuerung, Bau und Infrastruktur spielten fortan eine 
immer größere Rolle bei der Stimulation des lokalen Wirtschaftswachstums. 
Die dafür notwendigen Institutionen wurden zunehmend direkt an der Spitze 
der Exekutive angesiedelt und so dem Zugriff der regulären Regulierungsin- 
stanzen entzogen. Die seit der zweiten und vor allem ab der dritten (2011-15) 
AKP-Legislaturperiode zunehmenden „Sakralisierung“ der Rolle Recep Tayyip 
ErdoSans half, die graduelle Transformation der Wirtschaftspolitik gegen kon- 
kurrierende Institutionen in den Staatsapparaten abzusichern. Zudem spielte sie 
eine wichtige Rolle bei der Vermittlung der Wirtschaftspolitik, wurde Erdogan 
dochals charismatische Führungsfigur gezielt mit Großprojekten gleichgesetzt. 

Dank der unmittelbaren Verbindung zwischen Großprojekten und der re- 
gierenden AKP profitierten von dieser Wirtschaftspolitik in erheblichem Maße 
jene Fraktionen des kleineren und mittleren Kapitals, die eine wichtige soziale 
Basis der islamistischen Bewegung bildeten und deren Patronagenetzwerke 
stärkten. Zudem verfolgte die Regierung mit den Bauprojekten bewusst und 
offensiv hegemoniepolitische Ziele: Der Rekurs aufeine imaginierte osmanische 
Vergangenheit, der zugleich die republikanische Geschichte seit 1923 als eine 
kurzlebige Anomalie darzustellen versuchte, fand in den Bauprojekten seinen 
architektonischen Ausdruck. Die Betonung desosmanischen Erbes war Teil einer 
graduellen außenpolitischen Reorientierung, die durchaus pragmatische Gründe 
hatte: Seit der globalen Wirtschaftskrise war die Bedeutung ihrer mediterran- 
arabischen Nachbar_innen als Absatz- und Produktionsraum gewachsen (vgl. 
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TUIK 2015). Die türkische Außenpolitik knüpfte an ältere islamistische Kon- 
zeptionen an und präsentierte den eigenen Staat aufgrund seiner osmanischen 
Vergangenheit als kulturell authentischen Akteur in der Region. Eine fest in 
westliche Bündnisstrukturen eingebundene Türkei sollte zudem eine Chance 
für die Umsetzung westlicher Außenpolitik darstellen - wie nicht zuletzt die 
Verwendung kulturalistischer Brückenmetaphern der AKP zeigte. Für breite 
Teile der türkischen und kurdischen Bevölkerungbedeutete dieser in den Jahren 
kurz vor 2013 unter dem Namen „Neoosmanismus“ bekannt gewordene Ansatz 
eine Verschärfung nationalistischer konservativ-islamistischer Identitätspoli- 
tik (vgl. Saragoglu 2011) - insbesondere seit den Umstürzen in den arabischen 
Staaten, welche die AKP-Außenpolitik mehr oder minder erfolglos für sich zu 
instrumentalisieren versuchte (vgl. Gehring 2014). 


Fazit: Dynamik der Krise des autoritären Populismus 


Trotz mehrfacher Wiederwahl (2007, 2011) und einem Sieg beim Verfassungsre- 
ferendum von 2010 zeigen sich deutliche Grenzen in der historischen Expansivität 
des AKP-Projektes. Diese lagen strukturell vor allem in der Unfähigkeit, über 
einen längeren Zeitraum hinweg wachsende Zustimmung in der Bevölkerung 
zu organisieren. Der stark kulturalistisch gefärbte Anti-Establishment-Diskurs 
mochte in den frühen Jahren des AKP-Projektes noch Glaubwürdigkeit ent- 
faltet haben, mit jedem Jahr an der Regierung und in dem Maße, indem sie die 
Staatsapparate durchdrang, nutzte sich dieser Diskurs jedoch zunehmend ab. 
Seine Radikalisierung mochte bei den Kernunterstützer_innen Legitimität für 
eine weitere Forcierung islamistischer Identitäts- und Alltagspolitiken erzeugen, 
generierte jedoch erhebliche gesellschaftliche Spannungen. Die Entwicklung blieb 
allerdings aufgrund des liberalen Diskurses im Ausland der dortigen Öffentlichkeit 
zumeist vorborgen oder wurden als säkularistischer Absonderlichkeit denunziert*. 
Bezeichnenderweise wurde in der EU überhaupt erst die Möglichkeit einer auto- 
ritären Transformation der Türkei debattiert, als dieser Prozess bereits weit fortge- 
schritten war. Der autoritäre Populismus zeigte längst manifeste Krisentendenzen 
und reagierte darauf mit Methoden, die deutlich über ihn hinauswiesen. Erst die 
Niederschlagung der 2013 im Istanbuler Gezi Park ihren Ausgang nehmenden 
Juni-Revolte wurde in den westlichen Öffentlichkeiten als Beginn einer auto- 
ritären Wende bewertet. Diese aber hatte es schlicht nicht gegeben - vielmehr 
existierten über das AKP-Projekt und seine hegemonialen Kontinuitäten bis 


3 Exemplarisch: „Das Ayran-Komplott“, In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25.05.2013. 
S.6 
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dahin Illusionen. Ironischerweise begannen westliche Öffentlichkeiten über die 
autoritäre Entwicklung in der Türkei just erst ab dem Zeitpunkt zu diskutieren, 
als der Populismus der AKP aufgrund nachlassender hegemonialer Bindekraft in 
eine tiefe Krise geriet. Durch die Niederschlagung popularer Widerstände hatte 
er seinen eigenen Anspruch, oppositionell zu sein, nunmehr aufradikalste Weise 
selbst karikiert (vgl. Babacan 2013). Seit 2013 öffnete sich in der Türkei so der 
Raum für eine neue Konjunktur linker Strömungen, etwa der 2012 gegründeten 
Demokratischen Partei der Völker (HDP). Dieser gelang seit 2013 zunehmend 
ein Brückenschlag zwischen der kurdischen Bewegung und Teilen der türkischen 
Linken bis in das linksliberale Spektrum hin. In Folge zogdie HDP mit über 10 
Prozent der Stimmen im Sommer 2015 ins Parlament ein und gefährdete dort die 
Regierungsmehrheit der AKP. Doch der von der Regierung forcierte Verhand- 
lungsabbruch mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) schuf die Bedingungen 
dafür, die Krise durch eine noch radikalere Politik der ohnehin schon forcierten 
nationalistischen Polarisierungzu überwinden und den türkisch-kurdischen Bür- 
gerkrieg erneut zu entfachen (Geng/Karatepe 2014). 

Doch die Krise der AKP ist insofern auch eine anhaltende organische Kri- 
se, da der Anspruch der AKP, eine breite Bevölkerungsmehrheit politisch zu 
repräsentieren, mittlerweile an Glaubwürdigkeit verloren hat. Dieser Umstand 
gefährdet ihre Fähigkeit, die ökonomische Hegemonie der führenden Kapital- 
Fraktionen zu organisieren, während zugleich keine politische Kraft bereitsteht, 
dieses Erbe anzutreten. Der Übergangvon parlamentarischen zu dezisionistischen 
Formen der Ausübung von Staats- und Regierungsgewalt (Schmitt 1932: 15) 
vollzieht sich als Faschisierungsprozess samt umfassender Säuberungswellen. 
Die Bildung gegenhegemonialer Kräfte soll im Keim erstickt werden. Die CHP 
befindet sich im Zustand der beinahe völligen Paralyse, und die HDP ist durch 
scharfe Repression massiv geschwächt. Der Putschversuch im Juli 2016 offenbarte 
in drastischer Weise einen Verlust internationaler Reputation und die damit 
einhergehenden Spannungen innerhalb des herrschenden Machtblocks. In dieser 
Konstellation versucht die AK, eine Einheit innerhalb der politischen Rechten 
herzustellen, indem sie ihren bisherigen autoritär-populistischen Diskurs noch 
stärker türkistisch-nationalistisch auflädt. Dabei behält sie einerseits islamistische 
Argumentationsmuster bei, nähert sich jedoch andererseits dem nationalistisch- 
kemalistischen Lager an und stellt ihre bisherigen kemalismuskritischen Topoi 
zurück. Auf diese Weise sucht sie einen Anschluss an die türkisch-islamische 
Synthese der 1970er und frühen 1980er Jahre. Die Übernahme von genuinen In- 
halten der Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) verschränkt sie mit der 
Absorption dieser Partei durch organisatorische Kooptation (vgl. Babacan 2016). 
Kurz: Die „liberalen“ Momente ihres autoritär-populistischen Diskurses werden 
durch türkistisch-nationalistische ersetzt. Eine komplexe und widersprüchliche 
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Artikulation vereint nunmehr islamistische und (subaltern integrierte) rechts- 
kemalistische Topoi. Damit verbindet sie auf der bündnistaktischen Ebene die 
disparate türkische Rechte unter ihrer Führung. Die organisatorische Integration 
und Kooptation der verschiedenen Strömungen der politischen Rechten, der 
großen MHP und kleineren Vaterlandspartei (VP), wird wesentlich durch das 
dezisionistische Handeln Erdogans an den etablierten Strukturen der AKP vorbei 
vollzogen, die ihrerseits massiven Säuberungskampagnen unterworfen sind (vgl. 
Babacan 2016; Kayserioglu 2017) Doch bleibt der gegenwärtige Diskurs der 
AKP stark von kurzfristigen taktischen Erwägungen bestimmt und weist keine 
derart tiefe und organische Verankerung in der Gesellschaft auf, wie jener 2013 
implodierte autoritär-populistische Diskurs, der bis in das liberale Spektrum 
hinein wirkte. Dementsprechend fragil ist das derzeitige AKP-Regime. 
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1917: Erfahrung und Erinnerung 
Was bleibt von der Russischen Revolution?' 


Hundert Jahre nach der Russischen Revo- 
lution wurde seitens der politischen Füh- 
rungin Moskau alles getan, um eine Erin- 
nerungan deren Ursachen sowie die mit ihr 
verbundenen Hoffnungen zu vermeiden. 
Stattdessen stand letztes Jahr alles im Zei- 
chen von „Eintracht und Versöhnung“: Am 
4. November 2017 wurde an den Siegüber 
die polnische Besatzung Moskaus 1612 ge- 
dacht. Dieser beendete die damalige „Zeit 
der Wirren“, in der das Reich zu zerfallen 
und in die Hände auswärtiger Mächte zu 
geraten drohte. Auch die Revolution von 
1917 stellte nach Meinung der politisch 
derzeit maßgeblichen Kräfte eine „Zeit der 
Wirren“ dar. Dahinter steht die Angst, es 
könne in Russland erneut eine Revolution 
geben. Nur ein autoritärer, mächtiger Staat 
und ein russischer Nationalismus könnten 
dies verhindern. Es liegtaufder Hand, dass 
diese Sichtweise eine Geschichtsklitterung 
ist und Geschichte als Legitimation für 
heutige politische Interessen instrumenta- 
lisiert wird. Die Russische Revolution war 
nicht einfach nur eine „Zeit der Wirren“ 
oder ein „Betriebsunfall“ in der Geschichte 
Russlands. Vladimir I. Lenin antwortete 
im Januar 1923, bereits schwer erkrankt, 


1 Die folgenden Ausführungen sind aus 
mehreren Vorträgen hervorgegangen und 
stützen sich, auch wenn nicht in jedem 
Falldaraufhingewiesen wird, weitgehend 
auf Haumann 2016. 


mit seinem Artikel „Über unsere Revolu- 
tion“ trotzigden Kritikern des Umsturzes, 
in der damaligen aussichtslosen Lage sei 
gar nichts anderes übrig geblieben, als 
„auf revolutionärem Wege die Vorausset- 
zungen“ für ein besseres Kulturniveau und 
eine entwickelte Zivilisation „zu erringen“. 
Man sei nach dem Motto vorgegangen: 
„Zuerst stürzt man sich ins Gefecht, das 
Weitere wird sich finden“ (LW 33: 464f.). 
Und Rosa Luxemburg hatte ganz ähnlich 
schon 1918 - bei aller Kritik an einzelnen 
Maßnahmen und an der fehlenden Frei- 
heit auch „des anders Denkenden“ - in 
ihrer Analyse „Die russische Revolution“ 
hervorgehoben, dass die Bolschewiki dem 
internationalen Proletariat vorangegan- 
gen seien und als bis jetzt einzige ausrufen 
könnten: „Ich hab’s gewagt!“ (Luxemburg 
1968: 134, 141). Nach diesen Einschät- 
zungen war die Revolution ein heroischer 
Versuch, weitreichende Ziele zu verwirkli- 
chen. Zudem hat sie Russland tiefgreifend 
und darüber hinaus die Welt verändert 
— denken wir nur an die internationalen 
Beziehungen, an den Zweiten Weltkrieg, 
an den „Kalten Krieg“ und an das Ausei- 
nanderfallen der Welt in zwei Blöcke, das 
auch innenpolitisch im „Westen“ wie im 
„Osten“ große Wirkunghatte. Denken wir 
an die Politik im „Westen“, so zu handeln, 
dass die Menschen nicht die Alternative 
einer kommunistischen Ordnung für at- 
traktiver hielten. Oder an die zahlreichen 
sozialen Bewegungen und Aufstände, die 
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sich eben doch auf das Vorbild der Russi- 
schen Revolution bezogen (Deppe 2017: 
198f.). Denken wir aber auch daran, dass 
die Revolution schließlich in Gewalt und 
Terror unterging. Und schließlich: Denken 
wiran die großen Hoffnungen, Sehnsüchte 
und Erwartungen, die mit der Revolution 
verbunden waren. Was also bleibt von der 
Russischen Revolution? 


Verlauf und Ziele der Revolution 


Die Revolution wurde - zugespitzt for- 
muliert - dadurch verursacht, dass die 
verantwortlichen Träger des zaristischen 
Herrschaftssystems nicht mehr in der Lage 
waren, das gesellschaftliche Potenzial an- 
gemessen zu entwickeln. Während des 
Russisch-Japanischen Krieges 1904/05 
und während des Ersten Weltkrieges zeigte 
sich die Unfähigkeit der Regierung beson- 
ders deutlich. Die Autorität und Legitima- 
tion des Systems schwand. All dies leitete 
in die revolutionären Aufbrüche von 1905 
und 1917 über. 1905 gelang es noch nicht, 
die aufständische Arbeiterschaft mit den 
rebellierenden nationalen Gruppierungen 
und mit der erst allmählich erstarkenden 
Bewegung der Bäuerinnen und Bauern zu 
vereinen. Während des Ersten Weltkrie- 
ges wuchs aufgrund der Überlastung der 
Wirtschaft und der zunehmenden Nah- 
rungsmittelknappheitüberallim Land die 
Kritik am zaristischen System. Ende Feb- 
ruar 1917 gingen dann Demonstrationen 
in Petrograd - wie St. Petersburg damals 
hieß -, in denen nicht zuletzt Frauen eine 
bessere Lebensmittelversorgungforderten, 
in eine Revolution über. Im Jahr 1917 ver- 
einten sich - vorübergehend - Arbeiter-, 
Bauern-, Soldaten- und nationale Bewe- 
gungen (Haumann 2010: 251ff.) 

Die Forderungen der Massenbewe- 
gungen im Revolutionsjahr spiegeln diese 
Einheit und zugleich die Strukturprobleme 
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des Landes: Brot, Land, Freiheit, Arbei- 
terkontrolle oder gar Selbstverwaltung in 
den Betrieben, Frieden ohne Annexionen, 
nationale Selbstbestimmung, eine neue 
Verfassung - bis hin zu „Alle Macht den 
Räten“, den Sowjets. Mit der Februarrevo- 
lution standen diese Forderungen im Raum 
(vgl. zum Folgenden Altrichter 2017). Nach 
der Abdankung des Zaren hatte sich eine 
„Doppelherrschaft“ gebildet: Die Proviso- 
rische Regierung bestand vorwiegend aus 
Ministern des liberalen Lagers und führte 
die Staatsgeschäfte. Die Macht lagzunächst 
in den Händen des Petrograder Sowjets, 
des Rates der Arbeiter- und Soldatende- 
putierten, in dem anfangs meist parteilose 
Anhänger*innen gemäßigter sozialistischer 
Richtungen die Mehrheit hatten. Der So- 
wjet hätte auch die Regierungübernehmen 
können, verzichtete jedoch darauf: Nach 
traditioneller sozialistischer Vorstellung 
sollte erst einmal eine bürgerliche Demo- 
kratie mit kapitalistischer Wirtschaft das 
Land entwickeln, bevor sie vom Sozialismus 
abgelöst werden könne. Außerdem war man 
skeptisch, flächendeckend eine neue funkti- 
onierende Verwaltungaufbauen zu können. 
So befürwortete man eine Gewaltenteilung: 
Aufgrund seiner Autorität formulierte der 
Sowjet Grundsätze der Politik und kontrol- 
lierte die Regierung, die die notwendigen 
Maßnahmen im Einzelnen ergreifen sollte. 

Dieser „Doppelherrschaft“ gelang es 
aber nicht, die Forderungen der Massenbe- 
wegungen in praktische Politik umzuset- 
zen. Sie überließ die Entscheidungen über 
die wichtigsten Fragen der künftigen Ver- 
fassunggebenden Nationalversammlung, 
deren Wahl sie allerdings immer wieder 
hinausschob. Streiks und Demonstratio- 
nen häuften sich wieder. In den Dörfern 
verjagten die Bäuerinnen und Bauern 
vielerorts die Gutsbesitzer und verteilten 
deren Land unter sich. In vielen Regio- 
nen gärte es, die nationalen Bewegungen 
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meldeten nachdrücklich ihre Forderungen 
nach Selbstbestimmung an (Aust 2017: 
113ff.). Auch als Ende April 1917 nach 
einer Regierungskrise Vertreter des Sow- 
jets in die Regierung eintraten und damit 
die „Doppelherrschaft“ faktisch beendet 
wurde, änderte sich nichts Wesentliches. 
In der Bevölkerung wuchs die Unzufrie- 
denheit mit der Regierung und nun auch 
mit den gemäßigt-linken Parteien, die sie 
unterstützten. 

Nutznießer dieser Entwicklung waren 
die Bolschewiki, der radikale Flügel der 
russischen Sozialdemokratie, die sich später 
Kommunisten nannten. Als einzige größere 
Partei unterstützten sie die Forderungen der 
Massenbewegungen kompromisslos. An- 
fang Juli 1917 entlud sich die angespannte 
Lage in massenhaften Demonstrationen 
in Petrograd. Während bolschewistische 
Basisorganisationen diese Aktionen unter- 
stürzten, hielt die Parteiführung deren Zeit- 
punkt für verfrüht. Sie hatte auch die De- 
monstrationen nicht organisiert, stellte sich 
aber dann dennoch an die Spitze. Von ei- 
nem „Aufstand der Bolschewiki“ oder einer 
„Generalprobe für den Oktober“ kann also 
keine Rede sein. Nach der Niederschlagung 
wurden viele ihrer Aktivist*innen verhaftet 
oder mussten in den Untergrund gehen. 
Die Popularität der Bolschewiki stieg. Ihr 
Ansehen erhöhte sich weiter, nachdem der 
Oberbefehlshaber der russischen Truppen, 
General Lev G. Kornilov, Ende August ei- 
nen Putschversuch unternommen hatte, um 
„Autorität und Ordnung“ wiederherzustel- 
len. Um Herr der Lage zu werden, musste 
die Provisorische Regierung die Hilfe der 
Bolschewiki und ihrer Anhänger*innen in 
Anspruch nehmen. Die Regierung genoss 
kaum noch Vertrauen, während sich in den 
Sowjets, die sich in ganz Russland gebildet 
hatten, in raschem Tempo, wenngleich 
nicht konfliktfrei, die Mehrheitsverhält- 


nisse zugunsten der Bolschewikizu wandeln 
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begannen (Rabinowitch 2012; Aust 2017: 
125ff.; Grohmann/Haumann/Rappmann 
1979: 17E..). 

Die Bolschewiki waren 1917 eine 
verhältnismäßig demokratische Par- 
tei, nicht mehr die Splitterpartei von 
Berufsrevolutionär*innen, wie sie sich in 
der Illegalität und im Exil herausgebildet 
hatte. Nach der Volkserhebung im Feb- 
ruar waren zahlreiche neue Mitglieder 
in die Partei eingetreten. Bis zum Herbst 
1917 wuchs die Mitgliederzahl von etwa 
10.000 auf nahezu 400.000 Personen an 
und übertraf damit die der Menschewiki 
- des anderen Flügels der Sozialdemokra- 
tie -, die annähernd 200.000 zählten. Die 
größte sozialistische Partei blieben die vor 
allem in der Bauernschaft verankerten So- 
zialrevolutionäre mit rund einer Million 
Mitgliedern. Darüber hinaus gab es noch 
weitere kleinere Gruppierungen. In alldie- 
sen Parteien waren radikale und gemäßigte 
Kräfte vertreten. Deshalb kam es häufigzu 
vorübergehenden und wechselnden Bünd- 
nissen einzelner Teile quer zu den Parteien. 
Innerhalb der Bolschewiki wurden die Dis- 
kussionen über die politische Linie offen 
geführt, die Basisorganisationen in den 
Quartieren der Großstädte, in den Betrie- 
ben oder der Soldaten vertraten keineswegs 
immer die Meinung der Parteispitze. Und 
auch dort gab es genügend unabhängige 
Persönlichkeiten, sodass die Auseinander- 
setzungen vielfach zu unvorhergesehenen 
Ergebnissen führten (Rabinowitch 2012: 
XLIIIfF.; Smith 2011: 35, 39£.). 

Selbst Lenin war zwar eine der füh- 
renden Persönlichkeiten der Bolschewiki, 
aber keineswegs unumstritten. Inmanchen 
Abstimmungen erlitt er eine Niederlage, 
vielfach traf er auf massiven Widerstand. 
Nach der Niederschlagung des Kornilov- 
Putsches trat er dafür ein, sich mit den 
gemäßigten Sozialisten über die friedli- 
che Weiterentwicklung der Revolution zu 
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einigen. Nachdem dieser Versuch geschei- 
tert war, drängte er aus seinem Versteck 
zum Aufstand. Andere Mitglieder des 
Zentralkomitees waren dagegen. Die Ar- 
beiterschaft in den Städten radikalisierte 
sich derweilen zuschends und drohte, die 
Bolschewiki „links zu überholen“. Inzwi- 
schen hatte auch der Petrograder Sowjet 
LevD. Trockijzum Vorsitzenden gewählt, 
der erst im Juli 1917 den Bolschewiki bei- 
getreten war. Ihm gelang es, die Voraus- 
setzungen für den Aufstand zu schaffen. 
Unter seinem Einfluss bildete der Sowjet 
am 9. Oktober 1917 ein Militärisches Re- 
volutionskomitee. Den Vorsitz übernahm 
ein Mitglied der Linken Sozialrevolutio- 
näre, die sich von den Sozialrevolutionä- 
ren wegen deren Zusammenarbeit mit der 
Regierung abgespalten hatten. Aufgabe 
des Komitees sollte es sein, die Revolution 
gegen alle Angriffe zu verteidigen. 
Hinter diesen Beschluss konnte das 
Zentralkomitee der Bolschewiki nicht zu- 
rückfallen. Folgerichtig stimmte es am 10. 
Oktober 1917 Lenin zu. Damit waren die 
Kontroversen aber nicht beendet; Lenins 
Widersacher brachten die Aufstandspläne 
sogar an die Öffentlichkeit. Doch dann 
eskalierte die Situation: Am 24. Oktober 
gingdie Provisorische Regierungzum An- 
griff über, um den Zweiten Allrussischen 
Sowjetkongresses zu verhindern. Sie ver- 
bot Zeitungen der Bolschewiki und gab 
Truppen den Befehl, strategisch wichtige 
Punkte in ihre Gewalt zu bringen. Diese 
verweigerten jedoch überwiegend den Ge- 
horsam. Daraufhin besetzten bewaffnete 
Einheiten des Militärischen Revolutions- 
komitees, das weitgehend die Befehlsgewalt 
über die Petrograder Garnison an sich ge- 
bracht hatte, und der Bolschewiki in der 
Nacht vom 24. auf den 25. Oktober die 
wichtigsten Gebäude der Stadt. Am frü- 
hen Morgen des 26. Oktober verhafteten 


sie die meisten Regierungsmitglieder (zur 
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Topographie des Umsturzes Schlögel 2017: 
syf.). 

Der Oktoberumsturz war zwar keine 
Folge von Demonstrationen und eines 
Generalstreiks wie die Februarrevolution, 
sondern eine gezielte Aktion bewaffneter 
Arbeiter*innen und Soldaten unter der Lei- 
tung von Bolschewiki und mit ihnen ver- 
bündeter Kräfte. Aber es war eine vorab in 
der Öffentlichkeit diskutierte Aktion, die 
unter dem Druck der Massenbewegungen 
zustande gekommen war, also keineswegs 
eine geheime Verschwörung, ein Putsch 
oder ein Staatsstreich.” Und unmittelbar 
nach dem Umsturz erfüllten der Zweite 
Allrussische Sowjetkongress und der pro- 
visorische Rat der Volkskommissare - die 
neue Regierung - die erwähnten zentralen 
Forderungen der Massenbewegung, zu- 
mindest auf dem Papier: mit dem Dekret 
über Grund und Boden, mit dem Dekret 
über den Frieden, mit der Deklaration über 
die Rechte der Völker Russlands, mit dem 
Dekret über die Arbeiterkontrolle. Auch 
die Verfassunggebende Nationalversamm- 
lungwurde am 12. November 1917 gewählt 
und trat am 5. Januar 1918 zusammen. 
Allerdings waren vor allem auf dem Land 
die neuen Gegebenheiten noch gar nicht 
im Einzelnen bekannt. So erhielten die 
Sozialrevolutionäre die meisten Stimmen, 
ihre Spaltung hatte sich noch nichtüberall 
herumgesprochen. Mit großem Abstand 


2 Ein Staatsstreich zeichnet sich dadurch 
aus, dass er von Inhabern der Staatsgewalt 
oder Trägern staatlicher Funktionen, z.B. 
Offizieren, durchgeführt wird. Ein Putsch 
geht von einer kleinen Gruppe außerhalb 
des Staatsapparates aus und erfolgt in der 
Regel ohne vorherige Diskussion in der 
Öffentlichkeit. Vgl. Bayer/ Wende 1995: 
452,520. Anders etwa Hildermeier 2017: 
9: Er bezeichnet den Oktoberumsturz als 
Staatsstreich und Putsch. 
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folgten die Bolschewiki an zweiter Stelle. 
Als die Mehrheit der Versammlung es ab- 
lehnte, die ersten Dekrete der Sowjetmacht 
überhaupt zu beraten, löste die Regierung, 
eine Koalition von Bolschewiki und Lin- 
ken Sozialrevolutionären, sie auf. Der 
Dritte Sowjetkongress erklärte im Januar 
1918 das Land zur Sowjetrepublik (Hau- 
mann 2010: 325ff.). 

Damit hatten die Bolschewiki und ihre 
Verbündeten die Brücken hinter sich ab- 
gebrochen. Im Grunde war die Entschei- 
dung für den Versuch, eine sozialistische 
Gesellschaftsordnung zu errichten, schon 
gefallen, als die Koalitionsgespräche zwi- 
schen den Bolschewiki und den anderen 
sozialistischen Parteien am gegenseitigen 
Argwohn und an unerfüllbaren Forde- 
rungen scheiterten. Die Menschewiki und 
Sozialrevolutionäre verlangten, die Bol- 
schewiki sollten den Aufstand rückgängig 
machen, die Arbeiter*innen müssten sich 
den Truppen der Provisorischen Regierung 
ergeben, Lenin und Irockij dürften keines- 
falls einer neuen Regierungangehören. Das 
war unannehmbar, ebenso wie umgekehrt 
ein Ultimatum der Bolschewiki zur voll- 
ständigen Anerkennung des Umsturzes. 
Lenin reagierte ohnehin unversöhnlich, 
weiler die Ablehnung seines Angebotes zur 
Zusammenarbeit nicht vergessen hatte. Am 
2. November 1917 sprach die Mehrheit des 
Zentralkomitees in einem Beschluss erst- 
mals von einer „sozialistischen Revolution“ 
und trat damit die Flucht nach vorn an. 
Selbst ein Rücktritt führender Bolschewiki, 
die eine breite Grundlage einer Sowjetre- 
gierung befürworteten, aus dem Rat der 
Volkskommissare und dem Zentralkomitee 
konnte keine Wende mehr erreichen (Groh- 
mann/Haumann/Rappmann 1979: 38f.; 
Pietsch 1969: 67ff.). Auch das damals unter 
Sozialisten und sogar innerhalb der bolsche- 
wistischen Partei erörterte Modell einer 
Verbindung von direkter Rätedemokratie 
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und repräsentativer parlamentarischer 
Demokratie war nun nicht mehr möglich. 
Ein solches Modell hätte auf den russischen 
Traditionen der lokalen und regionalen 
Selbstverwaltung aufbauen und diese mit 
einer gesamtstaatlichen Organisationsform 
kombinieren können (Koenen 2017: 77]; 
Figes 2015: 122; vgl. Ulrich 2006). Was 
dann kam, entsprach zunächst nicht den 
Hoffnungen, wie sie in der Bevölkerung 
verbreitet waren. Die ersehnte Weltrevolu- 
tion - und damit eine breite internationale 
Unterstützung - blieb aus (Albert 2017). 
Stattdessen folgten der Diktatfrieden von 
Brest-Litovsk, das Ausscheiden der Lin- 
ken Sozialrevolutionäre aus der Regierung 
und ihr Konflikt mit den Bolschewiki, 
der zu ihrer Zerschlagung führte (Häfner 
1994), der mehrjährige Bürgerkrieg mit 
zahlreichen Opfern und unvorstellbaren 
Grausamkeiten, mit „weißem und rotem 
Terror“, das militärische Eingreifen mehre- 
rer ausländischer Mächte, ein dramatischer 
wirtschaftlicher Niedergang, Hunger und 
Seuchen, Elend und Not (Rabinowitch 
2010; Narskij 2010). 


Anspruch und Wirklichkeit 


Und doch blieben die Ideen von 1917 le- 
bendig. 1918 entschied sich die Kommunis- 
tische Partei, wie sich die Bolschewiki seit 
diesem Jahr nannten, nach heftigen Dis- 
kussionen, den Sozialismus unmittelbar, 
ohne Umwege über (staats-) kapitalistische 
Formen, aufzubauen. Damit hatten sich 
die „linken Kommunisten“ durchgesetzt, 
die den Arbeiter „zum Subjekt der Orga- 
nisation der Produktion und Arbeit“ ma- 
chen wollten und verlangten: „Entweder 
werden Sozialismus und die sozialistische 
Organisation der Arbeit vom Proletariat 
aufgebaut, oder sie werden überhaupt nicht 
aufgebaut [...]“ (Osinskij 1967: 104, 110). 
Sie wollten bei der Verfügungsmacht der 
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Produzent*innen über ihre Produktion 
und Produktionsmittel ansetzen, um die 
Welt zu verändern. Um diesen Anspruch 
symbolisch auszudrücken, der dann durch 
die Bürgerkriegszeit verzerrt worden sei, 
bürgerte sich für die folgende Periode der 
Begriff „Kriegskommunismus“ ein (Hau- 
mann 1975; 1973). 

Mit zahlreichen Maßnahmen wurde 
versucht, so viel wie möglich von den ur- 
sprünglichen Absichten zu verwirklichen 
(Haumann 1973; 2010; Altrichter 1986; 
Altrichter/Haumann 1987). Ebenso war 
der Ansatz, an den Lebenswelten der Men- 
schen anzuknüpfen, keineswegs verschwun- 
den. Um ein Beispiel zu nennen: Zwar 
überwog nach dem Bruch mit den Linken 
Sozialrevolutionären und unter dem Druck 
des Bürgerkrieges die Auffassung, zur Ver- 
sorgung der Bevölkerung seien die Lebens- 
mittelprodukte der Bauern auch gewaltsam 
zu beschlagnahmen. Doch daneben liefen 
Bestrebungen weiter, in den Dörfern über 
Landsmannschaften von Fabrikarbeitern 
mit bäuerlicher Herkunft oder über „Sek- 
ten“ mit urchristlich-urkommunistischen 
Überzeugungen vom Gemeineigentum am 
Boden und von gemeinschaftlicher Produk- 
tion Verbündete für sozialistische Ziele zu 
gewinnen und ihnen nicht Konzepte „von 
außen“ überzustülpen (Müller 1987; Hau- 
mann 2012a: 166ff.; 1993). 

Auch die Vorstellungen von politischer 
Autonomie und Selbstverwaltung gingen 
nicht völlig verloren. Einen bislang viel 
zu wenig gewürdigten Höhepunkt des 
Bestrebens, wieder zu den Ideen von 1917 
zurückzukehren, bildete die Neunte Kon- 
ferenz der Kommunistischen Partei 1920, 
zugleich ein Höhepunkt der innerparteili- 
chen Demokratie, die es damals noch gab. 
Vorrechte für Parteimitglieder sollten ab- 
geschafft, ein regelmäßiges Rotationssys- 
tem für die Funktionär*innen eingeführt 


werden. Repressalien gegen Mitglieder, die 
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von der herrschenden Meinungabwichen, 
wurden untersagt und die innerparteiliche 
Kritik ermuntert; zu diesem Zweck gab 
man etwa ein besonderes Diskussionsblatt 
heraus (Daniels 1962: 144ff.; Haumann 
1983: 678). Parallel dazu diskutierten 
kommunistische Oppositionsgruppen 
vor allem auf dem linken Flügel, aber auch 
andere politische Kräfte, wie denn eine 
„Selbstorganisation der Arbeiterklasse“, 
eine Demokratie der Produzent*innen, 
eine Neubelebung der Sowjets oder eine 
Dezentralisierung der Staatsmacht erreicht 
werden könnten (Haumann 2010: 339ff.). 

Aufgrund einer schweren Wirtschafts- 
und Hungerkrise 1921/22 brachen die 
weit gespannten Hoffnungen zusammen. 
So konnte das Meiste nicht verwirklicht 
werden, oder verkehrte sich sogar ins 
Gegenteil. Dennoch lohnt es sich, an die 
Utopienfür eine zukünftige Gesellschaft zu 
erinnern: etwaeine voll elektrifizierte und 
automatisierte Wirtschaft, in der es keinen 
Hunger, kein Elend und keine Ausbeu- 
tung mehr gibt, eine Gesellschaft, die sich 
selbst verwaltet und ohne Staat auskommt, 
Ideen einer Weltgemeinschaft (Aust 2017: 
219.; Albert 2017), ein allseitig gebilde- 
ter und gesellschaftlich engagierter „neuer 
Mensch‘, die Überwindungdes Todesoder 
die Eroberung des Kosmos (Haumann 
2016: 139ff., 157ff.). Sie können uns noch 
immer anregen, selbst über die Gestaltung 
der Zukunft nachzudenken. 

Damals standen einer Umsetzung der 
emanzipatorischen Ziele allerdings nicht 
nur die militärischen Erfordernisse des Bür- 
gerkrieges und die dadurch begünstigten 
Tendenzen zur Zentralisierung und poli- 
tischen Straffung entgegen, die die Unter- 
drückungvon Gegnern einschloss. Wichtig 
war auch der „subjektive Faktor“. Bei den 
Spitzenfunktionär*innen der Partei waren 
Prägungen aus der Zeit der Untergrund- 
arbeit und des Exils vor der Revolution 
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spürbar. Der Druck ständiger Überwa- 
chung und Verfolgung, die Isolierung in 
kleinen Gruppen, abgeschnitten von fun- 
dierten Informationen, die revolutionäre 
Ungeduld, endlich die gesellschaftlichen 
Verhältnisse umstürzen zu können, die 
Enge, unter der die Diskussionen geführt 
werden und die Vorbereitungen für die Ak- 
tivitäten laufen mussten, brachten es mit 
sich, verbohrt auf dem eigenen Standpunkt 
zu beharren, kleinlich und rechthaberisch 
zu streiten, misstrauisch andere zu beob- 
achten - es könnte ja ein Spitzel darunter 
sein -, schließlich Entscheidungen in einem 
kleinen Kreis von Vertrauten zu fällen und 
dann von oben nach unten durchzusetzen 
(Haumann 2016: 55ff.). Die Denk- und 
Verhaltensweisen, die sich dabei heraus- 
bildeten, begünstigten es nicht, auf die 
vielfältigen Lebenswelten der Menschen in 
Russland einzugehen sowie demokratischen 
Entscheidungsprozessen von unten nach 
oben mit Offenheit, Reflexion und An- 
erkennung anderer Standpunkte oder gar 
deren Übernahme den Vorrang zu geben. 
Als mindestens ebenso wichtig erwies 
es sich, dass die Massenbasis für die Unter- 
stützung der Ziele nicht mehr vorhanden 
war (vgl. Kasakow 2017). Im Laufe des 
Jahres 1917 hatten die Losungen der Bol- 
schewiki breiten Anklang gefunden, und 
unmittelbar nach dem Oktoberumsturz 
hatte sich ein deutlicher Schwung für einen 
raschen Aufbau des Sozialismus entfaltet. 
Doch in den folgenden Jahren bröckelte die 
Unterstützung, Viele Menschen waren ent- 
täuscht, dass die neue Gesellschaft aufsich 
warten ließ und stattdessen der Alltag im- 
mer trostloser wurde. Andere waren gerade 
von diesem Alltag erdrückt, sodass sie gar 
nicht mehr an Utopien denken konnten. 
Vorallem jedoch war ein Großteil derer, die 
sich bewusst für die revolutionären Ziele 
eingesetzt hatten, im Bürgerkrieg oder 
durch Seuchen umgekommen (Aust 2017: 
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196ff.; Haumann 1974: Alff., 143ff., 182ff.; 
1983: 691). Von den „neuen Menschen‘, 
deren Bewusstsein und Tatkraft notwen- 
dig waren, gab es noch viel zu wenige (vgl. 
Adamczak 2017). 

Lenin stellte Ende 1920 fest, „dass unser 
Staat ein Arbeiterstaat mit bürokratischen 
Auswüchsen ist“ (LW 32:7). Und Aleksan- 
dra M. Kollontaj legte - wie viele andere 
aus den innerparteilichen Oppositions- 
gruppen - 1921 den Finger in die Wunde, 
wenn sie schrieb, dass die Arbeiter*innen 
nicht mehr das Rückgrat des Sowjet- 
staates bilden und in immer geringerem 
Maße die Politik bestimmen würden. Der 
entstandene bürokratische Apparat und 
der „Geist des Bürokratismus“ förderten 
„Obrigkeitsdenken und Funktionärskult“ 
statt Eigeninitiative. Diese sei notwendig, 
damit die Produzent*innen selbst die neue 
Gesellschaft und damit den Sozialismus 
aufbauen könnten (Kollontaj 1967: 235). 
Verbunden damit war die Frage, wie vor 
diesem Hintergrund die wirtschaftlichen 
Probleme gelöst werden sollten. Während 
des „Kriegskommunismus“ war die Sowjet- 
macht zum „Schuldner der Bauern“ gewor- 
den, wie sich Lenin 1920 ausdrückte (LW 
31: 502). Dieser mit Gewalt verbundene 
nicht-äquivalente Austausch zwischen 
industriellen und landwirtschaftlichen 
Gütern, zwischen Stadt und Land, sollte in 
äquivalenten Warenaustausch übergehen 
und schließlich, wenn der Kommunismus 
erreicht sei, in einen „unmittelbaren Pro- 
duktenaustausch“ münden (Haumann 
1973: 792fF.; 1974: 196ff.). 1921 mussten 
sich die Bolschewikieingestehen, dass diese 
Konzeption gescheitert war (vgl. LW 33: 
76f.). Man musste nun einen Umwegzum 
Sozialismus einschlagen, aber die Kernfra- 
gen blieben bestehen: Auf welcher sozialen 
Grundlage sollten Gesellschaft und Staat 
errichtet und wie sollte das Verhältnis 
zwischen Stadt und Land gestaltet werden? 
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Die internationale Einkreisung der So- 
wjetrepublik wie die skizzierten inneren 
Bedingungen förderten ein Denken, sich 
in einer „belagerten Festung“ zu befin- 
den, aus der man sich nur unter Einsatz 
aller Mittel befreien könne (LW 28: 62; 
Kritzman 1971: 122f.; Haumann 1983: 
627, 643, 660, 706). Damit stellt sich auch 
die Frage nach der Gewalt, die mit der Re- 
volution einherging. Lesen wir den 1929 
erstmals veröffentlichten und vor kurzem 
wiederentdeckten Roman des ehemaligen 
Sozialrevolutionärs Michail Ossorgin Eine 
Straße in Moskau, so liegt es nahe, in der 
Erschießung von Unschuldigen während 
des Bürgerkrieges die Wurzel des Übels zu 
sehen, von den Idealen der sozialistischen 
Revolution abzuweichen. Die Macht kehrte 
wieder, „zugeknöpft in Uniformmantelund 
Lederjacke“ (Ossorgin 2016: 323). 

Ursprünglich traten Bolschewiki 
durchaus auch für Andersdenkende ein. 
Ein Beispiel ist Lev D. Trockij: Im Juli 1917 
hatteer Viktor M. Cernov, den Führer der 
Sozialrevolutionäre und Minister in der 
Provisorischen Regierung, unter Einsatz 
seines Lebens vor der Wut demonstrieren- 
der Matrosen gerettet. Anfang Januar 1918 
wurden jedoch zwei chemalige Minister, 
die verhaftet worden waren und krank im 
Gefängniskrankenhaus lagen, Opfer einer 
Lynchjustiz. Selbst die Entrüstung Lenins 
über die Tat konnte nicht verhindern, 
dass in der radikalisierten, aufgeheizten 
Atmosphäre der Prozess gegen die Mör- 
der niedergeschlagen wurde. Das konnte 
als indirekte Billigung des Verbrechens 
verstanden werden (Haumann 2016: 86). 
Sosah es auch der Volkskommissar für das 
Justizwesen in der Koalitionsregierungvon 
November 1917 bis März 1918, der Linke 
Sozialrevolutionär Isaak Z. Stejnberg. Er 
hatte bereits nach der Februarrevolution 
die wachsende Gewaltbereitschaft, die 
„Akte politischer Selbstjustiz“, beklagt. 
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Im Amt versuchte er nachdrücklich, dieser 
Entwicklung nach der Oktoberrevolution, 
willkürlich Rache und Vergeltungzu üben, 
Einhalt zu gebieten, fand jedoch kaum Ge- 
hör (Steinberg 1981: 30; Wallat 2013). Spä- 
ter blieb es nicht bei solchen Einzelfällen. 


Die Bedeutung der Gewalt 


In Boris Pasternaks berühmtem Roman 
„Doktor Zivago“ erklärt Jurij Zivago, der zu- 
nächst mit der Revolution sympathisierte: 
„Meine Haltung ist durchaus revolutionär, 
aber heute denke ich, dass man mit Gewalt- 
anwendungüberhaupt nichts erreicht. Zum 
Guten muss man durch Gutes geführt wer- 
den“ (Pasternak 1958: 311; vgl. Guski 2007: 
422£.). Viele Menschen empfanden die von 
der Staatsmacht geduldete oder gar geför- 
derte Gewalt als einen Bruch mit den revo- 
lutionären Zielen. Die Bolschewiki hatten 
kein konkretes Konzept, welche Rolle die 
Gewaltbeim Aufbau der neuen Gesellschaft 
spielen sollte. Der Rechtsstaat galt ihnen als 
eine „bürgerliche“ Errungenschaft, und sie 
sahen offenbar nicht, wie notwendig erst 
einmal die Verfestigung rechtsstaatlicher 
Normen war, um auf dieser Grundlage ein 
neues, sozialistisches Rechtssystem zu er- 
richten. Auf Vorhaltungen, die Bolschewiki 
sollten der Willkür ein Ende setzen, dem 
Recht Geltung verschaffen und nicht „den 
Sozialismus durch Abwürgen der Freiheit“ 
einführen (Korolenko 1993: 71), verwie- 
sen führende Kommunisten darauf, dass 
die Verhältnisse dies nicht zuließen. Man 
sei keineswegs blutgierig (cbd.: 124f., 122) 
und „unserem Ideal nach gegen jede Ge- 
waltanwendunggegenüber den Menschen“ 
(Gorki 1973: 53f., vgl. 45£.). Aber unter den 
gegebenen Umständen könne man nicht 
großmiütig sein, sondern müsse zuschlagen. 
Wenn sich die Verhältnisse gebessert hätten, 
werde man zu den ursprünglichen Zielen 


zurückkehren (vgl. Trotzki 1924). 
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Doch das Rad ließ sich nicht einfach zu- 
rückdrehen. Die Bolschewiki orientierten 
sich an Marx’ Einschätzung: „Die Gewalt 
ist der Geburtshelfer jeder alten Gesell- 
schaft, die mit einer neuen schwanger geht“ 
(MEW 23: 779). Die Verantwortlichen im 
Partei- und Staatsapparatließen deshalb der 
Gewalt zunächst weitgehend ihren Lauf, 
in der Erwartung, dadurch würden nicht 
nur Gegner der Revolution eingeschüchtert 
oder ausgeschaltet, sondern auch die alten 
Strukturen zerstört. In diesem Rahmen 
gingen dann auch die neuen Behörden 
gegen tatsächliche oder vermutete Gegner 
der Revolution vor. Nach wie vor gab es 
allerdings keine einheitliche Linie (vgl. 
Lorenz 1967; Haumann 1983: 5Y5ff.; 
2010: 342). Vorstellungen einer gewalt- 
samen und einer friedlichen Entwicklung 
der Revolution finden sich nebeneinander. 
Auch während des „Kriegskommunismus“, 
des Bürgerkrieges und der bewaffneten 
Auseinandersetzungen auf dem Land, 
als staatliche Kommandos Getreide be- 
schlagnahmten und die Bäuerinnen und 
Bauern zunehmend Widerstand leisteten, 
gab es immer wieder Versuche, willkürli- 
che Gewalthandlungen zu unterbinden 
und geregelte Verfahren einzuführen (z.B. 
Tschudi 2004: 82). Aber insgesamt wurde 
das Problem nicht ernst genuggenommen, 
die Befürworter eines Weges, weniger mit 
Gewalt als durch eine gesellschaftlich 
breit verankerte Politik den Sozialismus 
aufzubauen, konnten sich nicht durch- 
setzen. Der Zerfall staatlicher Ordnung 
bereitete den Weg für Vorstellungen, nur 
durch eine „harte Hand“ könne das Land 
regiert werden. 

Darüber hinaus blieben die Gewalter- 
fahrungen der Kriege nicht folgenlos: Mit 
Erstem Weltkrieg, Bürgerkriegund auslän- 
dischen Interventionen, Bauernaufständen 
und Kronstädter Aufstand bestimmten 
kriegerische Vorgänge ununterbrochen 
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zwischen 1914 und 1921 die Lebenswel- 
ten der Menschen. Die Rote Armee diente 
auch als Instrument der Erziehung, Diszi- 
plinierung und „Zivilisierung“ vor allem 
bäuerlicher Massen, als Mittel der Propa- 
ganda, Popularisierung von Wissen und 
Aufklärung. All dies bewirkte eine Mili- 
tarisierung beinahe aller Lebensbereiche. 
Nachdem schon die Gesellschaft im Zaren- 
reich in hohem Maße von Zwangund Un- 
terdrückungbestimmt gewesen war, ergriff 
nun das Gewalthafte mehr und mehr Besitz 
von einem Großteil der Bevölkerung (vgl. 
Kuhr-Korolev/Plaggenborg/Wellmann 
2001; Popoff 2010). 

Immer wieder gab es Ansätze, die die- 
ser Tendenz entgegenliefen. Es führte kein 
geradliniger Weg in den Stalinismus. Die 
zahlreichen Alternativen zur durchgesetz- 
ten Politik scheiterten in der Regel nicht, 
weil sie unrealistisch waren, sondern weil 
sie in der jeweiligen Situation nicht ange- 
messen schienen. Das gilt für die Bereit- 
schaft führender Bolschewiki, die Macht 
wieder abzugeben, wenn keine Regierung 
sämtlicher sozialistischer Parteien zu- 
stande komme oder wenn die Sowjetmacht 
in einem revolutionären Krieg gegen das 
Deutsche Reich - statt den demütigen- 
den Friedensvertrag zu unterschreiben 
- eine Niederlage erleide. Das gilt für die 
Forderungen der linkskommunistischen 
Oppositionsgruppen, wieder zu den Ideen 
von 1917 zurückzukehren und den Büro- 
kratismus abzubauen - Forderungen, die 
in unterschiedlichen Konstellationen von 
1918 bis 1929 erhoben wurden. Ebenso 
gilt dies für die vielen Vorschläge, eine 
„friedliche“, demokratische Entwicklung 
hin zum Sozialismus einzuschlagen, eine 
offene Kulturpolitik oder eine andere 
Wirtschaftspolitik zu betreiben, bis hin 
zu alternativen Konzepten einer Kollek- 
tivierung gegen Ende der 1920er Jahre 
(Haumann 1983; 2010: 336ff.). 
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Aber im Konfliktfall setzten die Bol- 
schewiki häufig auf Gewalt. Eigentlich 
hatten die Bolschewiki - wie die gesamte 
Sozialdemokratie - auf einen langen 
Kampf, auf die Massenbewegung, auf 
Aufklärung und auf Parteien gesetzt 
(Haumann 2010: 272ff.). Die Neigung 
zur gewaltsamen Konfliktlösung wurde 
jedenfalls durch die erwähnten Prägun- 
gen im Exil und im Untergrund begüns- 
tigt. Schnell waren die Bolschewiki somit 
bei der Hand, Andersdenkende als die 
„Anderen“, als „Konterrevolutionäre“ zu 
erklären, die als Feinde bekämpft werden 
müssten. Obwohl einige Bolschewiki im- 
mer wieder in kritischen Situationen fähig 
waren, sich auf die Wünsche großer Teile 
der Bevölkerung einzustellen, ihre Politik 
zu ändern und auch ihre theoretischen 
Anschauungen entsprechend anzupassen, 
verwandelte sich die Überzeugung, die 
Vernunft und die Wissenschaft auf ihrer 
Seite zu haben, allmählich in einen „My- 
thos von der eigenen Unfehlbarkeit“, wie 
sich Jurij Zivago ausdrückt. Damit kehrten 
die „Machtmenschen [...] der Wahrheit 
den Rücken“ (Pasternak 1958: 309). Und 
im Rückblick lässt Boris A. Pil’njak, ein 
revolutionärer Schriftsteller, aber Gegner 
der kommunistischen Macht, in seinem 
Roman Der Salzspeicher einen verbannten 
Revolutionär die zukünftige Gesellschaft 
mit den Worten schildern: „Alle werden 
Genossen sein, und alle, die das anfangs 
nicht wollen, die sperren wir ins Irrenhaus 
[...]“ (Pilnjak 1993: 102). Dies traf im Kern 
durchaus eine verbreitete Gesinnung, die 
sich auch in praktisches Handeln umsetzte. 


Die Analogie zur Französischen 
Revolution 


Es gab kein Vorbild einer sozialistischen 
Revolution, auf das sich die Bolschewiki 
stützen konnten. Fast schon schematisch 
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orientierten sie sich vielfach bei ihren 
Maßnahmen während des „Kriegskom- 
munismus“ an noch sehr skizzenhaften 
Überlegungen von Marx zur Gestaltung 
der zukünftigen Gesellschaft (MEW 19: 
18ff., 28; Grohmann/Haumann/Rapp- 
mann 1982: 90fF.). Dastrafsich mit ihrem 
Anspruch, Politik wissenschaftlich zu be- 
gründen, und beinhaltete die Vorstellung, 
man könne Gesetzmäßigkeiten in der Ge- 
schichte feststellen. Deshalb setzten füh- 
rende Bolschewiki die Ereignisse in eine 
Beziehung zur Französischen Revolution 
sowie zur Pariser Commune von 1871, die 
Frankreich in einen Bund souveräner Ge- 
meinden hatte umwandeln wollen - etwa 
Lenin in der 1917 verfassten, Fragment 
gebliebenen Schrift Staat und Revolution 
(LW 25: 393.) 

Mit der Hinwendung zu den französi- 
schen Revolutionen als Bezugspunkt und 
Bestätigung ging unter den Bolschewiki 
auch die Meinung einher, Gewalt gegen 
die Gegner der Revolution sei nicht zu 
vermeiden, während es gleichzeitig darauf 
ankomme, einer Fehlentwicklung der Re- 
volution, die deren Ziele in ihr Gegenteil 
verkehre und die „permanente Revolu- 
tion“ verhindere, rechtzeitig entgegenzu- 
wirken. Die Abläufe von der Februar- zur 
Oktoberrevolution verglich man mit den 
Geschehnissen in Frankreich - von der 
Volksrevolution mit dem Sturm auf die 
Pariser Bastille am 14. Juli 1789 über den 
Zug der Frauen nach Versailles am 6. Ok- 
tober desselben Jahres, über den Sturz 
der gemäßigten Girondisten 1793 bis zur 


3 Am 74. Tagnach der Oktoberrevolution 
soller vor dem Petrograder Winterpalast 
vor Freude getanzt haben, weil damit die 
Dauer der Commune überschritten war 
— für ihn ein Zeichen, dass der Sozialis- 
musin Russland tatsächlich eine Zukunft 


habe (Ross 2016: 395). 
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Herrschaft der radikalen Jakobiner und 
den Aktivitäten der Sansculotten. Der 
folgende zerreur Maximilien Robespierres 
und seiner Anhänger*innen, dem unzäh- 
lige Menschen zum Opfer fielen, erschien 
als notwendiger Bestandteil des revolutio- 
nären Prozesses. Entsprechend wurde die 
„Diktatur des Proletariats“ in Russland als 
Übergangsphase zur Sicherung der neuen 
Ordnung verstanden. Deshalb sah man es 
fast als historisch zwingend an, zum Mit- 
tel des „roten Terrors“ zu greifen (Trotzki 
1990: u.a. 49£., 64; vgl. Kautsky 1919). 

Die Analogie ging noch weiter: Am 9. 
Thermidor (dem „Hitzemonat‘“) des Jahres 
Il nach revolutionärem Kalender“, also am 
27. Juli 1794 nach der üblichen Zeitrech- 
nung, wurden Robespierre und damit die 
Jakobinerherrschaft gestürzt. Die Bolsche- 
wiki betrachteten diesalsden Wendepunkt 
der Revolution, dem die Reaktion und blu- 
tige Racheakte an den zuvor Herrschenden 
folgten. Am 9. November 1799, dem 18. 
Brumaire (dem „Nebelmonat“) des Jahres 
VIII, kam Napoleon Bonaparte an die 
Macht. 1804 krönte er sich zum Kaiser der 
Franzosen, ganz Europa wurde in dieser 
Zeit bis 1815 von Kriegen überzogen. Am 
2. Dezember 1852 beendete Napoleon II. 
mit einem Staatsstreich, sozusagen in einer 
Wiederholung des „18. Brumaire“, die Re- 
volution von 1848 in Frankreich. 

Viele Bolschewiki kannten Karl Marx’ 
Analyse dieser Vorgänge, die er mit der be- 
rühmten Formulierung eingeleitet hatte, 
„alle großen weltgeschichtlichen Ereignisse 
und Personen“ ereigneten „sich sozusagen 


4 1793, nach Verabschiedung der republi- 
kanischen Verfassung, wurde ein neuer 
Kalender mit veränderten Monatsnamen 
und einer anderen Zählung eingeführt, 
der rückwirkend am 22.9.1792 begann. 
Napoleon schaffte ihn Ende 1805 wieder 
ab. 
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zweimal [...]: das eine Mal als Tragödie, 
das andere Mal als Farce“ (MEW 8: 115). 
Einen „Ihermidor“ und einen „Brumaire“ 
der Russischen Revolution wollten sie 
mit allen Mitteln verhindern. Mehrfach 
wurde erörtert, ob nicht die Krisen in 
der Geschichte der jungen Sowjetmacht 
jeweils ihren „Ihermidor“ einleiten könn- 
ten. Und selbst innerhalb der bolsche- 
wistischen Führungsspitze wurde jedes 
Anzeichen misstrauisch beobachtet, das 
darauf hindeuten konnte, jemand strebe 
nach der Alleinherrschaft, nach neuem 
Bonapartismus. 

Derartige Verdächtigungen trafen zu- 
nächst Trockij, derin der Bevölkerungund 
insbesondere unter den Soldaten der Roten 
Armee als Sieger im Bürgerkrieg, als glän- 
zender Redner und Visionär beliebt war, 
jedoch viele Parteigenoss’innen vor den 
Kopf stieß, weil er sie seine intellektuelle 
Überlegenheit spüren ließ und zu einsamen 
Entscheidungen neigte. Als er sich 1927 
gegenüber konstruierten Anschuldigungen 
verantworten musste, die dann zu seinem 
Parteiausschluss führten, befürchtete er, 
dass in der Sowjetunion in Analogie zur 
Französischen Revolution die Erschie- 
ßungder „alten Revolutionäre“ vorbereitet 
werde, und zwar im „thermidorianischen 
Kapitel“ (Deutscher 1962: 331). Später 
interpretierte er den sowjetischen „Iher- 
midor“ als „bürokratische Reaktion“ unter 
Stalins Führung und als „Vernichtung der 
Revolutionäre im Namen der Revolution“ 
(Trotzki 1971: 233, 244, 246; vgl. 1968). 
Mit Stalins Alleinherrschaft und dem mit 
seinem Namen verbundenen Terror - sein 
Höhepunkt wurde 1937 erreicht (Schlögel 
2008) - fielen, folgt man dieser Vorstel- 
lungswelt, „Ihermidor“ und „Brumaire“ 
zusammen. 

Dieses oft schematische Denken in 
Gesetzmäßigkeiten und historischen Ana- 
logien, verbunden mit dem Bewusstsein, 
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die wissenschaftlich begründete „richtige“ 
Einsicht zu besitzen, versperrte vielfach 
den Blick auf die tatsächlichen Zusam- 
menhänge. Einzelne Erfolge wurden 
überbewertet, die sich vertiefende Kluft 
zwischen Ansprüchen und Erreichtem hin- 
gegen unterschätzt. Die Menschen, die die 
Revolution 1917 begrüßt oder zumindest 
mit verhaltenen, abwartenden Hoffnungen 
in die Zukunft geblickt hatten, wünschten 
sich Frieden, Ruhe, genügend Land und 
eine zusätzliche Kuh zur Sicherung der ei- 
genen Existenz, ausreichend zu essen und 
eine angemessene Wohnung. Die Elektri- 
fizierung sollte ihnen Licht und Arbeits- 
erleichterung bringen - die Visionen der 
Kommunist*innen waren ihnen zu weit 
entfernt. Je weiter die Lebensbedingungen 
der breiten Masse der Bevölkerungund die 
Zukunftsutopien der Kommunisten aus- 
einanderklafften, desto rascher neigte ein 
Großteil der Bolschewiki dazu, Gewalt ein- 
zusetzen (Haumann 2012b). Die Utopien 
verkamen zu schönen Versprechungen. 


Was bleibt von der Russischen 
Revolution? 


Die Vorgänge von Februar bis Oktober 
1917 in Russland bildeten einen Prozess 
revolutionären Wollens, der sich aus den 
Lebenswelten der Menschen entfaltete, 
im Laufe des Jahres radikalisierte und zu 
zwiespältigen Folgen führte. Die Ideen, 
die sich in der Revolution äußerten, ver- 
breiteten sich über die ganze Welt. So wie 
die Französische Revolution trotz aller 
negativen Auswirkungen für uns heute 
noch ein Bezugspunkt für das Streben nach 
Freiheit und Menschenrechten ist, wird die 
Russische Revolution als ein Bestandteil 
dieses Strebens nach einer gerechten und 
besseren Welt lebendig bleiben. Revoluti- 
onen versprechen allerdings in der Regel 
mehr, als sie einlösen können. Deshalb ist 
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die Erinnerung an die Russische Revolu- 
tion auch verbunden mit der Trauer um 
die Opfer, die sie forderte, um das Leid, 
das sie brachte, und um das Scheitern der 
Erwartungen, die sie geweckt hatte (vgl. 
Heller 2015: 239£.). 

Bis heute sind die Forderungen nach 
ausreichender Ernährung, nach einer 
gerechten Landverteilung, nach Frieden 
und Freiheit, nach Autonomie, Mitbe- 
stimmung und Selbstverwaltung, nach 
einer Verbindung von moderner Technik 
und sozialer Politik sowie nach einer Über- 
windungder kapitalistischen Wachstums- 
gesellschaft zeitgemäß. Deshalb müssen 
wir uns mit der Russischen Revolution 
beschäftigen. Sie ist eine der entscheiden- 
den Voraussetzung für den Verlauf der 
Geschichte des 20. und 21. Jahrhunderts. 
Wir müssen uns damit beschäftigen, um 
an vielen Ideen, Visionen, Konzeptionen 
und Maßnahmen anknüpfen zu können, 
die nach wie vor aktuell sind (Haumann 
2012a: 171). Dazu gehört auch, danach 
zu fragen, welche Alternativen durchaus 
realistisch waren, aber nicht verwirklicht 
wurden, und einen anderen Weg der Ent- 
wicklung eröffnet hätten, hingegen wegen 
der jeweiligen situativen Bedingungen 
keinen Erfolg hatten. Weiter müssen wir 
uns mit der Russischen Revolution be- 
schäftigen, um zu fragen, warum sich die 
Hoffnungen vieler Menschen, die mit ihr 
verbunden waren, nicht erfüllten, warum 
sie scheiterte, so viele Opfer forderte und 
so viel Leid brachte. Wir müssen uns da- 
mit beschäftigen, um die Mechanismen 
offenzulegen, wie die revolutionären Ziele 
und Ideale, die sich mit den Bedürfnissen 
des überwiegenden Teils der Bevölkerung 
deckten, in eine Politik von Gewalt und 
Unterdrückung umschlagen konnten. 
Auch aus dem Scheitern können wirlernen. 

Darüber hinaus vermag nach wie vor 
zu faszinieren, zu welcher Begeisterung, 
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zu welchem Einsatz und zu welchen Zu- 
kunftsvorstellungen Menschen fähig sind. 
Weiter erkennen wir, wie vielschichtig die 
Lebenswelten und die Verhältnisse, aber 
auch die Sichtweisen der damals Aktiven 
waren - und dass es deshalb nicht verwun- 
dert, wenn heute ebenfalls die Beurteilun- 
gen der Revolution sehr unterschiedlich 
ausfallen. Geschichte setzt sich aus vielen 
Fragmenten und Wahrnehmungen zusam- 
men. Die Bolschewiki können nicht von 
vornherein als Verbrecher abqualifiziert 
werden. Doch im Nachhinein ist festzu- 
stellen, dass gerade ihre Unterschätzung 
des Problems der Gewalt, ihre Neigungzur 
übermäßigen Zentralisierung von Macht 
und zu hierarchischen Entscheidungspro- 
zessen wichtige Voraussetzungen für das 
spätere System des Stalinismus schufen. 
Das bedeutet nicht zuletzt: die Entwick- 
lung der Revolution zeigt anschaulich, 
dass oft etwas anderes als „das Gewollte“ 
(Engels, MEW 21: 296f.) herauskommt, 
etwas anderes, als die Revolutionäre beab- 
sichtigt hatten. 

Die Sozialisttinnen undKommunist*in- 
nen in Russland wollten eine freie Gesell- 
schaft freier Menschen erreichen, eine 
„Assoziation, worin die freie Entwicklung 
eines jeden die Bedingung für die freie 
Entwicklung aller ist“ - wie sie Marx und 
Engels vorschwebte (MEW 4: 482). Das 
bedeutete, eine solidarische Gesellschaft 
anzustreben, in der die Menschen mitein- 
ander und füreinander in „wechselseitiger 
Anteilnahme“, also in einer neuen, egalitär- 
partizipatorischen Lebensform, tätigsind. 
Sie stünden untereinander in einer sozialen 
Beziehung, aber auch mit allem, auf das sie 
in ihrer Lebenswelt treffen würden (Hon- 
neth 2017: 48, vgl. 132, 144, 166; Adam- 
czak 2017: bes. Teil 3; Haumann 2012a). 
Der Weg dorthin ist noch offen. In der 
Russischen Revolution konnten sich diese 
ursprünglichen Ideen nicht durchsetzen, 
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obwohl sie immer wieder als Kern des Sozi- 
alismus bezeichnet wurden. Wäre es unter 
anderen Verhältnissen gelungen? Wir wis- 
sen es nicht. Die Russische Revolution zeigt 
jedenfalls, dass die Spannbreite zwischen 
den Ansprüchen der Revolutionäre und 
den Erwartungen der Menschen, um die 
es geht, zu groß war. Und sie zeigt weiter: 
Im Einsatz von Gewalt gegen Oppositio- 
nelle und Andersdenkende lag der Keim 
des Scheiterns. Wenn also nach Wegen 
zur Veränderung der Gesellschaft gesucht 
wird, dann bedarf es - nach den Erfah- 
rungen der Russischen Revolution - einer 
überzeugenden Strategie, die Wünsche, 
Bedürfnisse, Hoffnungen und Sehnsüchte 
der Menschen aufzugreifen, und es bedarf 
einer überzeugenden Strategie der Ge- 
waltlosigkeit. Die Beschäftigung mit der 
Geschichte der Russischen Revolution mag 
uns lehren, wie das möglich sein könnte. 
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